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Editorial

Das ,4Communistische Manifest" ist ein historisches Dokument im doppelten
Sinne: ein durch den geschichtlichen Stand seiner Entstehungszeit geprägtes
Dokument und ein geschichtsmächtiges Dokument, das seinerseits die Gesell-
schaftsgeschichte nachhaltig geprägt hat. Wolfgang Abendroth schrieb anläss
lich des 125. Jahrestages: ,JCann man sich ohne das Manifest den Aufstieg der
internationalen Sozialdemokratie ... vorstellen? Wäre der Oktober 1917 ohne

das Kommunistische Manifest denkbar?" (Deutsche Volkszeitung, 15. März
1973). Eric Hobsbawm konstatierte 1998: Die Welt, die Marx und Engels im
Manifest beschrieben haben, ist „unübersehbar die Welt, in der wir 150 Jahre
später leben" (Frankfurter Rundschau, 14. Februar 1998).

Marx und Engels selbst hatten das Manifest im „Vorwort" von 1872 im glei
chen Sinne als ein „geschichtliches Dokument" behandelt: Angesichts der
Dynamik der kapitalistischen Entwicklung und der Erfahrungen der sozialisti
schen Bewegung sei es „stellenweise veraltet". Aber zugleich stellten sie fest:
„Wie sehr sich auch die Verhältnisse ... geändert haben, die in diesem Mani
fest entwickelten allgemeinen Grundsätze behalten im Ganzen und Großen
auch heute noch ihre volle Richtigkeit". Die großen Jahrestage seines Er
scheinens sind Gelegenheit, sich der Geschichte und Aktualität dieser wich
tigsten Programmschrift des Marxismus zu versichern (vgl. Z 33, 150 Jahre
Kommunistisches Manifest, März 1998).

Das Manifest wird weithin mit den Namen von Marx assoziiert. Eike Kopf
fi-agt nach dem Anteil von Engels. Er verweist auf beider enge Zusammenarbeit
und ständigen Kontakt in der Zeit der Entstehung des Manifests. Engels ver-
fasste 1847 die dem Manifest vorausgehenden Dokumente (Entwurf des
„Kommimistischen Glaubensbekenntnisses", „Grundsätze des Kommunis
mus"); seine Idee war es, auf die Katechismus-Form zu verzichten. Kopf fuhrt
eine Vielzahl von Formulierungen im Manifest an, die sich in Engels Schrif
ten seit der ,J.age der arbeitenden Klasse in England" (1845) bis ins Details
nachweisen lassen.

Der Entwurf des ,JCommunistischen Glaubensbekennmisses" von Engels aus
dem Jahr 1847, der zu den unmittelbaren Vorarbeiten des Manifests gehört,
wurde erstmals 1969 veröffentlicht. Er findet sich aber nicht in der MEW (Bd.
4 mit den Schriften von 1846-1848 erschien schon 1959) und noch nicht in
der MEGA^. Wir dokumentieren ihn auf den Seiten 22-27.

Mit dem Formationsbegrifif diskutiert Wolfgang Küttler ein klassisches Kon
zept marxistischer Geschichtstheorie. Der Kapitalismus erscheint in Küttlers
Rekonstruktion als „Großformation", innerhalb derer sich historisch dynami
sche Entwicklungen vollzogen und auch heute noch vollziehen. Küttler geht
aus von der Diskrepanz zwischen der hochaktuellen Kritik des Kapitalismus im
Manifest und dem Scheitern der bisherigen Ansätze seiner Überwindung - die
„große Herausforderung fiir marxistisches Denken in der Gegenwart". Er refe
riert die Entwicklung der Formationstheorie bei Marx und Engels und der sich
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im Anschluss an sie im 20. Jahrhundert stellenden revolutionstheoretischen Fra

gen, Insbesondere erscheinen in dieser Perspektive die Revolutionen des 20.
Jahrhunderts nicht als eigenständiger Revolutionszyklus des Übergangs zu ei
ner neuen sozialistischen Formation, sondern als Teile des neuzeitlichen Re

volutionszyklus selbst. Diese Sicht birgt auch politische Implikationen einer
politischen Strategie, die sich nicht mehr als Orientierung „auf letzte Gefech
te" verstehen könne.

In die Bewegungsgesetze des Kapitals ist immer auch (politische) Macht ein
geschrieben. In Auseinandersetzung mit existierenden Ansätzen zur Theorie
der Macht und des Staates im Umfeld des Marxismus - die er für unzurei

chend hält - verweist Mohssen Massarrat auf die Bedeutung dieser Kategorie
für das Verständnis konkreter ,Jiistorischer" kapitalistischer Gesellschaften.

Entwicklung und Krise des „Eurokapitalismus" sind Gegenstand von drei Bei
trägen, mit denen wir die Analysen zur Euro-Krise fortsetzen. Jürgen Leibiger
bietet in seiner Darstellung der Entwicklimg der EU bis zur jüngsten Eurokri
se wichtige Ansatzpunkte für eine Überprüfung der bisherigen linken Positio
nen zum europäischen Integrationsprozess. Letzten Endes zeigt sich, dass die
Linke bislang meist nur auf politische Entwicklungen reagiert hat, dass sie kein
eigenes europäisches ,J*rojekt" besitzt. Notwendig sei es daher, in der Zukunft
eigene Vorstellungen von einem progressiven europäischen Einigungsprozess
zu entwickeln. Kees van der Pijl und Otto Holman untersuchen transnationale

Kapitalverflechtungen und die Stellung des deutschen Kapitals in der EU. Sie
vertreten die These, dass das deutsche Kapital im Zuge der europäischen Integ
ration eine Vorrangstellung in Europa (zurück-)gewonnen hat, die es mit dem
zweiten Weltkrieg verloren hatte. Für diesen Prozess spielten u.a. die Wieder
vereinigung, die Auflösung der .^Deutschland AG" und die verstärkte euro
atlantische Transnationalisierung des deutschen Kapitals eine wesentliche Rolle.

Eine Weichenstellung für die europäische Integration stellte der Marshall-Plan
dar, der vor 65 Jahren, im April 1948, vom US-Kongress verabschiedet wur
de. Bis heute wird dem Plan eine wichtige Rolle beim Wiederaufbau der
westdeutschen und westeuropäischen Wirtschaft attestiert. Dieses positive
Image des Marshall-Plans wird selbst in aktuellen politischen Initiativen im
mer noch sichtbar wie dem Konzept der europäischen Gewerkschaften für ein
europäisches Zukunftsprogramm zur Überwindung der Eurokrise, das als
„Marshall-Plan für Europa" daherkommt. Wir nehmen das zum Anlass, einen
Auszug aus einer 1948 veröffentlichten Broschüre von Josef Schleifstein
nachzudrucken. Er zeigt, dass der Marshall-Plan Teil einer strategischen Neu
bestimmung in der Zeit der Herausbildung des Kalten Krieges war, in der die
USA ihre hegemonialen ökonomischen und politischen Interessen gegenüber
Europa neu definierten.

***

Weitere Beiträge: Um „Soziologie und intellektuelles Engagement" geht es in
einem Gespräch, das Claudia Krieg mit dem Soziologen, Politikwissenschaft-
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ler und Germanisten Lothar Peter führte. Peter erläutert die Bedeutung der
marxistischen Theorie für seine intellektuelle Arbeit und sein politisches En
gagement seit den 1960er Jahren, reflektiert das Verhältnis von Marxismus und
Soziologie und spricht über seine Erfehrungen damit, notwendige politische
Veränderungen auch in der eigenen Lebensweise sichtbar werden zu lassen.

Der Rekonstruktion einer materialistischen Dialektik durch den Philosophen
Hans Heinz Holz widmet sich der Beitrag Jörg Zimmers. Zimmer zeichnet
insbesondere die von Holz stets vertretene Transformation der Metaphysik
nach und zeigt, wie in seiner Konzeption von Dialektik der Spiegelmetapher
die zentrale Rolle eines „Strukturmodells von Seinsverhältnissen" zukommt.
Holz spricht somit von Widerspiegelung nicht im Sinne erkenntnistheoretisch
gefasster Abbildungen, sondern in „einem strengen ontologischen Sinn".

Am Beispiel der Occupy-Bewegung, insbesondere der Blockupy-Aktionen
2012 in Frankfurt am Main, setzt sich Elke Steven kritisch mit den vielfiiltigen
Bestrebimgen von staatlicher Seite auseinander, das Versammlungsrecht ein
zuschränken und imterstreicht den hohen Stellenwert dieses Grundrechts als

,Xuflröhre der Demokratie". Denkrichtungen kritischer Auseinandersetzung
mit autoritären Tendenzen im Sozialismus beschreibt Jörg Wollenberg im
zweiten Teil seines Beitrags ,3asisdemokratie und Arbeiterbewegung" (Teil I
erschien in Z 92). Im für die Geschichte der Arbeiterbewegung zentralen Kon
flikt zwischen Basisdemokratie und Zentralismus würdigt er - bezogen auf die
Zeit zwischen 1945 bis in die 1980er Jahre - das langjährige Wirken der in der
Tradition Rosa Luxemburgs stehenden Linksozialisten wie Walter Fabian u. a..

Der ökonomische Aufstieg der Länder der bisherigen Peripherie im kapitalis
tischen Weltsystem wird mit Recht viel diskutiert. Wenig Aufinerksamkeit
wird dabei den sozialen Auseinandersetzungen geschenkt, letzten Endes dem
dynamischsten Element dieser Gesellschaften. Am Beispiel einer konkreten
Auseinandersetzung im mexikanischen Bundesstaat Oaxaca von 2006 zeigt
Robert Swoboda, dass deren Entfaltung nur aus dem jeweiligen historischen
und kulturellen Kontext verstanden werden kann.

***

Mit Wirkung zum März d.J. müssen wir die Bezugspreise für Z - wenn auch
moderat - anheben. Wir reagieren damit auf die erhöhten Preise für den Post
vertrieb. Die Abonnementspreise betragen in Zukunft 35,- Euro (ermäßigt:
28,- Euro) für das Inland und 43.- bzw. 36.- Euro für das Ausland.

Z 94 (Juni 2013) wird sich mit Fragai von Rüstung und Militarisierung befessen.



Eike Kopf

Hätte es ohne Engels das „Manifest' gegeben?

Zum 165. Jahrestag des Erscheinens des „Kommunistischen
Manifests"

Im Januar 1848 brachte der 1825 im thüringischen Blankenhain geborene
Schneider Friedrich Leßner, der 1846 in Hamburg dem Arbeiterbildungsverein
angehörte und 1847 nach London emigriert war, ein Manuskript in das Büro der
dortigen ,3ildungs-Gesellschaft für Arbeiter" mit angeschlossener kleiner Dru
ckerei von J. E. Burghard in 46, Liverpool Street, Bishopsgate. Leßner erinnerte
sich; ,Als dann Anfeng 1848 das ,Kommunistische Manifest' in London ein
traf sollte auch ich einen bescheidenen Anteil an der Veröffentlichung dieses
epochemachenden Dokuments haben: ich trug nämlich das Manuskript zum
Drucker, von dem ich die Abzüge zur Korrektur an Karl Schapper brachte."*
Burghard war Mitglied des sich seit dem 9. Juni 1847 so nennenden intematio-
nalen ,3undes der Kommunisten" und wollte eine ,JCommunistische Zeit
schrift" herausbringen. Das Probeblatt vom September 1847 trug die vom
I. Kongress angenommene Losung ,3roletarier aller Länder, vereinigt euch!"^
Schriftsetzer, Sprachlehrer und Gründungsmitglied Karl Schapper veröffentlich
te darin den Artikel ,3roletarier", worin es u. a. hieß: „Wir nennen das Blatt
,Kommunistische Zeitschrift', weil wir überzeugt sind und wissen, daß diese
Befreiung nur durch eine gänzliche Umgestaltung der jetzt existierenden Eigen
tumsverhältnisse bewirkt werden, mit einem Wort, nur auf die Gemeinschaft
gegründeten Gesellschaft stattfinden kann. Es war unsere Absicht, hier ein kur
zes und für alle leicht &ßliches kommunistisches Glaubensbekenntnis einzu

schalten, und der Entwurf eines solchen ist auch bereits geschrieben. Da dieses
Glaubensbekenntnis nun künftighin unserer Propaganda als Richtschnur dienen
soll, folglich von der höchsten Wichtigkeit ist, so hielten wir es für unsere
Pflicht, diesen Entwurf unseren Freunden auf dem Festlande zuerst zuzuschi
cken, um ihre Ansichten darüber zu vemehmen. Sobald wir die Antworten von

unseren Freunden erhalten haben, werden wir die nötigen Abänderungen und
Zusätze machen und es in die folgende Nummer einrücken."^ Es erschien je-

*  Friedrich Leßner: Ich brachte das „Kommunistische Manifest" zum Drucker, Berlin 1975, S.
66/67. Zur Entstehung und Editionsgeschichte des „Manifests" siehe u. a. Martin Hundt: Wie
das „Manifest" entstand. 2., überarb. u. erw. Aufl. Berlin 1985; Thomas Kuczynski: Das
Kommunistische Manifest (Manifest der Kommunistischen Partei) von Karl Marx und Fried
rich Engels. Von der Erstausgabe zur Leseausgabe. Mit einem Editionsbericht. Schriften aus
dem Karl-Marx-Haus Trier 49, Trier 1995, sowie Wolfgang Meiser: Das Manifest der Kom
munistischen Partei vom Februar 1848. Zur Entstehung und Überlieferung der ersten Ausgabe,
in: MEGA-Studien 1996/1, S. 66-107.

2
Siehe Martin Hundt: Wie das ,>Ianifest" entstand., a.a.O., S. 91.

3
Probebiatt der „Kommunistischen Zeitschrift", Nr. 1. In: Der Bund der Kommunisten. Doku

mente und Materialien. Band 1. 1836-1849, Berlin 1970, S. 504.
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doch nur das Probeheft der Zeitschrift; das ,Manifest" des III. Bundeskongres
ses erschien als Separatdruck.

Zur Vorgeschichte des „Manifests"

Man muss berücksichtigen, dass Marx und Engels von November 1845 bis
Juni 1846 in Brüssel damit beschäftigt waren, Manuskripte und Drucke für die
Sammelpublikation ,J)ie deutsche Ideologie"'* zu er- bzw. bearbeiten. Die
letzten etwa zwei Monate dieser Arbeit überlappten sich zeitlich z. B. mit der
Erarbeitung des Zirkulars gegen Hermann Krieges „Volkstribun' und Karl
Grüns sozialistische Auffassungen*" sowie mit der praktisch-organisatorischen
Tätigkeit im Brüssler kommunistischen Korrespondenzkomitee.

Auch die 1847 entstandenen Arbeiten von Marx und Engels zeigen, wie sich in
weltanschaulicher Hinsicht die weitere Ausarbeitung der materialistischen Ge
schichtsauffassung (oder Gesellschaflsphilosophie bzw. allgemeinen Soziolo
gie), der ökonomischen und politischen Auffassungen von Marx und Engels
vollzog und sich deren Verbindung mit der kommunistischen Arbeiterbewe
gung bis Februar 1848 fortsetzte. Die inhaltlichen Gegenstände der zeitgenössi
schen Debatte waren philosophischer, ökonomischer, politischer, juristischer,
reügiöser und künstlerischer Art; sie vollzog sich unter politischen Rahmenbe
dingungen, die im Vorfeld der Welle bürgerlich demokratischer Revolutionen in
Europa von 1848/49 durch die Karlsbader Beschlüsse der monarchischen ,JIei-
ligen Alhanz" von 1819 (verschärft 1831 bis 1834, zweite Demagogenverfol-
gung) geprägt waren. Eine nicht zu unterschätzende Wirkung auf das theoreti
sche Schaffen und praktische Wirken von Marx und Engels hatte der Aufstand
der Weber im schlesischen Peterswaldau und Langenbielau im Juni 1844. Das
war die erste bedeutende revolutionäre Emanzipationsbewegung der noch in der
Herausbildung befindlichen sozialen Klasse der deutschen Proletarier.

Marx lebte nach seiner Ausweisung aus Paris seit dem 3. Februar 1845 in
Brüssel. Engels war Anfang April desselben Jahres von Barmen zu Marx nach
Brüssel übergesiedelt. Sie traten dort mit emigrierten deutschen und belgischen
demokratischen und sozialistischen Arbeitervertretem sowie mit polnischen
Emigranten in Verbindung. Von Mitte Juli bis Ende August 1845 reisten sie
ganeinsam nach London und Manchester, um englische ökonomische Literatur
zu studieren und Einblicke in das Leben und die politische Bewegung der engh-
schen Arbeiter zu gewinnen. Anfiing 1846 gründeten sie in Brüssel ein kommu
nistisches Korrespondenz-Komitee und unternahmen Schritte zur Gründung
ähnlicher Komitees in London, Paris und einigen deutschen Städten.

Siehe Karl Marx/Friedrich Engels: Die deutsche Ideologie. In: Werke, Berlin 1956 ff. (nach
folgend: MEW), Bd. 3.

^ Siehe Karl Marx/Friedrich Engels: Zirkular gegen Kriege. In: MEW Bd. 4, S. 3-17.
^ Siehe Friedrich Engels: Deutscher Sozialismus in Versen und in Prosa. 2. Karl Grün: „Über

Goethe vom menschlichen Standpunkte." Darmstadt, 1846; Friedrich Engels: Die wahren So
zialisten. In: MEW Bd. 4, S. 222-290 (speziell bis 260).
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Aus Engels' Entwurf ,J)ie wahren Sozialisten" ist zu ersehen, dass es ihm und
Marx 1845 bis 1847 in der weltanschaulichen Debatte mit Zeitgenossen vor al
lem um die „Geschichtsauffassung"^ ging, worunter er und Marx die allgemeine
Theorie der menschlichen Gesellschaft und ihrer Geschichte verstanden. In ihrer
Kritik an Feuerbachs Geschichtsauffassung heißt es 1846: „Wir kennen nur eine
einzige Wissenschaft, die Wissenschaft der Geschichte. Die Geschichte kann
von zwei Seiten aus betrachtet, in die Geschichte der Natur und die Geschichte
der Menschen abgeteilt werden. Beide Seiten sind indes nicht zu trennen;... auf
die Geschichte der Menschen werden wir indes einzugehen haben ... Die Ideo
logie ist nur eine Seite dieser Geschichte."® Marx und Engels bezeichneten im
November 1847 ihren Standpunkt im Unterschied zu den „utopistischen kom
munistischen Systemen" als „kritischen Kommunismus".'

Die seit etwa Mitte 1846 von Engels erarbeiteten Entwürfe und Zeitungsartikel,
in denen er sich mit den Auffassungen von verschiedenen Vertretern des so ge
nannten wahren Sozialismus auseinandersetze und sich auf Publikationen sowie
die persönliche Kenntnis des Entwicklungsstandes praktischer sozialistischer
Bewegungen in England, Frankreich und in deutschen Ländern stützte, trugen
entscheidend zur Schärfüng der theoretischen Fundierung der eigenen Auffas
sung von der Gesellschaft und ihrer Geschichte bei. So schrieb er z. B.: ,3ootes
träumt, was für Frankreich und England, wo die Bourgeoisie herrscht, gut sei,
müsse auch für Sachsen gut sein, wo sie noch lange nicht herrscht. Wie wenig
übrigens selbst in England und Frankreich das Proletariat gegen Fragen gleich
gültig bleiben kann, die zunächst allerdings nur ein Interesse der Bourgeoisie
oder einer Fraktion derselben sind, kann Bootes täglich in den dortigen Proleta-
rieijoumalen lesen. Dergleichen Fragen sind u. a. in England die Aufliebung der
Staatskirche, das sogenannte equitable adjustment [gerechter Ausgleich - E. K.]
der Nationalschuld, die direkte Besteuerung, in Frankreich die Ausdehnung des
Wahlr(w:hts auf die kleine Bourgeoisie, Aufliebung der städtischen Oktrois
usw." Engels bemühte sich, bei seinen Erwägungen die Voraussetzungen
möglichst realistisch zu berücksichtigen; so schrieb er u. a. etwa Februar 1847,
dass ,4n England... die Chartisten in jeder einzelnen Fabrikstadt mehr Tätigkeit
entwickeln als alle politischen, sozialistischen und religiösen Parteien in ganz
Deutschland zusammen".

Der Fortschritt der Erkenntnisse und deren Verbindung mit der entstehenden
praktischen Arbeiterbewegung, gipfelnd im ,JVIanifest der Kommunistischen
P^ei" und dessen Annahme als Parteiprogramm des ,3undes der Kommu
nisten", soll an wenigen Beispielen dokumentiert werden.

7
Fnedrich Engels: Die wahren Sozialisten. In: MEW Bd. 4, S. 282.

s
Siehe Karl Marx/Friedrich Engels: Die deutsche Ideologie. In: MEW Bd. 3, S. 18, bzw. Marx-
Engels Jahrbuch 2003, S. 312.

9
Siehe Karl Marx: Die moralisierende Kritik und die kritisierende Moral. In: MEW Bd. 4, S. 358.

Friedrich Engels: Die wahren Sozialisten. In: MEW Bd. 4, S. 265.

Ebenda, S. 275.



Kopf: Hätte es ohne Engels dasManifest" gegeben? 11

Engels hatte bereits in seiner ersten Rede in den „Versammlungen in Elberfeld
in seinem Bericht „Das Fest der Nationen in London"^^ und in seinem

Manuskript über den Status quo oder die Konstitutions-Frage und die Bourgeoi
sie in Deutschland^'* theoretisch fimdiert grundsätzliche, programmatische Er
kenntnisse für eine proletarische kommumstische Arbeiterbewegung entwickelt.

Seit Mitte August 1846 wieder in Paris lebend, setzte er sich in Absprache mit
dem Brüsseler Korrespondenzkomitee mit umfengreichen Kenntnissen und so
liden Erfehrungen zielstrebig für die praktische politische und organisatorische
Entwicklung einer selbständigen und selbstbewussten Arbeiterbewegung in
Westeuropa und Nordamerika ein. Davon zeugen seine Artikel in der , JDeut-
schen-Brüsseler-Zeitung", in der Pariser „La Reforme" und im »J^Jorthem Star",
dem zentralen Organ der Chartisten.*^
Vor allem Engels bewirkte die fundierte und ergebnisorientierte Meinungsbil
dung und Programmdiskussion des im Sommer 1847 in London gegründeten
,3undes der Kommunisten", wofür er sich auf die gemeinsame Arbeit in den
Jahren 1845/1846 mit Marx an der geplanten Sammelpublikation ,JDie deut
sche Ideologie" stützen konnte. So schrieb er den Entwurf des ,JCommunisti-
schen Glaubensbekenntnisses", der vom ersten Bundeskongress am 9. Juni
1847 angenommen und den Bundesgemeinden zur inhaltlichen Vorbereitung
des zweiten Kongresses Anfeng Dezember 1847 in London übermittelt worden
war.*^ Hierzu schreibt Martin Hundt, einer der Editoren: entscheidende
Teil des »Entwürfe des Kommunistische Glaubesbekenntnisses' kann man die
Punkte 7 bis 13 ansehe, in dee Engels ausführlich und sich kaum noch an die
BCatechismusform halted eine historisch-materialistische Begründung des
Kommunismus gab. (...) Mit dem .Entwurf des Kommunistischen Glaubesbe
kenntnisses' konnte die Mitglieder des Bundes eine wesetlich konstruktive
re Beitrag zur Herausarbeitung des Programms leiste... Zwische dem I. und
dem II. Kongreß kam es nun zur erste umfessede Programmdiskussion in
der Geschichte der Arbeiteiterbewegung."*^
Engels ealysierte in de folgeden Monate die Kriseerscheinunge, die 1847
in Großbritannie begänne, und machte in Zeitungsartikeln deren Unterschiede
zu dee ve 1837 sowie 1842 deutlich. Er beschrieb die daraus etspringede
und wachsede Unzufriedenheit der in ihrer Existenz bedrohte werktätige Mas-

Siehe Friedrich Engels: Zwei Reden in Elberfeld. In: MEW Bd. 2, S. 536-557.

Siehe Friedrich Engels: Das Fest der Nationen in London. In: MEW Bd. 2, S. 611-624.

Siehe Friedrich Engels: Der Status quo in Deutschland. In: MEW Bd. 4, S. 40-57.

Siehe die Inhaltsübersicht in MEW Bd. 4.

Abgedruckt in diesem Heft, S. 22-27. Das von Engels entworfene „Kommunistische Glaubensbe
kenntnis" wurde ediert in: Bert Andreas (Hrsg.), Gründungsdokumente des Bundes der Kommunis
ten (Juni bis September 1847), Hamburg 1969, S. 53-58, und in: Der Bund der Kommunisten. Do
kumente und Materialien. Redaktion: Herwig Förder, Martin Hundt, Jefim Kandel, Sofia Lewiowa.
Bd. 1, Berlin 1970, S. 470475.

*' Martin Hundt: Wie das „Manifest" entstand, a.a.O., S. 76 und 79.
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sen und vermittelte über Ländergrenzen hinweg Er&hrungen der Arbeiterorgani
sationen wenige Monate vor Ausbruch der Revolutionswelle von 1848/49. Das
zeigte sich z. B. in seinen Artikeln für die Pariser Zeitung, Reforme" von Ende
Oktober 1847.^*

Bis etwa Ende November erarbeitete Engels auf der Grundlage des „Glaubensbe
kenntnisses" die „Grundsätze des Komniunismus".^' Am 23. November 1847
schrieb er aus Paris an Marx in Brüssel: „Überleg Dir doch das Glaubensbekennt
nis etwas. Ich glaube wir tun am besten, wir lassen die Katechismusform weg und
titulio-en das Ding: Kommunistisches Manifest. Da darin mehr oder weniger Ge
schichte erzählt werden muß, paßt die bisherige Form gar nicht Ich bringe das
hiesige mit das ich gemacht habe, es ist einfech erzählend, aber miserabel redi
giert, in fürchterliche Eile. Ich fenge an: Was ist Kommunismus? und dann gleich
das Proletariat - Entstehungsgeschichte, Unterschied von früheren Arbeitem,
Entwicklung des Gegensatzes des Proletariats und der Bourgeoisie, Krisen, Folge
rungen. Dazwischen allerlei Nebensachen und schließlich die Parteipolitik der
Kommunisten, soweit sie vors Publikum gehört Das hiesige ist noch nicht ganz
zur Bestätigung vorgelegt, aber ich denke, bis auf einige ganz kleine Kleinigkei
ten, es so durchzusetzen, daß wenigstens nichts gegen unsre Ansichtai drin
steht"^^

Hinsichtlich des neuen Titels berücksichtigte Engels die Tatsache, dass sich
damals in Frankreich mehrere politische Organisationen ,Jvlanifeste"^^ gaben.
Im ,JDicti(mnaire des languages Frangoise & Allemande ... Par Chretien Fr^e-
ric Schwan ... ä Offenbach et ä Francfort ... 1810" hieß es: ̂ Manifeste... eine
Schrift, worin ein Fürst oder unabhängiger Staat die Ursachen seines Verfehrens
in einer wichtigen Sache und die Rechtfertigung desselben öffentlich bekannt
macht." Am 21. Oktober 1847 erschien in der Deutsche(n)-Brüsseler-Zeitung
von Karl Heinzen eine Entgegnung auf Engels' Artikel ,J)ie Kommunisten und
Karl Heinzen", die Marx als, Jleinzens Manifest in Nr. 84 der Deutschen Brüs
seler-Zeitung gegen die Kommunisten" bezeichnete.^^

18
Siehe [Friedrich Engels:] [La crise commerciale en Angieterre - Mouvement chartiste - Irlan-
de], geplant für MEGA^ Bd. 1/6, bzw. in: MEW Bd. 4, S. 325-327.

19
Siehe Friedrich Engels: Grundsätze des Konununismus. In: MEW Bd. 4, S. 361-380. - ,J)ie
große Bedeutung der .Grundsätze des Kommunismus' als Vorstufe der Geburtsurkunde des
wissenschaftlichen Kommunismus kann man nicht besser charakterisieren, als es Lenin tat, indem
er gerade bei der Erwähnung dieser Arbeit von Engels hervorhob, ,daß man die Namen Marx und
Engels mit Recht nebeneinander stellt als die Namen der Begründer des modernen Sozialismus'
[W. I. Lenin: Der Briefwechsel zvrischen Marx und Engels. In: Werke, Bd. 19, S. 554]." (Martin
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Siehe Karl Marx: Die moralisierende Kritik und die kritisierende Moral. In: MEW Bd. 4, S. 332.
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Abfassung des „Manifests"

Am 27. November 1847 reisten Engels von Paris und Marx von Brüssel nach
Ostende und von dort gemeinsam nach London, wo sie am 29. eintrafen und bis
zum 8. Dezember am n. Kongress des ,3undes der Kommunisten" teilnahmen.
Sie (formell nur Marx) wurden dort mit der Abfassung eines für die Öffentlich
keit bestimmten, ausfuhrlichen theoretischen und praktischen Parteiprogramms
beauftragt. Am 13. kehrte Marx und am 17. Dezember Engels aus London nach
Brüssel zurück. Zieht man die Verfahrensweise bei den früheren gemeinschaft
lichen Publikationen , J)ie heilige Familie" und ,3ie deutsche Ideologie" sowie
Engels' „Glaubensbekenntnis" und Engels' „Grundsätze des Kommunismus" in
Betracht, so kann man annehmai, dass Engels - nach Verständigung mit Marx
— bis zu seiner Rückreise nach Paris Ende Dezember 1847 in Brüssel am Ent
wurf des ,J^anifest" gearbeitet hat. Das ist angesichts der an den Tag gelegten
termintreuen und effektiven Arbeitsweise von Engels eine realistische Annah
me. Eine Vielzahl von Formulierungen im „Manifest" ist in den Schriften von
Engels seit seiner ,3äge der arbeitenden Klasse in England" von 1845 und in
den zuletzt genannten zwei Programmentwürfen bis ins Detail nachweisbar.

Am 25. Januar 1848 beschloss die Londoner Zentralbehörde des ,3undes der
Kommunisten": ,3ie Centraibehörde beauftragt hiemit die Kreisbehörde
Brüssel dem B[ruder] Marx anzuzeigen, daß, wenn das Manifest der kommu
nistischen Partei, dessen Abfassung er auf dem letzten Kongreß übemommen,
nicht bis Dienstag 1. Februar d. J. in London angekommen ist, weitere Maß
regeln gegen ihn ergriffen werden." Für den Fall, dass er das Manifest nicht
abfassen sollte, wurde die augenblickliche „Zurücksendung der ihm vom
Kongreß zugestellten Dokumente" verlangt.^ Engels war am 29. Januar. 1848
von der französischen Regierung wegen revolutionärer Betätigung unter den
Pariser Arbeitern des Landes verwiesen worden und traf am 1. Februar in
Brüssel ein. Wenn der von der Zentralbehörde gesetzte Termin von Marx ein
gehalten wurde, muss er allein die letzte Hand an des „Manifest" gelegt ha
ben. Allerdings hatte Marx bis dahin kaum einen mit seinen Verlegern verein
barten Abgabetermin eingehalten.

Es ist durchaus realistisch anzunehmen, dass Marx und Engels gemeinsam bis
spätestens 8. Februar die Endfassung erarbeitet haben. Selbst diese verspätete
Übergabe war - so mögen beide bedacht haben - auch für die Zentralbehörde
des „Bundes der Kommunisten" immer noch besser als eine Rückgabe der er
haltenen Materialien und die daraufhin notwendige Suche nach anderen Auto
ren. Auch gibt es für die Datierung noch den Anhaltspunkt, dass M^ -
wahrscheinlich in Absprache mit Engels - auf einen in der Brüsseler Zeitung
,3ebat social" vom 6. Februar veröffentlichten Artikel, der die Wirksamkeit
der ,yAssociation democratique" betraf, deren Vizepräsident Marx w^, erst
am 9. oder 10. desselben Monats mit einem Gegen-Artikel reagiert hat.

MEGA^ III/2, S. 384.4-9.

Siehe [Karl Marx:] Der Döbat social vom 6. Februar über die Association democratique. In;
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Vorarbeiten und Textentwürfe von Marx und Engels für das
„Manifest"

Einer von zwei Textzeugen für Marx' Arbeit am »Manifest" ist ein Planent-
wurf für den dritten Abschnitt „Sozialistische und kommunistische Litera
tur' , den Marx auf der Umschlagseite seines Heftes notiert hat, in welchem
sein Manuskript fiir den Vortrag über den .Arbeitslohn" enthalten ist.^' Ver
mutlich sind diese Notizen entstanden, nachdem Marx in London gelegentlich
des zweiten Bundeskongresses von Engels die „Grundsätze des Kommunis
mus" erhalten hatte. Die Notizen von Marx beziehen sich eindeutig auf En
gels' Antwort auf die Frage 24 „Wie unterscheiden sich die Kommunisten von
den Sozialisten?' Engels hatte darin geschrieben, dass sich die „sogenann
ten Sozialisten" in „drei Klassen" teilen: in Anhänger erstens der „feudalen
und patriarchalischen Gesellschaft", zweitens der .jetzigen Gesellschaft" und
drittens in die „demokratischen Sozialisten" und jeweils dazu Argumentatio
nen angeführt. Marx entwickelte daraus folgende Gliederung:

„1) Der reaktionäre Sozialismus, feudal, religiös-kleinbürgerlich.
2) Der bürgerliche Sozialismus.

3) Der deutsch-philosophische Sozialismus.

4) Die kritisch-utopischen Literatur-Systeme. Owen, Gäbet, Weitling, Fourier,
St. Simon, Babeuf.

5) Die unmittelbare Parteiliteratur.

6) Die Kommunistische Literatur."^'

Diese Gliederung stellt eine Vorstufe zu der im ,jvlanifest" getroffenen Glie
derung dar, die folgendermaßen lautete;

„1. Der reaktionäre Sozialismus...

a) Der feudale Sozialismus ...

b) Kleinbürgerlicher Sozialismus...

c) Der deutsche oder der .wahre' Sozialismus ...

2. Der konservative oder Bourgeoissozialismus ...

3. Der kritisch-utopische Sozialismus und Kommunismus

Der zweite Textzeuge für Marx' Arbeit am „Manifest" ist eine einzige erhaltene

MEWBd.4, S. 511-513.
26

Siehe MEW Bd. 4, S. 482-492.
27
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a. M. 1927 ff. (nachfolgend: MEGA'), 1/6, S. 449-499.
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Seite mit Entwürfen zu zwei Passagen über das Wesen der Ware und das
Lohnminimum?^ Diese zwei Passagai passen inhaltlich zu zwei Stellen in En
gels' „Grundsätzen des Kommunismus", wo sich Markierungen mit hochge
stelltem Stern und Klammer *) befinden, ohne dass es dazu eine Fußnote gibt.
Es handelt sich um ausgesprochen ökonomische Probleme, mit denen sich Marx
in seinen Vorträgen über den Arbeitslohn beschäftigt hatte. Marx hatte sich
nämlich nach Abschluss der Korrekturarbeiten für sein Buch ,JVlisCTe de la Phi
losophie", das Anfeng Juli 1847 erschienen war, dazu entschlossen, ökonomi
sche Zusammenhänge in Broschüren sowie in Vorträgen für die Brüsseler ,As-
sociation democratique' darzulegen, zu deren Vizepräsident ct Mitte November
gewählt worden war. Das Manusloipt zum „Arbeitslohn' hat Marx wahr
scheinlich Ende Dezember 1847 in Brüssel erarbeitet. Am 6. Januar 1848 teilte
die ,JDeutsche-Brüsseler-Zeitung" in einer redaktionellen Fußnote mit: ,Jn einer
fiftheren Sitzung des deutschen Arbeiter-Vereins hatte Karl Marx über die Frage
,Was ist Arbeitslohn?' einen Vortrag gehalten, klar, sachlich, und fasslich, mit
einer solchen Schärfe der Kritik der jetzigen Zustände und praktischen Beweis-
fuhrung, daß wir denselben unseren Lesem baldigst mittheilen ..."

Marx hatte 1845 in Brüssel in ,J)ie heilige Familie" zu Proudhon geschrieben:
,yAlle Entwicklungen der Nationalökonomie haben das Privateigentum zur Vor
aussetzung. ... Proletariat und Reichtum sind Gegensätze. Sie bilden als solche
ein Ganzes. Sie sind beide Gestaltungen der Welt des Privateigentums. Es hm-
delt sich um die bestimmte Stellung, die beide in dem Gegensatz einnehmen' .
Engels schuf gleichzeitig mit seiner ,JEinleitung" sowie insbesondere mit seinen
Kapiteln ,JDas industrielle Proletariat", „Die großen Städte",,J)ie Konkurrenz",
,J)ie irische Einwanderung" und ,Jlesultate" seines Buchs ,J)ie Lage der arbei-

Siehe MEW Bd. 4, S.610.

Siehe Engels' Antwort zu seiner Frage 5: „Die Arbeit») ist eine Ware wie jede andere und ihr
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tenden Klasse in England" die wissenschaftliche Voraussetzung dafür, dass er
am 15. März 1845 in Barmen resümieren konnte: „Schließlich habe ich noch
zwei Bemerkungen zu machen. Erstens, daß ich das Wort Mittelklasse fortwäh
rend im Sinne des englischen middle-class (oder wie fast immer gesagt wird:
middle-classes) gebraucht habe, wo es gleich dem fi-anzösischen bourgeoisie die
besitzende Klasse, speziell die von der sogenanntoi Aristokratie unterschiedene
besitzende Klasse bedeutet — die Klasse, welche in Frankreich und England di
rekt, und in Deutschland als ,öffentliche Meinung' indirekt im Besitze der
Staatsmacht ist. So habe ich auch die Ausdrücke: Arbeiter (working men) und
Proletarier, Arbeiterklasse, besitzlose Klasse und Proletariat fortwährend als
gleichbedeutend gebraucht.

Ebenso erweist sich Engels' Entwurf ,JDer Status quo in Deutschland"
(März/April 1847) als direkte uihaltliche Vorbereitung der theoretischen und
politischen Grundsätze des Kommunismus als einer der Bourgeoisie gegen
über selbständigen politischen Bewegung, wie sie wenige Monate später im
„Manifest" angenommen wurden, wenn es u. a. heißt: ,4Der wahre Sozialis
mus ist durch und durch reaktionär. Die Bourgeoisie hat diese reaktionäre Ten
denz des wahren Sozialismus längst gemeikt. Sie hat aber diese Richtung ohne wei
teres für die literarische Repräsentantin auch des deutschen Kommunismus ge
nommen und den Kommunisten öffentlich und privatim vorgeworfen, daß sie mit
ihrer Polemik gegen Repräsentatiwerfessung, Geschwomengaichte, Preßfreiheit,
mit ihrem Geschrei gegen die Bourgeoisie nur den Regierungen, der Bürokratie,
dem Adel in die Hände arbeiteten. Es ist hohe Zeit, daß die deutschen Kommu
nisten endlich diese ihnen zugemutete Verantwortlichkeit fiir die reaktionären
Taten und Gelüste der wahren Sozialisten ablehnen."^^ Im ,J^anifest" heißt es
wenig später: ,3s ist hohe Zeit, daß, die Kommunisten ihre Anschauungswei
se, ihre Zwecke, ihre Tendenzen vor der ganzen Welt offen darlegen

Im folgende gibt Engels in ,3)er Status quo" eine detaillierte Charakterisierung
der Borgeoisie als „die Klasse, die in allen Ländern den in der bürokratischen
Monarchie etablierten Kompromiß zwischen Adel und Kleinbürgerschaft stürzt
und dadurch zunächst für sich die Herrschaft erobert". Weiter schreibt er: ,JDie
entscheidende Fraktion der deutschen Bourgeoisie sind die Fabrikanten. Von
dem Aufblühen der Industrie hängt das Aufblühen des ganzen Binnenhandels,
des Hamburger und Bremer und zum Teil des Stettiner Seehandels, des Bankge
schäfts, hängt der Ertrag der Eisenbahnen und damit der bedeutendste Teil des
Börsengeschäfts ab. Unabhängig von der Industrie sind nur die Kom- und
Wollexporteurs der Ostseestädte und die unbedeutende Klasse der Importeurs

35
Friedrich Engels: Die Lage der arbeitenden Klasse in England. Vorwort In: MEW Bd. 2, S. 234.
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fremder Industrieprodukte. Die Bedürfiiisse der Fabrikanten repräsentieren also
die Bedürfiiisse der ganzen Bourgeoisie und der von der Bourgeoisie augai-
blicklich abhängigen Klassen.

Die Fabrikanten teilen sich wieder in zwei Sektionen^': Die eine gibt dem
Rohstoff die erste Verarbeitung und bringt ihn halbfertig in den Handel, die
zweite übernimmt den halbfertigen Rohstoff und bringt ihn als fertige Ware
auf den Markt. Zu der ersten Sektion gehören die Spinner, zu der zweiten die
Weber. Der ersten Sektion schließen sich in Deutschland ebenfells die Eisen
produzenten an."'*®
Allein diese Passagen zeigen, dass Engels wesentliche Voraussetzungen für
den Abschnitt „I. Bourgeois und Proletarier" des ,JVIanifest der Kommunisti
schen Partei" erarbeitet hat.

Die Liste könnte um wenigstens 45 Passagen aus Schriften von Engels erwei
tert werden, die vor Januar 1848 geschrieben wurden und z. T. wörtlich Ein
gang ins ,Manifest" gefunden haben. Einige wenige seien genannt.

- In ,X>er Status quo in Deutschland" hatte Engels geschrieben: ,J3ie Unter
ordnung der Douane und der Bürokratie unter das Interesse der industriellen
Bourgeoisie sind die beiden Maßregeln, an deren Durchsetzung die Bourgeoi
sie am direktesten beteiligt ist. (...) Sie ist genötigt, das ganze Gesetzgebungs-,
Verwaltungs- und Justizsystem fast aller deutschen Länder einer durchgrei
fenden Revision zu unterwerfen, denn dies ganze System dient der Erhaltung
und Stützung eines gesellschaftlichen Zustandes, an dessen Umwälzung die
Bourgeoisie fortwährend arbeitet."'** Im ,>lanifest" lesen wir: „Unabhängige,
fast nur verbündete Provinzen mit verschiedenen Interessen, Gesetzen, Regie
rungen und Zöllen wurden zusammengedrängt in eine Nation, eim Regierung,
ein Gesetz, ein nationales Klasseninteresse, eine Douanenlinie."

- In „Schutzzoll oder Freihandels-System" hatte Engels geschrieben: „Erst
wenn nur noch eine Klasse — die Bourgeoisie — ausbeutend und unterdrückend
dasteht (...) : erst dann entspinnt sich der letzte entscheidende Kampf, der
Kampf zwischen den Besitzenden und Besitzlosen, zwischen der Bourgeoisie
und dem Proletariat."'*^ Im ,JVIanifest" lesen wir: „Unsere Epoche, die Epoche
der Bourgeoisie, zeichnet sich jedoch dadurch aus, daß sie die Klassengegen
sätze vereinfacht hat. Die ganze Gesellschaft spaltet sich mehr und mehr in
zwei große feindliche Lager, in zwei große einander direkt gegenüberstehende
Klassen: Bourgeoisie und Proletariat."'*'*

Marx spricht dann im 20. Kapitel des zweiten Buchs des „Kapitals" von den „zwei Abtheilun
gen der gesellschaftlichen Produktion" (siehe MEGA', Bd. 11/13. S. 367 ff.).

'*® Friedrich Engels: Der Status quo in Deutschland. In: MEWBd. 4, S. 51/52.
Friedrich Engels: Der Status quo in Deutschland. In: MEW Bd. 4, S. 54.

'*^ Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei. [I.] In: MEW Bd. 4, S. 467.
Friedrich Engels: Schutzzoll oder Freihandels-System. In: MEW Bd. 4, S. 60.

'*'* Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei. [I.] In: MEW Bd. 4, S. 463.
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- In ,JDie Bewegungen von 1847" hatte Engels geschrieben: „Sie [die Bour
geoisie - E. K] will die ganze Welt nach ihrem Maßstabe einrichten, und auf
einem bedeutenden Teil der Erde wird ihr dies gelingai."'*^ Im »Manifest" le
sen wir: ,JDie Bourgeoisie ... Mit einem Wort, sie schafft sich eine Welt nach
ihrem eigenen Bilde."'*^
- In, J)ie Lage der arbeitenden Klasse in England" hatte Engels geschrieben:, Je
weiter das Fabriksystem in einen Arbeitszweig eingedrungen, desto mehr neh
men die Arbeiter an der Bewegung teil; je schärfer der Gegensatz zwischen Ar
beitern und Kapitalisten, desto entwickelter, desto schärfer das proletarische
Bewußtsein im Arbeiter. (...) Im allgemeinen aber sind alle Arbeiter der Indust
rie für eine oder die andere Form der Auflehnung gegen das Kapital und die
Bourgeoisie gewonnen, und darin sind alle einig, daß sie, als »Working Men'
(...) eine ei^e Klasse mit eignen Interessen und Prinzipien, mit eigner An
schauungsweise gegenüber allen Besitzende bilde, und zugleich - daß in ih-
ne die Kraft und die Entwicklungsfähigkeit de Nation ruht."'*^ Im .Manifest"
lese wir: ,JDie Kommuniste unterscheide sich von de übrige proletari
sche Parteie nur dadurch, daß eineseits sie in de veschiedee nationale

Kämpfe de Proletarie die gemeinsame, von de Nationalität unabhängige
Inteesse des gesamte Proletariats hervorhebe und zu Geltung bringe, and-
reseits dadurch, daß sie in de veschiedee Entwicklungsstufe, welche de
Kampf zwische Proletariat und Bourgeoisie durchläuft, stets das Inteesse de
Gesamtbewegung vertrete."^*
- In „Grundsätze des Kommunismus" hatte Engels geschrieben: ,J)ie Demo
kratie würde dem Proletariat ganz nutzlos sein, wenn sie nicht sofort als Mittel
zur Durchsetzung weitere, direkt das Privateigentum angreifende und die
Existenz des Proletariats sicherstellender Maßregeln benutzt würde. Die
hauptsächlichsten dieser Maßregeln, wie sie sich schon jetzt als notwendige
Folgen der bestehenden Verhältnisse ergeben, sind folgende:" Es folgt ein
ganzer Katalog an Übergangsmaßnahmen von „1. Beschränkung des Privatei
gentums durch Progressivsteuem, starke Erbschaftssteuern, Abschafiung der
Erbschaft der Seitenlinien (Brüder, Neffen etc.), Zwangsanleihen pp." über
„2. Allmähliche Expropriation der Grundeigentümer, Fabrikanten, Eisenbahn
besitzer und Schiffsreeder, teils durch Konkurrenz der Staatsindustrie, teils di
rekt gegen Entschädigung in Assignaten" bis zu „12. Konzentration des
Transportwesens in den Händen der Nation."^' Im .Manifest" lesen wir: ,J)as
Proletariat wird seine politische Herrschaft dazu benutzen der Bourgeoisie
nach und nach alles Kapital zu entreißen, alle Produktionsinstrumente in den

45
Friedrich Engels: Die Bewegungen von 1847. In: MEW Bd. 4, S. 502.

46
Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei. [I.] In: MEW Bd. 4, S. 466.

47
Fnedrich Engels: Die Lage der arbeitenden Klasse in England. Arbeiterbewegungen. In: MEW
Bd. 2, S. 455.

48
Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei. [II.l In: MEW Bd. 4, S. 474.

49 i j •
Siehe Friedrich Engels: Grundsätze des Kommunismus. In: MEW Bd. 4, S. 373/374.
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Händen des Staats, d. h. des als herrschende Klasse organisierten Proletariats
zu zentralisieren und die Masse der Produktionskräfte möglichst rasch zu
vermehren. Es kann dies natürlich zunächst nur geschehen vermittelst despoti
scher Eingriffe in das Eigentumsrecht und in die bürgerlichen Produktions
verhältnisse, durch Maßregeln also, die ökonomisch unzureichend und un
haltbar erscheinen, die aber im Lauf der Bewegung über sich selbst hinaus
treiben und als Mittel zur Umwälzung der ganzen Produktionsweise unver
meidlich sind. Diese Maßregeln werden natürlich je nach den verschiedenen
Ländem verschieden sein." Es folgt, nur etwas stärker systematisiert und ge
strafft, der Maßnahmenkatalog, den Engels in den „Grundsätzen" skizziert
hatte:, J^ür die fortgeschrittensten Länder werden jedoch die folgenden ziem
lich allgemein in Anwendung kommen körmen:

1. Expropriation des Grundeigentums und Verwendung der Grundrente zu
Staatsausgaben.

2. Starke Progressivsteuer.

3. Abschafftmg des Erbrechts.

4. Konfiskation des Eigentums aller Emigranten und Rebellen.

5. Zentralisation des Kredits in den Händen des Staats durch eine National
bank mit Staatskapital und ausschließlichem Monopol.

6. Zentralisation alles Transportwesens in den Händen des Staats.

7. Vermehrung der Nationalfabriken, Produktionsinstrumente, Urbarmachung
und Verbesserung der Ländereien nach einem gemeinschaftlichen Plan.

8. Gleicher Arbeitszwang für alle, Errichtung industrieller Armeen besonders
für den Ackerbau.

9. Vereinigung des Betriebs von Ackerbau und Industrie, Hinwirken auf die
allmähliche Beseitigung des Gegensatzes von Stadt und Land.

10. Öffentliche und unentgeltliche Erziehung aller Kinder. Beseitigung der
Fabrikarbeit der Kinder in ihrer heutigen Form. Vereinigung der Erziehung
mit der materiellen Produktion usw. usw.'

Engels und Marx - Marx und Engels

Die Druckvorlage, das Manuskript des ,>lanifests", das Friedrich Leßner An
fang 1848 von der Zentralbehörde des Bundes bzw. Karl Schapper in die Dru
ckerei von J. E. Burghard zu London brachte, existierte m. E. in der Hand
schrift von Engels, wie das auch schon beim ,JEntwurf des Kommunistischen
Glaubensbekenntnisses" im Juni 1847 der Fall gewesen war. Der Erstdruck
erfolgte vermutlich zwischen dem 7. und 29. Februar 1848.

Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei. [II.] In: MEW Bd. 4, S.
481/482.

Siehe Wolfgang Meiser: Das Manifest der Kommunistischen Partei vom Februar 1848. Zur
Entstehung und Überlieferung der ersten Ausgaben, a.a.O. (s. Anm. I).
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Julian Hamey, der Herausgeber des ,J^orthem Star", schrieb 1850 in der Vor
bemerkung zur englischen Ausgabe des „Manifests", dass die deutsche Fas
sung von den Bürgern „Charles Marx and Frederic Engels" im Januar 1848
verfasst, unverzüglich in London in deutscher Sprache gedruckt und wenige
Tage vor Ausbruch der Februarrevolution veröffentlicht wurde.^^

Marx schrieb 1859 im Vorwort zu „Zur Kritik der politischen Ökonomie. Ers
tes Heft", nachdem er das „allgemeine Resultat", das sich ihm bis 1844 „er
gab, und einmal gewonnen", seinen „Studien zum Leitfaden diente", dargelegt
hatte, u. a.: ,J^riedrich Engels, mit dem ich seit dem Erscheinen seiner genia
len Skizze zur Kritik der ökonomischen Kategorien (in den Deutsch-
Französischen Jahrbüchern) einen steten schriftlichen Ideenaustausch unter
hielt, war auf anderm Wege (vergleiche seine Lage der arbeitenden Klassen in
England) mit mir zu demselben Resultat gelangt... Von den zerstreuten Ar
beiten, worin wir damals nach der einen oder andern Seite hin, unsre Ansich
ten dem Publikum vorlegten, erwähne ich nur das von Engels und mir ge
meinschaftlich verfaßte ,Manifest der kommunistischen Partei' ..."^^ Damit
waren die Autoren des Ende Februar 1848 anonym erschienen Parteipro
gramms des Bundes der Konununisten öffentlich gemacht.

1867 zitierte Marx auf S. 479 des I. Bandes des „Kapitals" im Abschnitt über
,JDie moderne Industrie" das ,>lanifest" mit der Quellenangabe: „F. Engels
und Karl Marx, .Manifest der Kommunistischen Partei'. Land. 1848, p. 5."^^
Später, im 25. Kapitel auf S. 746 derselben Ausgabe, wo es um die „Negation
der kapitalistischen Produktion ... durch sich selbst" geht, folgt ein weiterer
Verweis auf das „Manifest": ,f. Engels und Karl Marx: .Manifest der kom
munistischen Partei. London 1848', p. 11, P."®®
Das Vorwort vom 24. Juni 1872 zur neuen Auflage begann mit den Worten:
,J)er ,Bund der Kommunisten', eine internationale Arbeiterverbindung, die un
ter den damaligen Verhältnissen selbstredend nur eine geheime sein konnte, be
auftragte auf dem in London im November 1847 abgehaltenen Kongresse die
Unterzeichneten mit der Abfassung eines für die Oeffentlichkeit bestimmten,
ausführlichen theoretischen und praktischen Parteiprogramms. So entstand das
nachfolgende Manifest ... Wie sehr sich auch die Verhältnisse in den letzten
fünfundzwanzig Jahren geändert haben, die in diesem Manifest entwickelten

52
Siehe Karl Marx/Friedrich Engels: Manifesto of the German Communist Party. In: MEGA^
Bd. 1/10,8.605.4-6.

53
Karl Marx: Zur Kritik der politischen Ökonomie. Erstes Heft. Vorwort. In: MEGA^ Bd. II/2,
S. 100.26-102.10, bzw. MEW Bd. 13, S. 8-10.

54
Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Erster Band. Hamburg 1867, S. 479.
In: MEGA^ Bd. 11/5, S. 399, bzw. MEW Bd. 23, S. 510/511.

55
Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Erster Band. Hamburg 1867, S. 746.
In: MEGA^, Bd. 11/5, S. 610, bzw. MEW Bd. 23, S. 791 (wo Marx' Text der Erstauflage ge
mäß der 4. deutschen Aufl. von 1890 leicht verändert und seit der 2. Aufl. ohne Sperrungen
gedruckt ist). - Siehe auch die von Marx selbst edierten Ausgaben in MEGA^, Bd. 11/6. S.
465.44 und 683.35-36, sowie MEGA^, Bd. 11/7, S. 423.41-42 imd 680.36-37.
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allgemeinen Grundsätze behalten im Ganzen und Großen auch heute noch ihre
volle Richtigkeit.... Karl Marx. Friedrich Engels."^^
Das nächste Vorwort unterschrieb Engels allein am 28. Juni 1883; Marx war ein
Vierteljahr zuvor gestorben.

Von 1872 an also erschien Marx an erster und Engels an zweiter Stelle der Au
torangaben. Dafür sorgte meines Erachtens niemand anders als Engels, der als
föhiger Promotor seit September 1867 alles daran setzte, dass der „Kapital"-
Verfasser Marx als theoretischer und organisatorischer Führer der internationa
len Arbeiterbewegung mehr und mehr anerkannt wurde. In seinem Artikel „Marx,
Heinrich Karl" fiir das ,3andwörterbuch der Staatswissenschaften". Bd. 4. Jena
1892, Sp. 1130-1133 (ebenso Bd. 5. 2. Aufl. Jena 1900, S. 705) schrieb Engels:
,Jm Januar 1848 arbeitete er mit Engels das ,Manifest der kommunistischen Par
tei' aus..."

Es ist m. E. nicht korrekt, wenn so getan wird, als sei nur Marx der Autor des
„Manifest"^^.

Das Kommunistische Manifest. In: Sozialdemokratische Bibliothek. XXXIII. Vierte autorisirte
deutsche Ausgabe. Mit emem neuen Vorwort von Friedrich Engels. London 1890, S. 3,4.

Siehe die Bemerkung: „Natürlich trägt das .Manifest' von der ersten bis zur letzten Zeile
Marx' Handschrift, es ist ein Werk von hohem literarischem Rang, aber zugleich war es ein
deutig ein Parteiauftrag, das Ergebnis einer langen, komplizierten Diskussion, in der auch En
gels eine große Rolle spielte (was er im Alter selbst etwas vergessen hatte)." Martin Hundt:
„Herrlich wie am ersten Tag...". Vor 165 Jahren wurde der Bund der Kommunisten gegründet
- und das Gespenst geht immer noch um. In: Neues Deutschland, Berlin, 1.12.2012, S. 23.



[Friedrich Engels]

Entwurf des „Kommunistischen Glaubensbekennt

nisses" [1847]

Friedrich Engels hat den nachstehend abgedruckten Entwurf des „Kommunis
tischen Glaubensbekenntnisses" maßgeblich bis zum 6. April 1847ßr den
nach London einberufenen Kongress des „Bundes der Gerechten" (2. bis 9.
Juni 1847) erarbeitet, auf dem der Bund in „Bund der Kommunisten" umbe
nannt wurde. Der Text ist in seiner Handschrift überliefert. Die Original
handschrift befindet sich in der Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg.
Nachlass Joachim Friedrich Martens, Sign. Cod. 232 in Scrin. Er wurde zu
erst 1969 veröffentlicht.^
Engels handschrifilicher Entwurf des „Kommunistischen Glaubensbekenntnis
ses" wurde mit Datum vom 9. Juni 1847 von Karl Schapper (mit Bundesnamen:
Carl Schill) als Präsident und Wilhelm Wolff (mit Bundesnamen: Heide) als
Sekretär unterzeichnet. Er war damit bestätigte Diskussionsgrundlage des
„Bundes" und wurde auf dessen Beschluss den örtlichen Gemeinden zur Bera
tung zugeschickt. Zugleich war er die wichtigste schriftliche Ausgangsposition
ßr die „Grundsätze des Kommunismus", die Engels etwa Ende Oktober 1847
in Vorbereitung auf den zweiten Bundeskongress ausarbeitet^ (vgl. hierzu den
Beitrag von Eike Kopf in diesem Heft, S. 8-21). Der Text wird hier gebracht,
weil er schwer zugänglich, aber ßr die Entstehungsgeschichte der modernen
Arbeiterbewegung und des „Kommunistischen Manifests" wichtig ist. Den Be
arbeitern von Bd. 4 der MEW (erschienen 1959) stand er noch nicht zur Ver-
ßgung; in der MEGA^müsste er zukünftig in Bd. 1/6 veröffentlicht werden.

(Anm. d. Red.)

Frage 1. Bist Du Kommunist?

Antwort. - Ja.

Frage 2. Was ist der Zweck der Kommunisten?

Antwort. - Die Gesellschaft so einzurichten, daß jedes Mitglied derselben sei
ne sämtlichen Anlagen u. Kräfte in vollständiger Freiheit und ohne dadurch
die Grundbedingungen dieser Gesellschaft anzutasten, entwickeln und betäti
gen kann.

Bert Andreas (Hrsg.), Gründungsdokumente des Bundes der Kommunisten (Juni bis September
1847), Hamburg 1969, S. 53-58, sowie: Der Bund der Kommunisten. Dokumente und Materia
lien. Redaktion: Herwig Förder, Martin Hundt, Jefim Kandel, Sofia Lewiowa, Bd. 1, Berlin
1970, S. 470-475 (der Abdruck folgt dieser Ausgabe). In der alten BRD erschien ein Nachruck
z.B. in: Friedrich Engels, Grundsätze des Kommunismus, Frankfurt am Main 1972, S. 43 ff.

Friedrich Engels, Grundsätze des Kommunismus, in: MEW, Bd. 4, S. 361-380.
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Frage 3. Wie wollt Ihr diesen Zweck erreichen?

Antwort. - Durch die Aufhebung des Privateigentums, an dessen Stelle die
Gütergemeinschaft tritt.

Frage 4. Worauf begründet Ihr Eure Gütergemeinschaft?

Antwort. - Erstens auf die durch die Entwicklung der Industrie, des Acker
baus, des Handels und der Kolonisation erzeugte Masse von Produktionskräf
ten und Lebensmitteln, und die in der Maschinerie, den chemischen und an-
dem Hülfemitteln liegende Möglichkeit ihrer Vermehrung ins Unendliche.

Zweitens darauf, daß im Bewußtsein oder Gefühl eines jeden Menschen ge
wisse Sätze als umunstößliche Grundsätze existieren, Sätze, welche als Resul
tat der ganzen geschichtlichen Entwicklung keines Beweises bedürfen.

Frage 5. Welches sind solche Sätze?

Antwort. - Z. B. Jeder Mensch strebt danach, glücklich zu sein. Das Glück
des Einzelnen ist untrennbar von dem Glücke Aller, usw.

Frage 6. Aufwelche Weise wollt Ihr Eure Gütergemeinschaft vorbereiten? -

Antwort. - Durch Aufklärung und Vereinigung des Proletariats.

Frage 7. Was ist das Proletariat?

Antwort. - Das Proletariat ist diejenige Klasse der Gesellschaft, welche aus
schließlich von ihrer Arbeit und nicht vom Profit irgend eines Kapitals lebt;
diejenige Klasse, deren Wohl und Wehe, deren Leben und Tod daher von dem
Wechsel der guten und schlechten Geschäftszeiten, mit einem Wort von den
Schwankungen der Konkurrenz abhängt.

Frage 8. Es hat also nicht immer Proletarier gegeben?

Antwort. - Nein. Arme und Arbeiterklassen hat es immer gegeben; auch wa
ren die Arbeitenden fast immer die Armen. Proletarier aber hat es nicht immer
gegeben, ebensowenig wie die Konkurrenz immer fî ei war.

Frage 9. Wie ist das Proletariat entstanden?

Antwort. - Das Proletariat ist hervorgegangen aus der Einfuhrung der Ma
schinen, welche seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts erfündai wurden und
von denen die hauptsächlichsten sind: die Dampfinaschine, die Spinnmaschi
ne, und der mechanische Webstuhl. Diese Maschinen, welche sehr teuer wa
ren und also nur von reichen Leuten angeschafft werden konnten, verdrängten
die damaligen Arbeiter, indem man mittelst der Maschinen die Waren wohl
feiler und schneller liefern konnte, als dies den bisherigen Arbeitern auf ihren
imvollkommnen Spinnrädem und Webstühlen möglich war. Die Maschinen
lieferten dadurch die Industrie gänzlich in die Hände der großen Kapitalisten
und machten das wenige Eigentum der Arbeiter, das hauptsächlich in ihren
Werkzeugen, Webstühlen pp. bestand, völlig wertlos, so daß der Kapitalist al
les, der Arbeiter nichts übrig behielt. Damit war das Fabriksystem eingeführt.
Als die Kapitalisten einsahen, wie vorteilhaft ihnen dies war, suchten sie es
auf immer mehr Arbeitszweige auszudehnen. Sie teilten die Arbeit mehr und
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mehr unter die Arbeiter, so daß die letzteren, die früher jeder ein ganzes Stück
Arbeit gemacht, jetzt jeder nur einen Teil dieses Stücks machten. Die so ver
einfachte Arbeit lieferte die Erzeugnisse schneller und daher wohlfeiler, und
erst jetzt fand man fast in jedem Arbeitszweige, daß auch hier Maschinen an
gewandt werden könnten. So wie nun ein Arbeitszweig fabrikmäßig betrieben
wurde, geriet er, gerade wie die Spinnerei und Weberei, in die Hände der gro
ßen Kapitalisten, und den Arbeitern wurde der letzte Rest von Selbständigkeit
entzogen.

Allmählich sind wir dahin gekommen, daß fast alle Arbeitszweige fabrikmä
ßig betrieben werden. Dadurch ist der bisherige Mittelstand, besonders die
kleinen Handwerksmeister, mehr und mehr ruiniert, die frühere Lage der Ar
beiter gänzlich verändert, und zwei neue, allmählich alle übrigen Klassen ver
schlingende Klassen [sind] geschaffen worden. Nämlich:

I. Die Klasse der großen Kapitalisten, welche in allen fortgeschrittenen Län
dern fast ausschließlich im Besitz der Lebensmittel und derjenigen Mittel
(Maschinen, Fabriken, Werkstätten pp.) sind, womit diese Lebensmittel er
zeugt werden. Dies ist die Klasse der Bourgeois oder die Bourgeoisie.

II. Die Klasse der gänzlich Besitzlosen, welche darauf angewiesen sind, der
ersten Klasse, den Bourgeois, ihre Arbeit zu verkaufen, um nur dafür die Le
bensmittel von ihnen zu erhalten. Da bei diesem Arbeitshandel die Parteien
nicht gleichgestellt, sondern die Bourgeois im Vorteil sind, so müssen die Be
sitzlosen sich den von den Bourgeois gestellten schlechten Bedingungen fu
gen. Diese von den Bourgeois abhängige Klasse heißt die Klasse der Proleta
rier oder das Proletariat.

Frage 10. Wodurch unterscheidet sich der Proletarier von dem Sklaven?

Antwort. - Der Sklave ist ein für alle Mal verkauft. Der Proletarier muß sich
selbst täglich und stündlich verkaufen. Der Sklave ist Eigentum eines Herrn
und hat eben deshalb eine gesicherte Existenz, so elend sie sein mag. Der Pro
letarier ist sozusagen Sklave der ganzen Bouigeoisklasse, nicht eines Herrn
und hat daher keine gesicherte Existenz, indem ihm niemand seine Arbeit ab
kauft, wenn er sie nicht nötig hat. Der Sklave gilt für eine Sache, nicht für ein
Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft. Der Proletarier ist als eine Person, als
ein Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft anerkannt. Der Sklave kann also
eine bessere Existenz haben als der Proletarier, aber dieser steht auf einer hö
heren Entwicklungsstufe. Der Sklave befreit sich dadurch, daß er Proletarier
wird und von allen Eigentumsverhältnissen nur das Verhältnis der Sklaverei
abschafft. Der Proletarier kann sich nur dadurch befreien, daß er das Eigentum
überhaupt abschafft.

Frage 11. Wodurch unterscheidet sich der Proletarier von dem Leibeignen?

Antwort. - Der Leibeigene hat die Benutzung eines Stückes Boden, also eines
Produktions-Instruments, gegen Abgabe eines größeren oder geringeren Teils
des Ertrags. Der Proletarier arbeitet mit Produktionsinstrumenten, die das Ei
gentum eines andern sind, der ihm för seine Arbeit einen durch die Konkur-
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renz bestimmten Anteil der Produkte abtritt. Der Anteil des Arbeiters wird be

stimmt durch seine eigne Arbeit, also durch ihn selbst beim Leibeigenen.
Beim Proletarier wird er bestimmt durch die Konkurrenz, also zunächst durch

den Bourgeois. Der Leibeigne hat eine gesicherte Existenz, der Proletarier hat
sie nicht. Der Leibeigene befreit sich, indem er seinen Feudalherrn verjagt und
selbst Eigentümer wird, also in die Konkurrenz tritt und sich einstweilen der
besitzenden Klasse, der privilegierten Klasse anschUeßt. Der Proletarier be
freit sich, indem er das Eigentum, die Konkurrenz und alle Klassenunter
schiede aufliebt.

Frage 12. Wodurch unterscheidet sich der Proletarier vom Handwerker?

Antwort. - Der im Unterschiede vom Proletarier sogenannte Handwerker, wie
er noch im vorigen Jahrhundert fast überall, und jetzt noch hie und da exis
tiert, ist höchstens eine Zeitlang Proletarier. Sein Zweck ist, selbst Kapital zu
erwerben und damit andre Arbeiter zu exploitieren. Diesen Zweck kann er oft
erreichen, wo die Zünfte noch existieren oder wo die Gewerbefreiheit noch zu
keiner febrikmäßigen Betreibung der Handwerke, zu keiner heftigen Konkur
renz geführt haben [vielm. hat]. Sobald aber das Fabrikwesen in die Hand
werke eingeführt worden und (he Konkurrenz in voller Blüte steht, fällt diese
Aussicht weg, und der Handwerker wird mehr und mehr Proletarier. Der
Handwerker befreit sich also, indem er entweder Bourgeois wird oder über
haupt in den Mittelstand übergeht, oder indem er durch die Konkurrenz zum
Proletarier wird (wie dies jetzt meistens geschehen) und sich nun der Bewe
gung des Proletariats, d. h. der mehr oder minder bewußten kommunistischen
Bewegung anschließt.

Frage 13. //»r glaubt also nicht, daß die Gütergemeinschaft zu jeder Zeit mög
lich war?

Antwort. - Nein. Der Kommunismus ist erst entstanden, seitdem es die Ma

schinen und andern Erfindungen möglich machten, allen Mitgliedern der Ge
sellschaft eine allseitige Ausbildung, eine glückliche Existenz in Aussicht zu
stellen. Der Kommunismus ist die Lehre von einer Befreiung, die nicht den
Sklaven, den Leibeignen oder den Handwerkern möglich war, sondern erst
den Proletariern, und daher gehört er notwendig dem neunzehnten Jahrhundert
an und war zu keiner frtiheren Zeit möglich.

Frage 14. Kommen wir auf die sechste Frage zurück. Wenn Ihr die Gemein
schaft durch Aufklärung und Vereinigung des Proletariats vorbereiten wollt,
so verwerft Ihr also die Revolution?

Antwort. - Wir sind nicht nur von der Nutzlosigkeit, sondern sogar von der
Schädlichkeit aller Verschwörungen überzeugt. Wir wissen ebenfalls, daß Re
volutionen nicht absichtlich und willkürlich gemacht werden, sondern daß sie
überall und zu jeder Zeit die notwendige Folge von Umständen sind, welche
von dem Willen und der Leitung einzelner Parteien wie ganzer Klassen ganz
und gar nicht abhängen. Wir sehen aber auch, daß die Entwicklung des Prole
tariats in fast allen Ländern der Welt von den besitzenden Klassen gewaltsam
unterdrückt, und daß hierdurch auf eine Revolution von den Gegnern der
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Kommunisten gewaltsam hingearbeitet wird Sollte hierdurch das unterdrück
te Proletariat zuletzt in eine Revolution hineingejagt werden, so werden wir
dann ebenso gut mit der Tat, wie jetzt mit dem Wort, die Sache des Proletari
ats verteidigen.

Frage 15. Wollt Ihr an die Stelle derjetzigen Gesellschaftsordnung mit einem
Schlage die Gütergemeinschaft einfiihren?

Antwort. - Wir denken nicht daran. Die Entwicklung der Massen läßt sich
nicht dekretieren. Sie wird bedingt durch die Entwicklung der Verhältnisse, in
denen diese Massen leben, und geht daher allmählich vor sich.

Frage \6. Auf welche Weise glaubt Ihr, daß der Übergang aus dem jetzigen
Zustande in die Gütergemeinschaft zu bewerkstelligen sei?

Antwort. - Die erste Grundbedingung zur Einfuhrung der Gütergemeinschaft
ist die politische Befreiimg des Proletariats durch eine demokratische Staats
verfassung.

Frage 17. Welches wird Eure erste Maßregel sein, sobald Ihr die Demokratie
durchgesetzt habt?

Antwort. - Die Sicherung der Existenz des Proletariats.

Frage 18. Wie wollt Ihr dies durchfuhren?

Antwort. — I. Durch eine solche Beschränkung des Privateigentums, welche
seine allmähliche Verwandlung in gesellschaftliches Eigentum vorbereitet,
z.B. durch Progressivsteuem, Beschränkung des Erbrechts zugunsten des
Staats usw.

II. Durch Beschäftigung der Arbeiter in National-Werkstätten und -Fabriken,
sowie auf den Nationalgütem.

III. Durch Erziehung sämtlicher Kinder auf Staatskosten.

Frage 19. Wie werdet Ihr es in der Übergangsperiode mit dieser Erziehung
einrichten?

Antwort. - Sämtliche Kinder werden von dem Zeitpunkt an, wo sie der ersten
mütterlichen Pflege entbehren können, in Staatsanstalten erzogen und unter
richtet.

Frage 20. Wird mit Einßhrung der Gütergemeinschaft nicht zugleich die Wei
bergemeinschaft proklamiert?

Antwort. - Keineswegs. Wir werden uns in das Privatverhältnis zwischen
Mann und Frau und überhaupt in die Familie nur insoweit einmischen, als
durch die Beibehaltung der bestehenden Einrichtung die neue Gesellschafts
ordnung gestört würde. Im übrigen wissen wir sehr gut, daß das Familienver
hältnis im Laufe der Geschichte nach den Eigentumsverhältnissen und Ent
wicklungsperioden Modifikationen erlitten hat und daß daher auch die Aufhe
bung des Wvateigentums den bedeutendsten Einfluß daraufhaben wird.

Frage 21. Werden im Kommunismus die Nationalitäten fortbestehen?

Antwort. - Die Nationalitäten der nach dem Prinzip der Gemeinschaft sich
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verbindenden Völker werden durch diese Vereinigung eben so sehr genötigt
sein, sich zu vermischen und dadurch sich aufzuheben, wie die verschiedenen
Stände- und Klassenunterschiede durch die Aufhebung ihrer Grundlage, des
Privateigentums, wegfallen.

Frage 22. Verwerfen die Kommunisten die bestehenden Religionen?

Antwort. - Alle bisherigen Religionen waren der Ausdruck geschichtlicher
Entwicklungsstufen einzelner Völker oder Völkermassen. Der Kommunismus
ist aber diejenige geschichtliche Entwicklungsstufe, die alle bestehenden Re
ligionen überflüssig macht und aufhebt."
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Wolfgang Küttler

Der Kapitalismus als transitorische Formation

Historisch-kritische Bemerkungen zur Revolutionsperspektive
von Marx und im Marxismus^

Als sich 1998, gegen Ende des 20. Jahrhunderts, das Erscheinen des Kommu
nistischen Manifests zum 150. Male jährte, bezeichnete Eric Hobsbawm in
der Einleitung zum Gedenkband die Diskrepanz zwischen der nachhaltigen
Aktualität der genialen Beschreibung und Kritik der kapitalistischen Entwick
lung einerseits und dem Scheitern der daran geknüpften Perspektive ihrer
Überwindung durch die Revolution des modernen Proletariats andererseits als
große Herausforderung für marxistisches Denken in der Gegenwart. (1998,
20) Fünfeehn Jahre später hat sich zwar die Situation, was die Aufinerksam-
keit für Marx angeht, wesentlich verändert. Das ICapitalismus-Problem ist mit
der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/09 und ihren Folgewirkungen, die
sich als neue Große Krise in allen Bereichen von Wirtschaft und Gesellschaft

auswirken, mit aller Schärfe als gesellschaftliche Perspektivenfrage wieder in
den Fokus der öffentlichen Diskussion gerückt. Auch im etablierten Diskurs
ist dabei die Kapitalismuskritik von Marx nach einer Periode des Totsagens
und Totschweigens in ungeahnter Weise aktualisiert worden. Hier aber über
wiegt bei aller Beachtung - je mehr Auswege aus der Krise gefunden zu sein
scheinen, desto stärker — weiterhin die skeptische Beurteilung oder völlige
Ablehnung seiner Gesellschafts- und Geschichtstheorie, soweit darin die
Gestaltung einer grundsätzlich anderen Gesellschaft als existenzielle Notwen
digkeit für den weiteren Fortschritt der menschlichen Zivilisation begründet
wird. Die Hegemonie neoliberaler Ideologie, der zufolge es letztlich keine
realistische Alternative zum globalen Kapitalismus gibt, ist trotz zeitweiliger
Erschütterung nicht gebrochen, was die praktischen Orientierungen der Herr
schenden in der Krise und flir deren Überwindung angeht. Diese Denkweise
hat bei aller vordergründigen Interessenbindung ihren realen Kern in der un
gebrochenen Entwicklungsfähigkeit des Kapitalismus, die ihn bisher alle Kri
sen überstehen und nach dem Untergang des Sozialismus sowjetischen Typs
wieder zum weltbeherrschenden System werden ließ.

Dieser Beitrag ist die veränderte und erweiterte Fassung meines Aufsatzes „Perspektiven und
Grenzen des Kapitalismus als Gesellschaftsformation. Historisch-kritische Bemerkungen zur
Kapitalismuskritik von Marx", in: Kapitalismus und Krisen heute. Herausforderung für Trans
formation, Hrsg. V. G. Krause, Berlin 2011, der auch als Diskussionsvorlage zum V. Winter
kolloquium der Heinz-Jung-Stifhing (März 2012) „Revolte, Aufstand, Revolution" (vgl. Z 90,
Juni 2012, S. 183 ff.) diente. Darin werden Ergebnisse von W. Küttler, Stichwort Kapitalis
mus, in: Historisch-kritisches Wörterbuch des Marxismus, Hrsg. v. W. F. Haug, F. Haug u. F.
Jehle, Bd. 7/1, Hamburg 2008, Sp. 238-271 (dort auch ausführliche Literaturhinweise) zu-
sammengefasst und inhaltlich weiter reflektiert.



Küttler: Der Kcpitalismus als transitorische Formation 29

Damit sind die beiden widersprüchlichen und nach wie vor in den ideologisch
aufgeladenen Grundlagendebatten über den Marxismus heftig umstrittenen
Seiten angezeigt, mit denen auch jede konstruktiv praxisbezogene Marx-
Rezeption zu Beginn des 21. Jahrhunderts konfi-ontiert ist: Der erstaunlichen
Aktualität seiner Kapitalismusanalyse und -kritik steht das Scheitern der bis
her versuchten alternativen Entwicklungen und, mehr noch: der scharfe Wi
derspruch zwischen dem emanzipatorischen Grundanliegen von Marx und der
tatsächlichen Praxis von kommunistischen Parteien an der Macht, entgegen.

Die notwendige Problematisierung der Perspektivenfi-age zu Beginn des 21.
Jahrhunderts verlangt zum einen nach Konzepten und Methoden, die den qua
litativen Veränderungen im Kapitalismus seit dem zweiten Drittel des 19. und
vor allem seit Ende des 20. Jahrhunderts angemessen sind. Um hier zeitgemä
ße Oriaitierungen zu finden, ist auch eine kritische Prüfimg der theoretischen
Rahmenvorstellungen erforderlich, auf denen die in vieler Hinsicht nach wie
vor aktuelle marxsche Kritik beruhte. Auch im linken Diskurs, so vor allem in

der Transformationsforschung, ist eine deutliche Distanz zu den „Großtheo
rien" des 19. und 20. Jahrhunderts und darunter auch zur marxschen Formations-,

Revolutions- und Klassentheorie zu beobachten (Reissig 2009, 15 ff., 20 ff). So
sehr die Transformationsfi^ge in konkreten Projetoen auf spezielle Probleme her
untergerechnet und pragmatisch auf realisierbare Veränderungen konzentriert
werden muss (Thomas 2011,9 ff), ist sie in linksorientierter Politik und Gesell
schaftsanalyse auch und gerade im globalen Kapitalismus der Gegenwart doch
immer mit gesamtgesellschaftlichen Systemfiragen verknüpft.

Angesichts der Erfehrungen mit der Entwicklung des Marxismus und auch mit
aktuellen Debatten ist es dabei nicht trivial, besonders daraufhinzuweisen, dass
es sich beim Erbe von Marx imd Engels nicht um einen in sich geschlossenen
Kanon, sondern um ein offenes „work in progress" handelt. Ihr Werk entwickel
te sich in unaufliörlichem Ringen mit immer neuen Problemen, die sich aus den
real ablaufenden Vorgängen für die eigene Konzeption ergaben. Ich beschränke
mich im Folgenden auf einen kritischen Vergleich dieses Erkenntnisprozesses
und der dabei konzipierten theoretischen und praktischen Wege zur Umgestal
tung der Gesellschaft mit der veränderten realen Situation, in der sich ähnliche
ebenso wie ganz neue Perspektivenfragen für die menschliche Zivilisation An
fang des 21. Jahrhunderts stellen. Im Vordergrund steht dabei der direkte Zu
griff auf das Werk von Marx in Bezug auf das Verhältnis von Formation und
Revolution in seiner Analyse und Kritik des Kapitalismus. Die vielschichtige
Entwicklung des Diskurses danach und die Analyse der seitherigen realge
schichtlichen Veränderungen können im Rahmen dieser knappen Problemskizze
nur angedeutet werden.

1. Proletariat und gesellschaftiicher Umbruch

Das wichtigste dieser kritischen Probleme ist die für den Marxschen Entwurf
emanzipatorischer gesellschaftlicher Praxis konstitutive Verbindung der
emanzipatorischen Perspektive einer progressiven gesellschaftlichen Entwick-
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lung über den Kapitalismus hinaus mit der sozialen Revolution des modernen,
in der großen Industrie konzentrierten Proletariats.

Bereits in der Kritik der Hegeischen Rechtsphilosophie wird die Befreiung
dieser Klasse zugleich als menschliche Emanzipation überhaupt gekennzeich
net (MEW 1: 390f.). Der Standpunkt des neuen Materialismus, der die Praxis
der Menschen bei der Produktion imd Reprodukticm ihrer Existenzbedingun
gen als Grundlage aller Geschichte betrachtet, ist „nicht die bürgerliche Ge
sellschaft", sondern, so Marx in den Feuerbachthesen, „die menschliche Ge
sellschaft oder die gesellschaftliche Menschheit" (MEW 3: 7). Die Kritik der
ersteren wird wissenschaftlich auf die Kritik der politischen Ökonomie ge
gründet, aus der sich die objektiven Bedingungen und die geschichtliche Not
wendigkeit für die Herstellung letzterer ergeben. Diese ist „die Bewegung, die
den bestehenden Zustand" aufhebt, wie in der Deutschen Ideologie der Kom
munismus als praktische Handlungsorientierung und gesellschaftliche Per
spektive charakterisiert wird (MEW 3: 35).

Die soziale Revolution des Proletariats ist daher die Zukunft aller modernen

Völker, die mit 1789 die politische Befreiung erreicht haben, und sie wird
dort, wo noch die antifeudale Transformation nachzuholen ist wie in Deutsch

land, zusammen mit dieser in einem permanenten revolutionären Übergang
erfolgen (hffiW 1: 385 f., 391). Diese Perspektive ist auch durchweg die Leit
sicht für die ökonomische und gesamtgesellschaftliche Analyse, mit der das
Projekt kognitiv begründet wird.

Gemäß diesem Konzept beschreiben Marx und Engels die modeme Entwick
lung im Abschnitt „Bourgeois und Proletarier" des Manifests der Kommunisti
schen Partei (MEW 4: 462-474) als fortwährenden progressiven Umwäl-
zungsprozess, den die Kapitalisten zwar initiiert und vorangetrieben haben,
den sie aber wegen der den neu geschaffenen Produktivkräften immanenten
Tendenz zu immer höheren Graden der Vergesellschaftung nicht mehr beherr
schen. Mit der Entwicklung der großen Industrie richten sich die Waffen, mit
denen die Bourgeoisie die Feudalherren besiegt hat, gegen sie selbst, denn sie
hat dadurch mit dem Proletariat auch die Klasse geschaffen, die sich ihrer ge
gen die Herrschaft des Kapitals bedienen wird (ebenda; 468). Denn mit der
Konzentration der Produktion wird „an die Stelle der Isolierung der Arbeiter
durch die Konkurrenz ihre revolutionäre Vereinigung durch die Assoziation"
gesetzt und auf diese Weise „imter den Füßen der Bourgeoisie die Grundlage
selbst weggezogen, worauf sie produziert und die Produkte sich aneignet. Sie
produziert vor allem ihre eignen Totengräber. ... Dir Untergang und der Sieg
des Proletariats sind gleich unvermeidlich." (Ebenda: 474)

Bei aller Aktualität dieses Textes fallt eine für unser Thema wichtige Asym
metrie in der Sichtweise der historisch realen Auflösung des Feudalismus und
der prognostizierten Überwindung der bürgerlichen Gesellschaft auf. Einer
seits sieht Marx zwischen beiden Transformationsprozessen die Parallele in
der Sprengung von nicht mehr mit der Entwicklung der Produktivkräfte über
einstimmenden Produktions-, Eigentums- und Herrschaftsverhältnissen. So
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kann er für die Tendenz zur proletarischen Revolution feststellen, dass „unter
unsren Augen eine ähnliche Bewegung" vor sich geht wie beim Untergang der
feudalen Gesellschaftsorganisaticai (MEW 4: 467). Andererseits wird im ers
ten Fall eine stagnierende durch eine dynamische Produktionsweise abgelöst,
die auch im Prozess der eigenständigen Entwicklung nur durch die permanen
te Umwälzung der Produktivkräfte und aller gesellschaftlichen Lebensberei
che existieren kann. Ihre Überwindung kann somit nur dadurch erfolgen, dass
die sich im Rahmen der bürgerlichai Gesellschaft ständig weiter entwickeln
den Produktivkräfte von den Fesseln der Kapitalherrschaft befreit werden. Als
Voraussetzungen dafür hatten Marx und Engels bereits im Manifest objektiv die
Tendenz zur Spaltung der Gesellschaft „mehr und mehr... in zwei große, einan
der direkt gegenüberstehende Klassen: Bourgeoisie und Proletariat" und subjek
tiv den Zusammenschluss der Arbeiterklasse zur Assoziation als aktive Kraft

der modernen sozialen Revolution (ebenda: 463,469fF.) ausgemacht.

Aus dieser Sichtweise folgt, dass die moderne Arbeiterklasse den gesellschaftü-
chen Charakter, die Bourgeoisie aber das anarchische, noch naturwüchsige
Element der modernen Produktionsweise repräsentiert. Die Bourgeoisie ist nach
der Prognose im Manifest zum einen „willenloser und widerstandsloser Träger"
des Fortschritts der Industrie (ebenda: 473), während dieser zum anderen zur
Vereinigung der Arbeiterklasse führt. Darauf gründet sich die starke Prognose
im Manifest und auch die Hoffiiung, die kommende Umwälzung werde schnel
ler erfolgen als frühere Formationsübergänge. Denn durch den hohen Vergesell
schaftungsgrad des konzentrierten Kapitals werde, so heißt es dazu später im
Kapital, die „Verwandlung des tatsächlich bereits auf gesellschaftlichem Pro-
du^ionsbetrieb beruhenden kapitalistischen Eigentums in gesellschaftliches",
ungleich weniger schwierig und langwiaig sein als die den Kapitalismus kon
stituierende „Verwandlung des auf eigner Arbeit der Individuen beruhenden
zersplitterten Privateigentums in kapitalistisches" (MEW 23: 791).

Wie sich an dieser Übernahme in das Hauptwerk zeigt, hielt Marx grundsätzlich
an dieser exponentiellen Tendenzanalyse und Prognose in allen Schaffensperio
den fest, wobei sich allerdings die kognitive Basis mit den umfassenden öko
nomischen und historischen Untersuchungen des modernen Formationsprozes
ses verändert. Im ersten Band des Kapital wird die Perspektive von 1848 im
Abschnitt über die „Geschichtliche Tendenz der kapitalistischen Akkumulation"
(MEW 23: 789-792), wo Marx in einer Fußnote auf das Manifest verweist
(ebenda: 791), nochmals bekräftigt, aber nunmehr im Kontext einer umfassen
den Analyse der Genesis des Kapitalismus. Darin erscheinen die zuvor ausführ-
üch beschriebenen Entstehungsbedingungen bereits als Vorstufe der Überwin
dung der Kapitalherrschaft. Die ursprüngliche Akkumulation des Kapitals ge
schieht durch die ,JExpropriation der unmittelbaren Produzenten, d.h. die Auflö
sung des auf eigner Arbeit beruhenden Privateigentums" (ebenda: 789). Sobald
nach hinreichend durchgreifender Verwandlung „der Arbeiter in Proletarier"
und ihrer,Arbeitsbedingungen in Kapital... die kapitalistische Produktionswei
se auf eignen Füßen steht, gewinnt die weitere Vergesellschaftung der Arbeit"
eine qualitativ neue Form: „Was jetzt zu expropriieren, ist nicht länger der
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selbstwirtschaftende Arbeiter", sondern auf dem Wege der immer weiteren
Konzentration des Kapitals „der viele Arbeiter exproprÜCTende Kapitalist" (eben
da: 790). Im Ergebnis dieses Konzentrationsprozesses steht schließlich einer
„beständg abnehmenden Zahl der Kapitalmagnaten" eine ständig wachsende,
„durch den Mechanismus der kapitalistischen Produktionsweise selbst" geschul
te und organisierte Arbeiterklasse gegenüber, und die „Zentralisation der Pro
duktionsmittel und die Vergesellschaftung der Arbeit erreichen einen Punkt, wo
sie unverträglich werden mit ihrer kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt.
Die Stunde des kapitalistischen Privateigentums schlägt." (Ebenda: 791)

Einerseits schienen die Auswirkungen der Wirtschaftskrise 1847 wie auch wei
terer folgender z>4discher Krisen und die Revolution von 1848/49, die in Frank
reich bereits in eine direkte Konfrontation des Proletariats mit der Bourgeoisie
herrschaft kulminierte, ebenso wie später die Pariser Kommune von 1871 diese
Prognose sowohl in der Ökonomie als auch durch Verlauf und Tendenz der
Klassenkämpfe zu bestätigen. Andererseits aber offenbarte deren realer Aus
gang, dass weder die ökonomische noch die soziale und politische Entwicklung
für den erwarteten Durchbruch reif war. Vielmehr brachte die weitere Entwick

lung auf beiden Seiten der Klassenspaltung sehr bald zusammen mit sich ver
stärkender Polarisierung in der festgestellten Richtung auch langfristig wirkende
gegenläufige Tendenzen hervor, und zwar sowohl in der mit der Konzentration
des großen Kapitals immer wieder einhergehenden Behauptung und Entstehung
von Kleinbetrieben als auch in der Differenzierung der Untemehmerschichten
ebenso wie der Lohabhängigen. Damit wurde neben der Tendoiz zur Konzentra
tion auf den einen Antagonismus von Kapitalisten und Arbeiterklasse eine ebenso
ständig zunehmende Differenzierung der Sozialstrukturen auf beiden Seiten und
damit auch der gesamtgesellschaftlichen Formierungen deutlich. Insofern ist die
Werk- und Problemgeschichte des marxschen emanzipatorischen Projekts auch
die Geschichte einer beständigen Auseinandersetzung mit der Variabilität und
Flexibilität der zu überwindenden Produktions- und Herrschaftsweise.

2. Formationsgeschichtliche Üherlegungen und revolutionäre
Perspektive

Diese Veränderungen erforderten umfessende Analysen und theoretische Reflexi
onen zur Frage des geschichtlichen Platzes der neuen Produktionsweise und Ge

sellschaftsordnung. Es war von vornherein das Neue der marxschen Kritik, dass
sie sich nicht einfech gegen eine neue ökonomisch begründete Form der Ausbeu
tung und Unterdrückung sowie deren Widerspiegelung in der bürgerlichen öko
nomischen Wissenschaft richtete, sondern diese als das Grundverhältnis einer be

sonderen Gesellschaftsformation begriff. Was später als Formationstheorie rezi
piert wurde, war ursprünglich das begrifflich-methodische und theoretische In
strumentarium der marxschen Analyse des Kapitalismus. Dafür sind zunächst drei
Grundaspekte zu unterscheiden: Erstens die Erfessung der auf Warenwirtschaft, in
der Produktion investiertem Kapital und der Ausbeutung von Lohnarbeit tieru-
henden, modernen Gesellschaftsform als einer auf eigenen ökonomischen Grund-
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lagen sich entwickelnde Formation, wobei deren Bezeichnung als ,Jcapitalistisch"
erst in der Phase der Arbeiten am, JCapital" die bisherige, von Hegel übernomme
ne Bestimmung als „bürgerliche Gesellschaft" ersetzte. Zweitens deren historische
Unterscheidung und Herleitung im Verhältnis zu finheren Gesellschaftsformen im
Prozess der ursprünghchen Akkumulation des Kapitals. Drittens die Begründung
der Prognose des Untergangs durch die innaren Widersprüche der ökonomischen
Entwicklung, auf der die Kapitalherrschaft beruht, und de daraus abgeleitete Per
spektive der sozialen Revolution des Proletariats.

Dabei zeigten sich bei der Untersuchung der konkreten Prozesse, durch die sich
die neue ftoduktionsweise als eigenständiges System und formierende Grundlage
aller gesellschaftlichen Bereiche entwickelte und ausbreitete, gegenüber dem eng
lischen Muster sehr unterschiedliche Wege ihrer Entstehung und Ausprägung.
Marx befksste sich mit der konkret-historischai Vielfelt dieses modernen kapita-
hstischen Umwälzungsprozesses und seiner historischen Voraussetzungen in um-
fengreichen empirischen Forschungen. In den Grundrissen der Kritik der Politi
schen Ökonomie und im Kapital konfi-ontiert er die kapitalistische Produktions
weise allgemein mit dem noch naturwüchsigen Charakto* alla Formen, die der
kapitalistischen Produktion vorhergdien (MEW 42: 383-421), und speziell mit de
ren Veränderungen in der europäischen Feudalgesellschaft, aus deren Auflösung
sie in ihrer Ursprungsregion unmittelbar hervorgeht. Im ersten Band des Kapital
verweist er bei der Beschreibung der ursprünglichen Akkumulation neben der ty
pischen Auflösungsform auch auf die „unmittelbare Verwandlung von Sklaven
und Leibeignen in Lohnarbeiter, also bloßen Formwandel" als mögliche Über
gangsform (MEW 23: 789). Die unterschiedlichen Formen der Herausbildung der
Kapitalistaiklasse werden im von Engels edierten dritten Band des Kapital in
Studien über das Handelskapital und die Genesis der Grundrente (MEW 25: 335-
349; 790-821) analysiert. Marx unterscheidet einen revolutionären und einen kon
servativen Weg ihrer Entstehung, d.h. einerseits die unabhängige Herausbildung
kapitahstischer Unternehmen wie in Bigland und andererseits die allmähliche Iki-
terwerfung feudaler und anderer vorkapitalistischer Formen durch den anpassen
den Formwechsel sowohl der besitzenden Klassen als auch der unmittelbaren

Produzenten und ihrer sozialen Beziehung (ebenda: 344 f.).

Neben diesen sozialökonomischen Differenzierungsprozessen ging es bei der
Analyse der Voraussetzungen für die künftige soziale Revolution auch um Verän-
derungai in den politischen Machtverhältnissen und gesamtgesellschafthchen
Strukturen. In Mittel- und Südeuropa waren am Ausgang der Revolution von
1848 mit ihren Folgeentwicklungen neben den vorwärtstreibenden auch die aus
dem Widerstand feudaler Elemente sowie den Aktionen der Kapitalistenklasse re
sultierenden hemmenden Faktoren für die Revolutionierung der neuen Gesell
schaft zu berücksichtigen. Darüber hinaus beschäftigte Marx angesichts der au
ßereuropäischen Entwicklungen die Frage, wie die moderne Arbeiterbewegung
nach einer siegreichen Revolution in den fortgeschrittenen Ländern in einer Um
welt von mehrheitlich noch in altai Strukturen verharrenden, von außen dem Ka

pitalismus unterworfenen Regionen bestehen könne. Hier traf das expandierende
Kapital nicht nur auf den Widerstand von seit Jahrhunderten bestehenden vorkapi-
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talistischen Herrschaftsformen, sondern auch auf Reste ursprünglicher Gemein-
wesoi vorklassengesellschaftlichen Ursprungs. (Engelberg/Küttler 1978, Kap. IV)

Vor diesem Hintergrund wandte sich Marx in seinen letzten Lebensjahren ver
stärkt der Entwicklung vor der Entstehung klassengesellschaftlicher Verhältnis
se zu. Theoretisch und empirisch knüpfte er dabei an die Untersuchungen von
Lewis H. Morgan zu den urgemeinschaftlichen Organisationsformen der nord
amerikanischen Indianer, an Forschungen über die britischen und niederländi
schen Kolonien in Asien und an die seit Mitte des 19. Jahrhunderts aufstrebende

ethnologische Forschung über die europäischen Gemeindeformen sowie über
die russische Obschtschina an. Ihren Niederschlag fenden seine Studien in um
fangreiche Exzerpte imd in de Briefetwürfe an die russische Revolutionä
rin Vera Sassulitsch vom Frühjahr 1881 (MEW 19: 384-405; vgl. im fi-anzösi-
sche Original und mit Übersetzung und ausführlichem Kommetar MEGA^,
1.25, 217 fif., 823 ff.). Darin skizziert Marx seine Position zu dere Frage, ob in
Russland die sozialistische Revolution auf der Grundlage der hier in de Dorf
gemeinde fortbestehede Forme des Gemeineigetums möglich sei, ohne
dass sich der Kapitalismus zuvor etwickelt hätte. In diesem Zusammenhang
skizzierte er als erste Ergebnisse seiner damalige Studie allgemeine formati
onsgeschichtliche Überlegunge, auf die Engels dann in der Einleitung zum Ur
sprung der Familie, des Privateigentums und des Staats verwies (MEW 21: 27).

Dabei ging es Marx nun auf der Basis neuer Forschungsliteratur wieder wie
schon im Frühwerk um das Verhältnis von ursprünglichem Gemeineigetum,
Klassengesellschaft und modemem Kommunismus. Die Vorstellung, dass
sich die gesellschaftliche Entwicklung in der Dialektik von Gemein- und Pri
vateigentumsformen nach Grundtypen der Erzeugung ihrer Existenzbedin
gungen und der Eigentumsformen erfassen lässt, war schon in den Schriften
der 1840er Jahre ausgeprägt. Bereits in der Deutschen Ideologie wird die bür
gerliche Form als Endphase der auf die ursprünglichen naturwüchsigen Ver
hältnisse der ,3arbarei" folgenden klassenantagonistischen Zivilisation und
damit als unmittelbare Vor- und Durchgangsstufe zur Herstellung der gesell
schaftlichen „Verkehrsform selbst" durch die soziale Revolution des Proleta

riats dargestellt (MEW 3: 70fif.). Im Manifest wird die bürgerliche Gesell
schaft zunächst allgemein der bisherigen Geschichte von Klassenkämpfen
(MEW 4: 462) zugeordnet. Sie hat die Ausbeutung nicht aufgehoben, sondern
„neue Klassen, neue Bedingungen" des Antagonismus geschaffen und ist in
sofern „selbst Produkt eines langen Entwicklungsganges, einer Reihe von
Umwälzungen in der Produktions- und Verkehrsweise" (MEW 4: 463f.).

Genau in dieser Denkrichtung hatte Marx auch im Vorwort zur Kritik der Po

litischen Ökonomie von 1859 die „bürgerlichen Produktionsverhältnisse" als
„die letzte antagonistische Form des gesellschaftlichen Produktionsprozesses"
charakterisiert: Die „im Schoß der bürgerlichen Gesellschaft sich entwickeln
den Produktivkräfte schaffen zugleich die materiellen Bedingungen zur Lö
sung dieses Antagonismus. Mit dieser Gesellschaftsformation schließt daher
die Vorgeschichte der menschlichen Gesellschaft ab." (MEW 13:9)
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Hier wird deutlich, dass diese revolutionäre Perspektive schon unter den da
maligen Bedingungen in einem gewissen Widerspruch zum Begreifen des
Kapitalismus als sich auf eigenen Grundlagen entwickelndes gesamtgesell
schaftliches System mit spezifischen Funktionsweisen der Steuerung, Anpas
sung und Stabilisierung stand. Aus der Erwartung der modernen sozialen Re
volution folgt eine Relativierung und zugleich Verflüssigung der Systemstabi
lität im Moment des beständigen revolutionären Übergangs. Der Kapitalismus
bedeutet hier permanente Transition, gehört auf der Ebene der Produktivkraft
entwicklung selbst schon zu jener geschichtlichen Bewegung, mit der das mo
derne Proletariat den „bestehenden Zustand" aufhebt. Engels verortete in die
sem Sinne 1880 in Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wis
senschaft die gesamte Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise als
,Jcapitalistische Revolution" zwischen dem Feudalismus und der proletari
schen Revolution (MEW 19: 227f).

In dieser Hinsicht sah sich Marx durch Morgans Erkenntnisse auch und gera
de angesichts der weltweiten Vielfalt möglicher Entwicklungsformen in der
historischen und perspektivischen Kritik am Privateigentum an Produktions
mitteln und damit auch in der transitorischen Perspektive auf die notwendige
Überwindung des Kapitalismus als dessen höchster und letzter Stufe bestärkt.

Aber die formationsgeschichtliche Begründung dieser Standortbestimmung
wird jetzt von Marx durch die nähere Bestimmung übergreifender Formati
onsprozesse in großen Entwicklungsfolgen konkretisiert und erweitert. Ich be
zeichne sie, an fifthere Diskussionen anknüpfend (Küttler 1976, Engel-
berg/Küttler 1978), als Großformationen, um sie von der in der einschlägigen
marxistischen Diskussion üblichen engeren Begriffsbestimmung zu unter
scheiden, mit der asiatische, antike, feudale und bürgerliche Gesellschaften
wie auch am Anfang die Urgesellschaft und am Ende die Zukunftsvorstellung
vom Konununismus auf einer Ebene als Gesellschaftsformationen erscheinen.

Nach dem modifizierten Konzept folgt die klassenantagonistische Formationsrei
he auf die Urgesellschaft und entwickelt sich selbst in Koexistenz oder Mischfor
men mit der Stufen- und Schichtoifolge von Urgesellschaften bzw. deren Auflö
sung bis hin zu ihra- „modemsten Form", der Territorialgemeinde mit gemein
schaftlicher Bodennutzung und privater Hauswirtschaft in der russischen Obscht-
schina. Die Entwicklung von privaten Aneignungsformen im Rahmen des noch
dominieraiden Gemeineigentums hatte als Konsequenz des Übergangs zu Vieh
zucht und Ackerbau am Anfeng der Herausbildung von klassengesellschaftlichen
Kulturen gestanden und war nun die Form, in der archaische Strukturai im Rah
men von Klassengesellschaften erhalten blieben. Dagegen trägt nach Marx die
kapitalistische Gesellschaft umgekehrt den Dualismus von schon vergesellschafte
ter Form der Produkti\tofte und noch privater Aneignung der Produktionsmittel
in sich. In der Situation Russlands existieren beide Konstellationen, die eine in

nerhalb der Dorfgemeinde und die andere als do-en „historisches Milieu", durdi
„die Gleichzeitigkeit mit der kapitalistischen Produktion", die ihr ,4x und fertig...
die materiellen Bedingungen der in großem Maße organisierten kollektiven Ar-
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beit" darbiete. Daher könne sie unter den Vorbedingungen des Sieges der proieta-
rischoi Revolution im Westen und der Bauemrevolution in Russland „der unmit

telbare Ausgangspunkt des ökonomischen Systems werden, zu dem die moderne
Gesellschaft taidiert ohne mit ilrran Selbstmord zu beginnen" (MEW19:405).

Die erste Voraussetzung für diese Perspektive einer formationsgeschichtlichen
„Triade" Urkommunismus - Klassengesellschaft - modemer Kommimismus
(Herrmann 1984) ist somit, dass sich das ,4capitalistische Gesellschaftssystem
heute, in Westeuropa ebenso gut wie in den Vereinigten Staaten, im Kampfe be
findet gegen die Wissenschaft, gegen die Volksmassen und gegen die Produk
tivkräfte, die es erzeugt" und dass es sich also in einer Krise befindet, „die erst
mit seiner Abschaffung" enden wird. Sie wird zweitens dadurch erleichtert, dass
dieses Ende zugleich die ,Jlückkehr der modemen Gesellschaften zum ,archai-
schen Typus' des Gemeineigentums" bedeuten werde, nun allerdings - so
Marx' von der späteren Revolutionsgeschichte nicht bestätigte optimistische
Überzeugung - auf Basis der modemsten Produktivkräfte, so dass man diesen
Vergleich nicht zu furchten brauche (MEW 19: 385f.).

In diesem Text wird direkt an Passagen aus dem Manifest und aus dem ersten
Band des Kapital angeknüpft: Die Bourgeoisie hat mit der großen Industrie,
so heißt es im Manifest., „massenhaftere und kolossalere Produktionskräfte ge
schaffen als alle vergangenen Generationen zusammen", von denen kein fî -
heres Jahrhundert ahnen konnte, dass sie „im Schoß der gesellschaftlichen
Arbeit schlummerten" (MEW 4: 465). Aber zugleich zeigen die sich häufen
den Krisen die „Empörung der modemen Produktivkräfte gegen die modemen
Produktionsverhältnisse, gegen die Eigentumsverhältnisse" (ebenda: 467). Im
Kapital schreibt Marx, mit dem „Spiel der immanenten Gesetze der kapitalis
tischen Produktion selbst, durch die Zentralisation der Kapitale ... entvwckelt
sich die kooperative Form des Arbeitsprozesses auf stets wachsender Stufenlei
ter, die bewußte technische Anwendung der Wissenschaft, die planmäßige Aus
beutung der Erde, die Verwandlung der Arbeitsmittel in nur gemeinsam ver
wendbare Arbeitsmittel, die Ökonomisierung aller Produktionsmittel durch ih
ren Gebrauch als Produktionsmittel kombinierter, gesellschaftlicher Arbeit, die
Verschlingung der Völker in das Netz des Weltmarkts, imd damit der internati
onale Charakter des kapitalistischen Regimes" (MEW 23: 790).

Hier wird übereinstimmend durch Metaphem von der Empörung und der Auf
lehnung der Produktivkräfte die Notwendigkeit der Überwindung des Kapita
lismus bekräftigt: Die neue Qualität der modemen Umwälzung besteht nicht
mehr wie bei der Entstehung der bürgerlichen im Schöße der feudalen Gesell
schaft und überhaupt bei filiheren Neuformierungen lediglich im Formwech
sel der Ausbeutung. Die Altemative zum bürgerlichen Formationsprozess ist
vielmehr, dass die mit der großen Industrie entstandenen Produktivkräfte, de
nen die Tendenz zur fortschreitenden Vergesellschaftung immanent ist, durch
das Proletariat von den Fesseln der Kapitalherrschaft befi-eit werden.

Gesamtgeschichtlich, vom allgemeinen Fortschritt und der Perspektive der
Emanzipation der Menschen von Unterdrückung und Ausbeutung wie auch
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der Gestaltung ihres Zusammenlebens her gesehen, ergaben sich daraus unter
schiedliche Inhalte formationsgeschichtlicher Betrachtung: als Formierung der
menschlichen Gesellschaft aus der Natur und in Wechselbeziehung zur Natur;
als Formwechsel der Ausbeutung auf Grund des Privateigentums an Produkti
onsmitteln, im Prozess der Entwicklung antagonistischer Gesellschaften und
schließlich als Dialektik von Gemeineigentum und Privateigentum in der Folge
ursprünglicher Gemeinwesen, klassenantagonistischer Formationen und der
daraus hervorgehenden Entwicklung zum Sozialismus und Kommunismus,
womit Marx und Engels die transkapitalistische Entfettung der menschlichen
Gesellschaft zu sich selbst auf den Begriff künftiger Perspektiven brachten.

Aber wie 1848, so erfüllten sich auch Anfeng der 1880er Jahre die daran geknüpf
ten Erwartungen nicht. Die Frage, ob die russische Dorfgemeinde im Zuge einer
Bauemrevolution hilfreich für die moderne soziale Revolution im Westen und

diese umgekehrt stimulierend für die Revolutionierung Russlands sein könne, hat
te sich schon wenige Jahre später durch die realgeschichtliche Entwicklung erle
digt. In Russland war statt der vorübergehenden revolutionären Situation Anfeng
der 1880er Jahre die fortschreitende Auflösung der archaischen Strukturen infolge
der Expansion des Kapitalismus festzustellen, worauf Engels 1894 im Nachwort
zu seinem 1875 veröffentlichtai Artikel Soziales aus nachdrücklich hin
wies (MEW 22: 421-435, vgl. analog dazu Lenin, Was sind die .Volksfreunde'
und wie kämpfen sie gegen die Sozialdemokraten?, LW 1,119-338).

Die vorläufige Stabilisierung im Rahmen der europäischen Nationalstaaten im
Westen konstatierte Engels 1895 kurz vor seinem Tode als Bilanz in der Einlei
tung zur Neuausgabe von Marx' Schrift Die Klassenkämpfe in Frankreich
1848-1850. Hier charakterisierte er die „auf kapitalistischer, im Jahre 1848 also
noch sehr ausdehnungsföhiger Grundlage" fortschreitende ökonomische bzw.
industrielle Revolution auf dem europäischen Kontinent als Hauptursache dafür,
dass sich die damaligen Erwartungen, die Revolution könne bereits bis zur ,3e-
seitigung der kapitalistischen Produktion" fortgeführt werden, nicht erfiült hat
ten - obwohl es reale Tendenzen im Revolutionsgeschehen gab, die daraufhin
deuteten (MEW 22: 513-516, Zitat 515 ). Aber auch er hielt angesichts des ra
schen Aufschwungs der Arbeiterbewegung im nationalstaatlichen Rahmen, be
sonders in Deutschland, an der Perspektive einer unvermeidlich bevorstehenden
proletarisch-sozialistischen Umwälzung fest, für die er in einem neuen, wieder
von den Zentren ausgehenden Anlauf gerade die veränderten Bedingungen und
KampfiFormen, darunter auch die weitgehende Nutzung des Parlamentarismus
und der bürgerlichen Gesetzlichkeit, analysierte (ebenda: 518-527).

3. Periphere Revolution als Treibsatz?

Anders als erwartet, gewissermaßen mit umgekehrten Vorzeichen, gewann diese
Perspektive jedoch mit den russischen Revolutionen von 1905 und 1917 imd der
zeitlich parallelen Welle revolutionärer Umwälzungen in Mexiko, der Türkei, im
Iran und in China wieder höchste Aktualität in theoretischer und praktischer Hin
sicht. Die Marxsche Perspektive von 1881 schien sich ab 1905 und besonders
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durch den ersten Weltkrieg und seine Folgen nach 1917 in gegenläufiger Richtung
zu wiederholen, indem die Initiative Russlands der revolutionären Bewegung im
Zentrum neue Impulse geben und schließlich wie zuerst durch die Sowjetmacht
zum Durchbruch verhelfen könnte. Obwohl auch diese Verbindung der peripheren
mit einer zentralen Umwälzung ausblieb, hatte die sich aus Imperialismus, Krieg
und Revolution ergebende Möglichkeit bzw. realgeschichtliche Tendenz eines
allgemeinen Umwälzungsprozesses in dieser Richtung weitreichende Folgen fiir
die Auseinandersetzung^ über die Wege sozialistischer Transformation in der in-
temationalen Arbeiterbewegung. Bezogen auf die Auf&ssung vom Kapitalismus
war es dabei wiederum die entscheidende Frage, ob eine über diesen hinauswei-
sende Entwicklung möglich und tragföhig sein könne, wenn sie - wie es die Bol-
schewiki unter Führung W.I. Lenins in Russland imtemahmen - in einem rück
ständigen Land, an der Peripherie des Kapitalismus und mittels der Diktatur dw
revolutionärai Partei durchgesetzt werden sollte.

Einerseits setzten sozialdemokratische Theoretiker mehrheitlich auf eine evo

lutionäre Transformation durch die Arbeiterbewegung (etwa Eduard Bern
stein) und die Wandlungen innerhalb des Kapitalismus, die über dessen fort
schreitende Konzentration im „Ultraimperialismus" zur Transformation in Rich
tung auf den Sozialismus fuhren würden (etwa Karl Kautsky). Sie lehnten den
sowjetischen Weg mit unterschiedlichen Begründung^ als grundsätzliche Ab
weichung vom Marxschen Projekt ab. Auch revolutionäre Sozialisten wie Rosa
Luxemburg und Antonio Gramsci kritisierten die repressiven Tendenzen im
Herrschaftssystem der Bolschewiki und setzten auf revolutionäre Entwicklun
gen in den Zentren, Gramsci untCT dem Eindruck des Faschismus in Italien vor
allem auf die Herausbildung einer breiten hegemonialen Bündniskonstellation.

Andererseits wurden die russische Revolution und die sowjetische Gesellschafts
entwicklung durch den in der Folge äußerst rezeptionsmächtigen Leninismus als
neue Version des revolutionären Marxismus theoretisch begründet. Lenin hielt
sich zwar „orthodox" an die Marxsche Projektion der revolutionäre Umwälzung
des Kapitalismus durch das moderne Proletariat und teilte auch im Prinzip die
Auffessung von Marx, dass die Entscheidung letztlich in den Zentre feile we-
de. Aber er trug de Velagerung des Revolutionsgeschehes in die Peripherie da
durch Rehnung, dass e die Gesamtheit heteogee Veänderunge, die sich seit
dem letzte Drittel des 19. Jahrhundets infolge de Strukturwandlunge zum Im
perialismus und de weltweite Expansion des BCapitalismus vollzöge hatte, als
unmittelbare Veaussetzunge und Ausgangssituatione de neue Revolutions
epoche betrachtete. Formationsgeschichtlich bezieht Lein in seine Schrift Der
Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus (LW 22) sowie in andee
Arbeite im erste Weltkrieg bzw. nach 1917 das transitorische Momet auf de
Monopolkapitalismus, worin e wie Marx im Kapital tedenziell eine Stufe de
Vegesellschaftung ekennt, die als unmittelbare Vorbeeitung des Sozialismus er
scheint (ebeda;. 304 flf. und vor allem in: Die drohende Katastrophe und wie
man sie bekämpfen soll, LW 25: 367 ff.) - damit sieht e wie Marx 1881 das ,Jiis-
torische MiUe" de Reife des Kapitalismus für seine Überwindung als gegeben
an. Wiederum ist es eine antizipieaide Tendenzanalyse sowohl für die Peripherie
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wie för das Zentrum, die auf das ̂ idstadium des Kapitalismus schließen lässt. In
Lenins Analyse der Entmcklung des Kapitalismus in Rußland (LW 3) wird der
Zusammenhang der Herausbildung kapitalistischer VerMltnisse sowohl in den
Anfingen auf dem Lande als auch in den „Gipfeln" der industriellen Ballungs
räume hervorgehoben, um den Kapitalismus als Entwicklungsdominante auch der
rückständigen russischen Gesellschaft nachzuweisen (so auch LW 1: 51 Off, LW
6: 41). Unter diesen Bedingungen sieht er die Erfolgschance für den revolutionä
ren Durchbruch im Bündnis des Industrieproletariats zunädist mit der gesamten
Bauembewegung gegen den 2^smus und späta mit der Dorfirmut gegen alle
mit der kapitalistischen Ausbeutung verbundenen Klassen {Zwei Taktiken der So-
zialdemoh-atie in der demokratischen Revolution, LW 9: 90). Einen so realisierten

direkten Übergang von der Vollendung der antifeudalen zur sozialistischen Revo
lution betrachtete er wie Marx 1848 für Deutschland als möglichen Beginn des
weltweit zum Sozialismus fuhrenden Umwälzungsprozesses, nun aber durch den
Impuls von einem Lande außerhalb der am meisten entwickelten Länder. Auf die
rückständigen Ausgangsbedingungen in Russland bezogen, hatte Lenin nach dem
Sieg der Revolution und dem Scheitern des im Bürgerkrieg durchgeset^en
,JKriegskommunismus" das Programm der Neuen ökonomischen Politik (NÖP)
fiir die Transformation im Rahmoi einer multistrukturellen Gesellschaft mit ge
mischten Wirtschaftsformen unter dem Kommando der Sowjetmacht konzipiert

Ähnlich dem Manifest verglich auch Lenin den aktuellen mit dem bürgerli
chen Revolutionsprozess: Im Zustand seiner allgemeinen Krise verhalte sich -
so Lenin 1921 in seiner Rede Zum 4. Jahrestag der Oktoberrevolution - der
Imperialismus bzw. Monopolkapitalismus zur proletarischen Revolution und
zum Sozialismus ähnlich wie der Feudalismus zur bürgerlichen Umwälzung,
und zwar in der Weise, dass ausgehend von 1917 die Bourgeoisie in die glei
che Lage versetzt werde vne nach 1789 die Feudalklasse durch die Bourgeoi
sie (LW 33: 32).

Diese Sichtweise bestimmte weitgehend die Vorstellung vom Kapitalismus in
nerhalb des Marxismus-Leninismus. Sie wurde zunächst durch J. W. Stalin vol

lends auf die Führungsrolle der Sowjetunion, d.h. des „Sozialismus in einem
Lande" als Zentrum des Übergangs ausgerichtet (1926) und nach dem XX. Par
teitag der KPdSU wieder wie bei Lenin auf eine nun als langfristig betrachtete
Epoche der Koexistenz bezogen. Im weiteren Verlauf wurde die zunächst infol
ge veränderter Kräfteverhältnisse in den 1960er Jahren noch optimistische
Übergangsperspektive angesichts des danach wieder wachsenden ökonomi
schen Rückstands zu den entwickelten kapitalistischen Ländern zeitlich und
räumlich immer weiter in die Zukunft verschoben. Das bedeutete für die Forma

tionsfrage zugleich die indirekte Akzeptanz einer immer weiter ausgedehnten
Entwicklung des Kapitalismus und damit zugleich die Relativierung der Lenin
schen Prognose, mit dem Imperialismus sei dessen Endstadium erreicht. Die
Entwicklung des „real existierenden" Sozialismus wurde zunehmend defensiv
als Vorgang nach- und aufliolender Bewältigung der „wissenschaftlich
technischen Revolution" und ihrer Verbindungen mit den „Vorzügen des Sozia

lismus" gedeutet. Wenn auch immer wieder mit dem Blick auf die kapitalisti-



40 Z-Nr. 93 März 2013

sehen Zentren und deren revolutionäre Perspektiven, hatte sich seit 1917 somit
das revolutionäre Übergangsmoment in die Peripherie verlagert und war, trotz
Einbeziehung mitteleuropäischer Staaten und der DDR nach 1945, auf diese be
schränkt geblieben, mit einer weltweiten Erweiterung des Einflusses in den
Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg, aber zugleich zum Preis der struktu
rellen Rückständigkeit und ideologischer Engfuhrung, die auch nach der Stalin-
Ära nie ganz überwunden wurde.

In den westlichen Grundlagendebatten über Merkmale und Trends modemer
Gesellschaftsentwicklungen wurde ,JCapitalismus" während des Kalten Krie
ges im Gegensatz zu fiiiheren Konzeptionen, die zumeist bei Teilrezeption der
Marxschen Analyse den Kapitalismus als herrschendes System zu erklären
und eigene systemkonforme Reformvorstellungen zu begründen suchten (u.a.
Max Weber, Wemer Sombart oder Joseph Schumpeter), als gesellschaftstheo
retischer Systembegrifif weitgehend marginalisiert oder ganz ausgeklammert.
Zunächst geschah dies im Rahmen von komplexen Altemativkonzepten wie
der Industriegesellschafts-, Konvergenz- und Entwicklungstheorie. Im „gol
denen Zeitalter" des regulierten Kapitalismus konnte die Qualifizierung der
westlichen Gesellschaften als ,Jcapitalistisch" zugunsten sekundärer Merkma
le vermieden werden, um den ,JFluch vom Begriff zu nehmen", wie der ame
rikanische Soziologe Richard Sennett (2000: 9) schreibt.

Statt als umfassendes Gesellschaftssystem erschien der Kapitalismus als eines
von vielen, aber keinesfalls als das bestimmende und alles beherrschende

Merkmal der modernen Gesellschaft (Pongs 2000). Erst recht zerfaserte der
Systemdiskurs nach der Epochen wende von 1989-91 - zum einen im Zeichen
des über den ,/ealen" Sozialismus triumphierenden westlichen Modells, in
dessen globaler Ausbreitung das Ende, d.h. die liberale Vollendung der Ge
schichte Realität zu werden schien, und zum anderen unter dem Einfluss der

postmodemen Negation aller großen Theorien und Erzählungen.

4. Ein neues Entwicklungsstadium des Kapitalismus

Mit dem alle Bereiche des Lebens und alle Erdteile erfassenden ,JErdrutsch"
(Hobsbawm 1994: 503ff.) seit dem letzten Drittel des 20. Jahrhunderts hat sich
der Bezugsrahmen, in dem das kapitalistische Wirtschafts- und Gesellschafts
system bisher im Pro und Kontra betrachtet wurde, gegenüber der zweiten Hälf
te des 19. und den Umwälzungsprozessen des ,Jcurzen 20. Jahrhunderts" noch
mals grundlegend verändert. Die aktuelle Umwälzung ist wieder vom Kapita
lismus ausgegangen und wurde zur Grundlage sowie Triebkraft eines neuen
Entwicklungsstadiums dieser Produktionsweise. Und in den neuesten Entwick
lungen des globalen Kapitalismus scheint dieser seine 1848 von Marx und En
gels in einem damals genialen Vorgriff treffend festgestellte Fähigkeit zur per
manenten Umwälzung der Produktivkräfte - und damit auch aller Lebensberei
che - erst voll zu entfeiten: Die Bourgeoisie kann nicht existieren, „ohne die
Produktionsinstrumente, also die Produktionsverhältnisse, also sämtliche gesell
schaftlichen Verhältnisse fortwährend zu revolutionieren", während die „unverän-



Küttler: Der Kapitalismus als transitorische Formation 41

derte Beibehaltung der alten Produktionsweise" die Existenzbedingung der frühe
ren herrschenden Klassen war. ,Alle festen eingerosteten Verhältnisse mit ihrem
Gefolge von altehrwürdigen Vorstellungoi und Anschauungen werden aufgelöst,
alle neugebildeten veralten, ehe sie verknöchem kcmnen." (MEW 4:465)

Dabei aber brachte die Entwicklung des Kapitalismus neben Krisenzyklen und
revolutionären Erschütterungen auch die Fähigkeit zur systemstabilisierenden
Erneuerung und Veränderung in und, wie vor allem Schumpeter gezeigt hat, ge
rade durch Krisen und Revolutionen hervor. Vor allem hat sie in mehrfecher

Hinsicht das an anderer Stelle bereits angedeutete asymmetrisches Verhältnis
in der damaligen Auf&ssung von Kapitalismus, Revolution und Formation
aufgezeigt: 1. - wie gezeigt - in der unterstellten Analogie zwischen bürgerli
cher Revolution, die eine stagnierende Ordnung überwindet, und der sozialis
tischen Umwälzung, die eine dynamisch fortschreitende Entwicklungsform
von ihrer Ausbeutungs- und Herrschaftsform befreit, was auch mit der revolu
tionären Alternative von 1917 und danach nicht gelang; 2. zwischen finaler
sozialer Polarisierung und gegenläufiger Differenzierung des Gegensatzes von
Kapital und Arbeit; 3. zwischen Ökonomie und soziokulturellen Strukturen
mit deren rückwirkenden Einflüssen durch Steuerung und Anpassung des sich
ständig verändemden Kapitalismus. Auf der einen Seite bewies das Kapital in
den späteren Stadien der Produktionsweise gerade im Vorgang der weiteren
Konzentration beträchtliche Steuerungsfähigkeiten. Und auf der anderen er
reichte die Arbeiterbewegung trotz aller Erfolge nicht das Ziel der dauerhaften
Überwindung des Kapitalismus, letztlich auch infolge ihrer strukturellen und
regionalen Differenzierung. So vollzogen und vollziehen sich die permanen
ten Umwälzungen weiter im Rahmen des Kapitalismus.

Griff somit die Entwicklungsskizze von Marx im Manifest in den damaligen Ver
hältnissen weit voraus, so werden nun mit ihrer Aldualität zugleich auch die
Grenzen der damals möglichen Erkenntnisse deutlich. Trotz der katastrophalen
Krisen und tiefgreifenden revolutionären Erschütterungoi, die zur Entstehung ei
nes nidit vom Kapital beherrschten alternativen Gesellschaftssystems führtöi, und
ungeachtet weitreichender Erfolge der Arbeiterbewegung bei inneren Wandlun
gen und sozialen Reformen in den entwickelten kapitalistischen Ländan ist die
Marxsche Prognose der Überwindung des Kapitalismus durch die Arbeiterbewe
gung in der Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts nicht verwirklicht worden.
Sie erscheint aber auch perspektivisch infolge der tiefgreifenden ökonomischen
und sozialstrukturellen Veränderungen sowohl in den Zentren als auch in den Pe
ripherien nunmehr als überholt. Dass der Gegensatz von Kapital und Arbeit un
verändert fortbesteht, ändert m.E. an dieser Einsicht nichts Wesentliches. Von den
1917 begonnenen Umwälzungen ist trotz zeitweilig großer weltweiter Wirkung
eine qualitativ neuartige Entwicklung, die den Kapitalismus in jene Lage unauf
haltsamen Verfells und transformatorischer Prozesse hätte versetzen können, in
die dieser die Feudalgesellschaften und alle vorgefundenen Strukturen früherer
Formationen bradite, nicht ausgegangai. Das gilt zum einen für die ursprüngliche
marxsche Prognose, dass die vom Kapitalismus geschaffenen Produktivkräfte von
den Fesseln der Kapitalistenherrschaft befreit werden. Stattdessen waren es peri-
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phere Revolutionen mit der Tendenz nachholender Entwicklung (Kossok 2000,
289 fF.), und die darin implizierten antikapitalistischai Vorstöße in der Eigen
tums- und Machtfrage sowie in den Sozialverhältnissen aiviesen sich nach 1989
als reversibel und obendrein in einen sehr kruden Kapitalismus reintegrierbar. Die
Exempel der NÖP in Russland und der aktuellen Entwicklung Chinas sowie auch
die mit einem Sozialismus des 21. Jahrhunderts in Verbindung gebrachten Ansät
ze transformatorischer Entwicklung in Lateinamerika - mit begünstigenden wie
erschwerenden Bedingungen (Crome 2006, 7) - bekräftigen zwar die Offenheit
der seit dem 20. Jahrhundert sich vollziehenden Formationsprozesse für alt^ati-
ve Entwicklungen, aber eine allgemeine dauerhafte Überwindung des Rahmens
der kapitalistischen Produktionsweise wurde und wird bislang nicht angezeigt.

Auf der anderen Seite haben auch weitreichende reformsozialistische Wand

lungen in entwickelten westlichen Ländem den Formationsprozess in seiner
kapitalistischen Grundlage nicht angetastet. Ende des 20. und Anfang des 21.
Jahrhunderts gab es auch in Schweden, Deutschland und Frankreich erhebli
che neoliberale Rückschläge. Schließlich ist auch die Ungleichmäßigkeit trotz
und gerade unter den Bedingungen der Globalisierung sowohl in der Band
breite der Entwicklungspfade als auch in der Aufeplitterung der sozialen
Strukturen nochmals gewachsen. Die langen Konjunkturwellen ebenso wie
die kurzen Krisenzyklen fiihrtai bisher ebenfalls nicht zu Tendenzen der Auf
lösung, sondem nur zu stadialen Veränderungen der Produktionsweise. Die
bisherigen Revolutionen und Entwicklungen zum und im „realen" Sozialis
mus stehen insofern ebenso wie die durch Veränderungen der Wirtschafts
und Gesellschaftsstruktur sowie durch die Erfolge der Arbeiterbewegung er
reichten Formen eines regulierten Kapitalismus nicht auß^halb, sondem - als
Altemativen - innerhalb dieser Entwicklungsreihe.

Im aktuellen hochtechnologischen Stadium werden abermals Potentiale
menschlicher Schöpferkraft in Wissenschaft und Technik, in Produktion und
Kommunikation geschaffen. Sie übertreffen bei weitem alle bisherigen Vor
stellungen nicht nur quantitativ, sondern auch in der Qualität der Möglichkei
ten, die natürlichen und soziokulturellen Existenzbedingungen txl verändern.
Aber im gegebenen Rahmen des ebenfalls auf neue Weise global entfesselten
Kapitalismus werden mit den produktiven wiederum auch seine damit un
trennbar verbundenen, verheerend destruktiven Potenzen und realen Wirkun
gen unermesslich gesteigert. Das geschieht einerseits weiterhin im Rahmen
der von Schumpeter erkannten Systemlogik von Krise imd Innovation als
Moment ständiger Stabilisierung und Emeuerung der Kapitaldominanz. Ande
rerseits verstärkt sich dabei auch jedes Mal das katastrophale Ausmaß der da
für in Kauf genommenen Verluste. In der Verflechtung ökonomischer, sozia
ler, politischer, demographischer und ökologischer Krisensymptome zeichnen
sich damit strukturell und räumlich existenzielle Bruchzonen für den Bestand

der Zivilisation überhaupt ab, wenn sich die herrschenden Entwicklungstenden
zen ungehindert fortsetzen. Derartige Grenzen, an die der Kapitalismus im Ver
hältnis der Gesellschaft zur Natur, in der Organisation der Produktion, in der
Entwicklung von Wissenschaft durch destruktive Beschränkung des Fortschritts
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immer wieder gerät, hat er auch immer wieder von Neuem überwundai. ,JDar-
aus aber, daß das Kapital jede solche Grenze als Schranke setzt und daher ideell
darüber weg ist," schreibt Marx dazu in den Grundrissen, ,dblgt keineswegs,
daß es sie real überwunden hat, und da jede solche Schranke seiner Bestim
mung widerspricht, bewegt sich seine Produktion in Widersprüchen, die be
ständig überwunden, aber ebenso beständig gesetzt werden. ... Die Universali
tät, nach der es unauflialtsam hintreibt, findet Schranken in seiner eignen Na
tur, die auf einer gewissen Stufe seiner Entwicklung es selbst als die größte
Schranke dieser Tendenz werden erkennen lassen und daher zu seiner Aufhe

bung durch es selbst hintreiben." (MEW 42: 323f.)

5. Kapitalismus als Großformation - Fortschrittsfrage heute

Aber mit der langfiristigen Fortsetzung und seit Ende des 20. Jahrhunderts
nochmaligen Verstärkung dieses Prozesses ständiger Be- und Entgrenzung ist
der Transformationsdruck auf den global dominierenden Kapitalismus kei
neswegs kleiner geworden. Denn die menschliche Gesellschaft befindet sich
nunmehr in einer - auch gegenüber den von Marx und Engels im Manifest be
schriebenen Prozessen ständiger Umwälzungen - neuartigen, die Entwicklung
derart beschleunigenden und vertiefenden Produktivkraftrevolution und kultu
rellen Umwälzung, dass sie, wie in den Debatten über die Folgen der digitalen
Revolution reflektiert wird, in der Tendenz wiederum über die Grenzen des
kapitalistischen Charakters hinauszuweisen scheint

Das Kernproblem besteht folglich darin zu prüfen, ob imd wie in der Mani
schen Tradition emanzipatorischer gesellschaftlicher Fortschritt ohne das
Junktim mit der sozialen Revolution des modernen Industrieproletariats zu
denken ist. Hier nun bietet die von Marx im Spätwerk konzipierte Erweite
rung des formationsgeschichtlichen Bezugsrahmens die Möglichkeit eines
tragfähigen Lösungsansatzes. Einerseits muss er dafür von der utopielastigen
Triade Urkommunismus - Klassengesellschaft - Kommunismus gelöst wer
den, Andererseits aber bleibt auch dann der leitende Bezug auf das transkapi
talistische Moment des Übergangs erhalten, wenn der Kapitalismus selbst als
Entwicklungsreihe gesehen und diese insgesamt sowohl als Vielfalt auf dieser
Produktionsweise beruhender Entwicklungsformen als auch - und darauf
kommt es mir besonders an - als Vorbereitung des Übergangs zu einer immer
dringlicher werdenden grundsätzlichen Richtungsänderung der gesellschaftli
chen Entwicklimg gesehen wird. Der Marxsche Entwurf ist dafür methodisch
unabhängig vom Inhalt der Vorstellungen über die Urgesellschaften und auch
vom Streit über den Charakter der russischen Dorfgemeinde interessant, wenn
die Unterscheidung von Großformationen auf der Basis von Grundtypen der
Erzeugung der Existenzbedingungen der Menschen, des Eigentums an Pro
duktionsmitteln und der gesellschaftlichen Organisation auf die Gesamtent
wicklung der Gesellschaften angewandt wird, die - so Marx eingangs seines
Hauptwerks - „auf gesellschaftlicher Produktionsweise beruhen" (MEW 23:
49). In dieser Sichtweise kann die auf Warenproduktion, Marktwirtschaft und
Investition von Kapital gegründete moderne Produktionsweise angesichts der
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Dimension ihrer realgeschichtlichen Entwicklung nicht nur seit Ausgang des
20. Jahrhunderts, sondern auch in der gesamten nun schon fünfhundertjähri-
gen Formierung im Unterschied von der Marxschen Projektion nicht als blo
ßes Übergangsmoment, sondern vielmehr als Grundtyp einer eigenständigen
Entwicklungsreihe und damit selbst als Großformation aufgefasst werden.

Die Stadien, Wege und Typen des Kapitalismus können in diesem Rahmen
ähnlich den asiatischen, antiken und feudalen Gesellschaften innerhalb der auf

Grundeigentum beruhenden Entwicklungsreihe als aufeinander folgende oder in
der Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen untereinander und mit vorgefundenen
fremden Formen koexistierende Formationen begriffen werden. Die Übergänge
zwischen ihnen werden ebenfalls in ähnlicher Weise trotz des gleichbleibenden
Grundcharakters der Produktionsform jeweils durch Einschnitte in den Eigen
tums- und Herrschaflsverhältnissen gekennzeichnet, die sich aber angesichts der
neuartigen Dynamik der modernen Formationen und des erreichten Zivilisati
onsgrades in anderen Formen und Ausmaßen vollziehen. Dabei sind Revolutio
nen „von unten" und Systemveränderungen „von oben" nur die unterschiedli
chen Seiten einer sich immer mehr beschleunigenden Entwicklung mit ebenso
gewaltigen Fortschritten wie auch katastrophalen Rückschlägen. Der Gesamt
zyklus neuzeitlicher Revolutionen (Kossok 1982, Kossok/Küttler 1988) kann
so, ausgedehnt auch auf die Revolutionen des 20. Jahrhunderts, als Folge den
inneren Formenwechsel dieser Entwicklungsreihe begleitender und mit verursa
chender Umbrüche betrachtet werden. Sie erscheine dann auch als Bruchzonen

der Globalisierung, wenn man diese insgesamt mit der Entstehungsgeschichte
des kapitalistischen Weltmarktes in Beziehung setzt. (Middell 2008:200 ff.)

In diesem lange währenden Formationsprozess hat sich die kapitalistische Pro
duktions- und Existenzweise der Zivilisation längst von der Systemverbindung
mit der bürgerlichen Gesellschaft gelöst, in der sie sich in Europa im 18. und 19.
Jahrhundert entwickelt und die auch dort im frühen Stadium des Handels- und

Manufekturkapitalismus im noch überwiegend spätfeudal-absolutistisch ver-
fassten, fi-ühneuzeitlichen Staatensystem allenfells in den Niederlanden und in
England nach der Revolution ihren Rahmen gebildet hatte. Mit der weltweiten
Expansion des Kapitalismus im 19., seiner Konfrontation mit einem alternativen
Gesellschaftssystem im 20. und der globalen Herrschaft seit der Epochenwende
von 1989-91 ist an die Stelle dieser ursprünglichen Systemverbindung von kapi
talistischer Produktionsweise und bürgerlicher Gesellschaftsordnung eine Viel
falt unterschiedlicher Formationsbeziehungen im Rahmen der kapitalistischen
Großformation getreten. Sie reichte schon im 19. Jh. von den britischen Unter-
nehmem bis zu den kapitalistisch wirtschaftenden Gutsherren ostwärts der Elbe
und den für den Markt produzierenden Plantagenbesitzem in den USA und sie
umfasst heute, um nur extreme Gegenpole zu nennen, das „Imperium" des west
lichen Finanzmarktkapitalismus ebenso wie einen dynamischen Kapitalismus
unter kommunistischer Herrschaft in China (Haug 2012).

Aber auch und gerade in der veränderten Sichtweise einer Entwicklungsreihe
bzw. Großformation, die einen schrittweise über viele Zwischenstufen er-
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folgenden Entwicklimgsprozess retrospektiv und als Handlungsorientienmg
für die Lösung unaufschiebbarer Existenzfragen umfasst, hat sich die emanzi-
patorische Perspektive grundlegender gesellschaftlicher Veränderungen nicht
erledigt. Vielmehr ist sie angesichts der Tiefe und des Ausmaßes der progres
siven und destruktiven Tendenzen des aktuellen globalen Umwälzungsprozes
ses gegenwärtig umso dringlicher geworden. Sie ist auch nach wie vor gleich
bedeutend mit der Frage, wie und von welchen sozialen Kräften und mit wel
chen gesellschaftsperspektivischen Ideen die Existenz der menschlichen Zivih-
sation in ihrer Gesamtheit, d.h. nicht nur in den Zentren, nachhaltig gesichert
und weiter entwickelt werden kann. Nicht mehr und nicht weniger besagt zu
nächst, fiir sich gelesen, die viel zitierte Textstelle von Marx' Vorwort zu seiner
Schrift Zur Kritik der Politischen Ökonomie von 1859: „Eine Gesellschafts
formation geht nie unter, bevor alle Produktivkräfte entwickelt sind, für die
sie weit genug ist, und neue höhere Produktionsverhältnisse treten nie an die
Stelle, bevor die materiellen Existenzbedingungen derselben im Schoß der al
ten Gesellschaft selbst ausgebrütet worden sind." Daher stellt sich die
Menschheit immer nur , Aufgaben, die sie lösen kann", wobei wiederum „die
Aufgabe selbst nur entspringt, wenn die materiellen Bedingungen ihrer Lö
sung schon vorhanden oder wenigstens im Prozeß ihres Werdens begriffen
sind" (MEW 13:9). Im Kontext gesehen, sind hier aber zwei unterschiedüche
Fortschrittsperspektiven enthalten, zum einen die Bewahrung, Sicherung und
weitere Entfaltung der gesellschaftlichen Existenzbedingungen im Verhältnis
der Menschen zueinander und zur Natur auf den je erreichten Grundlagen und
zum anderen die Verbindung dieser allgemeinen mit der besonderen Aufgabe
der Überwindung des Kapitalismus durch die soziale Revolution des modemen
Proletariats. Marx macht hier keinen wesentlichen Unterschied, weil er beides,

die Formulierung der Aufgabe und die Reife der Verhältnisse für die darin imp
lizierte Lösung, als grundsätzlich gegeben ansah - eine Grundposition, die im
Marxismus-Leninismus bis zur Epochewende 1989ff. verbindlich blieb.

Projizieren wir diesen Fortschrittsbegriff ohne die damalige Gewissheit einer
kurz- oder mittelfiistig bevorstehenden Überwindung des Kapitahsmus auf eine
weiter fortschreitende langfiistige Formierung und zugleich Transformation, so
sind diese Aufgaben und ihre objektiven Bedingungen nicht weniger an
spruchsvoll im Sinne von nötigen Umgestaltungen und keineswegs ohne tief
greifende gesellschaftliche Konflikte zu lösen. Denn so sehr die Transformati-
onsfi^ge vor allem in den entwickelten kapitalistischen Ländem in konkreten
Projekten auf spezielle Probleme heruntergerechnet und prapiatisch auf reali
sierbare Veränderungen konzentriert werden muss, ist sie in linksorientierter Po
litik und Gesellschaftsanalyse auch und gerade im globalen Kapitalismus der
Gegenwart doch immer mit gesamtgesellschaftlichen Systemfragen verknüpft.
Diese aber lassen sich ebenso wenig in der ausschließlichen Beschränkung auf
allmähliche schrittweise Schritte des Übergangs wie im Sinne letzter Gefechte
und vollständiger Lösungen der Widersprüche erkennen, in denen sich die kapi
taldominierte Produktionsweise entwickelt. Außerdem muss eine realistische

Reflexion der Chancen progressiven gesellschaftlichen Wandels auch die Mög-
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lichkeit erneuter katastrophaler Fehlentwicklungen und Rückschläge einbezie-
hen, wie sie mehr denn je in der gewaltigen Steigerung der destruktiven Mittel
angelegt sind, die zur Herrschaftssicherung und -ausweitung eingesetzt werden
können. Das Übergangsmoment, das in der Losung: ,3ine andere Welt ist mög
lich" eindringlich zum Ausdruck kommt, umgreift aber - schon im gesamten
20. Jahrhundert und noch viel mehr im globalen finanzmarktgesteuerten Kapita
lismus am An&ng des 21. Jahrhunderts - eine Vielfalt teils gegenläufiger, teils
sich verstärkender Prozesse und Bewegungen. Nachholende Vorgänge kapitalis
tischer Umwälzung mischen sich mit reaktionären Tendenzen des fimdamenta-
listischen Kampfes gegen alle Resultate der modernen Zivilisation, die mit im
perialistischer Unterdrückung per se identifiziert werden. Alte und neue Klas
senkonstellationen, vor allem aber der nach wie vor in allen kapitalistisch struk
turierten Gesellschaften dominante; aber in Form und Inhalt stark modifizierte

und differenzierte Gegensatz von Kapital und Arbeit, bringen sehr unterschied
liche Formai sozialer Auseinandersetzung mit ebenso vielschichtigen Möglich
keiten von Bündnissen hervor. Was als „Große Krise" wie und in noch anderer
Qualität als 1929ff". erscheint, kann weder in den globalen Dimensionen und
ganz unterschiedlichen regionalen Wirkungen eindeutig bestimmt noch in der
Frage, ob hier wieder eine längere Stabilisierungs- und Aufechwungsphase folgt
oder andere, neuartige Prozesse des Systemwandels zu Tage treten, eindeutig
entschieden werden. Allen&lls sind Tendenzen der einen oder anderen Richtung
auszumachen (Busch 2012). Theoretische Arbeit und interdisziplinäre wissen
schaftliche Analysen können dazu Rahmenbedingungen und mögliche Tenden
zen au&eigen und die Wirkungen und Gegenwirkungen dieser oder jener prak-
tischoi Entscheidung für konkrete Transformationen analysieren, aber nicht,
wie im „Zeitalter der Extreme" mit allseits verheerenden Folgen versucht, Welt
anschauungen als objektiv gültige praktische Direktiven der Gestaltung der
menschlichai Gesellschaft begründen.

„Großformation" soll in diesem Sinne wohlverstanden nicht etwa der Begriff
einer neuen historisch unbegrenzbaren Projektion kapitalistischer Herrschaft
sein, sondern neben der räumlichen und zeitlichen Dimension kapitalistischer
Entwicklung auch eine langfiistige Tendenz zu einer „anderen Gesellschaft",
umreißen. Deren Konturen lassen sich zwar aus Defiziten und Destruktionskräf

ten im gegenwärtigen Kapitalismus ableiten - im Hinblick auf die Veränderun
gen der Arbeitswelt, der Reproduktion, der Geschlechterverhältnisse, der Ver
teilung des gesellschaftlichen Reichtums, der Eigentumsvahältnisse, der neuen
Möglichkeiten von Wissenschaft und Technik, der Abhebung der Finanzmärkte
von der Produktionssphäre mit fatalen Rückwirkungen, der drohenden Umwelt
katastrophe infolge des Klimawandels, um nur einige wichtige Elemente not
wendiger Veränderung der Existenzbedingungen zu nomen. In diesem Sinne
könnten die gegenwärtigen Umwälzungsprozesse seit Mitte des 20. Jahrhun
derts auch als zweite „große Transformation" verstanden werden, um den
Be^ff" Polanyis (1978) zu verwenden, mutatis mutandis im Sinne des Ver
gleichs mit der industriellen, aber auch mit der am Anfang der Zivilisation
stehenden neolithischen Revolution auf einen anstehenden grundlegenden
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Qualitätswechsel des Geschichtsprozesses bezogen. Aber die Fristen und kon
kreten Wege dieses Wandels sind nicht in ein konkretes Modell zu fassen, wie
es mit den früheren Sozialismus- und Kommunismusvorstellungen versucht
wurde.
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Mohssen Massarrat

Macht im Kapitalismus

Die Beschäftigung mit Macht im Kapitalismus ist nicht nur eine intellektuelle
Herausforderung, sondern sie ist auch eine wissenschaftlich und politisch wich
tige Aufgabe, um strategische Reformen zur Transformation des Kapitalismus
au&uzeigen. Der Kapitalismus ist, wie bereits an einer anderen Stelle ausge
führt, immer ein Historischer Kapitalismus, und daher geprägt durch sein je
weils historisch gegebenes Umfeld.^ Er ist nie in der Reinheit und in den inne
ren Gesetzmäßigkeiten des Logischen Kapitalismus vorzufinden, sondern stets
als eine Synthese aus dem Zusammenwirken der reinen Gesetzmäßigkeiten mit
dem jeweiligen historischen Umfeld. Daher finden wir zahlreiche unterscheid
bare Kapitalismen vor, die sich in Abhängigkeit von Zeit und Raum abgrenzen
und systematisieren lassen. Entlang der Zeitachse im selben Raum, z. B in
Deutschland, stoßen wir innerhalb von 150 Jahren auf gänzlich verschiedene
Kapitalismen, den preußisch autoritären, den imperialistischen, den fiischisti-
schen, den keynesianischen und den neoliberalen Kapitalismus. Ebenso beo
bachten wir entlang der Raumachse, aber zum selben Zeitpunkt, z.B. zu Beginn
des 21. Jahihunderts, unterschiedliche Typen des Kapitalismus, so den anglo-
sächsischen Kapitalismus in den USA, den rheinischen Kapitalismus in Westeu
ropa, den staatlich kontrollierten Kapitalismus in China,^ den rentierstaatlichen
Kapitalismus in den Ölstaaten etc. Das historische Umfeld kann dabei in drei
unterscheidbare Kategorien unterteilt werden: Erstens natürliche Gegebenhei
ten, zweitens Relikte vorkapitalistischer Strukturen, drittens und vor allem he
rausgewachsene Machtpotentiale. Die ersten zwei Kategorien sind physisch
bzw. historisch vorgegeben, verlieren mit der Entwicklung des Kapitalismus je
doch ihre gestaltende Wirkung. Umso stärker rückt allerdings die Äitte Katego
rie, nämlich Macht als gestaltende Ressource des historischen Kapitalismus, in
den Vordergrund, vor allem wenn es darum geht, für heute und die Zukunft Re
form- und Transformationsstrategien zu beschreiben. In allen ökonomischen
Schulen herrscht das große Missverständnis vor, ökonomische Gesetzmäßigkei
ten reichen aus, um sowohl die Produktion wie die Verteilung von Reichtum be-
fiiedigend erklären zu können. Diese Verabsolutierung der Ökonomie versperrte
bisher ganz fundamental den Blick auf die Macht als entscheidenden Hebel zur
Verteilung gesellschaftlicher Reichtümer. Die Unterscheidung zwischen dem
Logischen und dem Historischen Kapitalismus dient u. a. auch methodisch da
zu, Macht als historische Kategorie mit einem Eigenleben und mit eigener Lo
gik zu erkennen, die von der Ökonomie, auch von der kapitalistischen, unab
hängig existieren kann. Macht hat es vor dem Kapitalismus gegeben, sie wird

Massarrat 2011,56f.

Im Unterschied zum Staatskapitalismus in Russland. In China existiert dagegen ein echter Ka
pitalismus mit Konkurrenz und selbständigen Unternehmern, der unter der Kontrolle der KP
sein Dasein iiistet und sogar floriert.
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auch nach dem Kapitalismus fortbestehen. Dies genauer zu begründen ist die
Aufgabe dieses Beitrages. Vorausschickend möchte ich aber schon jetzt hervor
heben, dass sich hinter sämtlichen Verteilungsvorgängen im Kapitalismus so
wohl national wie aber auch intemational Machtverhältnisse verbergen, ohne
deren Berücksichtigung die Verteilungsrelationen nur unzureichend erklärt wer
den können. Der Grad der Verelendung des Proletariats und die sehr niedrige
Lohnquote im 18. und 19. Jahrhunderts, um ein Beispiel zu nennen, resultierte
aus der dramatischen Diskrepanz zwischen der Macht der Kapitalisten und des
Proletariats, während umgekehrt der gestiegene Anteil am Wohlstand des Prole
tariats und die höhere Lohnquote im entwickelten BCapitalismus daraus zu erklä
ren ist, dass die Machtdiskrepanz deutüch geringer geworden ist. Mit anderen
Worten: Die Veränderung der Mehrwertrate im Kapitalismus ist eine Variable
der Machtverteilung zwischen Lohnarbeit und Kapital. In traditionellen, auch
marxistischen Kapitalismusanalysen spielt Macht zwar im Hintergrund eine
Rolle, die Veränderung der Mehrwertrate bzw. der Lohnquote wird jedoch still
schweigend in der Regel als ein rein ökonomischer Vorgang aufgefasst. In der
neoklassischen Ökonomie stellen rein ökonomische Modelle die Grundlage
sämtlicher ökonomischen Vorgänge dar, in entsprechenden Theorien kommt
Macht so gut wie nicht vor.^ Hier soll zunächst die herausragende Relevanz von
Macht im Kapitalismus - die bisher nur eine Hypothese darstellt -, genauer be
gründet werden. Erst dann kann auch plausibel gemacht werden, weshalb es oh
ne Machtanalyse als Ergänzung zxtr Kapitalismusanalyse nicht möglich ist, Re
formstrategien über den Kapitalismus hinaus zu entwickeln. Aus diesem Erfor
dernis heraus entstehen Fragen nach den Quellen der Macht, nach dem Verhält
nis zwischen Macht und Herrschaft, Macht und Eigentum, Macht und Staat und
schließlich Macht und Kapitalismus. Die Beschäftigung mit diesen Fragen dient
der Formulierung der Grundlagen einer fundierten Machttheorie. Dies soll im
Folgenden schrittweise und auf der Basis einer systematischen Kritik bestehen
der Machttheorien erfolgen.

Herkömmliche Machttheorien

Die allgemein akzeptierte Definition von Macht, die in die internationale Dis
kussion Eingang gefiinden hat, geht auf Max Webers Analyse politischer Ge
meinschaften zurück:, Jede (nicht nur die 'staatliche') Rechtsordnung", schreibt
Weber, „wirkt durch ihre Gestaltung direkt auf die Machtverteilung innerhalb
der betreffenden Gemeinschaft ein, die der ökonomischen Macht sowohl wie

auch jeder anderen. Unter 'Macht' wollen wir dabei hier ganz allgemein die
Chance eines Menschen oder einer Mehrzahl solcher verstehen, den eigenen
Willen in einem Gemeinschaftshandeln auch gegen den Widerstand anderer Be
teiligter durchzusetzen."^ Diese Definition ist jedoch m. E. ungenau, da sie die

3

Mehr dazu vgl. Massarrat, 2006: 50f.

Zu konkreten Beispielen von Macht- und Verteilungsverhältnissen siehe den letzten Abschnitt
dieses Beitrages.

^ Weber 1976; S. 531.
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Macht auf ihre spezifischen Phänomene an der Oberfläche zwischen den
menschlichen Beziehungen reduziert und ihre gesellschafüichen Quellen ein
schließlich der Triebkräfte der Machtvermehrung außer Acht lässt. Gefragt ist da
gegen eine umfessendere Definition, die es erlaubt, alle Machtformen in ihrer viel-
föltigen Reahtät erfassen zu können. In Anlehnung an Weber, Parsons, Dürkheim
und andere, nicht marxistische Klassiker, liefert Michael Mann, ein intemational
renommiater Machttheoretiker, in seinem zweibändigen Werk Geschichte der
Macht, neben einer umfessenden historischen Analyse der Macht, auch die
Grundlagen einer im wesentlichen soziologischen Machttheorie.

Michael Mann unterscheidet zunächst zwischen extensiver und intensiver

Macht einerseits sowie autoritativer und diffuser Macht andererseits.^ Als ex
tensive Macht bezeichnet er das Vermögen, eine horizontal weiträumig große
Zahl von Menschen mit einem Mindestmaß von Bindung zu organisieren,
wogegen er die Fähigkeit zu einem vertikal straffen Zusammenschluss von
Menschen mit starker Bindung als intensive Macht definiert. Der Unterschied
zwischen autoritativer und diffuser Macht besteht für Mann in einer klaren
Anweisung der Machthaber und im Gehorsam der Unterworfenen einerseits
und einer spontanen, unwillkürlichen und lockeren Beziehung zwischen
Machthabem und Unterworfenen andererseits.^

Diese Unterscheidung ist zur Illustration soziologischer Besonderheiten von
Machtformen hilfi-eich. Beispielsweise ist gewerkschaftliche Macht intensiv,
die hegemonial-imperiale Macht dagegen extensiv und diffus. Um sich jedoch
den Quellen der Macht anzunähern, integriert Mann, in Anlehnung an marxis
tische und weberianische Soziologen, drei geläufige Machtinstitutionen, Klas
se, Status und Partei, die „den Rang einer dominanten deskriptiven Orthodo
xie einnehmen,"® in sein Konzept. Michael Mann unternimmt eine weitere
Differenzierung und löst die Machtinstitution Partei in politische und militäri
sche auf, um der gesellschaftlichen Realität näher zukommen.' Mann betrach
tet die vier gesellschaftlichen Institutionen als Grundtypen von Machtquellen.
Tatsächlich stellen sie ein Raster von geeigneten soziologischen Kategorien
zur systematischen soziologisch-phänomenologischen Gesellschafts- und
Staatsanalyse dar, die er in seinem profunden Werk auch zur Richtschnur der
historischen Analyse von Machtinstitutionen und Machterscheinungen heran
zieht. Michel Manns und generell die traditionellen Machttheorien reichen m.
E. allerdings für eine präzise Analyse komplexer Verteilungs- und Umvertei
lungsvorgänge ebenso wenig aus, wie für höchst undurchsichtige En-
teignungs-, Aneignungs- respektive soziale und ökologische Extemalisie-
rungsprozesse.*'

^ Mann 1994:8.24.
7

Ebenda.

® Ebenda, S. 28.
' Ebenda, S. 4 ff.

Massarrat, 2006, S.64flr.
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Reduktion von Macht auf Eigentum und Klassenherrschaft

In der marxistischen Gesellschaftsanalyse wurden lange Zeit Macht und Herr
schaft als identische Begriffe aufgefasst. Machttheorie ist in dieser Tradition
Herrschaftstheorie, und letztere wurde mehr oder weniger unter materialisti
scher Staatstheorie subsumiert. In dieser Lesart ist auch der Staat selbst in letzter

Instanz doch nichts anders als das Instrument, mit dem die herrschende Klasse

ihre Interessen durchsetzt. Bekaimtlich war es Marx selbst nicht vergönnt, sein
Buch über den Staat zu schreiben.^ Marx Beschäftigung mit dem Staat be
schränkt sich im Wesentlichen auf seine politischen Schriften im Zusammen
hang mit der Französischen Revolution.*^ Dabei spricht Marx in diesen Schrif
ten, wie der Staatstheoretiker Klaus Funken meint, nicht vom Staat, sondem
vom Staatsapparat.*^ Wie auch immer - Marx hinterließ auf jeden Fall eine rie
sige Theorielücke bei einer der in der marxistischen Theoriebildung und linken
Praxis wichtigsten Frage, die bis heute nicht befiiedigend beantwortet worden
ist. Bis Mitte des letzten Jahrhunderts stützten sich materialistische Staats- (und
Macht-) Analysen auf Analysefolien, die Engels und Lenin geliefert hatten.
Nach Engels ist der Staat in seiner verallgemeinerbaren Form im Unterschied zu
Stammesgesellschaften gekennzeichnet erstens durch das Staat^ebiet und die
Staatsangehörigkeit sowie zweitens durch öffentliche Gewalt.* Der Staat ist
nach Engels nicht neutral, da er „aus dem Bedürfiiis entstanden ist, Klassenge
gensätze im Zaum zu halten; da er aber gleichzeitig mitten im Konflikt dieser
Klassen entstanden ist, so ist er in der Regel ein Staat der mächtigsten, ökono
misch herrschenden Klasse, die vermittelst seiner auch politisch herrschende
Klasse wirkt und so neue Mittel erwirbt zur Niederhaltung und Ausbeutung der
unterdrückten Klasse. So war der antike Staat vor allem Staat der Sklavenbesit

zer zur Niederhaltung der Sklaven, wie der feudale Staat Organ des Adels zur
Niederhaltung der leibeigenen und hörigen Bauem und der moderne Repräsen
tativstaat Werkzeug der Ausbeutung der Lohnarbeit durch das Kapital' war.

Engels will somit seine Definition ausdrücklich auch auf den Kapitalismus ange
wandt wissen. Demnach usurpierai die herrschenden Klassen, also auch die
Bourgeoisie, den Staat für ihre Zwecke, „solange die untCTdrückte Klasse, also in
unserem Fall das Proletariat, noch nicht reif ist zu seiner Selbstbefi-eiung" solange,
schreibt Engels weiter, „wird sie, der Mehrzahl nach, die bestehende Gesell-

Marxens ursprünglich geplanter Aufbau seines Gesamtwerkes sollte, wie Roman Rosdolsky in
seinem Werk „Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen Kapitals" zusammengetragen hat,
insgesamt 6 Bücher umfassen; vom Kapital, vom Grundeigentum, von der Lohnarbeit, vom
Staat, vom auswärtigen Handel und vom Weltmarkt. Rosdolsky, 1969 :43ff.

12
So in „Die Klassenkämpfe in Frankreichl 848-1850, in: „Der achtzehnte Brumaire des Louis
Bonaparte" und in: „Der Bürgerkrieg in Frankreich" Vgl. Marx/Engels, Ausgewählte Schrif
ten, Band 1: 1968.

*^ Funken, in: Braunmühl, Funken, Cogoy, Hirsch 1973: 92.
*'* Engels (1884) 1984: 164f.
*^ Ebenda: 166/67
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schafisordnimg als die einzig mögliche erkennen und politisch der Sch\vanz der
Kapitalistenklasse, ihr äuß^ster linker Flügel sein. In dem Maß aber, worin sie ih
rer Selbstemanzipation entgegenreift, in dem Maß konstituiert sie sich als eigene
Partei, wählt ihre eignoi Vertreter, nicht die der Kapitalisten. Das allgemeine
Stimmrecht ist so der Gradmesser der Reife der Arbeiterklasse".^®

Lenin entwickelt in Staat und Revolution seine Staatstheorie ausdrücklich mit

Bezug auf Engels Ausfuhrungen zum Staat und spitzt sie, wie u. a. in folgen
dem Zitat ersichtlich, auf seine ihm eigentümliche Weise zu: ,X>as Wesen der
Marxschen Lehre vom Staat hat nur erfaßt, wer begriffen hat, daß die Diktatur
EINER Klasse nicht nur schlechthin für jede Klassengesellschaft notwendig
ist, nicht nur für das PROLETARIAT, das die Bourgeoisie gestürzt hat, son
dern auch für die ganze HISTORISCHE PERIODE, die den Kapitalismus von
der 'klassenlosen Gesellschaft', vom Kommunismus, trennt. Die Formen der

bürgerlichen Staaten sind außerordentlich mannigfaltig, ihr Wesen ist aber ein
und dasselbe: Alle diese Staaten sind so oder so, aber in letzter Konsequenz,
unbedingt eine DIKTATUR DER BOURGEOISIE. Der Übergang vom Kapi
talismus zum Kommunismus muß natürlich eine ungeheure Fülle und Man
nigfaltigkeit der politischen Formen hervorbringen, aber das Wesentliche wird
dabei unbedingt das EINE sein: DIE DIKTATUR DES PROLETARIATS."'^
Die Gleichsetzung des Staates in der kapitalistischen Gesellschaft mit Herr
schaft der Bourgeoisie oder mit Klassenherrschaft und Identifizierung des Kapi
taleigentums mit Macht ist unter führenden marxistischen Theoretikem sehr
weit verbreitet. Selbst Hannah Arendt, der man keinen wie auch immer begrün
deten Dogmatismus unterstellen kann und deren Totalitarismuskritik ein inter
national anerkanntes Standardwerk ist, betrachtet Macht- und Kapitalakkumula
tion als identische Prozesse und den Staat letztlich wie Engels und Lenin als In
strument der Klassenherrschaft. In dem Kapitel ihres Werkes über Imperialis
mus preist sie den Machttheoretiker Hobbes als eine Art zu fifih geborene Seele
und Vordenker der Bourgeoisie, vor allem weil sie in Hobbes Darstellung der
Triebkräfte der Machtakkumulation glaubt, eine vorweggenommene plausible
Begründung für die Kapitalakkumulation zu sehen: „Zu dem aus der Verabsolu
tierung der Macht sich automatisch ergebenden Prozeß einer unabsehbar fort
schreitenden Machtakkumulation kam Hobbes aus der theoretisch unbestreitbar

richtigen Einsicht, daß eine unabsehbar fortschreitende Besitzakkumulation sich
nur halten kann, wenn sie sich auf eine 'unwiderstehliche Macht' gründet. Der
unbegrenzte Prozess der Kapitalakkumulation bedarf zu seiner Sicherstellung
einer 'unbegrenzten Macht', nämlich eines Prozesses von Machtakkumulation,
der durch nichts begrenzt werden darf außer durch die jeweiligen Bedürfiiisse
der Kapitalakkumulation. Geht man, wie Hobbes es tat, von der Voraussetzung
aus, dass der Staat wesentlich dazu da ist, Besitz zu schützen, und lebt man un
ter den Bedingungen einer neuen besitzenden Klasse, die aus der Binsenwahr-

Ebenda: 168.

Lenin 1972: Kapitel 2.
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heit, daß 'man die Macht und die Mittel, gut zu leben, über die man gegenwärtig
verfiigt, nur sichern kann, indem man mehr Macht und mehr Mittel erwirbt', ein
allgemeines Prinzip des Handelns gemacht hat, so kann man zu dem Ergebnis
des Leviathan kommen. Die Konsequenz des Schlusses ändert sich nicht durch
die historische Tatsache, daß der Staat wie die Bourgeoisie nahezu dreihundert
Jahre brauchten, um die , Wahrheit dieser theoretischen Einsicht in die Zweck-

18
mäßigkeit der Praxis' zu überfuhren.'

Um die zentralen Thesen Hannah Arendts, die sich hinter ihren literarisch

brillanten, inhaltlich aber ein wenig ausschweifenden Formulierungen verber
gen, auf den Punkt zu bringen, kann ihr Gedankengang in Bezug auf die
Wechselbeziehung zwischen Macht- und Kapitalakkumulation wie folgt zu-
sammengefasst werden: Machtakkumulaticm gehöre zum Wesen der Kapital
akkumulation genauso wie die Existenz der Bourgeoisie grundsätzlich von
staatlicher Macht abhänge. Daher sei Hobbes Leviathan das am besten und
scharfsinnigsten formulierte Programm zur machtpolitischen Absicherung der
Kapitalakkumulation. Die Bourgeoisie handelt allerdings erst am Ende des 19.
Jal^hunderts mit einer dreihundertjährigen Zeitverschiebung und bemächtigt
sich nach Handreichungen ihres Vordenkers und Machttheoretikers Hobbes
des Staates, um die Fortexistenz der Kapitalakkumulation abzusichern. Damit
überspringt Arendt die gesamte Epoche der bürgerlichen Emanzipation von
feudalistischen und absolutistischen Relikten der Staats- und Machtstrukturen,

sie ignoriert auch die historischen Tatsachen der liberalen Bourgeoisie, des
jenseits staatlicher Schranken florierenden Freihandels und Adam Smith als
Hauptvertreter des klassischen Liberalismus und des liberalen Bürgertums, als
hätten sie mit dem aufsteigenden Kapitalismus nichts zu tun gehabt.

Hanna Arendt ist sich offensichtlich über diesen Widerspruch im Klaren, redu
ziert die Hauptmerkmale des vorimperialistischen Zeitalters jedoch auf die ,Ji-
beralen Konzeptionen, denen die ursprüngliche Abneigung der bürgerUchen
Klasse für öffentliche Angelegenheiten und ihre angeborene Feindschaft gegen
politisches Handeln überhaupt noch innewohnt" um sie dann lediglich als
„zeitweilige Kompromisse zwischen den Maßstäben der abendländischen Tradi
tion und dem neuen Glauben an das (^amische sich selbst speisende und dau
ernd steigende Prinzip des Besitzes" klein zu reden. Arendts Einschätzung,
richtiger Fehleinschätzung, des Verhältnisses zwischen Macht, Kapitalismus
und Staat und die Neigung, Hobbes zum scharßinnigsten Machttheoretiker des
Bürgertums zu krönen, rührt daher, dass sie den imperialistischen Kapitalismus
ahistorisch mit Kapitalismus gleichsetzt und den Historischen vom Logischem
Kapitalismus nicht unterscheidet. Tatsächlich hat Arendt den Imperialismus im
Auge, wenn sie die Symbiose von Kapitalakkumulation und Hobbes'scher
Machtakkumulation beschreibt: „Erst als die Akkumulation des Kapitals die
Grenzen des nationalen Territoriums und staatlich gesicherten Gebietes erreicht

Arendt 1986: 326.

Ebenda: 330.
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hatte und die Bourgeoisie den Prozeß des Groß und Größer, der in der kapitalis
tischen Produktion selbst lag, weder unterbrechen konnte noch wollte, war man
bereit, zuzugeben, dass der gesamte Akkumulationsprozeß eigentlich auf einem
Machtprozeß beruhte und nur durch diesen gesichert werdai könne. Der impe
rialistisch gesinnte Unternehmer, den die Sterne ärgerten, weil er sie nicht an
nektieren konnte, begriff und war bereit zu2nigestehen, dass Macht, die um ihrer
selbst willen verfolgt wird, und nur sie, automatisch mehr Macht erzeugt. Als
die Kapitalakkumulation an ihre Grenze und zu einem gewissen Stillstand ge
kommen war, wurde zum ersten Mal allen auch ohne alle Beihilfe von Seiten

logischen Denkens klar, dass der Motor nur durch einen neuen machtakkumu
lierten Prozeß wieder zum Anrollen gebracht werden konnte, um dann unter der
Devise 'Expansion ist alles' den Erdteil zu überrollen."^®
Tatsächhch konnte sich Hannah Arendt - wie übrigens auch die überwältigende
Mehrheit der Marxistinnen und Marxisten im 20. Jahrhundert - angesichts im
perialistischer Expansionen um die Jahrhundertwende und während der beiden
Weltkriege eine Bourgeoisie schwer vorstellen, die nicht mit, sondan gegen die
Staatsmacht und ohne eine gleichzeitige Machtakkumulation Kapital akkumu
lieren konnte. Schließhch legte die wirtschaitsliberale Bourgeoisie schon da
mals - imd noch offensichtlicher das neoliberale Bürgertum heute - allzu häufig
und schamlos eine Heuchelei an den Tag, indem sie den Staat aus der Wirt
schaft zurückzudrängen versucht, wenn er ihr schadet und umgekehrt nach ihm
zu rufen - wie auch jetzt nach der Weltfinanzkrise 2009 - , wenn die Verluste
auf die Allgemeinheit abgewälzt werden sollen. Ungeachtet dieser der Bour
geoisie innewohnenden Tendenz sind das Bürgertum, seine Weltanschauung
und sein politisches Handeln nur im historischen Kontext zu begreifen, und die
ser Kontext ist einem permanenten Wandel unterzogen. Die Weltanschauungen
eines Ökonomen und Philosophen wie Adam Smith und Thomas Hobbes liegen
genauso weit auseinander wie die liberale von der imperialistischen Bourgeoisie
und wie die Logik der Macht von der Logik der Kapitalakkumulation.

Die Staats- und machttheoretischen Ansätze Engels, Lenins und bedingt auch
Arendts mögen im Hinblick auf die Identifizierung des Staates als Instrument
der herrschenden Klasse auf die Verhältnisse in vorkapitalistischen Gesellschaf
ten zutreffen. Hier findet auch die Aneignung des Mehrprodukts direkt und oh
ne Vermittlung über den Markt statt Und hier treten die Hauptklassen der Ge
sellschaft auch offen und unmittelbar einander gegenüber. Im Gegensatz dazu
beruht die kapitalistische Gesellschaft aber nicht auf unmittelbarer Unterdrü
ckung und gewaltsamer Aneignung des produzierten Mehrprodukts, sondern auf
fi-eiem Austausch von allen Warengattungoi, also auch auf dem fi-eien Verkauf
der Ware Arbeitskraft. Welche Konsequenzen hat aber diese neue Beziehung in
der Gesellschaft für den Staat? Ist der kapitalistische Staat ein Instrument der
Klassenherrschaft, ist er eine vermittelnde und neutrale Instanz zwischen den
Klassen, und welche Funktionen erfüllt dieser Staat?

20
Ebenda: 327.
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Alle diese Fragen, die Marx selbst nicht mehr untersuchen konnte, blieben auch
beinahe ein Jahrhundert nach seinem Tod weitgehend unbeantwortet Die Un
terbrechung der Formulierung einer marxistischen Staatstheorie mag daran ge
legen haben, dass die Dominanz der Gewalt innerhalb und zwischen den kapita
listischen Staaten, die imperialistische Expansion, zwei Weltkriege und dann
der Faschismus über den gesamten Zeitraum vom Ende des 19. Jahrhunderts bis
2mm Ende des zweiten Weltkrieges den Blick für die Neuartigkeit des Staates
im Kapitalismus versperrte und man eher geneigt war, auch diesen Staat analog
zu den Staaten in vorkapitalistischen Gesellschaften als Herrschafts- und Ge
waltinstrument der herrschenden Klasse anzusehen und Macht mit dem Staat

und diesen wiederum als Instrument der herrschenden Klasse zum Schutz und

zur Vermehrung von Eigentum gleichzusetzen. Fest steht, dass diese Gleichset-
2mng in der marxistischen Diskussion dazu geführt hat, die Machttheorie unter
Herrschaftstheorie zu subsumieren. Um jedoch den Kapitalismus in seiner jeweils
historischen Gestalt, wie in seinen heutigen Erscheinungsformen präziser zu be
schreiben und vor allen Dingen die innergesellschaftlichen wie globalen Vertei
lungsmechanismen von Einkommen und Vermögen angemessen erfessen zu kön
nen, kommen wir um eine materialistische Theorie des Staates und einer materia
listischen Theorie der Macht im Kapitalismus nicht umhin. Wie unten zu zeigen
sein wird, liefert erst das Zusammenwirken dieser beiden Instanzoi die begriffli
che und praktische Sichaheit zur Durdidringung der komplexen Realität.

Staat im Kapitalismus

Die einzelnen Versuche, den kapitalistischen Staat in seiner Differenziertheit
zu erfassen, blieben wie der von Antonio Gramsci im Ansatz stecken. Grams-
ci durchbricht zwar das reduktionistische Verständnis vom Staat als Instru

ment der Klassenherrschaft der Bourgeoisie und erkennt, dass der Staat sich in
der kapitalistischen Gesellschaft nicht durch Administration und Gewalt, son
dern vor allem durch einen hegemonialen Konsens der herrschenden Klasse
mit der Zivilgesellschaft legitimiert. Mit seinem Begriff ,Jierrschender Block"
als Umschreibung eines sozialen Gebildes weit über die Bourgeoisie hinaus
verweist Gramsci auf historisch reale Machtallianzen, lässt aber offen, in wel
chem Verhältnis die jeweiligen Partikularinteressen iimerhalb des Blocks zu
einander stehen und ob diese mit der Reproduktion des Kapitals im Einklang
stehen.^* Zweifelsohne war Gramscis Vorstoß ein Fortschritt, eine plausible
Begründung für den hegemonialen Staat im Kapitalismus liefert allerdings
auch er nicht. Hannah Arendts Versuch eines Staatskonzepts föllt hinter
Gramscis Ansatz zurück und steht eher in der Tradition von Engels' und Le
nins Staatsverständnis. Eine Debatte über den Staat im Kapitalismus sowie die
Begründung einer materialistischen Staatstheorie begann erst mit der 1968er
Bewegimg und der Rekonstruktion der unterbrochenen marxistischen Theo
rieentwicklung und nachdem die Entfaltung der bürgerlichen Demokratie die

21
Ausführlicher vgl. Neubert 2001.
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Wahrnehmung erleichterte, dass der Staat im Kapitalismus sich längst von ei
nem ausschließlichen Herrschaftsinstrument der Kapitalisten wegbewegt und
für andere gesellschaftlichen Klassen und Schichten geöffiiet hatte.

An der Entfaltung einer am Marxschen Kapitalbegriff angelehnten Staatstheo
rie beteiligten sich in den 1970er Jahren in Deutschland u. a. Bernhard Blan
ke, Joachim Hirsch, Elmar Altvater, Heidi Gerstenberger, Projekt Klassenana
lyse, Klaus Funken und vor allem Josef Esser Zu den meist beachteten in-
temationalen marxistischen Staatstheoretikem, die den Diskurs mit beein-

flussten, gehören sicherlich Antonio Gramsci und Nicos Poulantzas.^^ Bei
diesem Diskurs ging es grundsätzlich um eine umfassende Analyse der
Grundstrukturen der bürgerlichen Gesellschaft und um das Verhältnis zwi
schen Ökonomie und Politik, zwischen Kapital und Staat. Die ursprünglich in
diversen Varianten diskutierte These, dass der Staat sich im Kapitalismus
durch Herstellung der allgemeinen Produktionsbedingungen und als vermit
telnde Instanz zwischen den untereinander konkurrierenden Einzelkapitalen
legitimiere, reichte alsbald nicht mehr aus. Nicht zuletzt musste angesichts des
Keynesianischen Interventions- und Sozialstaats zur Kenntnis genommen
werden, dass die Reichweite staatlicher Handlungen über die engeren Aufga
ben zur Herstellung der allgemeinen Reproduktionsbedingungen des Kapitals
weit hinaus geht und noch wichtiger der Sozialstaat aus den Klassenkämpfen
und neu entstandenen Interventionspotenzialen der Gewerkschaften und
Machtverschiebungen zu Gunsten der Lohnabhängigen hervorgegangen ist.
Zur Bestimmung von Form und Inhalt des real existierenden Staates bedurfte
es jedenfalls der Erweiterung von unzureichenden Erkenntnissen über das
Wesen und die logische Ordnungsstruktur des Staates in der entwickelten ka
pitalistischen Gesellschaft. Josef Esser, einem der profiliertesten marxisti
schen Staatstheoretiker, kommt der Verdienst zu, den Faden zu einer fundier
ten Staatstheorie weiter gesponnen zu haben. In seinem aufschlussreichen,
1975 publizierten Buch unterstreicht er zunächst die „Notwendigkeit der logi
schen Ableitung als Voraussetzung für die historische Analyse (...) aus der
These, dass nur so Bedeutung und Reichweite des Staates sowohl für das
Funktionieren des kapitalistischen Reproduktionsprozesses selbst als auch für
die Strategie der Arbeiterklasse einzuschätzen sei", um auf der Basis einer zu
vor abgeschlossenen Auswertung aller neueren und aktuellen Staatstheorien
festzustellen, dass „unsere bisherigen Ergebnisse (...) für diese Fragestellung
nicht gerade ermutigend sind: keinem der Ansätze ist es gelungen, die logi
sche Notwendigkeit von Form und Funktion der Politik zu begründen,"^'^
Esser ging es also zuallererst um die logische Herleitung des kapitalistischen
Staates als Voraussetzung für die Analyse des konkreten historischen Staates.
Letzterer umfasst freilich mehr an konkreten Strukturelementen, als die, die

Esser 1975.
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ausschließlich für die Reproduktion des Kapitals erforderlich sind, genauso
wie der Historische Kapitalismus in seiner Gesamtheit wesentlich mehr Ele
mente als der Logische Kapitalismus verkörpert. Ftir die logische Analyse des
Staates greift Esser auf die Marxsche Methode der Kapitalanalyse zurück, die
mit der Analyse der Warenform beginnt. Wie das Kapital selbst muss auch, so
Esser, die Politik des Kapitals aus der Logik der Warenform her begründet
werden. Und im Kapitalismus stehen sich zum einen Warenbesitzer als freie
und mit freiem Willen ausgestattete gleiche Rechtssubjekte gegenüber, da
sonst die Gesellschaft aufliören würde, kapitalistisch zu sein. Und zum ande
ren stehen außerdem das Kapital und die Ware Arbeitskraft insofern in einem
Herrschaftsverhältnis zueinander, als sich das Kapital die Mehrarbeit von Ar
beitskraft aneignet. Der Staat im Kapitalismus hat seinen Platz und seine
Funktion in diesem doppelten Verhältnis des freien Austauschs unter den Wa-
renbesitzem und des Herrschaftsverhältnisses zwischen Kapitalisten und Ar
beitern, das zwecks seiner ständiger Aufrechterhaltung einer außerökonomi
schen Gewalt bedarf. Worin besteht aber der Unterschied zwischen diesem

Staat und dem Engels'schen Staat als Machtapparat in der Hand der herr
schenden Kapitalistenklasse? Und warum nimmt dieser Staat nicht die Form
eines privaten Apparates der herrschenden Klasse an, wie wir ihn von den
vorkapitalistischen Gesellschaften kennen?

Essers Antwort auf diese fundamentale Frage hatte der russische Rechtstheore
tiker Paschukanis^^ bereits 1929 geliefert, die Esser aufgreift und in seine
Staatstheorie einarbeitet. Die Funktionsfahigkeit der außerökonomischen Ge
walt würde im Kapitalismus, so Esser, „erheblich beeinträchtigt, wenn einer o-
der mehrere dieser Warenbesitzer die Gewalt zur Aufrechterhaltung der Waren
produktion bei sich monopolisiert hätte. Die Freiheit und Gleichheit aller wäre
zugunsten der Besitzer des Gewaltmonopols aufgehoben; die Gleichwertigkeit
der Waren-Äquivalente wäre zerstört. Damit ist die Notwendigkeit bewiesen,
dass diese Gewaltfimktion monopoüsiert sein muss von einer nicht am Waren
austausch beteiligten Einrichtung."^®
Diese außerökonomische Gewalt muss daher als eine „abstrakte Kollektivper

son" auftreten und ihren Zwang in zentralen Feldern, die zugleich staatliche Tä
tigkeitsfelder sind, wirksam werden lassen: erstens durch Wahmehmung der
Friedensgarantie für alle Warenbesitzer durch Kodifizierung und Durchführung
der allgemeinen Gesetze; zweitens durch Sicherstellung der Funktionsföhigkeit
des Geldes als Wertmaßstab für alle Waren; und drittens zur Regelung der Au-
ßenb^iehungen. Engels Staat als Herrschaftsinstrument des Kapitals kann
demnach bestenfells für den noch nicht entwickelten Kapitalismus in Europa
des neunzehnten und für die unterentwickelten Länder des zwanzigsten Jahr
hunderts gelten, hn entwickelten Kapitalismus ist nach Esser die Notwendigkeit
der Trennung der Politik von der Ökonomie, der Trennung des Staates vom Ka

is
Paschukanis 1929.
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pital aus der Warenform begründet. Im Übrigen ist diese Begründung, dies sei
hier nur in Parenthese erwähnt, für die Trennung der Politik von der Ökonomie
gleichzeitig auch eine materialistische Begründung für die bürgerliche Demo
kratie. Denn die innergesellschaftliche Friedensgarantie ist nur dann gegeben,
wenn die Besitzer der Ware Arbeitskraft Dank ihrer Kampfkraft jene Macht er
ringen, die nötig ist, um die Realisierung des vollen Wertes ihrer Arbeitskraft
durchzusetzen. Diese gesellschaftliche Auseinandersetzung zwischen den
Hauptklassen zur gewaltlosen Durchsetzung ihrer Interessen setzt allerdings,
wie wir wissen, wiederum die bürgerliche Demokratie voraus. Fest steht jeden
falls schon jetzt, dass der bürgerliche Staat mit seinem Doppelcharakter und sei
nem Wesen nach mit Hobljes Machtheorie, die die Besitzakkumulation der

herrschenden Klasse garantiert, nicht erfesst werden kann. Vielmehr ist er das
gesellschaftliche Produkt sozialer Kämpfe von mehreren Klassen und Schich
ten. Im Logischen Staat - wie ülnigens auch im Logischen Kapitalismus - muss
von einem Gleichgewicht der Kräfteverhältnisse ausgegangen werden. Denn
nur so kann sich der Lohn mit dem wirklichen Wert der Ware Arbeitskraft de

cken. Damit ist aber erst eine Ijegriffliche Grundlage geschaffen, um den kapita
listischen Staat in seinen historischen Erscheinungsformen zu erfassen, der Lo
gische Staat ist in der Praxis jedoch ebenso weit entfemt vom Historischai
Staat, wie sich der Logische Kapitalismus vom Historischem Kapitalismus un
terscheidet. Esser selbst war sich darüber sehr wohl im Klaren, dass die logische
Herleitung des Staates um eine historisch konkrete Analyse erweitert werden
müsste: ,JDoch erst diese historische Konkretisierung, und zwar im Sinne einer
Nachzeichnung des historisch konkreten Reproduktionsprozesses als vermittelte
Einheit von ökonomischen, sozialen, politischen und ideologischen Faktoren
unter Einbeziehung des Weltmarktes ist die Voraussetzung für eine empirisch
fundierte Staatstheorie des entwickelten Kapitalismus."^^
Dieser Anspruch wurde in den weiteren Debatten und Forschungsprojekten je
doch leider weder bei Esser noch bei anderen erfüllt. Mit der Forcierung der
neuesten Stufe der Globalisierung und der beginnenden Standortkonkurrenz un
ter den kapitalistischen Staaten verschob sich das Forschungsinteresse kritischer
Staatstheoretiker ohnehin auf neue wichtige und auch weniger wichtige Fragen.
Anstatt die Staatstheorie um weitere in kapitalistischen Gesellschaften das Ver
hältnis von Politik zu Ökonomie beeinträchtigende Strukturelemente, wie Inter
ventionspotentiale mächtiger Machtgruppen, die die systemtransformierenden
Reformen beeinträchtigen, zu er&ssen und die Staatstheorie um eine Machtthe
orie zu erweitem, gerieten kritische Staatstheoretiker unter dem massiven Dmck
der marktradikalen staatsfeindlichen Fundamentalisten in die wissenschaftliche

Defensive.^® Tatsächlich konzentrierten sich fortan die Debatten auf die Rolle
des Nationalstaates, auf die Aushebelung nationalstaatlicher Funktionen im
Globalisierungsprozess und auf die Frage nach der Abhängigkeit der National-

" Ebenda: 159.
® Vgl. dazu Panitch 1998:35.
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Staaten von den Multinationalen Konzanen und der Finanzwelt. Die „empirisch
fundierte Staatstheorie" ist jedoch dsr Historische Staat, da* stets als eine Symbio
se aus dem Logischen Staat und ganz konkreten Machtkonstellationen erscheint
Ob wir es in konkreten Fällen mit einem imperialistischen Staat, mit einem He-
gemonialstaat, mit einem keynesianischen Sozialstaat, mit einem neoliberalen lÄi-
temehmerstaat, mit einem Rentierstaat in RohstofFexportierenden Ländern oder
aber mit einem aus der Kombination dieser Staaten geformten Staat zu tun ha
ben, hängt von den Machtressourcen der gesellschaftlichen Kontrahenten ab, die
diese im Kapitalismus jeweils zu mobilisieren in der Lage sind Auch für die Ent
stehung von Mechanismen und Relationen da Reichtumsverteilung national und
intemational für wirtschafls- und sozialpolitischen Muster und vieles mehr sind in
letzter Instanz die jeweils mobilisierten Machtressourcen ausschlaggebend Grund
genug also, sich präziser mit den Quellen da Macht zu befessen.

Grundlagen einer materialistischen Machttheorie

Ich knüpfe dazu zunächst an meinem eigenen baeits an einer andaen Stelle
entwickelten machttheoretischen Ansatz an. Demnach ist Macht, durch Erweite

rung von Webas Auffassung, „als Möglichkeit und Fähigkeit zur Monopolisie
rung gesellschaftlicha Ressourcen zu begreifen (...), um den eigenen Willen
und eigene Intaessen zu Lasten Dritta durchzusetzen".^' Auch eine positive
Formulierung, die auf Überwindung des Monopols hinausliefe, untastreicht die
Bedeutung von Monopolisierung als zentralem Begriff da Machttheorie. Mo
nopolisierung bedeutet allerdings imma auch Ausgrenzung. Die Monopolisie
rung gesellschaftlicha Ressourcen wie Grund und Boden, Rohstoffe, Institutio
nen, Wissen und andaes mehr ist also Ausgrenzung Dritta von da Teilhabe an
den gesellschaftlichen Ressourcen. Die Ausgegrenzten und Ausgeschlossenen
werden de facto oda de jure gezwungen, sich dem Diktat der Machthaba zu
unterwerfen, sie sind so zur Ohnmacht vadammt. Auf da Basis diesa Definiti

on wurde an daselben Stelle im asten Schritt zwischen drei funktional zu tren

nenden Machtquellen, den primären, den sekundären und den legitimierenden
Machtquellen, unterschieden.^® Das Eigentum an Produktionsmitteln stellt
demnach die Quelle da primären Macht dar. Die Klassenherrschaft deckt sich
so gesehen mit da primären Macht. Tatsächlich war das Eigentum an Produkti
onsmitteln auch historisch nicht nur das gesellschaftliche Fundament für die
herrschenden Klassen. Es bildete auch die gesellschaftliche Basis alla bisheri
gen Gesellschaftsformen und Produktionsweisen, die sich nicht nur durch Ei
gentumsformen (privat oda kollektiv) und Eigentumsinhalte (Grund und Bo
den, sonstige natürliche Ressourcen und Kapital) untascheiden, sondern auch
da maßgebliche gesellschaftliche Hebel dato sind, wie die produzierten Pro
dukte und Dienstleistungen unta den sozialen Gruppen verteilt werden. Macht
ist aba mehr als Klassenherrschaft und Eigentum an Produktionsmitteln. Und

Massanat, 2006: 50 f.

^® Ebenda: 47 f.
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dies nicht nur in vorkapitalistischen Gesellschaften, sondern erst recht im Kapita
lismus. Daher existieroi neben der primären Macht auch zahlreiche andere
Machtquellen (institutionell-staatliche, militärische, kontextuelle, global instituti
onelle, hegemoniale, patriardialische, illegale und intergenerative Macht), die die
primäre Verteilung des produzierten Reichtums zusätzlich modifizieren und die
ich deshalb unter dem ̂ griff sekundäre Macht subsumiere. Hinzu kommen die
legitimierenden Machtformen, wie die kulturellen und medialen Machtquellen.^^
Macht hat in allen Gesellschaften, also auch in den kapitalistischen Gesellschaf
ten, eine eigenständige Existenzweise, allein schon deshalb, weil sie einer anderen
Logik folgt als der des Kapitals. Macht folgt der Logik des Monopols, der Logik
des Beharrens und des Konservierens bestehender Verhältnisse. Monopol ist ein
Zustand, der nur mit Macht, einschließlich militärischer Macht, aufi-echterhalten
werden kann. Und umgekehrt wohnt der Madit die Eigenschaft inne, Ressourcen
zu monopolisieren. Mächtige Individuen oder gesellschaftliche Gruppen, die mit
Machtressourcen ausgestattet sind, neigen zu allererst dazu, Monopole zu errich
ten. Und umgekehrt sind Monopolisten gleichzeitig auch die Mächtigai. Macht ist
also ein Instrument zur Privilegierung Wenige und zur Ausgrenzung und struktu
rellen Benachteiligung Vieler. Als solche ist sie so auch nur ein wirkungsmächti
ger Hebel der Umverteilung (Nullsummenspiel), jedoch nicht ein Mittel zur Ver
mehrung des gesellschaftlichen Reichtums (Plussummenspiel). Monopol beruht
auf Ausgrenzung, und monopolistische Aneignung setzt Ausgrenzung voraus.
Daher mangelt es dem Monopolisten strukturell an der gesellschaftlichen Legiti
mation, mehr noch: er ist der permanenten Gefehr ausgesetzt, durch Ausgegrenzte
beseitigt zu werden. Die Selbstbehauptung lässt dem Monopolisten nur eine Al
ternative übrig: die Machtvermehrung. Noch mehr Macht, um das geschaffene
Machtpotential zu sichern, die grenzenlose Machtakkumulation wird also zur trei
benden Kraft der Überwindung der Legitimationslücke. Machtakkumulation steht
also im direkten Verhältnis zur sinkenden Legitimation. Das ist der Kem der ma
terialistischen Machttheorie. Die akkumulierte Macht in materialisierter Form ist

aber nichts weiter als die quantitative Vermehrung der monopolisierten Ressour
cen (z. B. Vermdirung von Eigentumsrechten bzw. territoriale Ausdehnung des
Besitzes) bei gleichzeitiger Vermehrung von Machtinstrumenten (Waffenarsena
len etc). Schöpferische Tendenzen gehen nur insofem mit der Reproduktion von
Macht einher, wie sie zur Absicherung des Monopols (und des Herrschaftssys
tems) erforderlich sind, das seinem Wesen nach keine andere Perspektive als ge
sellschaftliche Stagnation zulässt.

Im Unterschied zu der hier begründeten materialistischen Machttheorie führt
Thomas Hobbes, der wohl bedeutendste bürgerliche Machttheoretiker, Macht
auf das ständige Streben nach Glück zurück. In Leviathan definiert Hobbes
,>Iacht als die Fähigkeit, die einem die Mittel zum Überleben und zum ange
nehmen Leben verschafft."^^ Hobbes geht dabei von Individuen aus, die ihren

Ebenda: 48 f.

Ottmann 2006: 285.



Massarrat: Macht im Kapitalismus 61

natürlichen Trieben, u. a. der Gier, folgen und alle ihre Talente einsetzen, um
diese Triebe zu befriedigen. Macht ist Hobbes zufolge ihrem Wesen nach dy
namisch, wobei die Dynamik bei genauerem Hinsehen im Hobbes'schen
Konzept nur im Sinne bloß quantitativer Vermehrung vorstellbar sein kann.
Man kann das erreichte Machtpotential ganz im Sinne der oben beschriebenen
Machtlogik auf Dauer nur durch den Erwerb von zusätzlicher Macht erklären.
Die Machtakkumulation wird in diesem Konzept zum Selbstzweck. Und sie
ist in der Hobbes'schen Gedankenwelt auch unveränderbar, da Gier als

Hauptantriebskraft der Macht und Machtakkumulation eben eine natürliche
Konstante und menschliche Eigenschaft sei. Genau diese menschliche Eigen
schaft sei es auch, die den Menschen zu immer mehr und zu noch mehr Macht

hintreibe und das Streben nach Glück zu einem grenzenlosen Ziel mache.

Diese anthropologische Begründung mag zwar angesichts des in allen Gesell
schaften zu beobachtenden grenzenlosen Machthungers der mächtigen Eliten
plausibel erscheinen, sie kann - selbst wenn die anthropologische Annahme
zutreffen sollte - jedoch nicht erklären, weshalb immer nur einer dünnen
Schicht das Privileg zuteil wird, ihre „natürliche" Neigung auszuleben, wäh
rend dasselbe Privileg überall und ausnahmslos der überwältigenden Mehrheit
der Menschen vorenthalten bleibt. Und weshalb kann denn, so eine weitere

Frage, dieser allgemeine Trieb, dem angeblich alle Menschen erliegen, nicht
zu einem Machtausgleich fuhren? Die ebenfalls anthropologische Antwort,
dass Gier wie die natürlichen Talente bei Menschen nicht gleich, sondern e-
ben unterschiedlich verteilt sind, könnte bestenfalls geringfügige Machtunter
schiede begründen, jedoch nicht eine Machtungleichheit in der Gesellschaft,
die sich in einem unermesslichen Machtpotential einer Minderheit und der
Ohnmacht der überwältigenden Mehrheit widerspiegelt. Machtungleichheit
und Machtakkumulation lassen sich nicht anthropologisch, sondern nur ge
sellschaftlich oder, wie oben dargelegt, materialistisch erklären.

Machtakkumulation versus Kapitalakkumulation

Das Kapital in seiner Reinheit und in seiner Identität mit sich selbst folgt - um auf
die irritierende Gleichsetzung von Macht- und Kapitalakkumulation durch Han
nah Arendt zurückzukommen - dagegen der Logik der Konkurrenz, der Logik der
„schöpferischen Vernichtung" (Schumpeter). Vernichtung und Emeuerung sind
unter den Bedingungen der freien Konkurrenz elementare Bewegungsmomente
der Kapitalakkumulation. Die Einheit und wechselseitige Bedingtheit dieser nur
scheinbar gegensätzlichen Extreme garantiert die Funktionsweise eines seinem
Begriff entsprechenden Kapitalismus. Überall dort, wo die Emeuerung und die
damit einhergehende Vemichtung nicht stattfinden, wirkai Faktoren aus dem ka
pitalistischen Umfeld, die die Kapitalakkumulation beeinträchtigen. Die Emeue
rung durch eine neue Erfindung, ̂ e zu einer Erhöhung der Produktivität fuhrt o-
der durch ein neues Produkt stattfindet, bewirkt zunächst eine Expansion der Ka
pitalakkumulation und zwar solange bis das Profitwachstum mit dem Kosten
wachstum nicht mehr Schritt hält und demzufolge die Profitrate im Verhältnis zur

Profitrate der Mitkonkurrenz zu sinken beginnt. Irgendwann wird es aber unver-
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meidlich, die veraltete Technologie vom Markt zu nehmen, d.h. also Kapital zu
vernichten, um von neuem beginnen zu können. Dieser Vorgang wiederholt sich
nicht nur bei den einzelnen Kapitalisten, sie wiederholt sich auch innerhalb einer
Brandie und innerhalb einer Volkswirtschaft. Insofern ist die durchaus weit ver

breitete Aimahme, dass die Kapitalakkumulation die treibende Kraft eines mate
riell grenzenlosen Wachstums ist, ein Irrtum. Tatsächlich mündet jede Periode der
Kapitalakkumulation in eine Periode der Kapitalvemichtung ein. Akkumulation
und Vemichtung sind die beiden Seiten ein und derselben Medaille. Somit kann
Kapitalakkumulation auch in einer stagniCTenden oder gar schrumpfenden Wirt
schaft stattfinden, ohne dadurch ins Stocken geraten zu müssen. Auch im Unta-
schied zur Macht, die dazu neigt, bestehende Verhältnisse zu konservieren, wohnt
dem Kapital die Tendenz inne, die Verhältnisse umzukrempeln, sie zu revolutio
nieren und dabei auch eine ungeheure Dynamik zu entwickeln.

Im Lichte der obigen Argumentation stellt das Privateigentum am Kapital - und
das mag überraschen - einen Anachronismus dar, da das Privateigentum aus der
Macht und damit aus der Möglichkeit zur Monopolisierung gesellschaftlicher
Ressourcen entspringt, während das mit Konkurrenz untrennbar verbundene
Kapital einer dem Monopol entgegen gesetzten Logik folgt. Tatsächlich ist die
ser Anachronismus auch ein Produkt der Geschichte, nämlich der dem Kapita
lismus vorausgehenden feudalistischen Produktionsweise in Europa, in der das
Privateigentum an Grund und Boden das gesellschaftliche Fundament darstellte.
Ein krasserer Anachronismus ist allerdings der Monopolkapitalismus, der da
durch entsteht, dass sich das Privateigentum am Kapital gemäß der Machtlogik
quantitativ solange vermehrt bis das gesamte Kapital einer Branche in einer ein
zigen Hand konzentriert ist. Im Monopolkapitalismus dominiert die Logik der
Macht den gesamten Prozess der Kapitalverwertung. Hier sind auch ökonomi
sche Stagnation und Fäulnistendenzen sowie soziales Elend, wie Lenin sie in
seiner Imperialismustheorie hervorhob, die einzig denkbare Konsequenz öko
nomischer Tätigkeit, die jedoch nicht aus kapitalistischer Konkurrenz hervor
geht, wie Lenin glaubte, sondern das Resultat der die Konkurrenz aushebelnden
Machtakkumulation ist. Und es ist auch der Monopolkapitalismus - in abge
schwächter Form auch der oligopolistische Kapitalismus -, der zum Imperia
lismus fuhrt, weil er nicht nur auf nationaler Ebene weitere Entwicklungen blo
ckiert, sondem auch außerstande ist, auf die ökonomischen und sozialen Krisen
hin, die er national selbst produziert, gangbare Lösungen zu reproduzieren.

Die Kapitalakkumulation, gerade weil sie mit „schöpferischer Vemichtung"
einhergeht, muss dagegen - wie bereits hervorgehoben - nicht, wie oft irrtüm
lich angenommen wird, zu exponentiell materiellem Wachstum fuhren, sie
muss auch keineswegs, wie in fast allen klassischen Imperialismustheorien
unterstellt wurde, zwangsläufig zum Imperialismus fuhren.^^ Dagegen führt
eine Symbiose aus Kapitalakkumulation und Macht- bzw. Besitzakkumulation
nicht nur nach außen zum Imperialismus, sondem auch nach innen zur Kon-

Ausführlicheres dazu bleibt einem gesondertem Beitrag vorbehalten.
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zentration des Realkapitals, des Bank- und Finanzkapitals sowie zu giganti
schen Eigentumsformen, zu undurchschaubaren Holding- und Konzemkong-
lomeraten, die dazu übergehen, den Staat und alle gesellschaftlichen Instituti
onen unter ihre Kontrolle zu bringen. Genau genommen ist in dieser gefährli
chen Symbiose wesentlich stärker die Eigentumsmacht und der Besitz, die der
Logik grenzenloser Machtakkumulation folgen, die treibende Kraft des Impe
rialismus und der Kapitalkonzentration und weniger das Kapital, obgleich es
ungeheuer schwer fallt, diese Unterschiede in den Handlungen der real exis
tierenden Kapitalisten und ihrer Vertreter zu erkennen.

Macht als Haupthebel der Umverteilung im Kapitalismus

Selbst die Teilung des Wertes in Lohn imd Profit im Kapitalismus beruht auf
der Macht des kapitalistischen Privateigentums an Produktionsmitteln. Doch
wird diese primäre Reichtumsteilung im Austauschprozess, national wie global,
durch zahlreiche teils sichtbare und teils unsichtbare Umverteilungsmechanis
men, wie folgende Beispiele veranschaulichen, sekundär modifiziert. Dahinter
verbergen sich stets Macht und nichts anderes als Machtmechanismen:

1) Die fast überall sinkende Lohnquote der letzten drei Dekaden im Neolibe
ralen Kapitalismus resultiert eindeutig daraus, dass im gleichen Zeitraum
die Machtverhältnisse zwischen Kapital und Lohnarbeit zu Lasten der
Lohnarbeit verschoben wurden. Im neoliberalen Staat dominiert eben der

Untemehmerstaat. Die steigende Massenarbeitslosigkeit, d.h. ein Überan
gebot von Arbeit - ein wichtiges Ergebnis der neoliberalen Wirtschafts
politik - steht im direkten Verhältnis zu sinkender Verhandlungsmacht
der Gewerkschaften, sinkende Löhne und zunehmende Präkarisierung
wird zum Erkennungsmerkmal dieses Kapitalismus.

2) Auch die umfangreichen Steuerschenkungen an die Kapitalseite im neoli
beralen Kapitalismus und die grundsätzlichen Richtungsänderungen der
nationalen Steuerpolitiken (Senkung der Spitzensteuersätze, Abschaffung
der Vermögenssteuem, Erhöhung von Mehrwertsteuern) sind sämtlich
Ausdruck von Machtverschiebungen, die zu Lasten der Lohnseite stattge
funden haben.

3) Die sinkenden Anteile des Handelsvolumens und die sinkende Kaufkraft
des Südens sowie die wachsende Ungleichheit der Einkommensverteilung
zwischen Nord und Süd in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde

lange Zeit als Ergebnis eines Ungleichen Tauschs im Nord-Süd-Handel und
einer spezifischen Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt
angesehen. Tatsächlich resultierten die global ungleiche Einkommensent
wicklung und wachsende Armut im Süden aus dauerhaft sinkenden Preise
von agrarisch und mineralischen Rohstoffen als Ergebnis von Überproduk
tion derselben, die der kapitalistische Norden mit Hilfe der Macht sämtli
cher von ihm beherrschten intemationalen Institutionen wie des IWF, der

WTO und der Weltbank (eben der institutionellen Macht) und durch ver
ordnete Exportförderung und Strukturanpassungsprogramme künstlich in-
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duziert und am Leben gehalten hat. Eine strukturelle Überproduktion der
agrarischen Exportprodukte ist aber der Hauptfeind hunderter Millionen
Kleinproduzenten im Süden, die dank sinkender Preise immer ärmer wur
den, und sie ist gleichzeitig der Hauptförderer des Wohlstandes der
Verbraucher im kapitalistischen Norden, weil diese immer weniger für den
Konsum dieser Produkte bezahlen mussten. Die Rohstoffpreise steigen seit
Anfang des 21 Jahrhunderts, weil sich die Machtverhältnisse in jenen Insti
tutionen ein wenig zu Gunsten des Südens verschoben haben^'*.

4) Die öleinnahmen der Eigentümer von Ölquellen, ob Privat- oder Staats
eigentümer, beruhen nicht auf eigenen Leistungen der Eigentümer, son
dern allein auf ihrer Monopolmacht, ausschließliche Besitzer der jeweili
gen Ölquellen zu sein. Dank dieser Macht sind sie in der Lage, Ölrenten
und damit Umverteilungen größeren Ausmaßes zu Lasten der Verbrau
cher durchzusetzen.

5) Die Hegemoniairente ist ein prägnantes Beispiel für globale Umvertei
lung gigantischen Ausmaßes mit Hilfe der militärisch gestützten Hege
monialmacht. Die USA saugen gegenwärtig durch Auslandsverschuldung
im Schnitt jährlich ca. 1.100 Milliarden Dollar Hegemoniairente (immer
hin 1,6 Prozent des Weltsozialprodukts und 7,6 Prozent des US-
Sozialprodukts) aus dem Rest der Welt in die US-Ökonomie an, nur weil
sie es schaffen, ihre Währung als Weltgeld durchzusetzen, indem sie mit
allen ihnen zur Verfügung stehenden Machtmitteln dafür sorgen, dass der
Ölhandel mit Dollar abgewickelt wird.

6) Die Einnahmen im Finanzsektor resultieren sämtlich durch Umverteilung
aus den produktiven Sektoren. Dabei ist die institutionelle Macht der He
bel dieser Umverteilung. Denn im Finanzsektor werden keine Werte ge
schaffen, hier fließen Dank der Macht der Investmentbanken und der Fi

nanzspezialisten, die sich durch undurchsichtige und hochkomplex kon
struierte Finanzprodukte eine Monopolmacht zulegen, Geldvermögen der
Reichen. In dem aber dieser Sektor die gesamte Ökonomie beherrscht
und dieser ihre Renditeregeln überstülpt, gewinnt er zusätzlich eine Art
nationaler Hegemonialmacht, die mittels Beeinflussung von Kreditpolitik,
Staatsverschuldung und Finanzspekulationen eine gesamtgesellschaftli
che Umverteilung von unten nach oben herbeiführt.

Diese Beispiele aus der Makroebene können um ein Vielfaches in allen ge
sellschaftlichen Bereichen bis in die Mikroebene erweitert werden. Auch auf

Mesoebene zwischen und innerhalb der Sektoren und zwischen gesellschaftli
chen Gruppen können mit Hilfe institutioneller Absicherung monopolistische
Situationen entstehen, die einseitige Umverteilungen herbeiführen, so z. B. zu
Gunsten der Rechtsanwälte, Ärzte (Chefärzte, Zahnärzte, etc.), Bauern durch
staatliche Subventionen, etc. Mit diesen Beispielen soll noch einmal unterstri
chen werden: Eine fundierte Machttheorie liefert die Grundlage dafür, an wel-

34
Ausführlicher dazu vgl. Massarrat 2006:66fr.
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chen gesellschaftlichen Stellschrauben anzusetzen ist, um im Kapitalismus
Reformen für „gerechte" Einkonunensverteilung durchzufuhren.
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Jürgen Leibiger

Das Euro-Projekt: Geschichte und linke Kritik

Ende 2008, die Weltwirtschaft war in die seit Dezennien schwerste Krise gestürzt,
feierte Jean-Ciaude Triebet, damals Präsident der Europäischen Zentralbank, den
zehnten Jahrestag der Euro-Einfiihrung mit den Worten, es sei offensichtlich,
„dass sich die einheitliche Währung während dieso* Krise als Vertrauais- und
Stabilitätsanker erwiesen hat".* Dies sei ,Ausdruck der institutionellen Stärke,
Kohärenz und Einheit des Eurosystems - imd damit der Beweis für seine Fähig
keit, im europäischen Geiste auf Basis hoher Standards sowie gemeinsamer Werte
und Grundsätze zu agieren."^ Ein Jahr späto" war es mit der Euphorie vorbei. Das
Wort von der Euro-Krise machte die Runde und inzwischen - nach weiteren vier

Jahren - ist die Euro-Zone vom scheinbaren „Vertrauens- und Stabilitätsanker"

der Weltwirtschaft zu einem ihrer größten Unsicherheitsfektoren geworden. Ihr
Bestand ist offen in Frage gestellt. Selbst Regierungsmitglieder der Euro-Länder
zweifeln nicht mehr daran, dass die Wirtschafls- und Währungsunion „grundle
gende Konstruktionsfehler" aufweist. ,JDie Krise hat längst auch eine politische
Dimension. In vielen Teilen Europas sind Nationalismus und Populismus auf dem
Vormarsch, während gleichzeitig Solidarität und das Zusammengehörigkeitsge
fühl in Europa nachlassen."^

1. Von der Eurosklerose zur „Europhorie'^

Dass in der bisherigen Geschichte keine Währungsunion dauerhaft hielt, ohne
dass die beteiligten Staaten ihre Souveränität aufgaben, hat wenig zu bedeuten,
denn noch nie gab es im Kapitalismus eine ähnlich stark integrierte Staaten
gruppe wie die Europäische Union. Obwohl den wichtigsten Entscheidungsträ
gem von Anfiing an klar war, dass man sich auf risikoreichem Terrain bewegte,
glaubten sie sich angesichts dieses Integrationsstandes Optimismus leisten zu
dürfen, zumal das politische und ökonomische Interesse der dominierenden Eli
ten an einer Währangsunion groß war. Gewisse Erfehrungen mit einer wäh
rungspolitischen Integration lagen fireilich vor: Im Jahr 1993 zerbrach das Euro
päische Währungssystem, das Ende der siebziger Jahre die europäische „Wäh
rungsschlange" (1972 bis 1979) ersetzt hatte, durch den Austritt Italiens und
Großbritanniens. Trotz der Interventionsverpflichtung der nationalen Zentral
banken war es den beteiligten Staaten, vor allem auch Deutschland, zu teuer, die
Wechselkurse der beteiligten Währungen innerhalb der vereinbarten Bandbreite
zu halten. Dieser Misserfolg gab den skeptischen Stimmen zwar Auftrieb, man
hielt jedoch am Fahrplan Richtung Währungsunion fest.

*  Interview mit der FAZ am 17.Dezember 2008, www.ecb.int.
^ Jahresbericht der EZB 2008, S. 12.
^ Abschlussbericht der Außenminister (Gruppe zur Zukunft Europas) vom 17. September 2012,

dokumentiert bei www.blaetter.de.
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Kasten 1: Eckdaten der Euro-Geschichte I

1990: Die erste Stufe der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion EWWU „zu ei

ner schrittweisen Konvergenz der Politiken und wirtschaftlichen Ergebnisse"

tritt in Kraft.

1993: Vertrag von Maastricht tritt in Kraft

1994: Zweite Stufe der EWWU; Gründung des Europäischen Währungsinstituts

1997: Vertrag von Amsterdam, Stabilitäts- und Wachstumspakt SWP

1998: Gründung der Europäischen Zentralbank EZB

1999: Dritte Stufe der EWWU; es gelten unwiderrufliche Umtauschkurse, Einführung

des Euro als Buchgeld

2002: Einführung des Euro als Bargeld

2005: Nachdem Frankreich und Deutschland den SWP verletzt haben, wird er ausgesetzt

2009: Viele Euro-Mitgliedsländer verstoßen in der Krise gegen den SWP

2010: Griechenland droht zahlungsunfähig zu werden, Beginn der Diskussion über ei

nen Austritt aus der Euro-Zone; Beginn der Reformüberlegungen zum SWP

und der Schaffung von „Euro-Rettungsschirmen"

Mitgliedsländer: Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg,

Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien (alle 1999), Griechenland (2001),
Slowenien (2007), Zypern, Malta (2008), Slowakei (2009), Estland (2011)

Bei manchen Entscheidungsträgan wird die Währungskrise von 1992/1993 die
Entschlossenheit hinsichtlich der Währungsunion sogar bestärkt haben, zeigte sie
doch, welche Verluste derartige Turbulenzen in einer exportorientialen Wirt
schaft hervorrufen konnten. Hinzu kam, dass die Einfuhrung der D-Mark in der
DDR im Jahr 1990 für die damalige Kohl-Regierung und das Großkapital ein vol
ler Erfolg war: Mit der D-Mark wurde ihr Herrschaftsgebiet fest automatisch um
Ostdeutschland erweitert. Was Keynes, sich auf Lenin berufend, gesagt hatte, be
wahrheitete sich auf fi-appieroide Weise ,3s gibt kein feineres und sichereres Mit
tel, die bestehenden Gnindlagai der Gesellschaft umzustürzen, als die Vernich
tung der Währung."^ Warum den Coup nicht wiederholen und eine deutsch domi
nierte europäische Währungszone schaffen?

Bundeskanzler Helmut Kohl warb für eine Europäische Währungsunion mit dem
Argument, sie zwinge zum Frieden in Europa. Aber naturlich ging es nicht zuerst
um den Erhalt des Friedens und noch nicht einmal um die politische Integration
Westeuropas. Das Projekt Währungsunion sollte die Antwort des tonangebenden
europäischen Kapitals auf die Herausforderungen der Globalisierung und den
Wettbewerb in der Triade USA-Japan-Europa sein.

Zur Erinnerung: Nach dem Zusammenbruch des Währungssystems von Bret-

4
Zitiert in: Keynes: Kein Inflationist, www.keynes-gesellschafl.de.
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ton Woods und der Weltwirtschaftskrise 1974/75 setzte angesichts der voran
schreitenden Globalisierung und der Verschiebung weltwirtschaftlicher Kräf
teverhältnisse zugunsten des asiatisch-pazifischen Raums die Suche nach ei
ner europäischen Antwort ein. Das Großkapital Frankreichs und Deutschlands
- um die Hauptakteure des Euro-Prozesses in den Focus zu rücken - agierte
zwar selbstbewusst auf der Weltbühne, hatte jedoch keine mit Japan oder den
USA vergleichbare binnenwirtschaftliche Basis. Das US-amerikanische Brut
toinlandsprodukt betrug Mitte der 1980er Jahre 3 Billionen US-Dollar, das
war ein Viertel der Weltproduktion, Japan lag bei 1,3 Billionen und legte ein
stürmisches Wachstum vor, Chinas Wirtschaft begann sich zu regen; eine Be
völkerung von damals einer Milliarde Menschen begab sich mit zweistelligen
Wachstumsraten in die Startlöcher für eine Aufholjagd. Deutschlands und
Frankreichs Produktion betrug 0,9 und 0,7 Billionen Dollar und ihr Wachstum
blieb deutlich hinter dem Tempo, das die USA und Japan, ganz zu schweigen
von China, vorlegten, zurück. Allein die gewaltigen Unterschiede der Bevölke
rungsgröße und deren Dynamik gaben keinen Anlass für Optimismus hinsicht
lich des künftigen Platzes der einzelnen europäischen Länder und ihres Kapitals
in der Weltwirtschaft. Das Wachstum in Westeuropa war zudem ins Stocken ge
raten und die Arbeitslosigkeit wuchs; man sprach von einer „Eurosklerose".
Trotz seiner damaligen Schwächung blieb der Dollar die wichtigste internatio
nale Reserve- und Anlagewährung und dominierte den Welthandel. Die USA
konnten sich intemational bequem in ihrer eigenen Währung verschulden und
erzielten aufgrund des großen Dollarbedarfe beträchtliche Zentralbankgewinne;
vor allem aber gaben sie der Welt den währungspolitischen Takt vor.

Deshalb wurden ab Mitte der 1980er Jahre die seit den sechziger Jahren dis
kutierten Pläne® zur Schaffimg eines europäischen Binnenmarktes mit fi-eiem
Güter- und Leistungsverkehr, fi-eiem Kapitalverkehr und Freizügigkeit der
Arbeitskräfte sowie einer einheitlichen Währung forciert. Damit sollte eine den
überseeischen Konkurrenten ebenbürtige Marktdimension entstehen. Die Kon
kurrenz innerhalb Europas, die Ktmkurrenz der Staaten und Standorte um Kapi
talinvestitionen und die Konkurrenz der Arbeitskräfte untereinander sollten an

gefacht und angeblich nationale „Verkrustungen" des Arbeitsmarktes und des
Sozialsystems „aufgebrochen" werden. Was immer den Bürgem über die Vor
teile einer gemeinsamen Währung vermittelt wurde, so diente dieses Projekt zu
allererst der weiteren internationalen Expansion des Großkapitals. Die ange
strebte Vollendung des Binnenmarktes wird erst mit einer einheitlichen Wäh
rung vollzogen; sie ist das Tüpfelchen auf dem i. Sie sollte nicht nur die mit den
Kursschwankungen der einzelnen Währungen verbundenen außenwirtschaftli
chen Risiken beseitigen und die mit Währungsumrechnung und -tausch entste
henden Kosten vermindem. Sie bot vor allem die Chance, der Vorherrschaft des

Dollars und der damals erwarteten Stärkung der Rolle des japanischen Yen per-

Eine ausführliche Schilderung dieser Vorgeschichte des Euro findet sich bei David Marsh, Der
Euro. Die geheime Geschichte der neuen Währung, Hamburg 2009. Vgl. auch: Deutsche Bun
desbank, Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion, Frankfurt 2004.
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spektivisch Paroli bieten zu können. Keine nationale Währung Europas, auch
nicht die starke D-Mark, wäre dazu allein in der Lage gewesen. Die in Deutsch
land seit Beginn der 1980er Jahre verfolgte neoliberale Strategie der exportori
entierten Modernisierung erführ mit der Schaffung des europäischen Binnen
marktes und einer europäischen Währung ihre logische Fortführung. Natürlich
gab es - abgesehen von der offenen Gegnerschaft nationaler und konservativer
Kreise und der linken Kritik - angesichts der Unsicherheiten, die mit einem sol
chen „Experiment von historischer Dimension"® (so Otmar Issing, einer der
wichtigsten Konstrukteure des Euro) verbunden sind, auch Bedenken der wirt
schaftlich-politischen Elite. Sie wurden in Deutschland aber auch zu dem
Zweck kultiviert, möglichst die eigenen Vorstellungen über die Konstruktion
der Währungsunion gegenüber Frankreich durchzusetzen, eine Strategie, die al
les in allem erfolgreich war.

Der Rückhalt des Euro-Projektes beim Großkapital war die Basis dafiir, dass es
trotz aller Kritik und vielföltigen Widerstandes zustande kam. Das schließt Inte
ressengegensätze und unterschiedliche Vorstellungen über seine Verwirklichung
sowie Schwankungen in der Haltung bestimmter Interessengruppen nicht aus.
Dies betrifft die Interessenunterschiede zwischen dem binnenwirtschaftlich und

dem exportorientierten Kapital, verschiedene konzeptionelle Grundlagen der
Geld- und Währungspolitik der beteiligten Staaten und ihrer 2^tralbanken, die
Vorstellungen der involvierten politischen Eliten und natürlich die jeweiligen na
tionalen Interessen. Die Wirtschaftswissenschafter zeigten sich tief gespalten.'
Noch bevor der Euro verwirklicht wurde, hatte das Bundesver&ssungsgericht
zweimal - 1993 und 1998 - über Klagen gegen das Projekt zu entscheiden. Nicht
selten wurden langfristig-strategische Ziele von kurzfristigai wirtschafts- und
konjunkturpolitischen sowie macht- und wahltaktischen Überlegungen der Akteu
re beeinflusst oder überlagert Das war beispielsweise 1997 der Fall, als die gerade
ins Amt gelangte französische Linksregierung unter Lionel Jospin, der neben So
zialisten auch Grüne und FKP-Minister angehörtoi, ihre Zustimmung zum SWP
von einer Reihe an Bedingungen (darunter die Aufiiahme eines Kapitels über
staatliche Beschäftigungspolitik in den Vertrag von Amsterdam) abhängig mach
te. Freilich blieb dieser Passus ohne jegliche praktische Bedeutung.

Das französische Interesse an einer schnellen, der politisch-ökonomischen Integ
ration vorauseilenden Währungsunion mag größer als in Deutschland gewesen
sein, weil die Deutsche Bundesbank in Europa die geldpolitische Richtung vorgab
und sich das französische Kapital in einer rasch verwirklichten Union stärkeren
Einfluss auf die Geld- und Währungspolitik verspradi. Aber wie die damaligen
Verlautbarungen der deutschen Untemehmerverbände und des Finanzkapitals
zeigen, gab es - anders als in der Bevölkerung und bei den klein- und mittelstän
dischen Untemehmen - auch hier eine überwältigende Zustimmung. Der FDP-

Otmar Issing, Der Euro, München 2008, S. 45.

Vertreter der „Krönungstheorie" vertraten die Meinung, dass eine gemeinsame Währung erst am
Ende eines Prozesses der Wirtschaftsintegration stehen kann, während die „Monetaristen" von
der Währungsunion genau diejenigen Impulse erwarteten, die zu einer solchen Integration führen.
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Außenminister Hans-Dietrich Genscher startete im Frühjahr 1987 eine Kampagne
für die Währungsunion. In einem Rückblick stellt er fest, dass „diese Idee eigent
lich nur aus Deutschland kommen konnte .. und er lässt seinen Stolz darüber

erkennen, dass sein Vorstoß filiher als die französische Initiative kam. Ihr starka*

Anklang in Bank- und Industriekreisen war ausschlaggebend dafür, dass er im
Februar 1988 ein Memorandum nachschob, das den Anstoß für die Schaflümg ei
ner Kommission unter Jacques Delors gab, die dann jenen Plan ausarbeitete, der
dessen Namen erhielt. Später, 1996, konstatierte Der Spiegel in einem Artikel
„Starke Lobby für den Euro", dass „Banker und Industrielle ... immer heftiger ...
auf einen schnellen Abschied von der Mark (drängen)". Auf die Frage nach den
Vorteilen, die sie bei der Währungsunion erwarteten, antworteten die durch Al
lensbach befragten Führungskräfte: Stärkung auf dem intauationalen Kapital
markt (79 Prozent), stärkerer Binnenmarkt (72 Prozent), Behauptung im intemati-
onalen Konkurrenzkampf (70 Prozent), solidere Wirtschaftspolitik einzelner Mit
gliedsländer (66 Prozent) und - die Frage ist verräterisch - moderatere Gewerk
schaften (43 Prozent).^® Als 1997/1998 im Vorfeld der Euro-Einführung auch an
gesichts dessen, dass die Beitritts-Kriterien von einer ganzen Reihe Länder, darun
ter auch Deutschland, kaum oder nur mit Tricks eingehaltai wurden, skeptische
Stimmen stärker wurden, veröffentlichten die Vorsitzenden der Wirtschaftsver

bände BDI, BDA, DIHT, ZDH gemeinsam mit dem DGB (sie!) positive Stel
lungnahmen im Handelsblatt. BDA-Chef Hans-Olaf Henkel jubelte, „der Euro
wird uns Beine machen", und er meinte damit kapitalfreundliche Reformen am
Steuer- und Sozialsystem sowie in der Beschäftigungspolitik.^* Leon Brittan, da
mals EU-Außenhandelskommissar, verkündete: .pie EWU zwingt den europäi
schen Ländern eine Thatcheristische Politik auf."

Der entscheidende Punkt der Euro-Konstruktion für das deutsche Kapital war,
dass es einen großen einheitlichen Wirtschafts- und Währungsraum möglichst
zum Nulltarif haben wollte. Der europäische Markt sollte brutal geöfifiiet werden.
Man wollte neue Möglichkeiten schaffen, mittels des Standort-Arguments Druck
auf Löhne, Sozialabgaben und Steuern sowie die Politik überhaupt auszuüben.
Das Zentralbank-Statut und die so genanntoi Konvergenzkriterien der Euro-Zone
dienten keineswegs einer ökonomischen oder womöglich politischen Krmvergenz.
Vielmehr sollte mit ihnai eine einheitliche, „neutrale" Geld- und Währungspolitik
einer Europäischen Zentralbank für eine stabile und ,Jiarte" Währung überhaupt
erst möglich werden. Deshalb wurden Forderungen nach relativ nahe beieinander
liegenden und niedrigen Inflationsratai und Zinssätzen der beteihgten Länder er-

g

Hans-Dietrich Genscher, Die europäische Einigung und die Einführung einer gemeinsamen Wäh
rung, Rede auf der Tagung des Politischen Clubs im Herbst 2010, Evangelische Akademie Tut
zing 2010.

' Vgl. Marsh, a. a. O., S. 176.
Der Spiegel Nr. 27/1996, S. 78,81.

Vgl. Der Tagesspiegel vom 4. Mai 1998.
12

Zitiert in: Jörg Huflfechmid/Geert Reuten/Robert Went, Euroland, Supplement der Zeitschrift So
zialismus 3/1999, S. 34.
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hoben. Lägen die Inflationsraten weit auseinanda*, hätte eine einheitliche Geldpo
litik, die sich am Durchschnitt orientiert, für die Länder mit davon stark abwei

chenden Werten negative Folgen. Und es sollte ausgeschlossen sein, dass die
Zentralbank oder die starken Länder der Eurozone in irgendeiner Weise zur Fi
nanzierung der Länder mit Defiziten etwa durch Finanzausgleich oder Monet-
arisierung der Staatsschuld mittels der Europäischen Zentralbank herangezogen
würden. Deshalb die so genannte „Unabhängigkeit" der EZB von Regierung und
Parlament, die Forderung eines „unpolitischen Euro" (Ottmar Issing), das heißt
einer von Regierungs- und Parlamentseinflüssen freien Geldpolitik, einer Defizit-
und Schuldengrenze sowie die No-Bail-Out-Klausel. Auch de damalige französi
sche Regierung, de eigentüch nichts von der deutschen Konstruktion einer „un
abhängigen" Zentralbank hielt, beugte sich deser Forderung. Damit war - mit
Ausnahme des von den schwächeren Euro-Ländem geforderten, völlig unterd-
mensionierten Kohäsionsfonds - festgeschrieben, dass de Konkurrenz der Staatai
und Standorte durch keina-lei Finanzausgleichs- und Solidaritätsprinzipien relati
viert werden konnte. Ein solches Regime einer ,d"eien" Marktwirtschaft ist immer
ein Regime des Stärkeren. Es wird nidit zur Egalisierung, sondern zur Verstär
kung von nationalen Niveauunterschieden fuhren, ein als Myrdal-Syndom be
zeichneter Effekt.*^ Das international orientierte deutsche und französische Kapi
tal wollte de Märkte der schwächeren Mitglieder; keinesfells wollte sie de
Schwäche deser Mitglieder mittels europäischer Instrumente aktiv überwindai.
Wären de Kriteriai einer real-ökonomischen Konvergenz zugrunde gelegt wor
den - in ihr^ Mittelpunkt müssten neben Inflationsraten und Zinssätzen solche
Kriterien wie Produktivität imd Lohnstückkosten, Steuem und Sozialleistungen,
Leistungsbilanzen und de Beschäftigung stehen - hätten einige der Euro-Länder
gemäß der Theorie optimaler Währungsräume gar nicht an der Währungsunion
teilnehmen können, zumindest nicht ohne entsprechende Faktormobilität und/oder
einem adäquaten Finanzausgleich. Sie sollten aber wegen ihrer Märkte und eina
fragwürdgen politischen Symbolik unbedingt dabei sein.

Gerne hätten sich die ökonomisch schwächeren Kanddaten der Währungs
union einen besser ausgestatteten Struktur- und Kohäsionsfonds zum Aus
gleich der bestehen Konkurrenznachteile gewünscht. Sie konnten sich jedoch
letztlich nicht durchsetzen. Deshalb auf die Teilnahme am Euro zu verzichten,

kam für de dort herrschenden Eliten nicht in Frage: Zu verlockend waren der
große europäische Binnenmarkt, der Zugriff auf eine der D-Mark vergleichba
re starke Währung, der verbesserte Zugang zu den intemationalen Finanz
märkten und die zu erwartenden niedrigeren Zinssätze. Dieser Elite war es
angesichts ihrer ökonomischen Stellung auch völlig egal, dass ihre Länder
gemäß der SWP-Bestimmungen im Falle von Defiziten zu Haushaltseinspa
rungen und Lohn- und Sozialdruck verpflichtet waren, die nicht mehr mögli-

13
Gunnar Myrdal, Wirtschaftsnobelpreisträger, entwickelte diese These im Rahmen seiner Theo
rie der Unterentwicklung. Auch Paul Samuelson hat vor einigen Jahren gezeigt, dass Außen
handel nicht unbedingt (wie es seit Ricardo in den Lehrbüchern steht) zu einer Win-Win-
Situation führt, eine eigentlich wenig überraschende Feststellung.
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ehe äußere Abwertung somit durch eine innere Abwertung zu Lasten vor al
lem der lohn- und sozialabhängigen Schichten zu ersetzen hätten.

Kasten 2: Die Einführung der D-Mark in der DDR als Fallbeispiel

,JConimt die D-Mark, bleiben wir. Kommt sie nicht, gehn wir zu ihr" wurde Anfiing 1990

in der DDR skandiert Damit wurde, was später als die deutsche Wirtschafts-, Währungs

und Sozialunion in die Geschichte einging, quasi von „unten" forciert und konnte sich auf

die Legitimation durch die Straße, die durch Wahlergebnis vom 18. März 1990 auch formal

bekräftigt wurde, berufen. Auch werm das keine „Währungsunion" war, sondem die Ein

führung der D-Mark und des mit ihr verbundenen Wirtschaftssystems in der DDR, lassen
sich anhand dieses Vorgangs eine Reihe grundsätzlicher Fragen einer Währungsunion im

Zeitraffer beobachtetL Mit dem Umtausch der Mark der DDR in D-Mark wurde die in der

DDR verwendete Währung am 1. Juli 1990 mit einem Schlag stark aufgewertet, was ihre

Exportmärkte in Osteuropa zusammenbrechen ließ, zumal diese Handelspartner nur sehr

eingeschränkt über westliche Valuta verfugten. Da auch auf dem Biruienmarkt die DDR-

Güter von Waren aus der Bundesrepublik schlagartig verdrängt wurden und die jetzt in D-

Mark an&llenden Arbeitskosten (Löhne und Gehälter wurden 1:1 umgerechnet) sich im

Verhältnis zur Arbeitsproduktivität (hier betrug die Relation etwa. 1: 0,45) vervielfachten,

die Lohnstückkosten somit unvermittelt e;q)lodie]ten, kollabierte die DDR-Wirtschaft im

Sommer 1990. Der durchschnittliche Umtauschkurs lag zwar insgesamt wohl unter 1:1, aber

trotzdem nicht annähemd bei der Produktivitätsrelation. Freilich: Ein anderer Umtauschkurs

beim Bargeld als 1:1 hätte die Bevölkerung der DDR existenziell gefährdet Der Fehler lag

also nicht so sehr bei diesem Kurs, sondem darin, die Wirtschaft der DDR unter diesen Be

dingungen unvermittelt und ungeschützt der Konkurrenz aus der damaligen Bundesrepublik

auszusetzen und sie ihrer Exportmärkte zu berauben.

„Sind wir noch zu retten?' fiagte ich damals in der „Sädisischen Zeitung" in einer „40-Tage-
Bilanz der Währungsunion". Diese Frage stellte sich audi die letzte DDR-Regierung unter Lo

thar de Maiziere imd beantwortete sie negativ. Am 5. August 1990 suchte er Helmut Kohl in

dessen Uriaubsquartier am österreichischen Wolfgangsee au^ um auf einen rascheren Beitritt

zur BRD als ursprünglich vorgesehen zu drängen. Alles in allem passte das in die politische

Agenda der Bundesregierung und am 3. Oktober 1990 wurde der Beitritt, die politische Ein
heit, voUzogerL Der ökonomische Absturz Ostdeutschlands ging zwar weiter, endete aber in

folge der Einbeziehung in das politisch-ökonomische Gesamtsystem der Bundesrqiublik mit

seinen sozialen, fiskalischen und fiideralen Ausgleichs- und Transfersystemen, verbunden

mit einer massiven Arbeitskräftewanderung von Ost nach West, nicht in einem bodenlosen

Chaos mit einer womöglich politischen Destabilisierung. Freilich hängt der Osten in man

cherlei Hinsicht der gesamtdeutschen Entwicklung wie ein Klotz am Bein, weil sich trotz

der gewaltigen Transfers und der Existenz vieler Gewinner der Einheit kein völlig selbst

tra^ndes Wirtschaftsgebiet entwickelt hat Für nicht wenige Bürger Ostdeutschlands waren

diese Vorgänge mit katastrophalen Folgen und Arbeitslosigkeit verbunden, aber man stelle
sich vor, diese Transfers und die damit verbundene Politik- und Finanzkoordination wären

der „Währungsunion" nicht unmittelbar gefolgt!

Doch obwohl die politische Einheit Deutschlands entsprechend der Theorie des optimalen

Währungsraums eigentlich die verlässliche Basis einer erfolgreichen Währungsunion ab-
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gibt, fällt ein objektives Urteil zwiespältig aus. So schrieb Hans-Werner Sinn 2003, „dass
man die wirtschaftliche Vereinigung der beiden Landesteile als gescheitert ansehen kann,"''*
Der Angleichungsprozess von Ost und West kam zum Erliegen; im Osten haben sich dau
erhaft abgehängte und arme Regionen herausgebildet und es ist offensichtlich, dass über
den föderalen Finanzausgleich hinausgehende Transferleistungen noch lange Zeit erforder
lich sein werden. Will man die deutsche mit der europäischen Währungsunion vergleichen,

drängt sich deshalb die Frage auf, um wie viel problematischer letztere angesichts kulturd-
1er, sozial-ökonomischer und politischer Differenzen sowie fehlender Ausgleichsmecha
nismen sein muss, wenn schon die erstere mit weitgehendem Finanzausgleich und einheitli-

chen politischen Institutionen nur höchst unvollkommen fiinktionierte.'^

Man könnte den Konstrukteuren der Währungsunion zugute halten, ihr
Marktoptimismus sei einfach zu groß gewesen und sie hätten im Einklang mit
dem Mainstream der ökonomischen Lehre geglaubt, der Markt sei der beste
Ausgleichsmechanismus und würde in den schwächeren Ländern das Bemü
hen um einen wirtschaftlichen Aufholprozess verstärken. Man könnte ihnen
auch zugute halten, dass es nur wenig Erfahnmg mit einer Währungs^ion un
ter solchen Bedingungen gab. Doch beide Argmnente sind verfehlt. Erstens
gab es eine Theorie der Währungsräume, nach der es eine solche Union unter
diesen Bedingungen nicht hätte geben dürfen.^' Otmar Issing, der seinerzeit
als Chef-Ökonom der EZB ihre geldpolitische Strategie bestimmt hatte, kons
tatierte, die Euro-Gruppe verkörpere „alles andere als einen optimalen Wäh
rungsraum".'® Und zweitens gab es - wie bereits erwähnt - praktische Erfah
rungen; sie lagen zudem in Deutschland nicht nur unmittelbar vor der Tür,
sondern sie lagen im eigenen Haus vor: die innerdeutsche „Währungsunion"
von 1990. Es war also keineswegs wissenschaftliche Ignoranz oder fehlende
Erfahrung, sondern es waren die dominierenden Interessen, die zu genau die
ser Konstruktion der Währungsunion führten.

Hans-Weraer Sinn, Ist Deutschland noch zu retten? München 2003, S. 221.

'^Dieser Vergleich lag auch meiner kritischen Beurteilung des Projekts EU-Währungsunion in
einem Artikel von 1992 zugrunde (vgl. Sächsische Zeitung 28./29. März 1992).

Vor allem Heiner Flassbeck wiederholt häufig das Argument, dass fehlende wissenschaftliche
ökonomische Kenntnisse und Ignoranz die Ursache daftlr seien, dass eine solche Politik be
trieben wird. Vgl. zum Beispiel Heiner Flassbeck Die Marktwirtschaft des 21. Jahrhunderts,
Frankfurt a. M. 2010, S. 14, 125. Auch Albrecht Müller stellt „Denkfehler" in den Forder
grund seiner Kritik (Albrecht Müller, Die Reformlüge, München 2004). Der Einwand gegen
diese Argumentation mindert freilich nicht die Verdienste dieser beiden Ökonomen um die
Kritik neoliberaler Wirtschaftspolitik.

17
Die Theorie der optimalen Währungsräume wurde in den 1960er Jahren entwickelt. Der An
stoß HaTii kam vor allem von dem kanadischen Ökonomen Robert Mundeil, der dafür 1999
den Wirtschaftsnobelpreis erhielt. Nach dieser Theorie setzt eine erfolgreiche Währungsunion
voraus, dass die beteiligten Wirtschaften entweder hinsichtlich Struktur und Produktivitätsni
veau, aber auch politischer und sozialer Momente stark konvergiert sind oder über Aus
gleichsmechanismen (Faktormobilität, innere Abwertung oder finanziellen Ausgleich) verfü
gen, die im Falle ökonomischer Schocks die nicht mehr mögliche Wechselkursanpassung er
setzen.

18
Issing a.a.O. S. 44.
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2. Die linke Kritik an der Wähningsunion

Breite Bevölkerungskreise der potenziellen Euro-Länder waren und blieben
skeptisch. Volksabstimmungen fielen negativ aus oder wurden wegen dieses
zu erwartenden Votums vermieden. Trotz des europäischen Einigungsprozesses,
dessen Vorteile durchaus gewürdigt werden, ist die Bevölkerung zumeist nicht
so „internationalistisch" eingestellt wie das Groß- und Finanzkapital. Das hat
nicht unbedingt etwas mit Nationalismus, den es natürlich gibt, zu tun, sondem
damit, dass der gesamte Prozess der Intemationalisierung und Globalisierung
asymmetrisch verläuft: Die Entwicklung der politischen und demokratischen In
stitutionen hält nicht Schritt mit der Globalisierung der Wirtschaft. Hinzu
kommt, dass die ethnisch-kulturellen, sozialen und rechtlichen Dififerenzen in
nerhalb Europas groß sind und dass die internationale Mobilität der Bevölke
rung — ein wichtiges Moment notwendiger Ausgleichsbewegungen in einer
Währungsunion - unvergleichlich geringer ausgeprägt ist als beim Kapital und
den Vertretem des Kapitals. Ein Finanzausgleichssystem hätte angesichts des
sozialökonomischen und Produktivitätsgefälles innerhalb Europas (das Pro
Kopf-Einkommen des ärmsten Landes beträgt etwa 66 Prozait des reichsten
Landes) eine beträchtliche Dimension annehmen müssen. Es ist fraglich, ob ei
ne ausreichende Mehrheit der Bevölkerung der reicheren Länder dies zu tragen
bereit gewesen wäre. Und schließlich bestand und besteht der begründete Ver
dacht, dass mühsam behauptete demokratische Rechte auf lokaler, regionaler
und nationaler Ebene bei einer politisch ergänzten Währungsunion durch euro
päische Institutionen ausgehöhlt werden. Gerechterweise muss dazu festgestellt
werden, dass auf die Frage, wie das Verhältnis demokratischer Institutionen in
dieser Breite und Tiefe - von lokal bis intemational - praktisch und bürgemah zu
gestalten wäre, audi die Linke noch keine tragföhige Antwort hat. Die Kluft zwi
schen der „realen Utopie" eines vereinten Europa und des gegenwärtig möglichen
und für eine erfolgreiche Währungsunion notwendigen europäischen Zusammen
halts ist nach wie vor groß.

Noch bevor sich eine systematische linke Kritik am Euro-Projekt formierte,
wurde es von national-konservativen und chauvinistischen Kreisen attackiert.

Ihnen ging es nicht darum, eine Einheitswährung fimkticmsfahig zu machen,
sondem um die Kritik an der Aufgabe der starken D-Mark, an nationaler politi
scher Souveränität und am erforderlichen finanziellen Ausgleich zwischen den
Euroländem. Eine europäische Integration gehörte überhaupt nicht zu ihren Zie
len. Die Unterscheidung zwischen ihnen und jenen Kritikem, die eine Einheits
währung angesichts der ökonomisch-politischen Kluft innerhalb Europas ab
lehnten, fällt manchmal gar nicht so leicht. Jörg Hufifschmid, der angesichts des
Scheitems des EWS im Jahr 1993 dem Projekt einer Wähnmgsunion an&ngs
,4ceine Realisierungschance" einräumte^', machte dieses Dilemma deutlich. Auf
einer Tagung des IMSF arbeitete er die fatalen Folgen einer Währungsunion ä la
Maastricht heraus imd konstatierte, dass dies allmählich auch in der öffentlichen

19
Jörg Huffschnud, Wem gehört Europa? Bd. 1, Heilbronn 1994, S. 117.
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Diskussion wahrgenommen würde, „dort allerdings nun so national
chauvinistisch umgedreht wird, dass man schon deshalb versucht ist, für den so
fortigen Vollzug der Währungsunion zu sein - wenn man nicht befurchten
müsste, dass die dann aufbrechenden Widersprüche und Konflikte zu noch
ganz anderen Dimensionen von Chauvinismus führen können."^®
Linke Kritik am Euro-Projekt unterschied und unterscheidet sich fundamental
von deren nationalistischer Ausprägung. Ihr geht es nicht darum, die europäi
sche Integration abzulehnen oder zu verzögern. Sie bejaht vielmehr deren
Notwendigkeit und Perspektive, um die oben erwähnte Asymmetrie zu über
winden. Sie lehnt jedoch das neoliberal orientierte, auf monetaristischen
Grundlagen beruhende Euro-Projekt ab, weil es ihm an demokratischer Legi
timation und an sozial-ökologischer und beschäfligungspolitischer Ausrich
tung fehlt. Dabei gab es innerhalb der linken Kritik graduelle Unterschiede:
Zum einen wurde die Einheitswährung als Projekt des Großkapitals prinzipiell
abgelehnt, weil sie Europa zu spalten droht. Dies war die Argumentation vor
allem von PDS und DKP. Zum anderen wurde der Euro unter der Bedingung
bejaht, dass seine aus linker Sicht fehlerhafte und schädliche Konstruktion
korrigiert wird, wobei durchaus Chancen einer Korrektur ausgemacht wurden.
Weitere Nuancen ergaben sich imter anderem daraus, dass verschiedene Zeit
horizonte zugrunde gelegt wurden, sowie aus der Einschätzung, ob und wann
eine ausreichende Basis für eine Währungsunion zu schaffen wäre.

Zwei Phasen dieser Kritik lassen sich unterscheiden. In einer ersten Phase -

sie reicht bis 1998, als der endgültige Beschluss über die Einführung des Euro
getroffen wurde - wurde die einheitliche Währung entsprechend dem Maast
richt-Zeitplan abgelehnt. Entweder wurde der Zeitplan zur Einführung des Eu
ro für unrealistisch gehalten oder eine einheitliche Währung zumindest solan
ge für verfrüht erachtet, wie nicht eine stärkere wirtschaftliche Konvergenz er
reicht wird, die mit einem weit fortgeschrittenen politischen Einigungsprozess
verbunden ist. Nach Einführung des Euro erhielt die Kritik in einer zweiten
Phase einen anderen Tenor: Die einheitliche Währung wird als gegebene Tat
sache hingenommen, das heißt es wird nicht etwa die Forderung nach Rück-
abwicklung gestellt. Es wird jedoch die Kritik am Euro-System luid seinen
Unzulänghchkeiten fortgesetzt, ohne - bis auf wenige Ausnahmen - sein
Scheitern zu prognostizieren. Vielmehr werden die Bedingungen herausgear
beitet, die geschaffen werden müssten, um den bereits eingeführten Euro er
folgreich zu machen und das Projekt zu „heilen".

Exphzit ausgesprochen wurde dieser Perspektivenwandel von Elmar Altvater
und der AG Alternative Wirtschaftspolitik (Memo-Gruppe). Nachdem 1998
der Euro beschlossene Sache war, schrieb Altvater: ,J)ie EWWU ist zu weit
vorangebracht, als dass sie ohne pathologische Rückfälle in nationalistische

20
Jörg Huffschmid, Alternative Wirtschaftspolitik für Europa, in: Intemationalisiemng - Fi
nanzkapital - Maastricht II. Aktuelle Entwicklungstendenzen und Alternativen. Beiträge einer
Tagung von IMSF, Z und AK Kapitalismusforschung Berlin, IMSF Forschung und Diskussion
12, Frankfurt am Main 1996, S. 113.
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Positionen gestoppt oder gar vom Wege abgebracht werden könnte. Unmittel
bar nach dem Vertrag von Maastricht war diese Option noch gegeben. Heute ist
sie nur zu einem Preis zu realisieren, der zu hoch ist. Dies ist der Grund dafür,
dass der Verfesser 1992/93 — heftige und böse Kritik provozierend - gegen den
Maastricht-Vertrag und die EWWU argumentierte ..., im Jahre 1998 aber die
EWWU zu unterstützen ... gezwungen ist ... Politische Positionen haben ihre
Zeit, und wer zu spät kommt, den bestraft bekanntlich das Leben."^* Dies war
im Prinzip auch die Position von Bündnis 90/Die Grünen, denen Altvater da
mals noch angehörte und die den Verträgen im Bundestag zustimmten, dies
allerdings auch 1992, als Altvater noch auf anderen Positionen stand.

Rudolf Hickel, der bekannteste Ökonom der Memo-Gruppe, geht schon 1995
davon aus, dass sich „die Frage, ob die Währungsunion vollendet werden soll,
gar nicht mehr (stellt). Es kann nur noch um die Bedingungen gehen, die da
bei konkret berücksichtigt werden sollen."^^ Er schließt seine Analyse mit den
Worten: ,3s geht nicht um den Versuch, die D-Mark noch für einige Zeit zu
retten. Unbedingt verhindert werden muss, dass das Gesamtprojekt scheitert,
denn das würde zu einem politisch katastrophalen Rückschlag führen. Am
Ende stünde ausschließlich die nationale DM-Hegemonie. Dazu gehört aber
auch, die Chancen und Bedingungen einer einheitlichen Euro-Währung zu
verbessern. Ein Labortest bzw. eine Strategie nach dem Prinzip .Versuch und
Irrtum' taugt nicht für diesen hochsensiblen Bereiche der Geldwirtschaft."^^
Wenn diese Bedingungen nicht geschaffen werden könnten, sei eine Ver
schiebung der Währungsunion unvermeidbar.^'* Jörg Huffschmid lehnt die
Währungsunion zu diesem Zeitpunkt - 1995 - noch ab und plädiert für die
Rückkehr zum EWS, ergänzt um weitere wirtschaflspolitische und soziale Al
ternativen. Ab 1998, als der Euro beschlossene Sache ist, gibt auch
Huffschmid diese Haltung auf. ,J3anke, Frankreich!" titelt er einen Artikel, in
dem er die Hoffiiung zum Ausdruck bringt, dass es unter dem Einfluss der
neuen französischen Linksregierung zu einer Revision der Verträge kommen
möge, „die eine Weiterentwicklung der europäischen Integration zu einer
tragföhigen europäischen Union erlaubt."^^
In den ersten Jahren nach Maastricht wurde von den meisten linken Kritikem

betont, dass eine Währungsunion auf der Basis des dort geschlossenen Ver
trags infolge seiner einseitigen Orientierung auf monetäre Stabilität keine re-
alwirtschaflliche Konvergenz bewirke, dieser vielmehr entgegenwirke. Die

21
Elmar Altvater, Die DM ist tot! Es lebe der Euro!? Die SO-jährige Geschichte der DM und die
Perspektive des Euro, in; PROKLA 112 (1998), 422,430.
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Rudolf Hickel, Die Euro-Währung, in: Blätter für deutsche und internationale Politik 12/1995,
S. 1474.

Ebenda, S. 1481.
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Rudolf Hickel, Verräterische Sorgen, in: Blätter für deutsche und internationale Politik

112/19975,8. 1322.

^^Jörg Huffschmid, Danke, Frankreich! In: Blätter für deutsche und internationale Politik,
6/1998, S. 692.
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Memo-Gnippe, die 1992 eine der ersten ausfiihriichen linken Analysen des
Projekts vorlegte und es auch in den Folgejahren regelmäßig kritisch kom
mentierte, schrieb dazu: ,J)enn eine Wirtschaftspolitik, die für ganz unter
schiedliche Bedingungen, wie sie in den Mitgliedsländern der EG vorliegen,
unablässig den Vorrang der Antiinflationspolitik wiederholt und den differen
zierten Einsatz verschiedener Politikinstrumente verhindert, trägt nicht zur
Konvergenz, sondem zum weiteren Auseinanderdriften der realen wirtschaft
lichen Strukturen und Entwicklungen bei."^® Eine Währungsunion wird nicht
abgelehnt, da sie aber eine weitgehende Angleichung der Leistungsfähigkeit
der Mitgliedsländer voraussetzt, wird ihr erst nach einer solchen Angleichung
eine reale Chance eingeräumt. Nicht eine Währungsunion stehe auf der Ta
gesordnung, vielmehr solle das Europäische Währungssystem mit engen
Bandbreiten reaktiviert und eine gesamteuropäische Integrationspolitik einge
leitet werden.^' Am ausfuhrlichsten setzt sich das Memorandum '96 mit der
Währungsunion auseinander und vergleicht es mit den historischen Erfahrun
gen und Vorschlägen. Der Tenor lautet: Es könne nicht nur um eine Verschie
bung gehen, vielmehr sei „der entscheidende politische Eingriffspunkt das
Modell selbst, dessen Ausgestaltung und Ziele, die auf steigende Beschäfti
gung. auf regionalen Ausgleich und soziale Integration gerichtet sein soll
ten. Hinsichtlich des europäischen Währungssystems stünden zunächst die
wirtschaftliche Annäherung und erst dann eine Vergemeinschaftung des Gel
des und der Geldpolitik an.

Im Memorandum '98 muss dann konstatiert werden, dass man sich mit diesen
Vorschlägen nicht habe durchsetzen können. Nun komme es darauf an, die
Spielräume des Vertrages zu nutzen und „längerfristig auf eine Veränderung
... in Richtung auf eine ausgewogenere wirtschaftspolitische Orientierung
hinzuarbeiten. Die frühere Argumentation, die Einheitswährung würde zu
solchen ökonomischen und sozialen Divergenzen führen, die unweigerlich das
alte nationalistische Gedankengut wieder aufleben ließen, wird jetzt nicht
mehr thematisiert. Dabei mag der von Jörg Huffschmid gezeigte verhaltene
Optimismus hinsichtlich des französischen Linkseinflusses auf die weitere
Gestaltung der Währungsunion eine Rolle gespielt haben. Andererseits mag
diese Wende auch mit dem Selbstverständnis der Memo-Gruppe - nach mög
lichen Veränderungspotenzialen unter den historisch konkret gegebenen Be
dingungen zu suchen und konkrete alternative Politikangebote auszuarbeiten -
zu begründen sein.

Bei politischen Abstimmungen heißt es Hic Rhodus, hic salta: dagegen, dafür
oder mit Enthaltung votieren. Von den im Bundestag vertretenen Parteien lehnte
die PDS als einzige das Euro-Projekt ab. Sie argumentierte ähnlich wie die

AG Alternative Wirtschaftspolitik, Meinorandum "92, Köln 1992, S.208.
26

Vgl. ebenda, S. 210,240ff.

AG Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum "96, Köln 1996, S. 227.

AG Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum "98, Köln 1998, S. 26.
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DKP, die es als ein ,JProjekt des eurq)äischen Großkapitals" bekämpfte, weil es
ausschließlich den Interessen des Großkapitals diene.^® Das Projekt führe zu
mehr Arbeitslosigkeit und Armut, zu mehr Standortkonkurrenz mit Lohn-, So
zial- und Umweltdumping, zu mehr sozialer und regionaler Polarisierung, zu
mehr Verkehr, zu weniger Demokratie, zu mehr Dominanz des deutschen Impe
rialismus und zu mehr Nationalismus und weniger Völkerverständigung. In ei
ner umfassenden Analyse begründet Sylvia-Yvonne Kaufinann, damals noch
PDS-Mitglied, die ablehnende Haltung ihrer Partei: ,d)ieser Euro spaltet Euro
pa" und ,Jcann Nationalismus reproduzieren ... Die Währungsunion kann ...
zum Totengräber der europäischen Integration und des gesamteuropäischen Zu
sammenschlusses werden, weil sie eine gigantische Neuverteilung von unten
nach oben begünstigt, in fest allen Mitgliedsländem der Gemeinschaft neuartige
ökonomische Konflikte ausbrechen lässt und soziale Krisen auslöst oder nach

haltig verschärft".^^ In der Bundestagsdebatte über den Vertrag am 23. April
1998 argumentierte Gregor Gysi: „Man kann einen Kontinent nicht über das
Geld einen. Das hat in der Geschichte noch niemals funktioniert und das wird

auch hier nicht funktionieren... .Wir schaffen eine europäische Währung, haben
abo" keinen eur(^äischen Gesetzgeber, keine europäische Verfassung, keine ga
rantierten europäischen Rechte und verlagern die Funktionen vom Parlament
auf die Exekutive in Brüssel. Das heißt, wir heben die Gewaltenteilung in der
Gesellschaft schrittweise auf. ... Ich behaupte, der Euro kann auch spalten. ...
Ob Frau Matthäus-Meier, ob die Sprecherin der Grünen, ob CDU/CSU oder
FDP, alle würdigen am Euro, dass sich die Exportchancen Deutschlands erhö
hen würden. Wenn das so ist, dann müssen doch die anderen Produktionsunter

nehmen in anderen Ländern darunter leiden. Das heißt, wir wollen den Export
Deutschlands erhöhen und damit die Industrie in Portugal, Spanien und anderen
Ländern schwächen. Die werden ... diesem Export nicht standhalten können.
Das ist eines der Probleme, das zu einer weiteren Spaltung innerhalb Europas
fehrt. ... Wer europäische Integration will, muss europäische Angleichungspro
zesse einleiten. ... Wenn sie statt dessen sagen, wir fuhren eine Einheitswäh
rung ein, um die Angleichungsprozesse zu erzwingen, dann sagen Sie damit
doch nichts anderes, als dass Sie ganz bewusst Lohnwettbewerb, also in Wirk
lichkeit Lohndumping und Kostendumping, organisierai wollen."

Helmut Kohl, der von Anfang an überzeugt war, dass eine gemeinsame Wäh
rung einer politischen Union bedtirfe, sprach diese Frage auf der selben Bun
destagssitzung emeut an und gab der Hoffiiimg Ausdruck, die Währungsunion
habe „eine Katalysatorfunktion in wichtigen Bereichen der Politik."^ Diese,
von der damaligen PDS überhaupt nicht geteilte Hoffiiung, haben später auch
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viele Linke. So schreibt Klaus Müller: „Wenn eine optimistische Prognose er
laubt ist, dann wird all dies einen nachholenden Prozess der Institutionenbil
dung freisetzen, wie er sich in den jüngsten Gesprächen über Steuerharmoni
sierung und -kooperation, einem europäischen Bündnis für Arbeit, Ansätzen
für eine EU-weite Koordinierung der TariQjolitik und Gewerkschaftsarbeit
und in Rufen nach einem stärkeren Europäischen Parlament ankündigt."^'*
Diese Entwicklung einzufordern und voranzutreiben war nun das Hauptfeld,
auf dem sich linke Ökonomen im Zusammenhang mit der Währungsunion
bewegten. Weder wurde ein Scheitem des Projekts thematisiert noch wurde
der Diskussionsstrang weiterverfolgt, nach dem der Euro nicht Katalysator ei
ner Harmonisi^iing als vielmehr einer Spaltung sein könnte. Diese Wende in
der Argumentation wurde durch die Entwicklung der neuen Währung, die sich
nach einer anfönglichen, kurzen Schwächephase zunächst als stabil erwies
und sich zu einer internationalen Reservewährung mauserte, außerordentlich
begünstigt. Obwohl zum Beispiel Elmar Altvater und Birgit Mahnkopf in der
Mitte des vorigen Jahrzehnt wamten, „eine einheitliche Geldpolitik in einem
Währungsraum mit großen Unterschieden von Inflationsrate und Produktivität
(berge) eine gehörige soziale Sprengkraft"^®, gehen sie von einer Tendenz zur
Stärkung des Euro aus, der auf dem Weg zur „Weltwährung" sei.®^

3. Die Krise der Euro-Zone

Seit 2010 ist nicht mehr von einem starken und stabilen Euro, sondern von ei

ner Euro-Krise die Rede. Aber ist es überhaupt richtig, von der „Euro-Krise",
also von einer Währungskrise zu sprechen? Peter Bofinger macht in seinem
Euro-Buch ein Gedankenexperiment: Was würde ein neutraler Beobachter
wahrnehmen, wenn er verschiedene Regionen der Welt unter diesem Aspekt
analysierte? Das Ergebnis: Eine Währungskrise im Euro-Raum würde dieser
Beobachter kaum konstatieren.®' Keiner der Indikatoren, die üblicherweise
mit einer solchen Krise verbunden sind (hohe Inflationsrate, Absturz des Au
ßenwerts der Währung imd Leistungsbilanzdefizit, hohe Verschuldung), weist
für die Euro-Zone als Ganzes eine im globalen Vergleich überdurchsclmittlich
dramatische Entwicklung auf. Worin besteht also die Euro-Krise? Der offen
sichtlichste Tatbestand besteht darin, dass einzelne Mitgliedsländer ihre
Staatsschulden nicht mehr refinanzieren können, weil die potenziellen Kredit
geber nicht mehr bereit ist, die Staatsanleihen zu Preisen zu kaufen, die für die
jeweiligen Regierungen noch akzeptabel wären, ihre Haushalte also nicht über
Gebühr mit dem Schuldendienst belasten. Die möglichen Kreditgeber erwar
ten nicht, dass sich ihre Anlage ausreichend verzinst. Sie haben kein Vertrau
en in die Zahlungsfähigkeit jener Länder, deren öffentliche Haushalte hoch
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verschuldet sind, die erhebliche Leistungsbilanzdefizite aufweisen und deren
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit weit hinter dem Durchschnitt der Euro
länder hinterherhinken. Diese Länder können sich nicht mehr, wie das bei E-

xistenz einer eigenen, nationalen Währung möglich wäre, über die Monetari-
sierung ihrer Schulden bei ihrer nationalen Zentralbank oder eine Abwertung
zur Erhöhung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und damit der Stär
kung der Einnahmeseite der öffentlichen Haushalte behelfen. Staatliche Fi
nanzierungssalden und Leistungsbilanzsalden stehen im Wirtschaftskreislauf
in einem engen Zusanunenhang: Sind private Investitionen und privates Spa
ren gegeben, entspricht die Veränderung da- Leistungsbilanz genau der Ver
änderung des Haushaltsaldos. Eine negative Leistungsbilanz kann also im
Staatsdefizit genau so seine Ursache haben wie umgekehrt ein solches Defizit
Folge einer negativen Leistungsbilanz sein kann.^® Die Euro-Krise ist also ei
ne Schuldenkrise und eine Zahlungsbilanzkrise einzelner Mitgliedsländer. Da
die Regierungen dieser Länder versuchen, ihre Zahlungsfähigkeit über innere
Abwertung und Sparpolitik wiederzugewinnen, ist diese Krise infolge sinken
der Nachfi'age mit einer schweren Rezession verbunden. Diese wird durch die

aufoktroyierte Austeritätspolitik weiter verschärft. Diese Politik hat in einen
Teufelskreis hineingeführt. Die Wirtschaft der betroffenen Länder zieht die
Euro-Zone zu Boden und die von ihnen ausgehende Unsicherheit und sinken
de Nachfi-age wirkt über die internationalen Kredit- und Warenmärkte läh
mend auch in die Weltwirtschaft hinein. Der Riss in der Euro-Zone verläuft vor

allem zwischen den Ländern der Peripherie (insbesondere Griechenland, Italien,
Spanien, Portugal, Irland, Zypern) und den Ländem der so genannten Kemzone
mit Leistungsbilanzüberschüssen (Belgien, Deutschland, Niederlande, Öster
reich, Finnland, Luxemburg) und einer starken Gläubigerposition (mit Deutsch
land an der Spitze). Frankreich, das zur Kemzone gezählt wird, ist ebenfalls de
fizitär und steht deshalb oft auch an der Seite der peripheren Länder, mit denen
es stärker als Deutschland vemetzt ist. Da zudem immer deutlicher wird, dass

diese Krise auf der institutionellen und rechtlichen Konstruktion der Euro-Zone

beruht, erweist sie sich auch als eine Krise der institutionell-rechtlichen Ver-

fasstheit Europas.

Zur Schlussfolgerung, dass es sich um eine Krise des Euro handelt, muss man
unabhängig davon kommen, ob man die Euro-Konstruktion als ursächlich fiir
diese Krise betrachtet, oder aber meint, ohne die Weltwirtschaftskrise von

2007ff gebe es sie gar nicht. Aber angesichts der Größe und der Bedeutung die
ses Währungsraums - es handelt sich um den weltweit zweitgrößten Währungs
raum, der Euro ist die zweitwichtigste Weltwährung und fungiert für über 50
Länder als Ankerwährung" - kann die Weltwirtschaftskrise nicht als ein „ex
terner Schock" für die Euro-Zone betrachtet werden. Es geht nicht dämm,
dass diese schlecht auf eine Krise vorbereitet war. Vielmehr bilden ihre spezi-
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fische Konstruktion und die in ihrem Rahmen betriebene Politik wichtige
Momente des historisch konkreten Verlaufe dieser Krise, deren Entstehung
und Entfaltung einer bestimmten Zeit und Reife bedurften. Die Weltwirt
schaftskrise hat die Konstruktionsfehler des Euro schonungslos offen gelegt,
sie war aber nicht die Ursache der Euro-Krise, so wie umgekehrt ihre Entste
hung infolge einer Überakkumulation von fungierendem, Geld- und fiktivem
Kapital nicht des Euro bedurfte. Diese Krise ist eine Euro-Krise, weil die Eu
ro-Konstruktion der Kern ihrer Probleme ist. Paul Krugman schreibt, „was die
beteiligten Staaten nicht haben, ist eine eigene Währung. Und genau das war
der Auslöser der Krise."'*® Richtig muss es jedoch heißen: Der Kern des Prob
lems ist, dass der Euro als „Währung ohne Staat" das Konstrukt eines politi
schen Gebildes ist, das Ungleichgewichte zwischen seinen Teilgliedem nicht
bis zu einem vertretbaren Niveau ausgleicht.

Richtig ist, dass der Euro seine erste Wirtschaftskrise zu Beginn dieses Jahrhun
derts scheinbar recht gut überstanden hatte, was zu der erwähnten Euphorie bei
getragen hatte. Im Langfrist-Vergleich schneidet die Euro-Zone jedoch schwach
ab. Ihre Wachstumsrate war, verglichen mit den Nicht-Euro-Ländem der EU
und verglichen zum Beispiel mit den USA über den gesamten Zeitraum 1999
bis 2011 am schwächsten, die Arbeitslosenquote am höchsten. Und ein genaue
rer Blick offenbarte schon lange vor der jüngsten Weltwirtschaftskrise ernste
Erscheinungen eüiCT Erosion. „Europäische Währungsunion im Treibsand" titel
ten Michael Heine und Hansjörg Herr 2006 in der Phase des weltwirtschaftli
chen Aufschwungs.'** Sie konstatierten angesichts der divergierenden Entwick
lung der Lohnstückkosten, der Leistungsbilanzen und der öffentlichen Haushal
te innerhalb der Euro-Zone „eskalierende regionale Probleme" und „Verwer
fungen".'*^ Infolge des Fehlens von Institutionen, die eine Politik des ökonomi
schen Ausgleichs in Bezug auf Inflation, Löhne und Leistungsbilanz in Form
eines Finanzausgleich innerhalb der Euro-Zone hätten betreiben können, wirken
eine Einheitswährung und eine übernationale Geldpolitik bei stark divergieren
den Ausgangsbedingungen eben nicht harmonisierend, sondern verstärken vor
handene und schaffen neue Divergenzen. Eine solche Ausgleichspolitik fehlte
nicht einfech, ihr Fehlen war Teil des Konzepts.

Eine Währung ist die konkrete, staatlich vorgeschriebene Form des Geldes als
Ausdruck komplexer gesellschaftlicher Verhältnisse. Alle ökonomisch ent
scheidenden Prozesse, das Handeln der ökonomischen Akteure und ihre Ver

hältnisse zueinander realisieren sich heute über das Geld. Es ist kein trügeri
scher Schein, dass dem Geld die geheimnisvolle Kraft eines Fetischs inne-
wohnt, es hat sie tatsächlich. Wer über Geld verfügt, verfügt über diese Kraft.
Und wer über die politische und ökonomische Möglichkeit verfiigt, selbst

40
Paul Krugman, Vergesst die Krise, Frankfiirt, New York 2012, S. 204.

41
Michael Heine, Hansjörg Herr, Europäische Union im Treibsand, in: PROKLA 144, Nr.
3/2006, S. 361-379.

'*^ Ebenda, S. 377.



82 Z-Nr. 93 März 2013

Geld - Kreditgeld und Zentralbank- oder ,J^iatgeld" - zu schaffen, verfugt
über diese Kraft in potenzierter Weise. Der Geldfetisch als ein realer Schein
äußert sich auch darin, dass die Währung eines Landes Identität stiftend ist,
also einen über die reine Geldsymbolfunktion hinausgehenden, sozialen Inhalt
hat, der - wie die Ideen, sobald sie die Massen ergreifen - reale politische
Kraft entfalten kann. Wer erinnert sich nicht der euphorischen Tumulte an
lässlich des Währungsumtausches in der DDR? Es war wohl auch die Erfah
rung dieser emotional-politischen Wucht, die mit dem Geldsymbol verbunden
war, die zur Entscheidung der Bundesregierung beigetragen hat, die europäi
sche Währungsunion voranzutreiben. Aber die Hofifiiung, der Katalysator Geld
reiche, um ein abgestimmtes Verhalten der beteiligten Länder herbeizufuhren,
erwies sich als trügerisch. Das Konkurrenzverhalten, die Suche nach dem ei
genen Vorteil im Rahmen des Eurosystems, und dies untCT Umständen auch

zu Lasten anderer Euro-Länder, waren stärker. Zu integrativen Schritten
kommt es nur unter äußerstem Zwang und quasi als letzte Rettung. Geld ist
eben nicht bloß ein Instrument monetaristischer Politik, sondern Ausdruck der

gesellschaftlichen Verhältnisse im Reproduktionsprozess als einer komplexen,
widerspruchsvollen Einheit seiner Phasen und Sphären insgesamt.

Die grundsätzlichen Entscheidungen bei Schaffung der Währungsunion betra
fen den europarechtlichen und institutionellen Rahmen, die Konstruktion der
EZB, ihre Zielstellung und ihre Instrumente sowie ihre geld- und währungspo-
litischai Prioritäten hinsichtlich der Umtauschkurse, der Geldmengenpolitik,
der Zinspolitik und der Währungspolitik gegenüber anderen Währungen in
nerhalb und außerhalb der Europäischen Union. Eine umfassende Analyse
und Kritik aller Facetten dieser polit-ökonomischen Entscheidungen und Ent
wicklungen kann hier nicht geboten werden, vielmehr erfolgt eine Konzentra
tion auf diejenigen Aspekte, die für die gegenwärtige Krise des Euro als ent
scheidend betrachtet werden können.

Eine Grundlage der Erosion wurde mit dem Startschuss des Euro in Form der
Umtauschkurse geschaffen. Die Bedeutung dieser Frage kann nicht hoch ge
nug veranschlagt werden, weil damit über die außenwirtschaftliche Einbettung
und Konkurrenzföhigkeit der beteiligten Staaten von Anfting an mit entschie
den wurde. Als die D-Mark in der DDR eingeführt wurde, bedeutete das die
plötzliche Aufwertung der dort verwendeten Währung, so dass die Außen
wirtschaft dieses Landes fektisch über Nacht zusammen brach. Bei der Ein

führung des Euro in den beteiligten Ländern wurde bei der Entscheidung über
die Umtauschkurse im Jahr 1998 auf den ECU, die im Europäischen Wäh
rungssystem von 1979 geschaffene Kunstwährung, zurückgegriffen. Zugrunde
gelegt wurden bilaterale Leitkurse der beteiligten Währungen und das ökono
mische Gewicht der beteiligten Länder. Über beide Größen wurde politisch
vom ECOFIN, dem Rat der Wirtschafts- und Finanzminister unter Beteiligung
der Notenbankchefs, entschieden. Dem gesamten Verfahren wohnte nicht nur
eine gehörige Portion Willkür inne, auch die real beobachteten Wechselkurse,
die bei diesen Entscheidungen eine Rolle spielten, sind nie frei von spekulati
ven Momenten. Sie spiegeln nicht unbedingt die Relationen der untCTSchiedli-
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chen nationalen Niveaus von Produktivität und Preis wider. Es ist also sehr

wahrscheinlich, dass die festgesetzten Umtauschkurse für die einen Lander
Auf- und für andere Abwertungen der verwendeten Währungen einschlössen
und damit ihre Außenwirtschaft schwächten oder stärkten.'*^ Für die
„Schwachwährungsländer" der europäischen Peripherie beinhaltete die Euro-
Einführung jedenfalls eine Aufwertung. Sobald die einheitliche Währung ein
geführt war, galt und gilt bei Veränderungen des Außenwertes des Euro, dass
die beteiligten Länder sehr unterschiedlich davon betroffen sind. Die mit dem
Jahr 1999 verstärkt beginnende Ausdifferenzierung der Leistungsbilanzen der
Euro-Länder legt den Schluss nahe, dass der Umtauschkurs und die weitere
Entwicklung des Eurokurses fiir die schwächeren Länder des Mittelmeer
raums wie eine Aufwertung und für die zentral- und nordeuropäischen Länder
eher wie eine Abwertung wirkten. Dieser Effekt wurde dadurch verstärkt, dass
Länder wie Deutschland eine starke Lohnstückkostensenkung realisierten, al
so eine innere Abwertung durchsetzten, während die zuerst genannten Länder
eine Lohnstückkostenerhöhung, also eine innere Aufwertung, erfuhren. Es ist
sehr einseitig, für diese Divergenzen allein das exportorientierte Deutschland
verantwortlich zu machen. Selbstverständlich haben das Kapital und die herr
schenden Eliten jener Länder ihren Anteil an dieser Fehlentwicklung. Sie er
kauften sich mit ihrer Politik angesichts außenwirtschaftlicher Schwäche bei
zunehmender äußerer Verschuldung eine wachsende Nachfrage, banden die
ihnen nahe stehenden Schichten mit ökonomischen Zugeständnissen an sich
und stellten die Bevölkerung sozial ruhig. Ziel war die Stärkung ihrer eigenen
ökonomischen Position. Dabei schlug sich diese Politik zunächst noch nicht
einmal so sehr in der öffentlichen, sondern in der privaten äußeren Verschul
dung nieder. Sie wurde zu einer Krise der Staatsverschuldung, als im Gefolge
der Weltwirtschaftskrise, der Bankenrettung und der Konjunkturpakete private
in öffentliche Schulden verwandelt wurden. Überhaupt verbietet es sich, bei
spielsweise von ,JDeutschland" oder „Griechenland" zu sprechen, womöglich
noch in einer Art eines auf dem Kopf stehenden Nationalismus unter Zuweisung
einer „Täter-" und „Opferrolle", ohne deren innere soziale und klassenmäßige
Differenzierung und die daraus resultierenden Interessenunterschiede und -
gegensätze zu berücksichtigen. Wenn schon Täter, dann sind es sowohl deut
sche wie griechische politische und Kapitaleliten; und Opfer sind allemal die
subalternen Schichten und Klassen beider Länder.

Die auf innere Abwertung gerichtete, exportorientierte deutsche Beggar-my-
Neighbour-PoMk hat zwar einen bedeutenden Anteil an der Fehlentwicklung
der von ihr dominierten Euro-Zone, aber letztlich ist dafür die Konstruktion

der Euro-Zone insgesamt ursächlich. Mit dem Verlust ihrer geldpolitischen
Souveränität nahm sie den einzelnen Ländern einen Teil ihrer wirtschaflspoli-
tischen Flexibilität, ohne dass dieser Verlust durch eine geeignete europäi-
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sehe, auf den Ausgleich von intemationalen Ungleichgewichten gerichtete
Stabilitätspolitik kompensiert wurde. Die angeblich stabilitätsorientierte geld
politische Strategie der EZB und der SWP ordneten sich nahtlos in das neoli
berale Design Europas ein. In diesem Konzept haben eine auf Stärkung der
Binnennachfrage orientierte Wirtschaftspolitik, eine aktive Arbeitsmarktpoli
tik und eine Politik zur Kontrolle und Regulierung des Finanzsektors keinen
Platz. Eine ausschließlich auf die Stabilisierung des durchschnittlichen Preis-
niveaus"*^ gerichtete EZB-Politik galt und gilt als der „beste Beitrag" der
Geldpolitik und „wichtigster Mechanismus" zur Bekämpfung der Arbeitslo
sigkeit.'*^ Die angestrebte Zielinflationsrate von knapp 2 Prozent ignoriert je
doch, dass Preissteigerungen auf vielfaltigen Ursachen beruhai können und
eine solche Deflationspolitik Wachstum bremsen kann. Auch die diesem Dik-
tum unterworfene Zinspolitik wirkte ausgesprochen asymmetrisch, indem Lo
ckerungen zu langsam. Straffungen zu abrupt erfolgten.'*^ Die Asymmetrie
gilt nicht nur in Bezug auf die Konjunkturentwicklung, sondern auch in ihrer
räumlichen Wirkung. Aber Ungleichgewichte innerhalb der Euro-Zone gelten
nach der herrschenden Doktrin als normaler Ausdruck der Staatenkonkurrenz.

Kreditblasen als das Gegenstück wachsender Verschuldung waren kaum Ge
genstand irgendeiner Besorgnis; lediglich die öffentliche, nicht jedoch die priva
te Verschuldung stand als ,JConvergenzkriterium" unter Beobachtung. In einer
„offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb" gemäß Vertrag über die Eu
ropäische Währungsordnung gelten solche ungleichgewichtigen, asymmetri
schen Erscheinungen als hinnehmbar.

Der wachsende Außenwert des Euro in den Jahren 2002 bis 2008 war für Eu

ro-Länder, die nicht wie Deutschland mit Lohndumping und einer aggressiven
Außenhandelspolitik gegenhalten konnten, kein Segen. Ihre Leistungsbilanz
defizite wuchsen dramatisch und ihre außenwirtschaftliche Schwäche schlug
sich entsprechend der Logik des wirtschaftlichen Kreislaufeusammenhangs
auch in i^en öffentlichen Haushalten nieder. Diese Entwicklung in Richtung
einer Schuldenblase wurde von den niedrigen Zinsen auf ihre Staatsanleihen
begünstigt. Noch hatten die potenziellen Gläubiger dieser Länder nicht reali
siert, dass hinter den Staatsanleihen der einzelnen Euro-Länder nicht die Euro-

Zone oder die EZB als „lender of last resort" als Sicherheit stand (so wie das
bei Zentralbanken souveräner Nationalstaaten in der Regel der Fall ist), son
dern infolge der Ao-Ror/Z-Owt-Klausel, des Verbots der monetären Finanzie
rung der öffentlichen Haushalte, und fehlenden fiskalischen Zusammenhalts
in dieser Zone nach wie vor die fiskalpolitisch vereinzelten Mitgliedstaaten.
Erst die Weltwirtschaftskrise rückte dieses Dilemma ab 2008/2009 allmählich
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ins Bewusstsein. Die Krise ließ die öffentlichen Einnahmen der Euro-Zone

rapide absinken, während die Ausgaben infolge der sozialen Kosten, der Kon
junkturprogramme und der Bankenrettung stark anstiegen. Die Folge davon
war eine Explosion der Defizitquoten und der Staatsverschuldung, wovon die
an sich schon schwächeren Länder in besonders starker Weise betroffen wa

ren. Der damit verbundene Vertrauensverlust in die Sicherheit der Anleihen

dieser Länder katapultierte bei infolge der Finanzkrise sowieso schon steigen
den Zinsen - kräftig angeheizt durch spekulative Attacken - die Refinanzie
rungskosten auf ein pohtisch nicht mehr beherrschbares Niveau.

Als die drohende Zahlungsunföhigkeit Griechenlands offenbar wurde, begann fol
gerichtig die Diskussion über den Bestand der Euro-Zone. Alle Analysen besag
ten, dass ein auf sich gestelltes Griechenland bei noch so starken Anstrengungen
zur Verbesserung seiner Wettbewerbsföhigkeit durch Froduktivitätsentwicklung
sowie Lohn-, Sozialkosten- und Preissenkung auf keinen Fall in der Lage sein
würde, kurz- und mittelfristig seine Zahlungsföhigkeit in einem ausreichenden
Maße wieder herzustellen. Eine Unterstützung durch die anderen Euro-Länder
waren gemäß SWP undiVb-5öt/7-OM/-Klausel eigentlich verboten und von einem
Schuldenerlass befürchtete man, dass die in der Krise soeben geretteten Banken
womöglich emeut in Schwierigkeiten gebracht würden und dies zudem Auswir
kungen auf die Zinsen künftiger Anleihen haben könnte. Der Austritt aus der
Euro-Zone und die Herstellung währungspolitischer Souveränität wurden somit
zu realen Optionen der Krisenbekämpfimg. Da mit Portugal, Spaniai, Italien
und Irland weitere Euro-Länder in Bedrängnis gerieten, hing mit einem Mal das
Damoklesschwert des Zerbrechens über dem Projekt Euro-Zone.

Auch wenn der Austritt einzelner Länder nicht automatisch das Ende des Euro

bedeuten sollte, wäre das nicht nur mit einem enormen Verlust an Prestige
und Legitimation der politischen Eliten verbunden, es käme auch zu ökonomi
schen Verlusten des exportorientierten Kapitals, der Anleger und Gläubiger,
ganz zu schweigen von den sozialen Kosten. Die im Vorfeld der Euro-
Gründung beschworenen ökonomischen Vorteile wären dahin. So ist es für die
Macht- und Entscheidungselite letztlich eine Frage der Abwägung zwischen den
politischen und ökonomischen Kosten eines Austritts und den Kosten, die der
Erhalt der bisherigen Euro-Zone mit sich bringt, welche die weitere Diskussion
und die politische Reaktion auf die Krise bestimmten. Dabei geht es aber nicht
schlechtW um Kosten, sondern um die Frage, wer - welche Länder und welche
sozialen Klassen und Schichten - diese letztlich zu tragen haben und inwieweit
welches Kapital betroffen wäre. Dieses Abwägen ist schwierig, was das politi
sche Lavieren der Akteure und ihren Kampf um Zeitgewinn erklärt. Nicht zu
vergessen ist auch, dass in Deutschland Bundestagswahlen anstehen und das po
litische Überleben der Bundeskanzlerin und ihrer Partei als Regierungspartei
eng mit dem Erhalt des Euro in seiner bisherigen Struktur zumindest bis zu die
sen Wahlen verbunden ist.

Bislang wurde die Frage zugunsten des Erhalts der heutigen Euro-Zone beant
wortet. Die internationale Finanzlobby nahm darauf massiven Einfluss, so zum
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Beispiel in Gestalt des Institute of International Finance, dessai damaliger Vor
sitzender, der ehemalige Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann, die Verhand
lungen zum griechischen Schuldenschnitt dominierte.'*^ Dies entspricht auch
den Intentimen derjenigen, die von Anfeng an am Euro-Projekt aus wirtschaft
lichen Gründen interessiert waren.'*® Das könnte sich fi-eilich ändem: Die finan
ziellen Verflechtungen im Euro-Finanzmarkt haben sich erheblich gelockert; die
Forderungen der Geschäftsbanken der wichtigsten Euro-Länder gegenüber der
gesamten Euro-Zone sanken seit 2008 um beträchtliche 42 Prozent, gegenüber
den Euro-Krisenländem sogar um 50 Prozent.'*' Die Exporte zum Beispiel nach
Griechenland sind stark zurückgegangoi und nachdem ein Teil der griechischen
Staatsanleihen von der EZB aufgekauft, aus den Rettungsschirmen zwischenfi
nanziert, abgewertet oder von Griechenland zurückgekauft worden ist, würden
bestimmte Privatanleger kaum noch mit sehr hohen Verlusten zu rechnen ha
ben. Damit wäre ein Austritt Griechenlands aus der Euro-Zone zwar politisch
und für die Steuerzahler als Verlust zu verbuchen, aber für die Privatwirtschaft

weniger dramatisch als noch vor Jahresfiist. Das gilt auch für andere Krisenlän
der, wenn auch in weit geringerem Maße. Immerhin wird schon mal die Option
einer Kem-Euro-Zone, einer „Währungsunion der zwei Geschwindigkeiten"
diskutiert.^" Aber so weit ist es noch nicht, noch dominiert der Wille, alle Län
der bei der Stange zu halten.

Auch wenn die Krise und der politische Klärungsprozess noch keineswegs ab
geschlossen sind wird das Grundmuster der Antwort der Euro-Regierungen all
mählich klar und hat sich in einer Reihe von europäischen Verträgen und Geset
zen niedergeschlagen. Ohne alle Elemente dieser Strategie hier erklären zu
wollen kann sie wie folgt charakterisiert werden:

Obwohl von weiteren Integrationsschritten die Rede ist und einzelne begrü
ßenswerte Maßnahmen eingeleitet wurden, wird eine Strategie zur Reform eu
ropäischer Institutionen in Richtung von mehr Demokratie, stärkerer Partizi
pation und mehr sozialem Ausgleich, die geeignet wäre, dem erneut aufschei
nenden Nationalismus entgegen zu wirken, nicht erkennbar. Obwohl das deut-

47
Vgl. Jörg Goldberg, Menetekel Griechenland, in: Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung, 87
(September 2011), S. lOf.

'*® Am 21. Juni 2011 schaltete eine Gruppe von SO französischen und deutschen Großunterneh
mern und Finanzmanagem, die nach eigenem Bekunden mit 5 Millionen Mitarbeitern einen
Umsatz von 1,5 Billionen Euro erwirtschaften, in allen großen Blättern eine Anzeige ,JDer Eu

ro ist notwendig". In der Anzeige rufen sie zur Rettung des Euro, zur Hilfe „filr Griechenland",
aber auch zu frühzeitigen imd effektiven Sanktionen und soliden Staatsfinanzen auf. ,J>ie
Rückkehr zu stabilen finanziellen Verhältnissen wird viele Milliarden Euro kosten, aber die
Europäische Union und unsere gemeinsame Währung sind diesen Einsatz allemal wert.",
schrieben sie. Auch in der FAZ wird konstatiert, niemand unterstütze die Emo-Rettung so hin
gebungsvoll wie die deutschen Großkonzeme und der BDI (&z.net am 1.7.2012).

'*' iw-dienst Köln Nr. 50 vom 13.12.2012, S. 7.
50

So Martin Kannegießer, Präsident von Gesamtmetall, im Interview, in: Die Welt online 5.72012.
Vgl. auch Hans-Werner Sinn, Die Target-Falle, München, S. 379 zu einer „offenen Währungs-



Leibiger: Das Euro-Projekt - Geschichte und linke Kritik 87

sehe Verfessungsgericht einschlägige Klagen zurückgewiesen hat, bleibt es da
bei, dass ein auf demokratische Weise hergestellter Konsens über die Europapo
litik, den die Bevölkerung aller beteiligten Länder trägt, nicht existiert.

Kasten 3: Eckdaten der Euro-Geschichte II

Frühjahr 2010: Die drohende Pleite des griechischen Staates wird mit Krediten der Eu
ro-Länder, der EZB und des IWF abgewendet.

Mai 2010: Die EZB beginnt mit dem Ankauf riskanter Staatsanleihen auf dem Sekun

därmarkt; im September 2012 gibt sie bekannt, öffentliche Anleihen notfalls

auch „unbegrenzt" anzukaufen.

Juni 2010: Schaffung der bis 2013 begrenzten European Financial Stability Facility

(EFSF) und des EFSM (Europäischer Finanzstabilisierungsmechanismus) als
Rettungsfond für insolvenzbedrohte Euro-Länder.

Herbst 2010: Beginn der Verhandlungen der Euro-Länder zur Schaffung eines ständi
gen Rettungsfonds imd zur Reform des SW? (d.h. des Maastricht- und Ams

terdam-Vertrags).

2010 bis 2012: Griechenland, Irland und Portugal nehmen - teilweise mehrfech - Kredite

des EFSF in Anspruch, Griechenland wird eine Teilentschuldung gewährt.

März 2011: Verabschiedung des „Six Pack", der Dezember 2011 in Kraft trat: Bündel
von europarechtlichen Maßnahmen bzw. Gesetzen zur Reform des SWP und
zur stärkeren Koordinierung der Fiskal- und Wirtschaftspolitik der Euro-Zone

sowie zur Verhinderung makroökonomischer Ungleichgewichte, die anhand

eines Systems von Indikatoren (Scoreboard = Zielsystem) identifiziert werden.

März 2011: Euro-Plus-Pakt: Beteiligte Euro- und Nicht-Euro-Länder verpflichten sich

fi-eiwillig auf bestimmte wirtschaftspolitische Ziele zur Stärkimg ihrer Wett
bewerbsfähigkeit und zur Koordination der Wirtschaftspolitik; teilweise
Überschneidungen mit dem Six-Pack.

Dezember 2011/März 2012: Die EZB versorgt die Privatbanken mit extrem billigen

Krediten in Billionenhöhe („Dicke Bertha").

März 2012: Unterzeichnung des Fiskalpakts (SKS-Vertrag = Stabilität, Koordinierung,

Steuerung, Teil des Six-Packs), dem auch EU-Länder beitraten, die nicht zur
Euro-Zraie gehören; dieser Pakt reformiert und verschärft den bisherigen SWP.

Sein Kem ist die Schuldenbremse, deren Einhaltung durch die Europäische

Kommission regelmäßig überprüft wird und die zu Sanktionen und Auflagen
gegen die betroffenen Länder führen kann. Der Pakt ist noch nicht von einer
ausreichenden Zahl von Ländern ratifiziert worden (Stand: November 2012).

September 2012: Der Europäische Stabilitätsmechanismus ESM als ständiger Ret-
timgsfonds für Euro-Länder tritt in Kraft

Sollte der Euro aus Sicht mancher Linker dazu beitragen, die deutsche Hege

monie zu relativieren, so ist das Gegenteil eingetreten. Auch wenn die deut
sche Regierung gelegentlich - zum Beispiel im Zusammenhang mit der Geld
politik der EZB - isoliert scheint, so ist sie infolge der ökonomischen Domi-
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nanz Deutschlands tonangebend geblieben. Wenn Margret Thatcher bei den
europäischen Verhandlungen einst den Standpunkt vertrat want my money
back", so kann Angela Merkel heute mit der Position „Not with my money",
die sie rigoros durchzusetzen und den deutschen Wählem zu kommunizieren
versucht, identifiziert werden. Dabei ist klar, dass auch der deutsche Steuer
zahler zur Kasse gebeten wird, wenn der Rettungsschirm nicht wie gewünscht
wirkt und der Gewährleistungsfall eintreten sollte. Intemational gelten sie und
mit ihr Deutschland jedoch als die „Zuchtmeister" Europas. Das verschafft ihr
in bestimmten Kreisen und bei bestimmten Teilen der deutschen Bevölkerung
Respekt, in den mit einem Austeritätskurs überzogenen Ländern werden je
doch nationalistische Ressentiments gefordert.

Die Strategie zur Herstellung realer ökonomischer und sozialer Konvergenz
innerhalb der Euro-Zone, zur Harmonisierung der wirtschaftlichen Entwick
lung und zum Ausgleich ökonomischer Ungleichgewichte beschränkt sich auf
die Formulierung entsprechender Indikatoren und eines Scoreboards sowie ei
ne unverbindliche Abstimmung und Kontrolle. Eine wirkliche Ex-ante-

Koordination findet nicht statt.

Ein ökonomischer Ausgleich zwischen den Ländem tritt nur im Notfall bei
drohender Insolvenz in Kraft, indem Defizitländer Kredite aus dem Rettungs
fonds erhalten und dafür einen Teil ihrer finanzpolitischen Souveränität
zwangsweise abgeben müssen. Das zum Defizit Überschüsse an anderer Stelle
gehören, sich beide ökonomisch und politisch wechselseitig bedingen, also
auch eine symmetrische Reaktion notwendig wäre, bleibt ausgeblendet. Die
Hauptlast der Anpassung tragen die subaltemen Schichten und Klassen der
Defizitländer, denen enorme soziale Belastungen aufgebürdet werden.

Manche der politischen Entscheidungen im Zusammenhang mit der Euro-
Rettung zeigen in die richtige Richtung. Aber der Geburtsfehler des Euro, die
fehlende politisch-ökonomische Koordination zum Ausgleich von Disparitäten
als Kompensation für die aufgegebene nationale Währungssouveränität, wird
nicht beseitigt. Das ist vor allem den Interessenunterschieden und Gegensätzen
der beteiligten Länder und der in ihnen herrschenden Eliten geschuldet, die sich
dem Diktum der Konkurrenz als Elixier kapitalistischer Marktwirtschaft unter
werfen. Ansonsten ist angesichts der bevorstehenden Bundestagswahl „mudd-
ling through". Durchwursteln, Zeit gewinnen, oder, wie es CDU-
Bundestagsfraktionschef Volkmar Kauder nennt, „Fahren aufsieht" gefragt.

4. Der linke Diskurs über die Zukunft des Euro

Was viele Kritiker des Euro-Projekts vorausgesagt hatten, ist eingetreten: Die
Spaltung, womöglich sogar die Auflösung der Euro-Zone, kann nicht mehr ausge
schlossen werden, breite Volksmassen werden durch die europäische Spar- und
Lohnsenkungspolitik in Ruin imd Elend getrieben, Deutschland dominiert auch
ohne seine D-Mark und nationale Chauvinismen feiern fröhliche Urständ. Aber

auch Kohl hatte irgendwie Recht: Seine Hoffiiung, die gemeinsame Währung
würde die beteiligten Länder zwingen, eine stärkere politisch-ökonomische In-
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tegration voranzubringen, scheint irgendwie aufeugehen, wenn auch auf eine abst
ruse, brutal asoziale, undemokratische und autoritäre Weise. Und obwohl es im

Zuge der Entwicklung der Europäischen Union zweifellos auch Positives in der
Kooperation und Integration gegeben hat, ist man angesichts dieser Entwicklung
unwillkürlich an Lenins Verdikt von 1915 erinnert: „ die Vereinigtoi Staaten
von Europa (sind) unter kapitalistischen Verhältnissen entweder unmögüch oder
reaktionär."^

Also alles auf Anfang, raus aus dem Euro? Oder könnte es sein, dass die Integrati
on der Euro-Länder zwar felsch angepackt wurde, sie aber für eine Umkehr schon
zu weit gegangen ist und nur noch de Flucht nach Vom sinnvoll ist? Die PDS
hatte den Euro seinerzeit im Bundestag zu Recht abgelehnt Später, als Partei DIE
LINKE, lehnte sie die diversen ,3^ettungsschirme" mit der Begründung ab, die
demokratische Legitimation für einen so weit reichenden Eingriff in die Budget
hoheit fehle und der den Defizitländem aufgebürdete Sparkurs sei nicht nur asozi
al, sondern verschärfe die Krise. In dieser Argumentation wird die prinzipielle Ab
lehnung des Euro und die pessimistische Prognose, wie sie beispielsweise Gregor
Gysi 1998 vorgenommen hatte, nicht mdir artikuliert. Falsch oder richtig? Nun
gut, die Frage von Erhalt oder Nicht-Erhalt des Euro stand nicht zur Abstimmung.
Man könnte auch sagoi, es ,4st nicht Aufgabe der Linken, den Euro zu verteidi
gen oder umgekehrt, gegen den Euro zu mobilisieren."^^ Aber die Frage erledigt
sich dadurch nicht, sie ist politisch aufgeworfen und verlangt eine Antwort. Es
kann allerdings auch nicht mehr automatisch die Antwort von Altvater aus dem
Jahr 1998 (der Euro sei nun einmal da, man müsse mit ihm lebm und das Beste

daraus machen), ganz zu schweigen von Lenin (1915), gelten. Nach einem Dut
zend Jahre der Erfehrung mit dem Euro und angesichts der Tatsache, dass mit sei
ner Infragestellung die Chance einer neuen Antwort existiert, muss erneut und un
ter neuen Bedingungen Position bezogen werden. Entscheidungskriterien müssen
die in einem demokratischen Prozess artikulierten Intaessen der Bevölkerungs
mehrheit aller beteiligten Länder sein. Ist in der kapitalistischoi Gegenwart Euro
pas einer Gemeinschaftswährung Asozialität und Scheitern eingeschrieben oder
ist die Euro-Konstruktion reformföhig? Könnten solche Reformen womöglich
Element eines „radikalen Reformismus"®^ in Europa sein? Die Frage, ob ange
sichts der bestehenden Kräfteverhältnisse progressive Reformen durchsetzbar
sind, ist zunächst davon zu trennen, weil das Kräfteverhältnis nichts Statisches ist,
sondern zwischen gesellschaftlichen Zielen und dem für ihre Durchsetzung erfor-
derlichai Kräfteverhältnis eine reflexive Beziehung besteht: Die Veränderung des
Kräfteverhältnisses hängt auch davon ab, ob und welche Antworten die Linken
auf aktuelle Fragen mit welcher Perspektive geben und damit Rückhalt bei der
Bevölkerungsmehiheit finden.

W.I. Lenin, Über die Losung der Vereinigten Staaten von Europa, in: Lenin Werke Band 21,
Berlin 1972, S. 342.
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Alex Demirovic, Thomas Sablowski, Finanzdominierte Akkumulation und die Krise in Euro

pa, Berlin 2012, S. 38.
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Joachim Hirsch, Materialistische Staatstheorie, Hamburg 2005, S. 229ff.
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Im linken Spektrum zeigt sich zwar eine Reihe gemeinsamer Grundpositionen,
aber im Detail existieren beträchtliche Unterschiede. Sie ergeben sich nicht nur
daraus, dass die verhandelte Frage historisch neuartig und komplex ist, sondern
auch aus der Verschiedenheit theoretischer Prämissen imd Perspektiven. Die po
litisch-ökonomische Lage ist zudem raschen Veränderungen und Verwicklim-
gen unterworfen imd es vollzieht sich ein Lern- und Erfehrungsprozess, in dem
Positionen selbstverständlich auch verändert werden. Teilweise nimmt der Dis

put scharfe Formen an. Dies war zum Beispiel in der Frage, ob ein Schulden
schnitt sinnvoll ist, zwischen Rudolf Hickel und Heiner Flassbeck oder auch in
der jungen Welt zwischen Lucas Zeise und Andreas Wehr oder innerhalb der
Bundestagsfraktion DIE LINKE der Fall.®'* Im Memorandum 2011 schlug die
AG Alternative Wirtschaftspolitik noch einen Schuldenschnitt für Griechenland
vor; ein Jahr später wird dagegen argumentiert.®® Besonders markant zeigt sich
die Änderung von Positionen an der Haltung von Heiner Flassbeck, Chefoko-
nom der UNCTAD, der seit Jahren Vorschläge für den Erhalt des Euro entwi
ckelte, im SeptembCT 2012 aber schließlich resignierte: „Machen wir uns nichts
vor. Es hat nicht sein sollen. Der Euro war eigentlich eine gute Idee, nur zu we
nige haben es verstanden. ... Wenn es so weitergeht, und angesichts des irrsin
nigen wirtschaftspolitischen Programms muss es so weitergehen, riskieren wir
die Demokratie und den Frieden in Europa. Das genau ist die Währungsunion
nicht wert. Also kann man nur allen zurufen: Trennt euch!"®®

Die gesamte Bandbreite der linken Kontroversen kann hier nicht behandelt
werden. Vielmehr konzentrieren sich die Ausführungen auf die Frage, ob der
Euro gerettet werden kann und soll. Diese Konzentration ist insofern berech
tigt, als es inzwischen nicht mehr nur um instrumentelle Fragen (Schulden
schnitt ja oder nein, Anleihekauf durch die EZB ja oder nein, Eurobonds oder
Schuldenausgleichsfonds, die Frage der Bankenunion usw.), sondern weil es
„ums Ganze" geht. „Europa steht am Scheideweg" titelten das Memorandum
und das EuroMemo 2012; „Europa neu begründen"®' lautet die Forderung ei
nes vor allem von Gewerkschaftern getragenen Aufrufe. In einem viel beach
teten Dokument prominenter Wissenschaftler wird sogar ein „europäischer
Verfassungskonvent" gefordert, um Europa aus der Sackgasse zu führen.
Welche grundsätzlichen Positionen zur Zukunft des Euro und der Euro-Zone
lassen sich im linken Spektrum also unterscheiden?

Gemeinsam ist fast allen Positionen die Warnung vor einem Fortsetzen der
gegenwärtigen Politik. Sie vertiefe die soziale Spaltung in Europa, sie verbrei-

Vgl. dazu www.nachdenkenseiten.de (3.5. bis 26.5.2010) junge Welt: Lucas Zeise, Die Macht
der Zentralbank (19.10.2012) und Andreas Wehr, Nötiger Perspektivwechsel (25.10.2012).

®® Memorandum 2011, S. 194, Memorandum 2012, S. 166.
®® Heiner Flassbeck, Trennt euch!, in: Wirtschaft & Markt, 9/2012, S. 34.
57www.europa-neu-begrtinden.de.
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Peter Boftnger, Jürgen Habermas, Julian Nida-Rümelin, Einspruch gegen die Fassadendemo
kratie, in: FAZ 3.8.2012.
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tere den Riss, der zwischen den Ländern existiert und sei Wasser auf die Müh
len des nationalistischen Rechtspopulismus. Und soweit diese Frage in den
einzelnen Beiträgen behandelt wird, dominiert die Auffassung, dass der Euro
auf diese Weise keine Zukunft habe. Conrad Schuhler stimmt der Prognose
Nouriel Roubinis vom Sommer 2012 zu, der dem Euro damals noch drei bis
sechs Monate gab.^' Lucas Zeise formuliert rigoros, „die Euro-Währungsunion
(wird) nicht überleben", „das Endspiel (hat) begonnen".^® Auch Rudolf Hickel
imd Axel Troost gehen in ihrem mit detaillierten Vorschlägen untersetzten
Plädoyer für die Euro-Rettung davon aus, dass „die angebliche Stabilitätsuni
on ä la Merkel am Ende die Euro-Zone spalten (wird)."®* Die Reihe dieser
Prognosen ließe sich fortsetzen, soll aber nicht weiter dokumentiert werden.

Aus dieser Grundposition ergeben sich gemeinsame Forderungen, wie die
nach Beendigung des Austeritätskurses und der Beggar-Afy-Neighbour-Po\itik
der exportstarken Nationen sowie des undemokratischen Prozedere der ge
genwärtig in Europa politisch hegemonialen Kräfte. Gefordert werden eine
Korrektur der Verteilungsverhältnisse und eine striktere Regulierung der Fi
nanzmärkte, eine von Lohnsteigenmgen ausgehende Stärkung des Binnen
marktes der Überschussländer, ein ökonomischer Ausgleich zwischen den Eu
roländern (Transferunion) sowie mehr Demokratie in Europa.

Diese gemeinsamen Positionen schließen jedoch nicht unbedingt die Befürwor
tung einer Rettung des Euro ein. So stellt Winfried Wolf, Chefredakteur von lu-
napark21, fest, es gebe zwar „sympathische Leute, die gute Gründe dafür anfuh
ren, dass der Euro auch durch Linke und Demokraten verteidigt wCTden müsse",
sie würden allerdings verkennen, dass der Euro „ein Projekt der Bosse und Ban
ker ist" und seine Rettung automatisch mit dem Angriff auf Arbeitseinkommen
und Sozialstandards verbunden sei. ,3urorettung heißt: Abbau von sozialen und
demokratischen Standards."®^ Diese Aussage unterstellt nicht nur Reformunfö-
higkeit der gegenwärtigen Verfesstheit der Eurozone, sie verkennt auch, dass
die Euro-Abwicklung genau dieselben Folgen haben könnte. Angesichts der ge
ringen Chancen für die Verwirklichung einer Systemaltemative führt diese Hal
tung bei anderen Autoren auch zu der Forderung an die „klassenbewusste Lin
ke" zur „Verteidigung der Souveränität (der) Nation"®^ der mit dem Austeri-
tätskurs der Troika überzogenen Länder. In der Konsequenz kann so auch die
Perspektive eines Austritts dieser Länder aus dem Euro mit der zu starken Hete-
rogenität der beteiligten Länder und der Wiedergewinnung der währungspoliti-
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sehen Souveränität begründet werden.^'* Die Argumente sind dabei fast iden
tisch mit denjenigen der Kritiker des Euro und des Maastrichtvertrages vor des
sen Einfuhrung in den 1990er Jahren. Teilweise wird dem gegenwärtigen Euro
pa-Projekt die Möglichkeit einer progressiven Perspektive zur Gänze abg^pro-
chen; der Kampf sei wieder stärker auf die nationale Ebene auszurichten. Re
formbemühungen der Gewerkschaften oder links-keynesianische Alternativen
seien illusionär oder würden in die falsche Richtung weisen, deshalb sei eher ein
„verallgemeinerter sozialer Aufruhr" erfolgversprechend.^^
Dagegen dominiert vor allem bei Gewerkschaften, ihnen nahe stehenden Wis
senschaftlern (zum Beispiel das IMK), der Memo- und der EuroMemo-Gruppe
und bei der Partei DIE LINKE trotz großer Unterschiede in einzelnen Fragen
die Auffassung, dass der Euro gerettet werden muss und gerettet werden kann.
Dazu werden umfengreiche Programmpakete mit unterschiedlichen gesell
schaftlichen Reichweiten angeboten und begründet.^' Warum ein Euro-Austritt
- wahlweise der Defizitländer oder auch Deutschlands - keine Lösung der Eu

ro-Krise ist, wird auch im Memorandum 2012 sowie von Rudolf Hickel und
Axel Troost thematisiert. Im Zentrum üirer Argumentation steht die Feststel
lung, dass der Euro zwar von Anfeng an eine Fehlkonstruktion gewesen sei, je
doch durchaus auch „positive Posten" (niedrige Inflationsraten, Etablierung als
internationale Reservewährung usw.) aufeuweisen habe.^® Vor allem aber seien
die sozialen Kosten der Auflösung der Euro-Zone, entweder durch Austritt ein
zelner Länder oder durch Aufteilung in einen Süd- und einen Nord-Euro, unkal
kulierbar hoch. Auch wenn ihre Analyse der „positiven" Seiten des Euro hier
nicht geteilt wird (seltsamerweise reclmen sie dazu auch, dass die deutsche Ex
portwirtschaft vom Euro profitiert habe, ein Effekt, der die Herausbildung von
Ungleichgewichten ja begünstigte), spricht vieles für die Stoßrichtung ihrer Ar-

So zum Beispiel: Costas Lapavistas u.a., Breaking up? A Route out of the Eurozone-Crisis,
RMF Occasional Report 3, November 2011, Costas Lapavistas, Soll Griechenland den Euro
aufgeben? In; Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung, 91 (September 2012), S. 43-47, Hubert
Zimmermann, Die gnadenlose Euro-Logik, in: Blätter für deutsche und internationale Politik
1/2012, S. 59-65, Annina Kaltenbrunner, Strukturelle Ungleichgewichte und Austerität, in:
kurswechsel, 1/2012, S. 114-121, Joachim Becker, Die Linke und die Euro-Zone, ebenda, S.
108-113, Andreas Nölke, Rettet Europa! Ohne den Euro? in: Blätter für deutsche und interna
tionale Politik 3/2012, S. 55-64, Thilo Bode, Eurorettung: Die Entmachtung des Souveräns, in:
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gumente zur Reform der Euro-Zone. Auch Lucas Zeise, der, von anderen Posi
tionen als Hickel und Troost kommend, sich ziemlich sicher ist, dass die Euro-
Zone zerbricht, stellte fest: ,J)er Euro ist also nicht erhaltenswert, weil er als
imperialistisches Projekt so wertvoll ist, sondern weil die Auflösung der Wäh
rungsunion noch tiefer in die Weltwirtschaftskrise hereinführt."®' Jenseits aller
Details der Euro-Rettung und der richtigen Konstruktion einer einheitlichen
Währung stellt sich so die Frage, ob ein sozial integriertes Europa gewollt ist
und ob man die Krise des Euro als Chance fiir die Forderung nach einem Um
bau nutzen will. Es dürfte schwerlich zu bestreiten sein, dass der Zerfell des Eu
ro eine Welle der Renationalisierung der Wirtschaftspolitik auslösen würde, die
nicht auf die Geld- und Währungspolitik beschränkt bliebe. Von den Kräften,
welche die gegenwärtige desaströse Euro-Politik zu verantworten haben, ist ein
harmonischer Rückbau nicht zu erwarten. Was würde sich angesichts der neoli
beralen Ausrichtung der Euro-Regierungen, die dieses Euro-Konstrukt mitzu-
verantworten haben und es mitragen, bei einem zeitweiligen Aussetzen der
Währungsunion (Fisahn/Wahl)^® und der Rückgabe des „Rechts auf Abwer
tung" (Streeck)^^ ändern? Die Konkurrenz innerhalb der Euro-Zone würde ein
Element zurückgevrinnen: die Geld- und Währungspolitik. Zwischen den be
troffenen nationalen Kapitalen, den politischen Eliten und wohl auch den arbei
tenden Klassen würde ein Hauen und Stechen nach dem Grundsatz „Rette sich
wer kann" einsetzen. Auch Flassbeck ist sich im Klaren, dass ,Jcein Stein auf
dem anderen" bliebe und die Gefahr bestünde, dass „das gesamte Volk eine Ab
zweigung nach rechts nimmt."^^ Die Beerdigung des Euro wäre also nur eine
andere Varinate des neoliberalen Europa-Projekts.

Will man ein kooperatives und sozial integriertes Europa, dann muss vom gege
benen Stand der Integration ausgegangen werden, so unvollkommen, wider
sprüchlich und fehlerhaft er auch sein mag. Dabei geht es nicht um „mehr" oder
„weniger" Europa". Es geht nicht um Quantitäten oder die Gegenüberstellung
von ,jmehr Souveränität" und „Vertiefimg der Integration", sondern um den
Umbau des Euro- und des Europa-Modells. In ihm müssen regionale, national
souveräne und übernationale Rechte in einem ausgewogenen Verhältnis stehen
und auch währungspolitische Optionen - darunter womöglich auch ein genau
definiertes Recht auf eine eigene Währung^^ - möglich sein, auch wenn die
heutigen Kräfteverhältnisse der unmittelbaren Realisierung eines solchen Um
baus entgegenstehen. Diese Kräfteverhältnisse ließen es mit Sicherheit auch
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94 Z- Nr. 93 März 2013

nicht zu, linke Vorstellungen von einem geordneten Rtickzug aus dem Euro zu
verwirklichen. Mit der Forderung nach einer progressiven Perspektive Europas
zu warten, bis die Bedingungen und Kräfteverhältnisse vielleicht günstiger sind
und inzwischen auf einen „sozialen Aufinhr" in den desintegrierten europäi
schen Ländem zu warten, könnte sich als trügerische Hoffiiung erweisen. Des
halb müssen die Linken, denen es nach wie vor an einer ,Jconsistentra Vorstel
lung einer europäischen Einigung jenseits des neoliberalen Modells" mangelt,
vor allem diesen Mangel überwinden, anstatt auf den Euro-Ausstieg zu setzen.

Die meisten Autoren, die den Erhalt des Euro und seine Reformierung fordern,
äußem sich zu den Durchsetzungschancen für eine solche Reformpolitik nicht
oder sind eher pessimistisch. Obwohl zum Beispiel Philip Arestis und Malcolm
Sawyer die Überschrift ,J..eb wohl, Euro?" noch mit einem Fragezeichen verse
hen, lautet die Schlussfolgerung ihrer Analyse der Interessen und Kräfteverhält
nisse in Europa, „dass es zu (den für den Erhalt des Euro - J.L.) erforderlichai
Reformen nicht kommen wird."^^ Aber selbst wenn man wie Stephan Krüger der
Meinung ist, dass die, J*erspektive einer weiteren Integration nur mit einer Relati
vierung der Dominanz kapitalistischer Produktionsverhältnisse zu haben sein
würde, ... ein gegenwärtig nicht wahrscheinliches Szenario"'®, spricht das ja
nicht gegen, sondem für ein solches Projekt. Um es mit Qie Guevara auszudrü
cken: „Seien wir realistisch, versuchen wir das Unmögliche".

Andreas Fisahn, Den Stier das Tanzen lehren? Europa vor neuen Herausforderungen, in: PRO-
KLA 168 (3/2012), S. 374.

Philip Arestis, Malcolm Sawyer, Abschied von Euro? In: WSI Mitteilungen, 6/2011, S. 267.

Stefan Krüger, Politische Ökonomie des Geldes, Hamburg 2012, S. 517.



Kees van der Pijl/Otto Holman

Transnationale Verflechtung und Stellung des
deutschen Kapitals in der EU^

Wir vertreten in unserem Aufsatz die Auffassung, dass das deutsche Kapital^
seine historische Position in der Weltwirtschaft im Zuge der Restauration der
deutschen Vorrangstellung in Europa, die es mit dem zweiten Weitkrieg verlo
ren hatte, wieder gewonnen hat Einer der Indikatoren dafür ist die neue zentrale
Stellung deutscher Unternehmen im Netzwerk der globalen Großunternehmen,
gemessen an der Stellung im Leitungsverbund der weltweit größten Konzerne.

Die europäische Integration hat in hohem Maße zu dieser Entwicklung beige
tragen. Dies aber nicht im Sinne einer direkt geplanten Ausweitung deutscher
Macht und Einflussnahme. Wir sind vielmehr der Ansicht, dass die Bundesre
publik ihre Vorherrschaft zu großen Teilen dadurch zurück gewinnen koimte,
dass Frankreich die „Europäisierung" von erfolgreichen Schritten des deut
schen Wiederaufstiegs zugelassen hat - von der Ausweitung der Kapazitäten
zur Stahlproduktion bis zur Übernahme der deutschen Geldpolitik und von der
Remilitarisierung bis zur Ost-Politik. Die deutsche Wiedervereinigung schloss
diesen Prozess 1990 ab. Die europäische Integration verlor damit ihre besondere
innere Dynamik - so wie sie zugleich mit dem Kollaps der Sowjetunion einen
entscheidenden äußeren Antriebsfaktor verloren hatte.

Die Europäische Union (so der neue Name der Europäischen Gemeinschaft)
bleibt „der zentrale Ort für dauerhafte, organisierte Konsultation und Ver
handlung zwischen den nationalen Regierungen und Bürokratien Europas"
(Calleo 1976: 20). Paradoxerweise findet sich der wiedervereinigte deutsche
Staat damit in ein enges Netz europäischer Regulationen eingewoben, ein
Netz, an dem er selbst bei seinem schrittweisen Wiederaufstieg mit gestrickt
hatte. Ein anderes Paradoxon besteht unbeschadet dessen darin, dass deut
sches Kapital über verschiedene Transmissionsriemen in der Lage ist, die
Richtung der europäischen Politik in außerordentlich hohem Maße zu beein
flussen. Diese Paradoxien lösen sich jedoch auf, wenn wir - wie dies hier un
sere Ansicht ist - davon ausgehen, dass die zentrale Stellung deutscher Unter
nehmen im transnationalen Netzwerk von Unternehmensleitungen in Verbin
dung mit ihrer relativ prominenten Rolle im ERT (European Round Table of

Auszug aus: Kees van der Pijl/Otto Holman/Or Raviv, The resurgence of German capital in
Europe: EU integration and the restructuring of Atlantic networks of interlocking directorates
after 1991, in: Review of International Political Economy, 18. Jhrg., 2011, H. 3, S. 384-408.
Ein historischer Abschnitt über die deutsch-französischen Beziehungen zu Beginn der europäi
schen Integration und die französischen Europa-Initiativen und den Ingerationsprozess muss
aus Platzgründen hier entfallen (Anm. der Red.; Obersetzung: Jörg Goldberg/Andre Leisewitz)

Unternehmen und Banken mit Geschäilssitz in Deutschland. Wir sehen ab von steuerrechtli

chen Konstruktionen, die etwa aus Volkswagen kein deutsches oder aus Pirelli kein italieni
sches Unternehmen machen. Vgl. Palan, Murphy, Chavagneux 201: 143.
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Industrialists/Europäischer Runder Tisch der Industriellen) und anderen Netz
werken im Kontext einer richtungsbestimmenden Macht des transnationalen
Kapitals interpretiert werden muss, welche die Politik sowohl der EU wie ih
rer Mitgliedsstaaten überdeterminiert. Da das deutsche Netzwerk fortföhrt,
„das strategische Handeln von Untemehmen mit fortbestehenden nationalen
Systemen von Eigentum und Kontrolle" (KogutAValker 2001: 320-321) zu
verknüpfen, können wir auch heute von „deutschem Kapital" in einem trans
nationalisierten Kontext sprechen.^
Bei der Machtanalyse transnationaler Untemehmen können verschiedene We
ge verfolgt werden. Durch personelle Repräsentanz auf der Ebene der Kon-
zemleitung indizierte Untemehmensverflechtungen („interlocking directora-
tes") sind ein Indikator, anhand dessen diese Macht empirisch belegt werden
kann. Je nach theoretischem Ansatz kann einer einzelnen Struktur eines ent

sprechenden Netzwerkes eine primär ökonomische oder eine im weiteren Sin
ne sozial-politische Bedeutung zugemessen werden (Scott 1985; Nollert 2005:
290-294). Im Rahmen einer institutionellai politischen Ökonomie werden
entsprechende personelle Verflechtungen als Kommunikations- und Kontroll-
strul^en interpretiert. Sie erlauben eine informelle Steuerung, durch die
„private Akteure Markt-Versagen korrigieren können, in dem sie unabhängig
von Regierungen Absprachen treffen" (Cutler/Haufler/Porter 1999: 13). Sol
che Vereinbarungen sind fester Bestandteil der Regeln oder „Regime", inner
halb derer sich die Untemehmenskonkurrenz vollzieht. Diese Regime kodifi
zieren - formell und informell - wechselseitige Erwartungen und akzeptierte
Handlungsweisen im Rahmen von Verflechtungsstrukturen (Heemskerk 2007:
28). Die zentrale Stellung in einem Netzwerk wird als Indilator für besonders
großen Einfluss auf Entscheidungen über die Entwicklungsrichtung entspre
chender „Regime" angesehen: also etwa über das Ausmaß von „Marktdiszip
lin", über Formen und Bezugspunkte regulativer Maßnahmen usw.

Konzemvorstände in solchen Verflechtungsstrukturen („multiple directors") sind
normalerweise keine mit dem operativen Geschäft betrauten Geschäftsführer
(„executive directors"), sondem mehr ,Netzwerk-Spezialisten" und insofern keine
Manago" im engeren Sinne (Fennema 1982:208). Sie sind in der Regel auch aktiv
in „privaten" politischen Netzwerken mit Politikem und VertietCTn da: Medioi-
welt, sitzen in Beratungsgremioi usw. (Carroll/Carson 2003). Die Theorie der Un-
temehmoiseliten charakterisiert sie als ,4nner circle" (Useem 1984) im Unter
schied zur „Oberschicht" des ererbten Reichtums (Dönhoff 1971, 1978). Trotz
dem scheinen beide in Zeiten ernsthafter Krisen sehr ähnlich zu reagieren, wie das
beim Wechsel zum Neoliberalismus in dai 1980era gezeigt werden konnte (Jen-
kins/Eckert 1989). Das kann als Hinweis auf einen breiteroi, übergreifendoi Pro-
zess der Klassenformierung gewertet werden, in den beide Gruppen - Topmana
ger und große Privatuntemehmer - gleichermaßen einbezogen sind.

Bei kleineren Volkswirtschaften wie den Niederlanden ist dies nicht länger der Fall; vgl.
Heemskerk 2007.
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In einer historisch-materialistischen Analyse wird Klassenformierung in Ka
tegorien richtungsorientierender .historischer Blöcke" verstanden, die sich um
wechselnde Knotenpunkte in der politisch-ökonomischen Gesellschaftsstruk
tur formieren (Poulantzas 1971, Bd. 2: 65-70; Cox 1987: Kap. 10; Overbeek
2000). Die Kräfte im Zentrum solcher Konstellationen (verstanden als poli
tisch-ökonomischer Einfluss, und mehr im Sinne von Unternehmen und Grup
pen denn von Einzelpersönlichkeiten) müssen, wollen sie orientierende Kraft
gewinnen, fähig sein, ihre jeweiligen partikularen Interessen in ein generell
akzeptiertes allgemeines Interesse zu transformieren (Overbeek 1990: 26).
Das „umfassende Konzept der Kontrolle", das in diesem Prozess zum unge
schriebenen Programm der politisch-ökonomischen Entwicklung wird (Bode
1979), stellt sich allerdings unweigerlich an einem bestimmten Punkt als ein
besonderes Interesse heraus - so wie sich in der gegenwärtigen Krise nach
zwei Jahrzehnten nahezu unbeschränkter Hegemonie der Neoliberalismus
weithin als eine Strategie des Finanzkapitals erwiesen hat.

In der Moderne haben die bestimmenden sozialen Kräfte der Weltwirtschaft

transnationalen Charakter. Die Staaten behalten zwar ihre gesetzliche Ho
heitsgewalt, aber Dominanz in internationalen Netzwerken schließt die Fähig
keit ein, auf der Ebene der einzelnen Nationalstaaten (etwas frei) Macht aus
zuüben. Um Gramsci zu zitieren: Akteure auf der transnationalen Ebene, „die
politische Mittel unterschiedlichen historischen Ursprungs einbringen und in
bestimmten Ländern triumphieren lassen und damit als internationale politi
sche Partei fungieren, die in jeder Nation mit all ihren vereinten internationa
len Kräften wirkt". (Gramsci, 1996: 10561 f.)

In diesem Rahmen interpretieren wir die Bedeutung der zentralen Stellung des
deutschen Kapitals und seine durch die Strukturen der europäischen Integrati
on ausübte Macht, die es der Bundesrepublik ermöglichte, ihre Vorrangstel
lung zurück zu gewinnen.

Das transnationale Kapital und die Struktur der EU nach 1991

Die komplexe institutionelle Struktur, die sich im Ergebnis des europäischen
Integrationsprozesses herausgebildet hat, scheint auf den ersten Blick den Re
geln der klassischen staatlichen Gewaltenteilung zu folgen: Die europäische
Kommission als Exekutive, das europäische Parlament als Legislative und der
europäische Gerichtshof als Judikative. Tatsächlich ist sie aber besser als po-
lyzentrisch und hybrid zu beschreiben, denn - abgesehen vom Europäischen
Gerichtshof, einer treibenden Kraft bei der Herstellung eines einheitlichen eu
ropäischen Rechtsraums (Cohen-Tanugi 1987) - sind Exekutive und Legisla
tive nur unzureichend miteinander verbunden. So kann die Europäische
Kommission zwar Initiativen zur Einfiihrung neuer Regeln ergreifen und hat
über die Einhaltung von europäischen Regeln und Vorschriften zu wachen,
die Mitgliedsstaaten aber entscheiden in letzter Instanz. Andererseits sind
zwischenstaatliche Vereinbarungen, die im Ministerrat diskutiert wurden (o-
der, wenn es um die Regierungschefs geht, im Europäischen Rat), nur schwer
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durch die nationalen Parlamente oder - noch abwegiger - durch das Europäi
sche Parlament zu kontrollieren.

Da diese supranationale bzw. intergouvemementale Struktur politisch kaum
zu kontrollieren ist, kann die europäische Unternehmerschaft, organisiert im
ERT) und in vergleichbaren Gruppen, eine zentrale Rolle spielen (Holman
2004:717-19; Van Apeldoom 2002; Oikonomou 2007). Über den ERT kann
das transnationale Kapital seine international organisierte Kraft entfalten und
so seine Interessen in den europäischen Strukturen und - vermittelt durch die
se - auch in den Nationalstaaten erfolgreich zur Geltung bringen. Natürlich
spielt die ,Nationalität' der jeweiligen Konzerne in diesem Kontext immer
noch eine Rolle. Es ist gerade die transnationale Vermittlungsebene, die es ih
nen erlaubt, ihren Einfluss verstärkt zur Geltung zu bringen, während dieser
im nationalen Rahmen durch Gegenmachtstrukturai zumindest eingedämmt
werden könnte.

Der ERT entstand 1982-83 und ermöglichte es dem Europäischen Kapital, die
durch die neoliberale Wende in Großbritannien und den USA entstandenen

neuen Bedingungen besser zu nutzen. In scharfer Abgrenzung zu den Kom
promissen der vorangegangenen, ,liberal-korporativistischen' Periode gingen
die Regierungen von Thatcher und Reagan sowohl national wie international
auf Konfi*ontationskurs, förderten die mit Produktionsverlagerungen verbun
dene Transnationalisierung des Kapitals und hoben keynesianisch motivierte
Beschränkungen im Investment-Banking und bei der Erzielung von funktions
losen Renteneinkommen (Dividenden, Zinsen, Kapitalrenten) auf (Morris
1982; Van der Pijl 1984: 280, Tabelle A2; Dumäiil/Livy 2001,2004; Epstein
2005: 58-9; Tabellen 3.1;3.2). Die kontinentaleuropäischen Länder waren zu
nächst nicht willens bzw. in der Lage, im Verhältnis zur Sowjetunion und zur
Dritten Welt auf Konfrontationskurs zu gehen bzw. die nationalen Systeme
Sozialer Sicherheit zu demontieren. Neoliberale Ideologen wie z.B. Herbert
Giersch (später Präsident der Mont PelCTin Gesellschaft, Walpen 2004) er
kannten jedoch die einzigartigen Möglichkeiten, die die europäische Ebene
für einen entsprechenden Kurswechsel bot. So war es Herbert Giersch, der
den Begriff der ,Eurosklerose' prägte und so den angeblich durch den Wohl
fahrtstaat verursachten Verlust an Wettbewerbsfähigkeit mit dem Integrati-
onsprozess in Beziehung setzte (Van Apeldoom 2002: 67-8).

Der ERT war Ergebnis der Initiative eines europäischen Industriekommissars,
Etienne Davignon, der die Konzeme direkt an der Entwicklung einer gemein
samen Strategie beteiligen wollte. Damit hatte diese Organisation von Anfang
an einen direkten Zugang zur EU-Kommission - eine Möglichkeit, deren sich
keine andere Organisation, noch nicht einmal der europäische Arbeitgeber
verband UNICE, erfreuen konnte (Van Apeldoom 2002: 84-5).

Dabei handelte es sich nicht bloß um punktuelle Interessenvertretungspolitik;
es ging vielmehr um die Entwicklung eines Konzepts, durch das jene Interes
sen, denen Kontrollbefugnisse zugestanden wurden, festgelegt wurden. Als
die Davignon-Initiative eine Untemehmenskoalition zusammengebracht hatte.
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welche entschlossen schien, eine eher defensive Strategie zu verfolgen, ver
ließen die drei britischen Konzerne, die anfangs Mitglieder der ERT waren
(Shell, Unilever, ICI), diesen bald nach dem Start (Van Tulder/Junne 1988:
215). Deutsches Kapital spielte zunächst ebenfalls keine aktive Rolle, weil es
kaum unter anglo-amerikanischem Wettbewerbsdruck stand.

Transnationale Untemehmensverbindungen auf europäischer Ebene waren zu
dieser Zeit noch selten. Niederländische Untemehmen waren oft mit briti

schen und deutschen Konzemen verbunden, aber zwischen deutschen, fimzö-
sischen und italienischen Einheiten gab es kaum Verflechtungen (Feimema
1982: 112). Von den 17 ERT-Mitgliedem waren 1984 (nach dem Ausscheiden
von Unilever) nur vier europäisch vernetzt: Kmpp und Thyssen (beide
deutsch), die Schwedisch/Schweizerische ABB und Volvo (diese hatten bei
der Gründung des ERT eng mit Davignon zusammengearbeitet) (Nollert
2005: 301-02). Die Organisationsstruktur des ERT spiegelte ebenfalls eher ei
nen deutsch-fi*anzösischen Kompromiss als das europäische Kapital wider:
Das Führungspersonal kam entweder aus FranzösischAVallonisch-Belgischen
Konzernen der Suez-Gmppe oder aus Deutschen, Niederländischen und Flä
misch-Belgischen Firmen mit Verbindungen zur Deutschen Bank (Nollert
2005: 304). Die Institutionalisierung der transnationalen Interessen in Europa
ging also den europäischen Untemehmensverflechtungen voran. Tatsächlich
beklagte der ERT-Bericht von 1985 („Changing Scales"), dass Europa immer
noch ein „Kontinent der ökonomischen Nationalisten" sei (zit. in Van Apel-
doom 2002: 128).

Erst Ende der 1980er Jahre begann mit der Stärkung des ERT und der erklär
ten Absicht, die Wettbewerbsfähigkeit Europas zu steigern, der Niedergang
des fi-anzösischen Einflusses in der Organisation. Nach der Rückkehr der bri
tischen Konzeme nahm die ,3eteiligung der ,liberalen' britischen und deut
schen Industriellen deutlich zu ..." (Van Apeldoom 2002: 134, 122). Nach
1991 wurde die Dynamik der europäischen Integration zunehmend von neoli
beralen Orientierungen geprägt, weg von fi-anzösischen Initiativen, welche
den deutschen Wiederaufstieg bremsen wollten. Der Maastricht-Vertrag und
die Europäische Währungsunion (EWU), beide 1991 vereinbart, markierten
die verspätete Anpassung Europas an die neuen Kräfteverhältnisse
(Grahl/Teague 1990; Gill 2001; Bieling 2006). Dass die Untemehmensstrate-
gen die Natur dieser Veränderungen erkannten und auch genauso bezeichne
ten wird durch die Reden von Rolf Breuer, damals Chef der Deutschen Bank,
illustriert, der erklärte, dass „der Rheinische Kapitalismus (Michel Alberts
Bezeichnung für liberales Untemehmertum) seine Grenzen erreicht habe und
reformbedürftig sei" (zit. in KogutAValker 2001: 329).

Die französische Wirtschaftspolitik vollzog in der Folge allerdings ebenfalls
die Abkehr vom europäischen Untemehmensliberalismus und übemahm die
globale neoliberale Orientierung. Gehörten die französischen Konzeme des
ERT anfangs noch zu den am wenigsten am Weltmarkt orientierten, so er
reichten zumindest die ersten drei (Air Liquide, Lafarge, Total) im Jahr 2000
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das Niveau der drei größten deutschen Unternehmen (Bayer, Siemens Berteis
mann), gemessen am außereuropäischen Umsatz. Beide Gruppen aber lagen
weiter hinter den britischen Konzemen zurück, deren globale Umsatzanteile bei
zwei Dritteln (gegenüber 50 Prozait) des Gesamtumsatzes lagen (Van Apel-
doom 2002: 140). Das erinnert daran, dass das Operationsgebiet von Einzelka
pitalen niemals auf eine bestimmte Territorialeinheit beschränkt ist; Unterneh
men operieren flexibel und vermeiden es, sich territorial „einsperren" zu lassen,
auch wenn es sich um das große Territorium der EU handelt (Palan 2003: 15;
Holman 1992). Trotzdem bleibt die jeweilige Nationalität wichtig, z.B. wenn es
um historisch gewachsene regionale Richtungen der Intemationalisierung geht.
So erlebten die traditionell guten Be2dehungen Westeuropas zu den osteuropäi
schen Ländem nach dem Zusammenbmch der Sowjetunion eine Renaissance;
die intensivierten Beziehungen zu Osteuropa wurden umgekehrt zu einem He
bel, um die bestehenden Systeme der Sozialen Sicherheit durch die Flexibilisie
rung der Arbeitsmärkte und den Abbau staatlicher Sozialleistungen zu reformie
ren (Calfiuny/Ryner 2007b; Raviv 2008; Holman 2008:68ff).

Das transnationale Kapital in Europa, strukturiert in Form von regional geprägten
Konzemverflechtungen, ergänzt durch Körperschaften wie den ERT (Nollert
2005; Staples/Braget 2007; Carrol/Fennema^eemskerk 2010), hat sich also als
eigenständges Zentrum organisiert, allerdings als Teil des größeren atlantischen
Wirtschaftsraums. Auf dieser höheren Ebene arbeiten ebenfiills politische Struktu
ren bzw. private Planungsgruppen wie z.B. das World Economic Forum daran,
konzemütergreifende Netzwerke zu verstärken (Carroll/Carson 2003: 95-6).
KürzHch hat die Entstehung eines militärischen EU-Sicherheitskomplexes diesen
einen zusätzüchen Übertragungsmechanismus zwischen Großunternehmen der
Verteidigungsindustrie auf der einen und europäischen Institutionen und Regie
rungen auf der anderen Seite hinzugefügt (Oikonomou 2007).

Die Restrukturierung von Unternehmensverflechtungen im
euro-atlantischen Zusammenhang 1992-2005

Wir wenden uns nun jenem Prozess zu, der dazu gefuhrt hat, dass sich das
Zentrum des globalen Netzwerks miteinander verbundener Führungsstruktu
ren über den Atlantik hinweg nach Deutschland verlagerte. Obwohl die nord
amerikanischen und britischen Banken und Konzerne weiterhin die Fähigkeit
haben, Kosten und Risiken auf die europäischen Finanzzentren abzuwälzen
(so Gowan 1999), so dürfte die Verlagerung von Zentralfunktionen nach
Deutschland es den fuhrenden deutschen Unternehmen in Zukunft ermögli
chen, ihre Sichtweisen mit „der geballten Kraft internationaler Durchsetzimgs-
fahi^eit" - um Gramsci zu zitieren - durchzusetzen. Diese Sichtweisen sind
sicherlich kosmopolitischer geworden, sie werden aber immer gewisse spezi
fische Merkmale bewahren, die den besonderen Weg des Landes in sozialer
und intemationaler Hinsicht widerspiegeln.

Um in größere und wirklich transnationale Dimensionen zu wachsen, mussten
die deutschen, fî zösischen und anderen kontinentaleuropäischen Konzeme
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zunächst „finanzkapitalistische" Strukturen im Hilferdingschen Sinn auflösen
(Hilferding 1973). Diese hatten im Kontext der nachholenden Industrialisie
rung Europas Wettbewerbsstaaten gebildet, welche sich mit dem liberalen,
anglophonen Westen auseinanderzusetzen hatten; ihre so national eingebun
denen Unternehmen waren daher für transnationale Entwicklungen schlecht
vorbereitet. Dem Deutschen Kapital z.B. waren „durch sich überkreuzende
gegenseitige Beteiligungsstrukturen die Hände gebunden" (Johnson 2002: 72;
Menshikov 1973; Van der Pijl 2006: Kapitel 1).

So bildete z.B. die Deutsche Bank noch zur Zeit der Wiedervereinigung und
der Gründung der EWU das Zentrum eines stabilen, wesentlich deutschen Un-
temehmensclusters, zu dem u. a. Daimler Benz, Mannesmann und Siemens
gehörten, zeitweilig auch Hoesch, Allianz, RWE und VEBA (heute E.On).
Die Gruppe um die Deutsche Bank war historisch das Bollwerk des unabhän
gigen deutschen Kapitals, welches die innovativsten Sektoren umfasste und
Weltmarkt-Strategien von einer europäischen Basis aus organisierte. Der his
torische Rivale, die Dresdner Bank, war vor allem mit Konzemen verbunden,

welche im Windschatten anglo-amerikanischer Untemehmen operierten, dar
unter auch deren deutsche Filialen.

Nach der neoliberalen Wende wurden diese Gruppen-Strukturen aber rasch
umgebaut, um die neuen Profitchancen zu nutzen. So beriet die Deutsche
Bank (vermittelt über Morgan Grenfield, ihre Filiale in der Londoner City)
Krupp, historisch zur Dresdner Bank-Gruppe gehörig, bei der Übemahme von
Thyssen, an der die Deutsche Bank beteiligt war (Kogut/Walker 2001: 329).
Unter den veränderten Bedingungen bildeten die Deutsche und die Dresdner
Bank eine neue Struktur, welche die Deutsche Bank gegen die Allianz stellte,
jene Versicherung, die sich zu einem finanziellen Kraftzentrum entwickelt
hatte („das deutsche Äquivalent zur Citigroup", Johnson 2002: 93), das dop
pelt so groß war wie die Deutsche Bank. Allianz übemahm die Dresdner Bank
(nach einer fehlgeschlagenen Fusion zwischen Deutscher und Dresdner Bank
im Jahre 2000) imd , erbte' in einem gewissen Sinne so deren atlantisches Pro
fil, allerdings von einer stärkeren Position aus.

Neoliberale Prinzipien wurden übernommen, als deutsche Konzeme den in-
temationalen Kapitalmarkt anzapften. Daimler-Benz, das historische Kronju
wel der finanzkapitalistischen Gruppe der Deutschen Bank, wurde an der New
Yorker Börse gelistet und konnte so durch Aktienausgabe 38 Milliarden US-
Dollar aufbringen, um die Übernahme von Chrysler zu finanzieren (eine Fusi
on, die später wieder aufgelöst werden musste); die Deutsche Bank selbst war
dort erst ab 2001 notiert und musste 1998 die Übemahme des Banker's Trust

für 9,2 Milliarden US-Dollar noch in cash bezahlen (Johnson 2002: 81, 95).
Um sich Kapital auf anglo-amerikanischen Finanzmärkten beschaffen zu kön
nen, mussten sich die Untemehmen allerdings der vorherrschenden sharehol-

der-value Mentalität unterwerfen und entsprechende Bilanzierungsregeln ü-
bemehmen, denn „die institutionellen US- und UK-lnvestoren, die diese

Märkte speisen, haben ganz bestimmte Anforderungen an das Management"
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(KogutAValker 2001: 323). Ein Aspekt der Anglo-US-Bilanzienmg besteht
darin, dass Rückstellungen für die Beschäftigten (z.B. Pensionsrückstellun
gen) als Schulden bewertet werden, während unternehmerische Risikopositio
nen zu den Vermögensbestandteilen zählen. Gemessen an diesen Berech
nungsmethoden beträgt z.B. der Wert von Siemens nur 11 Prozent des US-
Konkurrenten General Electric, obwohl die beiden Unternehmen etwa gleich
groß sind (Johnson 2002: 82-83; Perry 2009).

Ähnliche Veränderungen fanden in Frankreich statt. Französische Finanz
gruppen waren historisch aufgeteilt zwischen jener um die Suez Bank, der Er
bin der Kanal-Gesellschaft mit atlantischen Beziehungen einerseits, und der
,3anque de Paris et des Pay-Bas" (Paribas) andererseits, die ein europäisches,
besser Gaullistisches Profil hatte. Darüber hinaus gab es staatliche Geschäfts
banken wie das Crödit Lyonnais, die Societe Generale und die Banque Natio
nale de Paris (BNP) (Morin 1974; Swartz 1985). Mitte der 1990er Jahre gab
es die Gruppen um Suez und Paribas noch. Morin zufolge zählte Alcatel-
Alsthom zur Paribas-Gruppe, zusammen mit den Finanzkonzemen AGF imd
Societe G^nörale, der Generale des Eaux (Versorger) und der Navigation Mix
te (Reedereien); zur Suez-Gruppe gehörten die Finanzkonzeme BNP und
UAP, der Glasproduzent Saint-Gobain und der Ölkonzem ELF (vgl. The Eco-
nomist v. 12. 3.1999). Paribas und BNP, die beide der AXA-Versicherung
(Gegenstück zur Allianz) gehörten, fusionierten später zur BNP Paribas, wo
durch der traditionelle nationale Pol verstärkt wurde.

Die italienischen Untemehmen sind nach charakteristisch komplexen Mustern
organisiert, wobei die Überkreuz-Verflechtungen kaum durchschaubar sind.
Gegen Ende der 1970er Jahre hatten die gegenseitigen Verbindungen oft noch
einen regionalen Charakter: die Familienkonzeme FIAT (Agnelli) und Olivet
ti in Turin; die Banco di Roma, Finsider, IMI und Finmecannica (alle staat
lich) in der Hauptstadt; außerdem von der mailändischen Pesenti Familie kon
trollierte Firmen wie Italcementi, Falck (Stahl, kontrolliert von der gleichna
migen Familie), und Snia-Viscosa (Chiesi 1985: 211; Martinelli/Chiesi/Dalla
Chiesa 1981; Martinelli/Chiesi 1989). 1999 war diese Struktur in eine mit drei
Zentren umgewandelt: FIAT, Generali (Versicherungen) und Mediobanca (I-
taliens größte Investmentbank, unter dem Präsidenten Cuccia lange Zeit der
geheime Knotenpunkt des italienischen Kapitalismus, Galli 1995). Die vier
wichtigsten Banken mit Verbindungen zu diesem (miteinander verbundenen)
Dreieck hatten jede ihre eigenen intemationalai Beziehungen (Financial Ti
mes V. 5.11.1999).

Wir wenden uns nun dem Jahr 2000 zu. Das Jahrzehnt davor war durch die

neoliberale Wende der EU gekennzeichnet. Die verstärkten horizontalen Ver
flechtungen in der EU weg von der traditionellen Orientierung an den Natio
nalstaaten machten die Abwendung des Europäischen Kapitals vom atlanti
schen Netzwerk deutlich. So ist das Schweizer Kapital, noch 1992 mit atlanti
schen Verbindungen, nun vor allem mit finnzösischen und deutschen Netz
werken verflochten. Britische und Skandinavische Gesellschaften gehören
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nun zu einem europäischen Netzwerk, wodurch die neue Brückenposition von
Unternehmen mit Sitz in Großbritannien imterstrichen wird.

Die neoliberale Wende ermöglichte es dem Auslandskapital, auch die deut
sche Wirtschaft zu durchdringen. Mit der feindlichen Übernahme von Man
nesmann gelang es Vodafone, in das deutsche Netzwerk einzudringen (der zur
Deutschen Bank Gruppe gehörende Röhrenkonzem war kurz vorher mit dem
Erwerb von Orange ins Mobilfimk-Geschäft eingestiegen). Mit einem Finanz
volumen von 181,4 Milliarden Euro war der Vodafone-Deal noch 50 Milliar

den größer als die AOL-Übernahme durch Time-Wamer, wodurch kurz vor
her die größte Telefongesellschaft der Welt entstanden war (Johnson 2002:
88).

Zu diesem Zeitpunkt hatten die deutschen Unternehmen auf diesem Gebiet
noch immer internationale Wettbewerbsnachteile. Als die Deutsche Bank

1999 begann, über eine neue Filiale, DB Investors, einige ihrer deutschen Be
teiligungen abzustoßen (beginnend mit Allianz-Anteilen), wurde der mit etwa
einer Milliarde bezifferte Buchgewinn noch mit 50 Prozent besteuert, zusätz
lich zu dem Abschlag auf den Börsenwert. Als Bundeskanzler Gerhard Schrö
der wenig später vorschlug, die Besteuerung solcher Buchgewinne abzuschaf
fen, schien das eine radikale Wende zu sein: Kurz vorher noch hatte er die

Übernahme von Mannesmann durch Vodafone kritisiert und den Baukonzem

Philipp Holzmann vor der Auflösung gerettet. Der Aufsichtsratsvorsitzende
der Deutschen Bank, Hilmar Kopper, gab sich überrascht; er habe über diese
Besteuerungsfi-age „seit fünf Jahren gesprochen, ohne dass darauf reagiert
worden wäre..." (zit. bei Johnson 2002: 75-76).

Allerdings sind Gespräche zwischen dem Chef der Deutschen Bank und dem
Kanzler oder der Kanzlerin nicht der einzige Kommunikationsweg zwischen
transnationalem Kapital und deutscher Regierung. Was den europäischen Teil
des Untemehmensnetzwerks angeht, so steht das deutsche Kapital heute im
Mittelpunkt; Allianz, Daimler, Siemens und Deutsche Telekom sind vertreten
im oder verbunden mit dem ERT (wie TotalFina, BNP Paribas, L'Oreal, Nest-
16 imd BP - die persönlichen Träger der Verflechtungen tauchen oft in beiden
Listen auf). Insgesamt haben Mitglieder des ERT in 28 deutschen Unterneh
men Führungspositionen, verglichen mit 22 fi-anzösischen und 6 britischen
(einschließlich Unilever; Van Apeldoom 2002: 108-09, Tabelle 3.4). Wenn
man sich klar macht, dass der ERT ein mächtiger Transmissionsriemen zur
Übersetzung der Wünsche des transnationalen Kapitals sowohl auf die natio
nale wie auf EU-Ebene ist, dann erscheint Schröders Meinungswandel weni
ger überraschend.

Im Nachhinein (basierend auf den Daten von 2005) zeigt sich, dass die Mo-
mentaufiiahme der europäischen Verflechtungsstrukturen von 2000 den hal
ben Weg zur Umwandlung von einem US-zentrierten Untemehmensnetzwerk
zu einem deutsch-zentrierten markierte. Dazu dürfte auch die US-

Präsidentschaft von Bush junior beigetragen haben. Idealerweise zirkuliert das
Kapital in einem nicht-nationalen, de-territorialisierten Raum (Palan 2003:
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15). Allerdings gingen die Zahl der Geschäftsreisen in die USA 2005 um zehn
Prozent zurück (gegenüber 2000), obwohl dies eine Periode lebhafter Wirt
schaftstätigkeit war; dies war sowohl eine Folge der amerikanischen EingrifFe
nach dem Enron-Slandal (das Sarbanes-Oxley-Gesetz) als auch der Einreisebe
schränkungen im Rahmen des »Kriegs gegen den Terror'. Die amerikanische
Reaktion auf 9/11 beinhaltete auch einen zunehmenden Widerstand gegen aus
ländische Untemehmensübemahmen (The Independent v. 22.11.2006).

Wirft man einen Blick auf den Stand der Untemehmensverflechtung zwischen
den 150 größten transnationalen Konzemen im Jahre 2005 (Financial Times,
Global 500, v. 11.6.2005), dann drängen sich zwei Schlussfolgerungen auf.
Zum einen zeigt sich die Wiederkehr eines einzigen Atlantischen Clusters,
diesmal mit der Allianz und anderen deutschen Untemehmen im Mittelpunkt.
Seine vier miteinander verbundenen Leitungsstrukturen unter Einschluss von
JPMorganChase und GoldmanSachs ergaben sich aus dem von der Allianz initi
ierten Zusammenschluss zu einem transatlantischen Aufsichtsrat (ansonsten

bleiben, bei einigen Veränderungen in den Unternehmen, die Verbindungen
zu anderen EU-Untemehmen weitgehend die gleichen wie 2000). Die Allianz
ergänzte ihre zentrale Stellung, die sie in Europa im Vergleich zum fi-anzösi-
schen Kapital schon 2000 innehatte, durch Aufkäufe von US-
Lebensversicherungen und Engagements in Investmentfonds sowie die Bör
senzulassung an der New York Stock Exchange (NYSE) im November 2000.
Aber ,Jcein weiteres Untemehmen der Deutschland AG versuchte, von der
Steuerreduzierung auf Untemehmensgewinne zu profitieren" (Johnson 2002:
96). Die Deutsche Bank (die 2005 über die Deutsche Telekom mit dem US-
Konkurrenten der Allianz, der Citigroup, verbunden war) hätte, um den Kon
kurrenzvorteil der Allianz aufeuholen, einen Versicherungskonzem wie die
AXA übemehmen müssen, die zu dem Zeitpunkt über BNP mit der Allianz
verflochten war.

Zum zweiten zeigt sich eine partielle Ablösung des deutschen Kapitals von
der EU als Expansionsfeld nach dem Jahr 2000, dem Jahr, in welchem sich
das aus der deutschen Vereinigung resultierende Leistungsbilanzdefizit in ei
nen (gewaltigen) Überschuss verwandelte (Cafixmy/Ryner 2007a: 69). Fran
zösische Untemehmen waren nicht direkt an dieser transatlantischen Brücke

beteiligt. Auf der hier analysierten Ebene von Verflechtungen (und in Abse
hung von anderen Kommunikations-Kanälen) werden sie durch deutsches
Kapital „repräsentiert".

Gleiches gilt für die Beziehungen auf dem Energiesektor mit Russland. Der
E.On-Konzem, der mit deutschen Kem-Untemehmen (der Allianz, der Deut
schen Bank und Siemens) verflochten ist, hat gleichfalls privilegierte Bezie
hungen zu Gazprom, dem russischen Gas-Monopolisten. Im Vorstand von
Gazprom sitzt der E.On-Vorstand und CEO ihres Tochteruntemehmens Ruhr
gas, B. Bergmann (Gazprom 2007). Außerdem besteht ein Joint Venture zwi
schen der BASF-Tochter Wintershall und einem Tochteruntemehmen von

Gazprom, Urengoygazprom, das in den letzten Tagen der Schröder-Regierung
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unter Dach und Fach gebracht wurde und bei dem der ehemalige Kanzler im
Dezember 2005 so etwas wie Aufsichtsratsvorsitzender wurde. Im Vorstand

sind auch die Chefs von BASF (Jürgen Hambrecht) und Gazprom vertreten.
Dieses Joint Venture, Achimgaz, hat den Bau der durch die Ostsee fuhrenden
Gas-Pipeline in die Wege geleitet, welche die baltischen Staaten und Polen um
geht und vom Nordstream-Konsortium betrieben wird (BBC 2005; Achimgaz
2007). Der BASF-Chef Hambrecht war 2005 auch eines der (wenigen) neuen
Gesichter im internationalen Beirat der Allianz (verglichen mit dem Jahr
2000). Die BASF und E.On sind Hauptpartner des Nordstream-Projekts (Ne-
savissimaja Gaseta 2007). Andere EU-Unternehmen sind gleichfalls mit russi
schen Energieuntemehmen verbunden (die italienische EN! hat hier eine be
sondere Vergangenheit). Trotzdem kann man sagen, dass es gerade das deut
sche Kapital ist, das den „rückwärtigen" Zugang der EU zur Energieversor
gung kontrolliert und sich dabei eine Menge Vorteile aus dem Ost-West Han
del sichert.

Schlussfolgerung: Deutsches Kapital, europäische Integrati
on und die deutsche Gesellschaft

Der US-amerikanische Untemehmensanwalt Benjamin Johnson meinte vor
einem Jahrzehnt, iimerhalb Deutschlands würde „die ,Deutschland AG' ihre

Kontrolle über die Wirtschaft des Landes verlieren, wobei die gleichen deut
schen Untemehmen wahrscheinlich zu größeren playem in der globalen Öko
nomie" aufsteigen würden (Johnson 2002, 99). Andere Autoren dagegen
nehmen an, dass das deutsche Kapital durch die von einer Reihe großer Kon
zerne realisierten Verflechtungsbeziehungen einen Komplex bildet, der in
Zahlen ausgedrückt vielleicht nicht so kompakt aussieht (Kogut/Walker 2001,
318). Wie oben angemerkt gehen wir davon aus, dass dieser offenbare Wider
spruch aufgelöst werden kann, wenn wir den europäischen Rahmen betrachten
und den deutschen Einfluss im ERT und vergleichbaren Netzwerken.

1991 konnte die deutsche Ökonomie die europäische Hypothek ablösen, die
ihr durch das Ergebnis des zweiten Weltkrieges auferlegt worden war und die
es Frankreich ermöglicht hatte, den deutschen Wiederaufstieg in ein Netz eu
ropäischer Verträge einzubinden. Zum gleichen Zeitpunkt wurde, und das
kann als ein letzter französischer Schachzug verstanden werden, eine neue
Hypothek in Form der Europäischen Währungsunion (EWU) aufgenommen.
Dadurch wurde eine absolute Dominanz der DM vermieden; zugleich veran
kerten die Währungsunion und der Stabilitätspakt nachhaltig die Politik einer
starken Währung, die von den deutschen Untemehmen für die ganze Eurozo

ne favorisiert wurde (Gill 2001). Der Spielraum der „weicheren" Mitglieds
staaten der Eurozone wurde gleichzeitig eingeengt durch die restriktive Geld
politik der Europäischen Zentralbank und dadurch, dass das ,A^bwertungs-
Ventil", mit dem sie sich vor Bestehen der EWU gegen den deutschen Wett
bewerbsdruck hatten wehren können, nun nicht mehr verfugbar war (Jacque
2009: 7).
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Ihre entwickelte, exportorientierte Investitionsgüterindustrie verschafft der
Deutschland AG Konkurrenzvorteile, die sie gegen einen Aufwertungsdruck
auf den Euro relativ immun machen; zugleich fordert die starke Währung die
transnationale Diversifikation anderer Wirtschaftssektoren (Martin 2004;
Holden 2004; Konings 2008). Seine ExportofFensive hat Deutschland (in ab
soluten Zahlen) weltweit zu einem der größten Exporteure gemacht: 2004 ü-
berstiegen die deutschen Ausfuhren die Grenze von einer Billion US-Dollar.
Es wären weit mehr, rechnet man den Umsatz der ausländischen Tochterge
sellschaften dazu. Der deutsche Handelsbilanzüberschuss übersteigt den Qii-
nesischen (vgl. Cafiimy/Ryner 2007a, 69). Der damit verbundene Kapitalzu-
fluss wurde größtenteils in den USA und anderen überseeischen Ländern an
gelegt. Von 2002 bis 2006 wuchsen die deutschen Portfolioinvestionen auf
dem britischen und amerikanischen Finanzmarkt um 102 bzw. 74 Prozent

(IWF-Daten nach Konings 2008, 270; vgl, IMF 2008).

Gleichzeitig wurde der deutschen Gesellschaft mit der Wiedervereinigung und
der Zerstörung der Wirtschaft der DDR eine gewaltige Rechnung präsentiert.
Das Sozialversicherungssystem der alten Bundesrepublik wurde bis zum äu
ßersten belastet, Teil des beschleunigten Übergangs vom korporativen zum
Neoliberalismus. 1997 kündigte die Kohl-Regierung den massivsten sozialpo
litischen Eingriff an, den es bisher im Nachkriegsdeutschland gegeben hatte
(Cafi*uny/Ryner 2007a, 96). Der von den transnationalen Unternehmen über
den ERT und andere Strukturen auf EU-Ebene geforderte neoliberale Umbau
der unter dem korporativen Liberalismus aufgebauten sozialen Infi^struktur
(die von der rot-grünen Koalition ab 2002 geschnürten Hartz I-IV-Pakete) ha
ben in der deutschen Gesellschaft verheerende Schäden angerichtet. In
Deutschland konnten die Durchschnitts-Löhne, ILO-Daten zufolge, mit dem
nur schwachai Wachstum nicht mithalten; zugleich hat die soziale Ungleich
heit zugenommen. Zwischen 2001 und 2007 wuchsen die Reallöhne im
Schnitt um ein halbes Prozent pro Jahr, im internationalen Vergleich eine der
niedrigsten Wachstumsraten (SpiegelOnline 2008). Einer DIW-Studie zufolge
ist der Bevölkerungsanteil mit Armutsrisiko innerhalb einer Dekade signifi
kant gestiegen. 2008 fielen rund 11,5 Millionen Deutsche (14 Prozent der Be
völkerung) unter diese Kategorie. Das war gut ein Drittel mehr als noch zehn
Jahre zuvor (IRP Poverty Dispatch 2010).

Die Transnationalisierung des Kapitals, die in Europa hauptsächlich von deut
schen Unternehmen ausgeht, untergräbt schrittweise die zentralen Kompro
misse, die diese - neben anderen Faktoren - erst möglich gemacht haben, ein
schließlich der Europäischen Integration selbst. Die EU bleibt bestehen, so
wie Frankreich der wichtigste Partner Deutschlands in der EU bleibt. Auf bei
de entfallen zusammen 33 Prozent der europäischen Bevölkerung, sie bestrei
ten 36 Prozent des europäischen Haushalts und annähernd die Hälfte des BIP
der Eurozone entfallt auf sie (Le Monde v. 7.11.2008). Aber der besondere
Einfluss, den Frankreich bis 1991 hatte, ging verloren. Die Entscheidung von
1999, die EU nach Zentral- und Osteuropa zu erweitem, begünstigte auf
Grund der EU-Bedingungen das deutsche Kapital, ohne dass Frankreich ir-
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gendeinen regulatorischen oder Kompensations-Mechanismus in die Hand
bekam. Nach 2000 gab es dann keinerlei institutionelle Bewegung mehr in
Europa, abgesehen von der Ernennung einiger führender EU-Beamten, die
höchstens durch Bedeutungslosigkeit auffielen. Der französische Historiker
Jacques-Pierre Gougeon hat es so ausgedrückt: Die zunehmende strukturelle
Divergenz zwischen den Positionen Frankreichs und Deutschlands erfordert
„eine generelle Neubewertung der Fähigkeit Frankreichs, eine Rolle in der
vordersten Reihe Europas zu spielen" (zit. in Le Monde v. 7.11.2008).

Mittlerweile ist Europa - angesichts der Tatsache, dass alle entscheidenden
politischen Parteien Anhänger des von der EU vorgeschriebenen neoliberalen
Kurses sind - ein populistischer Sündenbock vor dem Hintergrund zuneh
mender fremdenfeindlicher Stimmungen in ganz Europa geworden (Holman
2004, 721-725). Ob die zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Beitrags stattfin
denden Massenproteste in Griechenland die Voraussage von Alain Lipietz
bestätigen, dass die sozial destruktiven Implikationen der Europäischen Wäh
rungsunion innerhalb einiger Jahrzehnte zum Bürgerkrieg führen könnten (zit.
In Le Monde diplomatique, August 1992, S. 30), bleibt abzuwarten. Jedenfalls
besteht kein Zweifel daran, dass mit dem von den stärksten Kapitalgruppen
geforderten Übergang der europäischen Integration in neoliberales Fahrwasser
(wobei deutsche Untemehmen inzwischen die Kommandohöhen besetzt hal
ten) das allen EU-Gesellschaften auferlegte Regime der Markt-Disziplin seine
destruktivste Wirkung gerade in der europäischen Peripherie entfaltet.
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J. Schopp (i.e. Josef Schleifstein)

Was ist der Marshall-Plan?

Im April 1948, vor 65 Jahren, wurde der Marshall-Plan („European Recovery
Program", ERP) vom US-Kongress verabschiedet. Dem Marshall-Plan wird
weithin eine wichtige Rolle bei der Rekonstruktion der westdeutschen und west
europäischen Wirtschaft attestiert. Der Wirtschaftshistoriker Werner Äbelshau-
ser nannte ihn dagegen „einen großen PR-Erfolg". Er schrieb unter anderem:
„Der Marshall-Plan trug nur wenig direkt zum Wachstum bei. Die Marshall-
Plan-Güter waren zu teuer, entsprachen oft nicht den Bedürjhissen der Indust
rie und kamen zu spät. (...) Viele glauben, es seien Millionen geflossen. Das ist
ein g-oßer Irrtum, es kam kein einziger Dollar. Die Amerikaner lieferten Wa
ren: zu einem Großteil Baumwolle, Tabak und Nahrungsmittel. Sie richteten ih
re Lieferungen an den Exportwünschen ihrer Wirtschaft aus, und die Deutschen
bezahlten dafür. (...) Er war ein sehr erfolgreiches Instrument der USA, West
europa gegen den Ostblock zu stabilisieren. Und in ihm manifestierte sich der
Richtungswechsel in der Deutschland-Politik der Amerikaner...

Diese Argumente findet man auch in einer im Oktober 1948 vom (damals in
Franlfurt am Main ansässigen) Parteivorstand der KPD herausgegebenen Bro
schüre „ Was ist der Marshall-Plan? ". Ihr Verfasser war Josef Schleifstein, der
sie unter seinem damaligen Presse-Pseudonym J. Schopp veröffentlichte?
Schleifstein war zwei Jahre vorher, im Oktober 1947, aus dem britischen Exil
zurückgekehrt. Als Journalist (stellv. Chefredakteur der KPD-Bezirkszeitung
„ Volksstimme" in Köln) nahm er u.a. Ende 1947 an der Londoner Außenminis
terkonferenz teil und veröffentlichte Berichte und Kommentare zur Außenpolitik
Er übernahm dann im Juni 1948 die Leitung der Presse- und Schulungsabtei
lung beim KPD-Parteivorstand. Die Marshall-Plan-Broschüre war die erste
größere Arbeit, die in dieser Funktion entstand.

Die Broschüre (64 Druckseiten, Aufl. lt. Impressum 50 Tsd.) entwickelt Darstel
lung und Kritik des Marshall-Plans auf der Grundlage der britischen und US-
Presse und lässt dabei den Gegner ausführlich als Zeugen zu Wort kommen. Sie
gliedert sich in fünf Kapitel: I. Ursprung und Anfänge; II Der amerikanische
Hintergrund; III. Wie die Hilfe aussehen soll; IV. Dollars - aber um welchen
Preis!; V. Das ganze Deutschland - oder der Marshall-Plan? Der nachstehende
Auszug ist dem Kap. IV entnommen ß. 26-38). Die Broschüre kann vollständig
eingesehen werden unter www.zeitschrift-marxistische-emeuerung.de

(Anm. d. Red.)

Interview in: „Die Welt" online, 4. Juni 2007. Vgl. auch Werner Abelshauser, Deutsche Wirt
schaftsgeschichte. Von 1945 bis zur Gegenwart, 2. erw. A., München 2011, S. 129-152.

Vgl. IMSF, Marxistische Blätter, Sozialismus, Z (Hrg.), Reale Geschichte als Lehrmeister. Jo

sef Schleifstein 1915-1992, Frankfiirt/M. 1973, S. 11, 60 (sh. www.zeitschrift-marxistische-
emeuerung.de).
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(...)

rV. Dollars - aber um welchen Preis!

Wir kommen nun zu dem Preis, der für diese Lieferungen gezahlt werden soll.
Was die finanzielle Seite der Sache angeht, so soll ein bestimmter Teil als Ge-
schenk[,] oder wie es in der offiziellen Verlautbarung weit sinnvoller hieß, als
„grant", was so viel bedeutet wie Bewilligung, gegeben werden. Wobei die
Zahlungsfähigkeit, und sicherlich auch die Stärke der Kommunistischen Par
teien der einzelnen Länder über die Höhe der ,3ewilligungen" entscheiden.
Das übrige soll zurückgezahlt werden. Der stellvertretende USA-
Staatssekretär Thorpe erklärte am 24. 1.1948,

die Hilfe solle die Form von Anleihen annehmen, wo immer die be
gründete Aussicht bestehe, daß die Fähigkeit vorhanden ist, sie zu
rückzuzahlen.

Aber Geschenke verpflichten und zwar weit mehr als Anleihen. Es handelt sich
beim Marshall-Plan eben nicht um einen gewöhnlichen kaufinännischen Kredit,
um - wie Präsident Truman gesagt hat - „mehr als eine kommerzielle Maß
nahme". Der Marshall-Plan ist zugleich ein wichtiges Stück der amerikanischen
Wirtschaftspolitik und der amerikanischen Politik überhaupt. Und der Preis, den
Europa zu zahlen haben wird, ist weiß Gott nicht gering. Es gehört zum Mars
hall-Plan seit seiner Entstehung, daß niemand je in der Lage ist oder war, genau
zu sagen, was er nun eigentlich beinhaltet und was er nicht beinhaltet. Ebenso
wie heute noch kein Mensch sagen kann, ob er sein erstes Jahr überleben wird,
wissen die Empfönger heute noch nicht, wie die Bedingungen im einzelnen in
terpretiert werden, die sie in den zweiseitigen Verträgen mit den USA unter
zeichnet haben und die darin nur in allgemeinster Form enthalten sind.

Die Unterzeichnung dieser zweiseitigen Verträge hat eine interessante Vorge
schichte. Lange Zeit taten die amtlichen und nichtamtlichen Apostel des Mar
shall-Planes in Europa so, als ob schon die Feststellung seiner Gegner, die
USA würden einschneidende Bedingungen daran knüpfen, einer böswilligen
Verleumdung gleichkäme. Das änderte sich plötzlich als es emst wurde; und
die Stunde nahte, da die Unterschrift unter die zweiseitigen Verträge gesetzt
werden sollte (andernfalls die Lieferungen gestoppt würden). Auf einmal hat
ten die Kommunisten recht und es gab doch Bedingungen!

Es ist bestimmt nie schärfer über den Plan geurteilt worden, als es seine erge
bensten westeuropäischen Jünger in diesen Wochen taten. Die Vertreter der
westeuropäischen Länder bemühten sich, wenigstens den Text der formalen
Abkommen so zu mildem, daß ihre Völker nicht das Spiel durchschauten. Man
konnte doch unmöglich zugeben, daß die Prophezeiungen Molotows über den
Verlust der Unabhängigkeit der Marshall-Länder in Erfüllung gegangen waren.

So geschah es, daß beispielsweise der Londoner „Economist", der kaum
sechs Wochen zuvor den Plan als den „uneigennützigsten Akt" der Weltge
schichte gefeiert hatte, zu diesem Verdammungsurteil kam:-
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„ Wenn es einfach eine Angelegenheit eines Konflikts wäre zwischen
dem, was die Amerikaner und dem, was die Europäer tun wollen,
dann könnte es genügen, mit den Achseln zu zucken und zu sagen,
daß Bettler nicht wählerisch sein können. Was so qualvoll [ist] für
Europäer ist dies - daß sie sehen müssen, wie die Großzügigkeit der
helfendem Hand wertlos gemacht und ihre Absichten vereitelt wer
den durch Bedingungen, die den Zeitpunkt hinausschieben, da Euro
pa wieder aufeigenen Füßen stehen kann. "

(The Economist, 19. 6. 1948.)

Gemäß der noch schwierigeren Lage der herrschenden Kreise Frankreichs,
mit einer starken kommunistischen Partei im Lande, wurde die dem französi

schen Außenministerium nahestehende Pariser Zeitung „Le Monde "-noch um
einen Grad deutlicher:

„Die schwierigen Verhandlungen, die schon seit Wochen im Gange
sind, bestätigen, daß die Anwendung des Marshall-Planes Fragen
der nationalen Souveränität aufwirft, die die interessierten Länder
ernsthaft schädigen können. (Das hatte Molotow ein Jahr vorher ge
sagt, d. Verf.) Es handelt sich nicht so sehr um das Prestige als dar
um, ob es der amerikanischen Wirtschaft und der amerikanischen
Finanz gelingen wird, durch die Hilfe, die sie Europa gewähren, in
diesem Teil der Welt Stellungen einzunehmen, die seine Unabhängig
keit bedrohen und seinem Handel und seiner Industrie Konkurrenz

machen werden ... Soll Westeuropa sich nur als eine Filiale von Ame
rika organisieren, anstatt die große selbständige Krafl zu sein, die
man erhofli hatte? "

(Le Monde, 23. 6. 1948.)

,3edrohte Unabhängigkeit", „Konkurrenz für Industrie und Handel",,Filiale von
Amerika" - ist das nicht genau das, was die Kommunisten dem Marshall-Plan
vorwerfen? Diese aggressiven Anschuldigungen in solch einflußreichen Orga
nen wie „Economist" und ,3e Monde" verdanken wir nicht der urplötzlichen
Erkenntnis, daß die Kommunisten schon immer im Rechte waren in ihrer Beur

teilung des Marshall-Untemehmens. Sie sollten einfach dazu dienen - heute fei
ern ,3conomist" und ,JLe Monde" den Marshall-Plan wieder wie ehedem - eine

Milderung der ursprünglichen amerikanischen Fassung der Verträge zu errei
chen.

Dieser Versuch ist jedoch mißglückt, darüber können auch alle nachträglichen
Beschwichtigungen nicht hinwegtäuschen. Der Sache nach haben die ameri
kanischen Verhandlungspartner nirgends nachgegeben. Alle Bedingungen, die
der Gesetzesakt des Kongresses festgelegt hat, wurden in die Verträge aufge
nommen. Nur ist der Wortlaut so allgemein und unscharf gehalten, daß es über
all auf die bekannte Interpretation ankommen wird. Aber weiß nicht schon
heute jeder, wer die ,3chtige" Auslegung auf seiner Seite haben wird? Wir
wollen uns deshalb bei der Beantwortung der Frage, die die britische Labour-
Zeitschrift „New Statesman and Nation" in jenen Wochen der Verhandlungen
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stellte - »gönnen wir uns die Marshall-Hilfe leisten?" - nicht an diese zwei
seitigen Verträge halten, sondern an den vom Kongreß verabschiedeten Ge-
setzesakt selbst, der diesen Verträgen zugrunde liegt.

Die gesetzliche Grundlage des Planes

Sehen wir uns an, was dieses verläßlichste Dokument über den Marshall-Plan
das ,^uslandshilfsgesetz 1948" (Foreign Assistance Act of 1948) zu sagen hat.
Es zerföllt in vier Teile, deren erster dem Marshall-Plan gewidmet ist, während
die anderen u. a. die Hilfe für Griechenland, die Türkei und China behandeln.
Das dem Marshall-Plan gewidmete Gesetz heißt „Akt der wirtschafUichen Zu
sammenarbeit 1948", (Economic Co-operation Act of 1948.) Wir folgen hier ei
ner Darstellung, die der unabhängige britische Arbeiterabgeordnete D. N. Pritt
im „Labour Monthly" gegeben hat.

Gleich eingangs ist von der Förderung des „allgemeinen Wohlstands, des na
tionalen Interesses und der Außenpolitik der USA" die Rede. Dann wird u. a.
erklärt, es sei notwendig, gerechte Wechselkurse zu schaffen und die Han
delsbarrieren mehr und mehr auszumerzen. Dem Verwalter des Planes, also

Mr. Hoffinan, wird das Recht erteilt, die Bedürfiiisse der einzelnen Länder
festzulegen, die Hilfsprogramme aufeustellen und die Hilfe zu beenden. Aber,
heißt es ausdrücklich,

nichts soll geschehen, „was nicht vereinbar ist mit der Außenpolitik

der USA".

Es wird weiter festgelegt, daß in jedem Empfangerland amerikanische Missi
onen eingerichtet werden, die die Aufgabe haben, die Durchfuhrung der von
ihnen übernommenen Verpflichtungen zu sichern. Auch die humoristische
Note fehlt nicht. Es wird feierlichst bestimmt, daß kein Mitglied dieser Missi
on jemals in einer Organisation gewesen sein darf, die sich „gegenüber den
USA, ihrer Verfassung und Regierungsform" nicht loyal verhält. Jeder Ange
stellte muß vor den Bundes-Untersuchungsbehörden (F.B.I.) auf seine Loyali
tät und Sicherheit hin geprüft worden sein.

Dann stoßen wir auf die praktischen Seiten, nämlich darauf, wie die eigentli
che Hilfe aussehen soll. Sie wird laut Gesetzesakt bestehen aus Warenliefe

rungen, der Verarbeitung, Lagerung, dem Transport und der Reparatur von
Gütern oder in anderen Diensten, hi diesem Zusammenhang erscheint die
Klausel, wonach mindestens die Hälfte der Lieferungen in amerikanischen
Schiffen zu den üblichen Tarifen transportiert werden müssen. In all seinen
Handlungen ist Mr. Hoffinan weiter angewiesen,

die Benutzung des privaten Handels „zu erleichtem und so groß wie
möglich zu gestalten

damit wir auch nicht für eine Minute vergessen, daß im Rahmen des Marshall-
Planes dCT Kapitalismus und nicht seine Gegner gefordert werden sollen.

Wo der Gesetzesakt sich mit der Frage befaßt, ob die Empfanger für die Lie
ferungen bezahlen sollen oder nicht, und die Entscheidung darüber dem Ver-



Schleifstein: Was ist der Marshall-Plan? (1948) 115

Walter, Mr. Hoffinan, überläßt, wird unter den Formen der Bezahlung auch die
Gegenlieferung von Materialien gefordert, an denen die USA Mangel leiden:
Das wenige Licht, welches das Gesetz auf die Art der Lieferungen wirft, ge
schieht bezeichnenderweise unter der Ueberschrift „Schutz der inneren Wirt

schaft". Hier wird Mr. Hoffinan angewiesen, den Ankauf von Gütern im
Rahmen des Planes so vorzunehmen, daß die wichtigen Bedürfiiisse der USA
nicht verletzt werden. Für Petroleumprodukte wird speziell gefordert, daß sie
außerhalb der USA erworben werden sollen und auch da soll Mr. Hoffinan

Rücksicht nehmen „auf die gegenwärtige und voraussichtliche Knappheit".
(Dies muß man wissen, wird im Gesetzesakt eines Landes gesagt, das gegen
wärtig zwei Drittel des gesamte Geis der Welt verbraucht.)

Und so geht es weiter, Punkt für Punkt. Landwirtschaftliche Produkte, an de
nen Ueberschuß besteht, sollen in den USA und nicht in anderen Ländem er

worben werden. Dann kommen gewissermaßen die Pflichten der Empfänger
länder. Darunter finden wir die Forderung nach Stabilisierung der Währungen,
ausgeglichenen Staatshaushalten, gültigen Wechselkursen. Was damit ge
meint ist, werden wir später sehen. Weiter verlangt der Gesetzesakt, daß ein
Fonds in eigener Währung errichtet wird, im Werte der Lieferungen, die die
einzelnen Länder erhalten. Ein Teil dieses Fonds soll für die Verwaltungsaus
gaben der USA im Rahmen des Plans in den betreffenden Ländem verwandt
werden. Ueber die Verwendung des Restes soll eine gemeinsame Ueberein-
kunft erzielt werden, die vom amerikanischen Kongreß zu bestätigen ist. Wel
che Gewalt über die Finanzen der einzelnen Länder dies den USA verleiht,

soll ebenfalls später untersucht werden.

Es folgt dann eine sehr wichtige Klausel über den Handel mit Ländem, die
nicht am Marshall-Plan teilnehmen. Nicht, daß er offen untersagt wird. Aber
wenn es sich z. B. um Waren handelt, die die USA ,4m Interesse ihrer natio

nalen Sicherheit" nicht in die am Marshall-Plan nicht teilnehmenden europäi
schen Länder ausfuhren, und die Marshall-Plan-Länder wollten derartige Waren
dorthin exportieren, dann kann Mr. Hoffinan ihnen die Lieferung von Materia
lien verweigem, die zur Produktion solcher Waren benutzt werden könnten.

Schließlich kommt das dicke Ende. Mr. Hoffinan ist durch den Geset
zesakt angewiesen, wenn er über Form und Ausmaß der Hilfe ent
scheidet, zu berücksichtigen, wie die einzelnen Länder ihre Ver
pflichtungen einhalten. Aber mehr noch, ihm wird vorgeschrieben,
die Hilfe sofort zu beenden, nicht nur wenn das- betreffende Land
seinen Vertrag nicht einhält oder schlechten Gebrauch macht von
den Lieferungen, die es erhält, sondern auch, wenn „auf Grund ver
änderter Bedingungen die Hilfe nicht länger im Einklang steht mit
den nationalen Interessen der Vereinigten Staaten. "

In anderen Worten: die geringste politische oder wirtschaftliche Maßnahme in

irgendeinem der Länder des Marshall-Planes, die den Reaktionären im amerika
nischen Kongreß nicht passt, kann der Anlaß sein, die Lieferungen einzustellen.
So sieht in Wahrheit der „uneigennützigste Akt der Weltgeschichte" aus.
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Das ist der Buchstabe des Gesetzesaktes, der Sinn liegt viel tiefer. Um Sinn und
Folgen des Plans in ihrer ganzen verhängnisvollen Schwere zu erkennen, gilt es
neben den zweiseitigen Verträgen und dem soeben dargestellten offiziellen,
vom amerikanischen Kongreß angenommenen Gesetzesakt auch die vielen
Empfehlungen und Vorschläge der verschiedenen Komitees des Kongresses
und die Feststellungen amerikanischer Minister und anderer offizieller Persön
lichkeiten zu betrachten. Erst dann kaim man sich von allen Illusionen befreien.

Das Pfund Sterling - Feind Nr. 2 des Marshall-Planes

Da ist zuerst die Währungshoheit, auf die ja wohl jeder selbständige Staat An
spruch. erheben kann. Die Marshall-Länder werden sie nicht mehr besitzen.
Man verlangt von ihnen die Abwertung ihrer Währungen, was zuerst offen in
den zweiseitigen Verträgen stand, daim aber auf Grund der Proteste im Ton ge
mildert wurde. Der Sinn dieser Forderung ist einfech. Amerika will der einzige
finanzielle Gebieter der Welt sein: Die Wall-Street will nicht länger ihre Herr
schaft mit der City von London teilen. Im März schrieb die ,J^ew York Times",
neben dem Kommunismus sei die größte Bedrohung des Marshall-Planes-

„der britische Kampf zur Verteidigung des Pfundes". Großbritan
niens Versuch, weiter der Bankier für das Empire und andere Länder
zu sein, sei „ unvereinbar mit dem Ziel des Marshall-Plans["] - und
das Außenministerium erwäge den Plan, die Verantwortlichkeiten
Großbritanniens in Australien, Indien, Neuseeland und Aegypten zu
übernehmen.

Der konservative ,dDaily Express" bemerkte damals, dies wäre „das Ende des
britischen Empire - nichts weniger." Bekanntlich ist es England gelungen, das
Pfund stabil zu halten, während Frankreich nachgab und den Franken abwertete.
Deshalb soll die Abwertung der Währungen eine der Hauptbedingungen des
Marshall-Plans sein. Bereits am 7. Januar hat der Vorsitzende des Bankaus

schusses des amerikanischen Repräsentantenhauses, Jesse Woolcott, eine Ab
wertung des britischen Pfundes auf 2,65 Dollar gefordert, d. h. auf zwei Drit
tel seines gegenwärtigen Wertes, und eine dementsprechende Abwertung an
derer europäischer Währungen. Andernfalls, verlangte Woolcott, sollten sie
keine Marshall-Gelder erhalten.

Aber weiter wird, wie wir sehen, von den 16 Ländern gefordert, daß sie Fonds
in ihren eigenen Währungen im Werte der Lieferungen schaffen, über die sie
nicht ohne Zustimmung der USA verfugen können. Die USA erhalten also die
Kontrolle über einen bedeutenden Teil der Finanzen dieser Länder. Als dieser

Vorschlag zum ersten Male auftauchte, da schrieb der überaus marshall-
freundliche „Economist":

„ Wenn diese Gelder der Kontrolle der einzelnen Regierungen entzo
gen werden, dann würden diese einen wichtigen Bestandteil ihrer
wirklichen wie ihrer äußeren Souveränität aifgeben." (The Econo
mist 10. 1. 1948.)
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Inzwischen ist diese Bedingung in den vom Kongreß angenommenen Geset
zesakt und in die zweiseitigen Verträge aufgenommen worden, und somit ha
ben diese Länder tatsächlich einen „wichtigen Bestandteil ihrer Souveränität"
aufgegeben.

Eine eigene Handelspolitik ist unmöglich

Es wird den Ländern des Marshall-Planes auch nicht möglich sein, ihren Handel
nach eigenem Gutdünken zu gestalten. Das ist aber ein Kernproblem ihres wirt
schaftlichen Wiederaufbaus. Selbst die Pariser Konferenz der 16 Länder hatte

eine starke Entwicklung des Handels mit den osteuropäischen Ländern als Vor
aussetzung für die wirtschaftliche Gesundung der europäischen Wirtschaft ge
fordert. Die Marshall-Länder werden in ihrer Handelspolitik nicht mehr fi-ei
sein. Nicht nur, daß sie sich verpflichten müssen, strategische Rohstoffe an die
USA zu liefern, auch wenn sie diese unter Umständen selbst verarbeiten oder

weit nützlicher im Austausch mit anderen Ländern verwenden könnten.

Es ist noch in guter Erinnerung, wie die Vereinigten Staaten seinerzeit ver
suchten auf Schweden einzuwirken, um den schwedisch-sowjetischen Han
delsvertrag rückgängig zu machen und auf welch scharfe Ablehnung diese
Einmischung bei der schwedischen Regierung stieß. Der Druck auf diese
Länder im Rahmen des Marshall-Planes wird sich jedoch nicht auf Noten be
schränken, er wird Teil des Planes selbst sein. Im Februar berichtete die ,J^ew

York Times" über die Handelsbesprechungen, bei denen die Sowjet-Union ein
Angebot für 450 000 Tonnen Getreide an Belgien gemacht hatte und schrieb,
sobald dieses Angebot in Washington bekannt geworden sei,

„ wurden sofort Maßnahmen ergriffen, um von diesem Vertrage abzu
schrecken, und wenn möglich, und notwendig, ihn zu verhindern."

Im Rahmen des Marshall-Planes werden solche ,JvIaßnahmen" viel leichter

sein. Man braucht, wie wir im Gesetzesakt gesehen haben, nur zu erklären, die
Lieferungen seien gegen „das nationale Interesse" der USA gerichtet und
schon können die Marshall-Gelder gesperrt werden. Ganz offen schrieb die
führende Zeitung der USA, die „New York Times" am 7. 4. 1948 unmittelbar
nachdem der Marshall-Plan Gesetz geworden war, daß Mr. Hoffinan

„riesige Macht besitzen werde, nicht nur über die Exporte dieses
Landes, sondern auch derjenigen Länder, die Hilfe unter dem Mars
hall-Plan erhalten."

Als der britische Handelsminister Wilson am 29. 4. 1948 im Unterhaus die di

rekte Frage vorgelegt bekam, ob Marshall-Lieferungen im Handelsaustausch
mit der Sowjet-Union verwandt werden dürfen, antwortete er, „dies würde einer
Klärung mit den betreffenden amerikanischen Stellen bedürfen", und bewies
damit, daß von Handelsfreiheit für die Marshall-Länder keine Rede sein kann.

Im Juli, nach Unterzeichnung der Verträge, hat der Verwalter Hoffinan noch
eindeutiger erklärt, daß alle Waren oder Rohstoffe, die in irgendeiner Form
für ,Jiüstungen" verwandt werden können, zu den für den Export in die Sow-
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jet-Union und in die anderen am Marshall-Plan nicht teilnehmenden Länder
verbotenen Artikeln gehören. Damit kann natürlich der Handel mit Osteuropa
ganz unterbunden werden, denn schließlich kann heute alles zu Kriegszwecken
benutzt werden.

Im April dieses Jahres veröffentlichte die UN-Wirtschaftskommission für Europa
einen bedeutsamen Bericht über die europäische Wirtschaftslage. Daraus ging als
wichtigste Schlußfolgerung hervor, daß auch die volle Durchführung des Mars
hall-Planes die wirtschaftlichen Probleme der europäischen Länder nicht lösen
werde, und daß die einzige Chance der Gesundung in der planmäßigoi Entwick
lung des Handels zwischen West- und Osteuropa liege. Der UN-Bericht führte als
Beispiel an, daß maschinelle Ausrüstungen für die Holzindustrie Osteuropas im
Werte von fünf Millionen Dollar Westeuropa eine Ersparnis von 70 Millionen
Dollar für amerikanische Holzeinfuhren t^gen könnten. Marshall-Plan und
Westeuropa-Union werden dies unmöglich machen. Die Westeuropa-Union ist
eine wirtschaftliche Sinnlosigkeit. Treffend hat die der Labour Party nahestehende
Zeitschrift, JnIcw Statesman and Nation" im April über die eigentliche Bedeutung
der West-Union im Rahmen des Marshall-Planes geschrieben:

„Die Schaffung einer Westeuropa-Union mag die politische und mili
tärische Basis abgeben, die das amerikanische Außenministerium
braucht, aber mrd sie, vom wirtschaftlichen Standpunkt aus gesehen,
die grundsätzlichen Ursachen der Gleichgewichtsstörung berühren?
Die Zusatzbestimmung zum Marshall-Plan, die Exporte gesperrter
Güter nach Osteuropa verbietet, kann in der Tat die Entwicklung je
nes Ost-West-Handels unmöglich machen, die das Pariser Komitee
als einen wesentlichen Faktor der Erholung angesehen hatte."

Es ist schon so, wie der berühmte schwedische Nationalökonom und Sekretär

der UN-Wirtschaftskommission, Gunnar Myrdal, Ende April erklärte: Euro
pas Gesundung ist unteilbar. Weil der Marshall-Plan Europa teilt, wird er die
wirtschaftliche Gesundung der an ihm teilnehmenden Länder verhindem.

Die offene Tür fiir das amerikanische Kapital

Eine der wichtigsten Seiten des Marshall-Plans betrifft den in seinem Rahmen
geplanten amerikanischen Kapitalexport Wir hatten bei der Darstellung der
amerikanischen Situation gesehen, daß eines der Hauptprobleme für die ame
rikanischen Kapitalisten darin besteht, profitable Anlagemöglichkeiten für die
überschüssigen Kapitalien zu finden, die sie auf Grund der riesigen Profite in
den letzten Jahren angesammelt haben. Der Marshall-Plan soll ihnen derartige
Möglichkeiten schaffen. Von Kapitalanlagen im Auslande erwartet man, wie
ein Bericht des amerikanischen Handelsministeriums[,] betitelt ,JI)ie USA in
der Weltwirtschaft"[,] feststellt, „größere Profite". Unmittelbar nach Annah
me des Marshall-Plans im Kongreß wurde bekaimtgegeben, daß die amerika
nische Regierung Garantien bis zu 14 Jahren übemehmen wird fiir Kapitalis
ten, die Investierungen in den Marshall-Ländem vomehmen wollen und zwar
vorläufig bis zu einer Gesamtsumme von 300 Millionen Dollar.
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Der Kapitalexport ist bekanntlich eines der charakteristischen Merkmale der
Wirtschaft im Monopolkapitalismus. Aus einem Bericht des amerikanischen
Finanzministerimns ging hervor, daß die amerikanischen Kapitalanlagen im
Ausland, die vor dem ersten Weltkrieg 3,5 Milliarden Dollar betrugen, im
Jahre 1943 auf 13 Milliarden angewachsen waren. Derselbe Bericht schätzte
die Anlagen auf 17,3 Milliarden für das Jahr 1945 und auf 21,6 Milliarden für
das Jahr 1946.

Wenn wir diese Ziffern zum Ausgangspunkt nehmen, so ergibt sich
aus Präsident Trumans Feststellung in seinem Wirtschaflsbericht
vom 14. Januar 1948, wonach die amerikanischen Kapitalanlagen im
Verlaufe des einen Jahres 1947 um 83 Prozent gestiegen seien, daß
sie gegenwärtig bestimmt mehr als 40 Milliarden Dollar betragen.

Die Macht, die diese 40 Milliarden Dollar - achtmal soviel wie der Marshall-

Plan - dem amerikanischen Finanzkapital über die Wirtschaft anderer Länder
verleiht, ist gewaltig. Ausländisches J^pital bedeutet fest immer ein Maß von
Abhängigkeit, aber wo es in großen Mengen einströmt, da heißt es todsicher
Verlust der wirtschaftlichen und politischen Selbständigkeit. Die Ge&hr, daß

das amerikanische Kapital sich die Wirtschaft, nicht nur kolonialer und halbko
lonialer Länder, sondem auch relativ fortgeschrittener und selbst der großen In
dustrieländer unterwirft, ist im Rahmen des Marshall-Planes ganz unmittelbar.

Wahrscheinlich wissen nur die Herren der Wall-Street selbst, wie weit der

Ausverkauf Westemopas bereits gediehen ist. Die Tatsache aber, daß die ame
rikanischen Kapitalanlagen „im Auslande im Geburtsjahre des Marshall-
Planes, 1947, ebenso hoch waren wie in den vorangegangenen 23 Jahren zu
sammengenommen, wird bestimmt einmal als eines der großen Ereignisse
dieses Jahres in die Geschichte eingehen.

Hier einige Beispiele dafür, wie unmittelbar Marshall-Plan und andere ameri
kanische „Hilfs"-Projekte mit dem Export amerikanischen Kapitals zusam
menhängen. Im Februar dieses Jahres berichtete Präsident Truman über wirt
schaftliche und militärische Unterstützung Griechenlands. Dazu hieß es in ei
nem Bericht der Reuter-Agentur:

„Im Zusammenhang mit dem Bericht an den Kongreß machte Präsi
dent Truman den Vorschlag, die ungeheuren Mineralvorkommen in
Griechenland auszubeuten, um Griechenlands wirtschaftliche Prob
leme zu lösen."

Wenige Tage nach Annahme des Planes durch den Kongreß schrieb der halb
amtliche US-Informationsdienst (US-Information Service, 6.4. 1948):

„Die Förderung privater amerikanischer Kapitalanlagen in Westeu
ropa steht in Uebereinklang mit einem der Hauptziele des amerikani
schen Hilfsprogramms. Die Regierung der Vereinigten Staaten ver
folg die Politik, das amerikanische Privatkapital zu ermutigen, wenn
nicht ganz, so doch teilweise, an die Stelle direkter amerikanischer
Regierungshilfe zu treten."
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Besondere Aufinerksamkeit wird im Hinblick auf die Kapitalinvestitionen
auch den Kolonien der westeuropäischen Länder zuteil. So erklärte das »Run
kel-Komitee" des amerikanischen Kongresses in einem im März veröffent
lichten Bericht über Großbritannien; es sei wünschenswert

„eine britische Garantie zu erhalten, die dem amerikanischen Pri

vatkapital gleichen Zugangför die Entwicklungsmöglichkeiten in den
von Großbritannien abhängigen Ländern und in seinen Kolonien si
chert. "

Und im Mai forderte der Kongreßausschuß für Auslandshilfe, daß die Marshall-
Länder ihre Kolonien für das amerikanische Privatkapital öffiien, daß dieses
gleiche Rechte wie die Kapitalisten des Mutterlandes genieße, und daß diese
Bedingung als „integrierender Bestandteil des Marshall-Planes" betrachtet
werde. Sie ist inzwischen in die zweiseitigen Verträge aufgenommen worden,
die die westeuropäischen Länder unterschrieben haben. Der Marshall-Plan soll
die Politik der „offenen Tür", die Amerika für seinen Warenexport fordert, auch
für den Kapitalexport herstellen. Die westeuropäischen Industrien in den Hän
den der großen amerikanischen Trusts, gewissermaßen als Zweigstellen der
amerikanischen Mutterbetriebe, das bedeutet, wenn die Krise kommt, den Ex

port der amerikanischen Erwerbslosigkeit nach Westeuropa. Es ist eine Erfah
rungstatsache, daß Filialbetriebe geschlossen werden, bevor das Hauptwerk an
der Reihe ist, schon gar, wenn die Filialen im Ausland liegen.

Marshall-Plan und demokratische Reformen

Auch die Wirtschaftspolitik der Marshall-Länder wird -nicht frei sein. Der
Marshall-Plan ist ein durch und durch kapitalistisches Untemehmen. Daß er es
bleibt, dafür werden die sorgen, die allein über sein Schicksal entscheiden, die
Reaktionäre des amerikanischen Kongresses. Seine Hauptverwalter, Hoffinan
und Harriman, sind typische Vertreter des amerikanischen „big business".
Hoffinan ist Direktor des Studebaker Automobil-Konzems und Harriman ist

Teilhaber einer großen Bankfirma. Im Gesetzesakt des Kongresses wird immer
wieder betont, der privatkapitalistische Handel sei zu fordem. Mr. Paul Hofffman
selbst, der, wie wir sahen, über geradezu phantastische Vollmachten verfügt,
hat sein Glaubensbekenntnis in folgendem Satz abgelegt:

„Nur unter dem Kapitalismus sind die wesentlichen Freiheiten des
Menschen geschützt worden, und nur unter dem Kapitalismus hat der
einfache Mann einen anständigen Lebensstandard genossen."

Wird dieser Mann etwa die gewaltige Macht, die ihm gegeben ist, dazu ver
wenden, den Sozialisten zu ermöglichen, den heiligen Gegenstand seines
Glaubens, das kapitalistische System zu unterminieren? Es gehört eine hübsche
Portion Naivität oder Heuchelei dazu, das zu glauben. Selbst die Marshall-Plan
freundliche sozialdemokratische »Rheinische Zeitung" hat in ihrer Neu
jahrsausgabe geschrieben, daß

„die Kräfte, die heute den Strom der Hilfegüter und des Hilfekapitals
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kontrollieren, weit entfernt davon sind, von sich aus Sozialisten eine
Chance zu geben."

Aber sie werden auch dafür sorgen, dass sie sich diese Chance nicht selbst neh
men. In bezug auf den Handel hat Außenminister Marshall das selbst ausge
sprochen in einer Rede vor der Handelskammer in Pittsburgh am 15.1.1948:

„ Wir bekämpfen das System, das als Staatshandel bekannt ist",

sagte er.

Noch deutlicher war die Antwort, die Mr. Hoffman auf die Frage gab, was im
Falle einer Nationalisierung der britischen Stahlindustrie geschehen würde.
Laut „Daily Herald" vom 14. 5.1948 erklärte er:

„ Wenn ein Plan zu uns käme, der um Dollar zur Modernisierung der
Stahlindustrie ansuchte, und die britische Regierung kündigte einen
Nationalisierungsplan für diese Industrie an, so könnte die Hilfe
verweigert werden."

Der Nationalisierungsplan wird nicht etwa untersagt. Großbritannien erhält
nur einen Wink. Was för eine Art Wink das ist, versteht man aber nur, wenn
man weiß, daß die Modernisierung der Grundindustrien, insbesondere der
Stahlindustrie, das fundamentale Problem der britischen Wirtschaft darstellt.

Marshall-Plan und Bestrebungen zur Demokratisierung der Wirtschaft durch
die Nationalisierung der Grundindustrien sind unversöhnliche Gegensätze.
Das hat der bekannte Labour-Politiker und Soziologie Professor Laski bereits
im Juli vorigen Jahres vorausgesagt; und er hat recht behalten:

„Ich glaube", erklärte er damals, „daß die amerikanische Hilfe zu
Bedingungen erkauft werden müßte, die eine europäische Sozialisie
rung verhindern soll und Westeuropa zwingen könnte, sich dem Mus
ter der wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen, das von den ameri
kanischen Erfordernissen diktiert wird."

Marshall-Plan und Außenpolitik

Wenn in den Worten des Präsidenten Truman der Marshall-Plan „ein Haupt
bestandteil der amerikanischen Außenpolitik" sein wird, so wird umgekehrt
die amerikanische Außenpolitik auch ein Hauptbestandteil des Marshall-
Planes sein. Das heißt, die Länder, die den Marshall-Plan unterschreiben,
werden wohl oder übel auch die amerikanische Außenpolitik unterschreiben
müssen. Illusionslos hat der der Labour-Party nahestehende „New Statesman
und Nation" ausgesprochen, was sein wird:

„Das ERP (Europäisches Erholungs-Programm), wie es ursprüng
lich in Marshalls Rede in Harvard entwickelt worden ist, wird, so
fürchten wir, in wenig mehr verwandelt werden als in ein Honorar
(auf großzügiger Skala), das in dem Glauben gegeben wird, daß es
Westeuropa dazu bringt, den Kommunismus abzulehnen und das
Recht Amerikas auf Kontrolle seiner Außenpolitik und Militärstrate
gie zu akzeptieren." (The New Statesman and Nation, 1. 5. 1948.)
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Es gibt noch genügend Propagandisten des Marshall-Planes, die ihn als einen
Beitrag zur Verteidigung der Demokratie und der Freiheit gegen den »Angriff
des Totalitarismus" ausgeben. Aber wie einföltig muß man sein, um das zu
glauben, nachdem dasselbe Repräsentantenhaus, das den Marshall-Plan ange
nommen hat, mit Dreiviertel-Mehrheit für den Einschluß des faschistischen
Franco-Spaniens in diesen Plan gestimmt hat? Franco-Spanien, zu dem die
Vereinten Nationen die diplomatischen Beziehungen abbrachen, als Hort der
Demokratie und Freiheit? Gewiß, der Beschluß ist im Interesse des Ausgangs
der italienischen Wahlen schleunigst beiseitegeschoben worden. Aber kaum
waren einige Wochen vergangen, da meldete ,JDie Welt" (15. 5.), daß ameri
kanische Banken Franco-Spanien eine Anleihe von 200 Millionen Dollar ge
währen werden, und daß Wall-Street einen Druck ausübe, Spanien in den
Marshall-Plan aufimnehmen.

Der politische Charakter des Marshall-Plans hat noch direktere Wirkungen auf
die Marshall-Länder. Am 16. Januar berichteten die Londoner „Times":

„Mr. Forrestal, der Verteidigungsminister, sprach sich fiir die mili
tärische Zusammenarbeit in Westeuropa zur Bekämpfung des Kom
munismus aus, und später vor dem Senatsausschuß sagte er, er habe
die Gewissheit, Mr. Marshall hätte die Möglichkeit erwogen, daß die
europäischen Nationen Militärbasen für die amerikanischen Streit
kräfte als Gegenleistungför wirtschaftliche Hilfe abgeben würden ...
Er würde es begrüßen, wenn die Streitkräfie Großbritanniens und
der anderen 15 Mächte, die sich dem Marshall-Plan angeschlossen
haben, einen einzigen Block gegen die Bedrohung des Kommunismus
formen würden."

Die Offenheit, mit der hier der wahre Charakter des Planes bloßgelegt worden
war, veranlaßte die westeuropäischen Marshall-Anhänger zu bitteren Klagen
über die „Ungeschicklichkeit" der amerikanischen Politik. Die Pariser Zeitung
„L' Aurore " war böse:

„Durch solche Bedingungen", schrieb sie, „bekommt die amerikani
sche Hilfe den Charakter eines sehr unangenehmen Handels. Sie gibt
den Kommunisten, die als Verteidiger der nationalen Unabhängigkeit
auftreten, in ihrer Propaganda recht. Indem unsere amerikanischen
Freunde unsere berechtige Empfindlichkeit verletzen, schaden sie ih
rer eigenen Sache..."

Aber in der Politik spielen verletzte Empfindlichkeiten eine geringe Rolle,
und nur wenige Tage nachdem der amerikanische Verteidigungsminister sei
nen Wunsch geäußert hatte, Großbritannien möchte mit den anderen 15 Län-
dem einen „einzigen Block" bilden, hielt Bevin seine bekannte Rede im Un
terhaus, in der er die Westeuropa-Union forderte. Am nächsten Tage schrieb
der halbamtliche US-Informationsdienst:

„Außenminister Bevins Vorschläge zu einer Allianz unter den west
europäischen Nationen erhielt die offizielle Beglaubigung („endor-
sement" - das Wort stammt aus dem Giroverkehr, d. Verf.) der USA
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am 23. Januar in einer Erklärung, die vom Außenministerium he
rausgegeben wurde. " (US-lnfonnation Service; 24. 1. 1948.)

Zwei Monate danach konnte das Düsseldorfer „Handelsblatt" (18. März 1948)
bereits einen Bericht der beiden amerikanischen Kommentatoren Joseph und
StewardAlsop zitieren, in dem es hieß,

„ Washington trete aus der wirtschaftlichen Phase seiner Weltpolitik
in die strategische des Abschlusses von Allianzen, der Sicherung von
Stützpunkten und des Aufhaus einer ergänzenden Wehrwirtschaft in
Europa."

Einen weiteren Monat später, als der Brüsseler Pakt der fünf Mächte bereits
abgeschlossen war und seine militärischen Seiten in den Vordergrund traten,
konnte dann die seriöse „Washington Post" bemerken:

„Die Idee, denfiinfNationen des Brüsseler Paktes amerikanische Waf
fen zu liefern, ist eine vernünftige Ergänzung des ERP[.] (Marshall-
Plans). " (Washington Post, 21. 4. 1948.)

Es wird nicht die einzige „vernünftige Ergänzung" bleiben. Was im Plane
selbst festgehalten ist, zusammen mit allen „vernünftigen Ergänzungen", wird
letzten Endes das ergeben, was das „Handelsblatt" kürzlich als die

„strategisch-politische Bedeutung des Marshall-Planes im Lichte der
außenpolitischen Konzeption Washingtons" bezeichnet hat.

Und das wäre wohl der letzte Sinn, die Quintessenz dessen, was offiziell „Eu
ropäischer Wiederaufbau-Plan" genannt wird.

(...)
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Lothar Peter im Gespräch mit Claudia Krieg

Soziologie und intellektuelles Engagement

Das folgende Gespräch fiihrte Claudia Krieg mit unserem Autor Lothar Peter.
Lothar Peter (geb. 1942), war nach einem Studium der Soziologie, Politikwis
senschaft und Germanistik in Marburg und Genf zeitweilig Hochschullehrer
an den Universitäten Paris und Marburg und bis zu seiner Emeritierung 2005
Professor für Soziologie an der Universität Bremen. Er gehörte über lange
Jahre dem Beirat des Franlfurter „Institut für Marxistische Studien und For
schungen " an. Er ist Vertrauensdozent der Rosa Luxemburg Stiftung. Lothar
Peter hat in „Z" zuletzt in Heß 91 (September 2012) über „postmodemen
Linksradikalismus" geschrieben. Claudia Krieg ist Soziologin, Journalistin
und Filmemacherin in Berlin. Sie schreibt u.a. im „Freitag". 2008 erschien
bei PapyRossa in Köln ihr Buch „Dimensionen der Erinnerung".

(Anm. d. Red.)

Claudia Krieg: Wenn man auf Deine intellektuelle Arbeit und Entwicklung
blickt, wird schnell deutlich, dass es darin eine starke Linie marxistischer
Theorie gibt. Welche Rolle spielte sie in den verschiedenen Phasen Deines
Schaffens?

Lothar Peter: Mit marxistischer Theorie in Berührung gekommen bin ich zu
erst durch mein Studium in Marburg bei Wolfgang Abendroth. Abendroth war
ja bekanntlich ein profilierter marxistischer Sozialwissenschafller und Staats
rechtler. Außerdem war er politisch aktiv gewesen im Widerstand gegen die
Nazis und hatte von daher das Renommee absoluter Glaubwürdigkeit, was ja
für Studierende keine unwichtige emotionale Grundlage ist, wenn sie sich mit
irgendwelchen Theorien auseinandersetzen. Durch Abendroth kam ich also in
Berührung mit Marxismus, und ich weiß noch, wie ich, 1964 oder 1965, eine
große Hausarbeit über 50 Seiten geschrieben habe. Es ging um die Methode
im historischen Materialismus, insbesondere um Dialektik. Von dort aus hat
sich mein Interesse an marxistischer Theorie weiterentwickelt. Es bezog sich
im Übrigen auch auf die Literaturwissenschaften - ich habe ein vollständiges
Germanistikstudium absolviert -, im Besonderen auf die literaturtheoretischen
Überlegungen von Georg Lukäcs, mit denen ich da in Berührung gekommen
bin. Sie faszinierten mich, weil sie einen völlig neuen Zugang zur Literatur
boten, verglichen mit dem, was ich bis dahin aus dem bürgerlichen Germanis
tik-Verständnis kannte. Ich lernte so zum Beispiel, dass die Person und das
Werk Hölderlins nicht ohne die fî zösische Revolution zu verstehen sind; so

etwas bekam man in den Germanistikveranstaltungen an der Uni sonst nicht
mit. Das führte dann - unter anderem - dazu, dass ich relativ filih in den SDS,

den Sozialistischen Deutschen Studentenbund, eingetreten bin. Derjenige, der
mich dazu am meisten motiviert hat, war einer der heute bekanntesten deut
schen Marxisten, nämlich Georg Fülberth, der im Haus nebenan wohnte. Das
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war Mitte der 1960er, ich glaube, es war 1965. Da bin ich dann in Kontakt mit
einer ganzen Reihe weiterer, sehr interessierter linker Studentinnen und Stu
denten gekommen. Wir haben im Eigenstudium, auch unabhängig von den
Veranstaltungen mit Abendroth, über Georg Lukäcs „Geschichte und Klas
senbewußtsein" diskutiert, über Karl Korsch und über bestimmte theoretische

Diskurse in anderen westeuropäischen Ländem, etwa Sartres Haltung zum
Marxismus oder ,JIumanismus und Terror" von Merleau-Ponty. Das hat uns
alles sehr interessiert und deshalb haben wir uns zum Teil auch durch Selbst

schulung und eigenständige wissenschaftliche Aktivitäten entwickelt.

Lehrer: Abendroth und Hofmann

CK: Worin bestand dabei die Faszination, wenn es doch schon das Studium,

in dem Fall bei Abendroth, selbst war, was viel Interesse ausgelöst und ge
bunden hat?

Beides hat sich nicht gegenseitig ausgeschlossen, sondern man kann eher sa
gen, durch das Studium bei Abendroth bekam man selbst Impulse, eigenstän
dig weiterzumachen, also eher so herum. Es war eine Ergänzung zu dem, was
wir im offiziellen Lehrbetrieb bei Abendroth und später auch in der Soziolo
gie bei Werner Hofinann geboten bekamen. Man muss hier hervorheben, und
das gilt insbesondere für mich, der sich im Laufe des Studiums allmählich der
Soziologie zuwandte, dass neben Abendroth der Soziologe Werner Hofinann
immer mehr zu einer zentralen akademischen Figur ffir die linken Studieren
den an der Universität Marburg geworden ist. Hofinann war ebenfalls poli
tisch dezidiert links, unwahrscheinlich gebildet und ausgesprochen konse
quent in seiner wissenschaftlichen und politischen Denkweise. Es gab eine
ziemlich enge wissenschaftliche und politische Beziehung zwischen Abend
roth und Werner Hofinann, der zwar weniger bekannt ist, aber auch Enormes
geleistet hat. Er hat Sachen geschrieben, die auch heute noch zur Standardlite
ratur auf ihrem Gebiet gehören, so zum Beispiel die bis heute unübertroffene
differenzierte Auseinandersetzung mit dem Phänomen des Stalinismus: „Sta
linismus und Antikommunismus. Zur Soziologie des Ost-West-Konflikts" er
schien 1967 bei Suhrkamp und erreichte mehrere Auflagen.

CK: Würdest Du sagen, dass das besondere inhaltliche Interesse auch an die
Persönlichkeiten geknüpft war?

Unbedingt, in beiden Fällen. Abendroth hatte eine charismatische Wirkung,
weil er auch als Persönlichkeit absolut überzeugend war. Wenn er den Fa
schismus analysierte, wussten wir, dass wir glauben können, was er sagt, weil
wir ja wussten, welches persönliche Schicksal er erlitten hatte. Er hatte vier
Jahre wegen Vorbereitung zum Hochverrat in Nazi-Zuchthäusem, vor allem
in Luckau, gesessen. Kaum war er da raus, haben sie ihn als ,3ewährungssol-
dat" in das Wehrmachts-Strafbataillon 999 gesteckt. Glaubwürdigkeit als per
sönliche Basis für wissenschaftliche Aktivitäten ist natürlich etwas besonders

Eindrucksvolles, etwas, was einen selbst bewegt und beeinflusst. Auch Hof
mann war ein ausgeprägter Charakter mit allerdings gelegentlich autoritären
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Anwandlungen eines Patriarchen, aber wissenschaftlich und politisch unbeirrt
in der Vertretung dessen, was er für richtig hielt.

CK: Über Abendroth und Hoffman hinaus hat aber auch schon sehr früh die
französische Soziologie keinen geringen Einfluss aufDich ausgeübt...

Ja, das war folgerichtig, weil einige SDS-Mitglieder in Marburg ein sehr in
tensives Interesse an der Entwicklung linker Diskurse und linker politischer
Organisationen in Westeuropa hatten. Dieses wiederum war motiviert durch
das Bedürfiiis, sich Kenntnisse anzueignen über linke Bewegungen und Par
teien, die erfolgreich waren und zwar im modemen Kapitalismus erfolgreich
waren, also Massenakzeptanz fanden und nicht als politische Sekten ihr Da
sein fi-isteten. Dafür boten sich in erster Linie Frankreich und Italien an, je
weils mit großen kommunistischen Parteien, die in der Gesellschaft verankert
waren. Das hat uns fasziniert und deshalb haben wir uns dafür interessiert,

was die dort diskutierten. Da ich französisch konnte, hat sich dieses Interesse

dann gesteigert und wir haben uns intensiv damit befasst, was vor allem in
Frankreich, aber auch in Italien lief. Wichtig für mich waren damals vor allem
die Auffassungen von Frank Deppe, der im SDS sowohl bundesweit als auch
natürlich in Marburg selbst wegen seiner theoretischen Kompetenz und seiner
politischen Haltung eine große Reputation hatte. Frank Deppe wurde dann et
was später, ich glaube 1972, der Nachfolger von Wolfgang Abendroth auf
dem Lehrstuhl für Politikwissenschaft an der Uni Marburg. Er spielt bis heute
im marxistischen Diskurs der Bundesrepublik eine herausragende Rolle. Aus
den Marburger Diskussionen mit ihm entstand zum Beispiel eine Gemein
schaftspublikation über die so genannte „neue Arbeiterklasse". Es gab wäh
rend der sechziger Jahre in Frankreich eine kontroverse sozialwissenschaftli
che und politische Debatte über den Strukturwandel der Arbeiterklasse. Dar
aus entstand der Begriff der „nouvelle classe ouvri^re" - also der neuen Ar
beiterklasse. Damit haben wir uns beschäftigt und vollkommen selbständig zu
dritt, ich war noch Student, ein Buch produziert, Frank Deppe, dem die Initia
tive dazu zu verdanken war, Hellmuth Lange, später auch ftofessor für Sozio
logie in Bremen, und ich. Wir waren alle drei erst sieben- oder achtundzwan
zig. Das Buch trug den Titel ,JDie neue Arbeiterklasse. Gewerkschaften und
technische Intelligenz im organisierten Kapitalismus". Es erschien in der re
nommierten Europäischen Verlagsanstalt in Frankfurt - wir nannten sie nur
„E.V.A" - und wurde immerhin zu einem Standardwerk für diese Thematik.
Unser wissenschaftliches Engagement für die Thematik war gleichsam der
Ausdruck der Rezeption hauptsächlich der - in diesem Fall - soziologischen
linken Diskussionen in Frankreich. Vor allem Namen wie Serge Malet, der
selbst einflussreiches Mitglied des PSU, des ,J*arti Socialiste Unifie", war,
Alain Touraine und Andre Gorz stehen dafür. Aber linke italienische Theore

tiker wie Lelio Basso oder der Gewerkschaftsführer Bruno Trentin von der

CGIL waren für uns ebenfalls wichtig.
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Französische Soziologie

CK: Warst Du zu diesem Zeitpunkt schon in Frankreich gewesen?

Ich war schon vor 1970 in Frankreich gewesen - einmal davon während der
Studentenbewegung hatte aber zu dem Zeitpunkt, als wir das Buch mach
ten, dort noch nicht wirklich intellektuell oder beruflich Fuß gefasst. Das
kam erst später, nach diesem Buch, als ich dann 1971 Assistent an der Uni
versität von Paris wurde. Zwischen dem Buch über die „neue Arbeiterklas
se" und meiner Tätigkeit in Paris an der „Sorbonne Nouvelle" lag dann noch
die Promotion bei Abendroth und - Werner Hofinann starb leider schon

1969 - dem ebenfalls renommierten Soziologen Heinz Maus, der früher As
sistent bei Max Horkheimer gewesen war und unter anderem die seinerzeit
berühmten „Soziologischen Texte" im Luchterhand-Verlag mit herausgege
ben hat, wo sehr viele Klassiker erschienen sind. Maus war übrigens ein
hervorragender Kenner der französischen Soziologie, namentlich ihrer klas
sischen Periode.

CK: Die französische Soziologie hat Dich im Grunde bis heute nicht losgelas
sen. Wie betrachtest Du dies über die Zeit gesehen? Ab welchem Zeitpunkt hat
Pierre Bourdieu eine Rolle dabei gespielt?

Mein Interesse an Frankreich, an der gesellschaftlichen und politischen Situa
tion in Frankreich, ist, wie ich schon betont habe, immer groß gewesen und
hat auch über die Jahre Bestand gehabt. Auf Bourdieu bin ich allerdings erst
relativ spät gestoßen. Erst Ende der 1980er Jahre habe ich angefangen, ihn
bewusst zu rezipieren. Vorher war er mir nicht wirklich ein Begriff. Das hing
nicht zuletzt damit zusammen, dass meine Aktivitäten seit den siebziger Jah
ren sehr stark auf das intellektuelle Umfeld der Kommunistischen Partei

Frankreichs (PCF) gerichtet waren, zum Beispiel auf die dort sehr anspruchs
voll geführte Debatte über „staatsmonopolistischen Kapitalismus". Hinzu
kam, dass Bourdieu nicht als Marxist galt. Er stand deshalb - ich meine das
durchaus selbstkritisch - nicht an vorderer Stelle meiner Agenda.

CK: Wenn ich mich nicht täusche, hat es aber neben Bourdieu fiir Dich noch
andere wichtige Ideen, soziologische Theoretiker und Theoretikerinnen in
Frankreich gegeben. Welche waren das?

Einige habe ich ja schon erwähnt. Über Sartre müsste ich gesondert sprechen.
Er war ja in erster Linie Philosoph und Schriftsteller, war aber für meine intel
lektuelle Entwicklung enorm wichtig. Außerdem war die Sache die: Bis Mitte
der 1980er Jahre habe ich gar nicht im engeren Sinn soziologisch gearbeitet,
sondern es war eher eine interdisziplinäre Kombination von verschiedenen
Dingen, nämlich von politischer Ökonomie, Politikwissenschaft und Soziolo
gie. Von daher interessierten mich primär nicht diejenigen Themen und Auto
ren, die im Fachdiskurs eine Rolle spielten, sondern es waren eher die Prob
leme, die ich, der inzwischen in die DKP (Deutsche Kommunistische Partei)
eingetreten war und ebenso eng wie für mich persönlich überaus erfreulich
mit deren faktischem wissenschaftlichen Institut, dem IMSF in Frankfurt, zu-
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sammenarbeitete, für politisch relevant hielt, so zum Beispiel die Debatte über
„staatsmonopolistischen Kapitalismus", die so genannte „Wissenschaftlich-
technische Revolution" oder den „wissenschaftlich-technischen Fortschritt".
Das war für mich erst in zweiter Linie eine soziologische Debatte im engeren
Sinne. Aber meine durchaus intensive Beschäftigung mit der Soziologie der
französischen Arbeiterbewegung öffiiete mir den Blick für Probleme, die in
meiner bisherigen, etwas objektivistischen Vorstellungsmatrix unterbelichtet
geblieben waren. Nun stieß ich auf Soziologen wie Michel Verret, Benjamin
Coriat, Jean Loijkine, Rene Mouriaux und Pierre Rosanvallon, die mir die so
ziologische Komplexität der Probleme der Arbeiterbewegung im modernen
Kapitalismus näher brachten. Ich merkte so allmählich, dass der Marxismus -
zumindest derjenige, den ich mir angeeignet hatte - mir auf bestimmte Fra
gen, etwa der Entstehung gesellschaftlicher Werte, Normen, Handlungsdispo
sitionen und Deutungsmuster, nur begrenzt Auskunft geben konnte. Daraus
erklärt sich, warum ich der Soziologie nach meinem Studium erst relativ spät
wieder einen fachspezifisch hohen Stellenwert gegeben habe. Und erst in die
sem Zusammenhang kam ich dann auch auf Bourdieu. Vorher war meine wis
senschaftliche Tätigkeit überformt durch politische Prioritäten. Ich war mehr
befasst mit mir politisch relevant erscheinenden Themen und weniger mit der
Entwicklung des fachspezifischen soziologischen Diskurses und seiner Frage
stellungen, die ich - und das war falsch - pauschal fiir gesellschaftlich irrele
vant hielt.

Soziologie und Gesellschaftskritik

CK: Welche Gegenstände und Probleme waren das?

Es war bis Mitte der 1980er Jahre vor allem die Debatte um die Frage, mit
welchem Typ von Kapitalismus wir es zu tun haben - „organisierter Kapita
lismus", „Monopolkapitalismus", „Neokapitalismus" oder „staatsmonopolisti
scher Kapitalismus" usw. Hinzu kam die Frage der inneren Differenzierung
der Arbeiterklasse: Gibt es noch eine Arbeiterklasse und wenn ja, wie sieht sie
aus? Es ging ja um das Problem, von welchem kollektiven Akteur zukünftig
reale Veränderungen zu erwarten seien. Eine große Rolle spielten auch die
Funktion, die Möglichkeit und Grenzen von Gewerkschaften. Gewerkschaften
spielten eine zentrale Rolle für mein wissenschaftliches Interesse und zwar
vor allem im Zusammenhang mit Prozessen der technologischen Modernisie
rung und Rationalisierung der Arbeit. Das waren einige der Themen, die ei
nige Jahre, hauptsächlich zwischen 1970 und 1985, im Mittelpunkt meiner
Arbeit in Forschung und Lehre standen. Dann kamen noch einige Dinge hin
zu, zum Beispiel die Frage: Welche Rolle spielt die wissenschaftlich
technische Intelhgenz? Aber diese Themen interessierten mich immer nur un
ter dem Aspekt ihrer möglichen Politisierbarkeit in einer linken Perspektive.
Damit engte ich mir selbst die Möglichkeiten einer wissenschaftlich unvor-
eingenonmienen Analyse ein, die gerade für eine linke Politik und Praxis un
abdingbar ist.
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CK: Hat sich die Vorrangigkeit dieser Perspektive irgendwann verändert und
wenn ja, warum?

Sie begann sich zu verändern, als ich feststellte - und das war bereits vor dem
Zusammenbruch des staatssozialistischen Systems dass, wie schon angedeu
tet, die marxistische Theorie im Hinblick auf spezifisch soziologische Fragestel
lungen auf Grenzen stößt. Die Marxsche Theorie ist ja in erster Linie Grundle
gung der historisch-materialistischen Methode und politische Ökonomie und
nicht in erster Linie Soziologie. Zwar gibt es bei Marx sehr viele Dinge, die für
eine gesellschaflskritische Soziologie unverzichtbar sind, aber bestimmte Fra
gen konnte Marx nicht behandeln oder er hat sie zumindest nicht behandelt. Das
ist überhaupt keine Kritik an Marx in dem Sinne, dass er £ilsch gelegen hat,
sondern dass auch ihm, trotz seiner ungeheuren intellektuellen Energie, von der
Ökonomie seiner eigenen Arbeitsfähigkeit her Schranken gesetzt waren. Bei
ihm stand eben die Analyse des Kapitals im Mittelpunkt und spezifisch soziolo
gische Fragen wie etwa die nach dem „Sinn" sozialer Interaktionen, wie gesell
schaftliche Wertorientierungen zustande kommen, wie das Geschlechterverhält
nis aussieht und was das individuelle Handeln beeinflusst, standen in seinem

riesigen Programm nicht oder noch nicht auf der Tagesordnung. Auf diese Prob
leme konnte auch der nach Marx und Engels sich entwickelnde marxistische Dis
kurs nur sehr begrenzt oder überhaupt keine Antwort geben. Das heißt, es wurde,
wenn man das wissen wollte, notwendig, dem Potential der marxistischen Theorie
neue Dimensionen hinzuzufügen. In dem Zusammenhang stieß ich dann auch auf
Bourdieu, aber nicht nur auf ihn. Seit Mitte der achtziger Jahre habe ich mir die
soziologische Klassik - Max Weber, Dürkheim, Töimies, Simmel, Schütz,
Mannheim und andere - systematisch neu angeeignet. Und überall habe ich dort
partielle Erkenntnisse gefimden, die meiner Ansicht nach mit dem Marxismus
vereinbar sind, ohne ihm etwas von seiner Radikalität zu nehmen.

CK: Weil sich dort die Aspekte und Schnittstellen finden, die Geschlechtetfra-
ge, soziale Bewegungen...

Ja, alles das, was man etwas mechanisch als „subjektive Dimension des ge
sellschaftlichen Lebens" oder genauer den „Sinn des Sozialen" bezeichnen
könnte. Das heißt zum Beispiel, wie kommen Wertorientierungen zustande?
Warum meinen manche Gruppen in der Gesellschaft, dass sie anderen überle
gen sind? Was heißt „Individualisierung"? Wie lassen sich soziale Ausgren
zungen, aber auch die Entstehung von Eliten erklären? Welche Momente sind
für die subjektive Einstellung zur Arbeit entscheidend? Ist „Gouvemementali-
tät", um den Begriff von Foucault zu gebrauchen, nur ein ideologisches Kon-
strukt oder auch tatsächlich ein integrales Moment der Realität der kapitalisti
schen „Postmodeme"? Das alles sind ja nicht nur ökonomische Fragen, auch
wenn ihre Beantwortung ohne Berücksichtigung der ökonomischen Bedin
gungen fehlschlagen muss. Deswegen wird es ohne Marx keine entwickelte
gesellschaftskritische Soziologie geben, würde ich sagen. Marx und - nicht zu
vergessen - Engels sind immer eine notwendige, aber nicht allein schon aus
reichende Bedingung für kritische Soziologie.
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CK: Auf welche Diskurse hast Du Dich in Deiner Arbeit in den letzten Jahren
konzentriert?

Ende der 1980er Jahre habe ich einen längeren Artikel in der Zeitschrift „So
zialismus" geschrieben, der auf eine gewisse Resonanz innerhalb des Spekt
rums links-orientierter Soziologinnen und Soziologen gestoßen ist. Da ging es
zentral um das Verhältnis von Marxismus und Soziologie. Ich habe darin den
Begriff der „relativen Autonomie des Sozialen" entwickelt, also das, was
meiner Auffassung nach den eigentlichen Gegenstand der Soziologie aus
macht. Ich ging von der These aus, dass Strukturen, Prozesse und Inhalte so
zialer Beziehungen nicht allein aus den ökonomischen Bedingungen ableitbar
sind, sondern dass es eine „relative Autonomie des Sozialen", eine soziale
Dimension „sui generis" gibt, wie Emile Dürkheim gesagt hätte. Das kann
man schön veranschaulichen, indem man sich etwa Folgendes vorstellt: Zwei
Industriebetriebe, etwa gleich groß, beide produzieren ähnlich, haben dasselbe
technische Niveau, eine ähnliche Qualifikationsstruktur, ein vergleichbares
Lohnniveau und andere Parallelen. Der eine Betrieb liegt in der Region A, der
andere in der Region B. Aber die Streik- und Konfliktbereitschaft beider Be
triebe unterscheidet sich erheblich. Was sich in den Einstellungen, den Hand
lungsdispositionen und der mentalen Verfassung der Belegschaften tut, kann
also nicht direkt als Reflex auf die ökonomischen und technischen Bedingun
gen erklärt werden. Es muss ein weiteres spezifisches Moment hinzukommen,
um die Differenz erklären zu können. Hier stoßen wir auf die relative Auto

nomie des Sozialen. Sie ist zum Beispiel durch unterschiedliche Betriebstradi
tionen vermittelt, etwa dadurch, dass es in dem einen Betrieb eine lange Tra
dition des Produzentenstolzes gibt, ein ausgeprägtes handwerklich
industrielles Selbstbewusstsein und eine lange ,4Campftradition", so dass die
Belegschaft schon über Generationen hinweg darauf eingestellt ist, Konflikte
zu riskieren, was in dem anderen Betrieb nicht der Fall ist. Das wäre also ein
Beispiel für die relative Autonomie des Sozialen. Ein anderes, ungleich wich
tigeres Beispiel ist das Geschlechterverhältnis; denn die strukturelle Benach
teiligung und Diskriminierung von Frauen lässt sich nicht kausal aus der öko
nomischen Logik des Kapitalismus ableiten, sondem basiert auf einem patri-
archalen Frauenbild, das längst vor dem Kapitalismus existierte, wie Simone
de Beauvoir schon vor mehr als einem halben Jahrhundert einchucksvoll ge
zeigt hat.

Das, was ich eben gesagt habe, habe ich dann versucht in meinen auch empiri
schen Studien über Probleme der Arbeit, über soziologischer Theorien - etwa
die Soziologie der DDR -, die Geschichte der Soziologie und immer wieder
über soziale Konflikte und Arbeitsbeziehimgen in Frankreich methodisch an
zuwenden.

CK: Also nicht nur die ökonomischen Bedingungen, sondem die sozialen Be
dingungen im weiteren Sinn spielen dann auch eine entscheidende Rolle?

Natürlich. Auch die Frage, warum die Menschen sich unterdrücken lassen,
kann man nicht allein mit ihrer ökonomischen Lage erklären, so wichtig diese
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auch immer ist. Man sieht das an Folgendem: Eigentlich müssten ja, ginge es
nur nach den ökonomischen Bedingungen, gerade diejenigen, die ökonomisch
am wenigsten zu lachen haben, auch diejenigen sein, die besonders heftig Wi
derstand leisten. Das ist ganz offenkundig, zumindest in Westeuropa, aber
nicht der Fall. Bs kommt hier nämlich etwas hinein, was man mit der politi
schen Ökonomie allein nicht erklären kann. Und genau an diesem Punkt be
ginnt die spezifische wissenschaftliche Funktion der Soziologie.

CK: Die sie auch haben muss?

Unbedingt. Wenn das nicht so wäre, käme es immer wieder zu mechanisti
schen Fehlschlüssen. Ich kann mich erinnern, dass es in den 1970er und
1980er Jahren innerhalb des westdeutschen Marxismus eine von durchaus in

telligenten Leuten vertretene Tendenz gab, von der ökonomischen Krise kausal
auf eine Radikalisierung des Arbeiterbewusstseins zu schließen. Ein typischer
ökonomistischer Fehlschluss, weil genau die Momente, über die wir eben ge
sprochen haben, in diesen Überlegungen nicht berücksichtigt wurden. Die „rela
tive Autonomie des Sozialen" - dazu gehört im weiteren Sinn auch die Funk
tion politischer Institutionen - wurde nicht adäquat berücksichtigt.

CK: Lässt sich hier auch der Begriff der symbolischen Gewalt, wie ihn Bour-
dieu entwoffen hat, anbinden?

Durchaus, denn mit der relativen Autonomie des Sozialen ist der gesamte
Komplex dessen verbunden, was man mit Bourdieu „Symbolische Gewalt"
nennen kann. Symbolische Gewalt zeigt, dass gesellschaftliche Herrschafts
verhältnisse nicht nur ökonomisch und nicht nur politisch zu erklären sind,
sondern dass es da Mechanismen gibt, die auf spezifische soziale Dispositio
nen gerichtet sind, nämlich den Habitus, wie Bourdieu es nennt. Das ist, wenn
man so will, die gesellschaftliche Formierung von Individuen. Das geschieht
in einem hohen Maße nicht nur über physischen, ökonomischen oder politi
schen Zwang, sondern durch die Intemalisierung von hegemonialen Wertori
entierungen, eingeschliffenen Verhaltensroutinen, die man verinnerlicht, weil
man sie als normal wahrnimmt, obwohl sie tatsächlich nicht „normal" sind,
sondem vielmehr eine Herrschaftsfunktion haben. Und ich finde, dass gerade
im Zusammenhang mit dem Geschlechterverhältnis diese symbolische Gewalt
besonders effektiv funktioniert, wie man aktuell leider wieder sehr deutlich

sehen kann. Ich denke, dass der Rückgang einer wirklich feministischen Be
wegung, einer offensiven feministischen Bewegung, auch damit zusammen
hängt, dass über die Medien gleichsam „flächendeckend" eine bestimmte Bot
schaft symbolischer Gewalt vermittelt wird, die den Frauen suggeriert: „Wenn
ihr feministisch seid, dann seid ihr männerfeindlich." Und die überwältigende
Mehrheit der Frauen will ja nicht männerfeindlich sein. Wenn jetzt aber durch
die Medien überall, massenhaft und mit einer wahnsinnigen Intensität immer
wieder suggeriert wird, dass Frauen ihre eigenen Interessen und Rechte nicht

wahrnehmen dürfen, weil sie sonst männerfeindlich seien, dann ist das ein

struktureller Akt symbolischer Gewalt, den diejenigen, die ihn erleiden, fata
ler Weise auch häufig akzeptieren und verinnerlichen. Symbolische Gewalt ist
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eben, wie Bourdieu treffend gesagt hat, eine „sanfte" Gewalt, die nicht mit
dem Knüppel ausgeübt wird, sondern mit Hilfe von Symboliken, Leitbildern,
Werten, ästhetischen Präferenzen usw.

Soziale Bewegungen

CK: Nun gibt es neben symbolischen Gewaltverhältnissen als Herrschafts
funktion nach wie vor sehr offensichtliche Machtverhältnisse und sehr konkre
te Gewaltverhältnisse, die Herrschaft stützen und gegen die sich Menschen
auflehnen, wie zum Beispiel die Ereignisse seit dem letzten Jahr in einigen
nordajrikanischen Ländern gezeigt haben. Beeinflussen diese politischen Er
eignisse das aktuelle Denken über Macht und Herrschaft? Auch in Europa?

Wir beobachten weltweit neue Formen sozialer Bewegung, die ich zunächst
gar nicht bewerten, sondem deren Existenz ich zunächst nur konstatieren will.
Es gibt ja seit einigen Jahren globalisierungskritische Bewegungen und Akti
onen, es gibt Attac, die Weltsozialforen, die Aktionen gegen 0 8-Gipfel. Und
es gibt neuerdings die „Occupy Wall Streef'-Bewegung. Genauer, es hat sie,
scheint mir, bis vor kurzem gegeben. All das zeigt, dass überall auf der Welt,
aufgrund der Zuspitzung komplexer globaler Widersprüche - ökonomisch,
politisch, ökologisch, kulturell - auch Widerstand ^gegen in Bewegimg
kommt. Inwieweit das in der westlichen Hemisphäre, oder im ,J^orden", wie
man heute auch sagt, politisch sensibilisiert und zu mehr Bewusstsein führt
über den objektiven Charakter von Herrschaft und Gewalt, kann ich pauschal
nicht beurteilen. Zumindest für die Bundesrepublik scheint das bisher kaum
der Fall zu sein. Im Massenbewusstsein, im Bewusstsein der Bevölkerungs
mehrheit hierzulande wird die Bundesrepublik als wichtiger Akteur globaler
Herrschaft gar nicht gesehen, sondem ausgeblendet. Aber auch die nach innen
gerichteten Herrschaftsfunktionen werden nicht als solche wahrgenommen.
Man denke etwa an Phänomene der Entdemokratisierung im Namen der De
mokratie. Wenn eine Parteivorsitzende, die über Kommunismus diskutiert,
mit dem Bann der Demokratiefeindlichkeit belegt wird, dann ist das auch ein
Akt symbolischer Gewalt, der von der Mehrheitsmeinung aber paradoxer
Weise för ein leuchtendes Beispiel von Demokratieverständnis gehalten wird.

CK: Ist das in anderen Ländern anders?

Zum Teil. Ein Blick nach Frankreich zeigt auch hier, dass es möglich ist, ge
wisse Politiken in Frage zu stellen. Allerdings ist das in den letzten Jahren re
lativ selten, manchmal aber eben auch sehr manifest geschehen, zum Beispiel
anlässlich des Gesetzes über die Einstellung von Bemfsanfängem 2006, da hat
es eine sehr breite Massenbewegung gegeben, die letztlich zum Rücktritt einer
Regierung geführt hat. Aber das heißt noch nicht, dass bei solchen Bewegun
gen das gesamte gesellschaftliche System Frankreichs gleichzeitig im Kontext
globaler kapitalistischer Interessen gesehen wird. Wobei ich noch einmal be
tonen möchte im Hinblick auf die modernen Gesellschaften, wie wir sie heute
kennen: Wir leben nicht nur im Kapitalismus, wir leben auch in einer patriar-
chalen Gesellschaft. Es gibt neben der kapitalistischen auch eine patriarchale
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Hegemonie, die strukturell nicht weniger Gewicht hat als erstere. Und in we
sentlichen Dimensionen des gesellschaftlichen Lebens verstärken sich beide
Hegemonien wechselseitig.

CK: Was sagt uns das bezogen aufNordqfrika?

Ich denke, es ist völlig legitim, dass die Menschen gegen Unterdrückungsver
hältnisse rebellieren. Das ist das eine. Das andere ist aber, dass ich im Moment

in den entsprechenden Regionen Nordafrikas und in Syrien keine kollektiven
Akteure entdecken kann, die in der Lage sind, die berechtigte Empörung der
Massen in eine politische Perspektive zu übersetzen, die mich selbst überzeugen
würde - also in eine klare, linke Alternative. Die Tatsache, dass inzwischen die
„gemäßigten" Islamisten und die extremistischen Salafisten in Ägypten etwa 70
Prozent der Wählerstimmen haben, lässt nichts Gutes erwarten. Oder dass in
Marokko sich seit jüngstem Demonstrationen dagegen richten, dass Frauen an
die Universitäten gehen. Es gibt eine Diskrepanz, finde ich, zwischen der ma
teriellen Berechtigung und moralischen Legitimität des Widerstandes breiter
Teile der Bevölkerung gegen ihre Regime einerseits und den politischen Per
spektiven andererseits, die sich daraus ergeben. Da klafft ein Bruch. Es fehlt
etwas dazwischen. Und dass die Linken ganz schwach in diesen Bewegungen
sind, zeigt sich an der schlichten Tatsache, dass die tonangebenden politischen
Bewegungen und Akteure in Tunesien, Libyen und Ägypten vom Westen -
materiell oder symbolisch oder beides - unterstüt2rt wurden. Der Westen wür
de ja nie Bewegungen in Tunesien oder Ägypten unterstützen, wenn das Kräf
te wären, die sowohl eine klare antiimperialistische als auch revolutionäre
Perspektive im Bezug auf die Geschlechterverhältnisse hätten.

CK: Von welcher Unterstützung sprichst Du dabei?

Zum Beispiel von der militärischen Intervention der NATO in Libyen. Jetzt
gibt es nicht nur in dem bekanntlich superdemokratischen Saudi-Arabien,
sondem auch im Westen schon Überlegungen, ob man den Anti-Assad-
Widerstand in Syrien mit Waffen unterstützt. Es gibt auch andere Kanäle der
Unterstützung, etwa durch Stiftungen, die in solchen Fällen auch manchmal
eine Rolle spielen. Ich bin prinzipiell immer misstrauisch, wenn der Westen
etwas unterstützt, denn der Westen ist für mich ein- für allemal und egal wo
und wie diskreditiert, er ist prinzipiell nicht glaubwürdig. Erst liegen sich
Gaddafi und Sarkozy in den Armen und dann kann es Sarkozy mit der Bom
bardierung Libyens gar nicht schnell genug gehen. Dass sich die sich so gern
menschenrechtsfromm gebende Bundesrepublik in Afghanistan in einen Krieg
involviert, der ein - sagen wir es offen - extrem reaktionäres und korruptes
Regime unterstützt, führt die gebetsmühlenartige Berufung auf Menschen
rechte, Freiheit und Demokratie ad absurdum. Und warum sollte man dem
Westen, der mit seinen Lügen den Irak zum Schauplatz eines Krieges gemacht
hat, nun plötzlich mit Blick auf den Iran oder Syrien noch irgendwie Glauben
schenken? Mit „Westen" meine ich also den kapitalistischen Westen, in erster
Linie die USA, aber eben nicht nur sie. Allerdings sind es vor allem die USA,
die sich überall auf der Welt durch ihr faktisches Verhalten diskreditieren, ein
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Verhalten, dass jedoch ihren imperialen Interessen entspricht. An der Unter
stützung der so genannten „Arabellion" durch die USA und Konsorten kann
ich also absolut nichts Positives entdecken. Deshalb finde ich es schwierig,
die Frage zu beantworten, ob und inwiefern von Nordafrika Signale für uns in
Westeuropa ankommen, die hier den Widerstand gegen Krise, soziale Un
gleichheit und Entfremdung stärken könnten,

CK: Ist die Forderung nach Freiheit eine leere Formel, solange sie nicht wei
ter ausgeßihrt wird und ist das weltweit das gleiche Problem?

Ja, die Forderung nach Freiheit in Ägypten, Libyen usw, bleibt eine Worthül
se, wenn sie nicht korrespondiert mit der Entwicklung materieller Freiheit, im
Sinne tief greifender ökonomischer, sozialer und vor allem auch geschlechter
bezogener Reformen, Das würde also auch bedeuten, dass Eingriffe in das ka
pitalistische Privateigentum und die Macht ausländischer Konzerne unum
gänglich sind. Aber dem würden, käme es tatsächlich dazu, die Interessen des
Westens sehr schnell einen Riegel vorschieben,

CK: Freiheit gibt es nur noch im Sinne der kapitalistischen Ideologie?

So ist es. In Frankreich sagt man „pensee unique", es gibt nur dieses eine Mo
dell von Freiheit, dass konkurrenz- und altemativlos ist - angeblich. Damit
wird aber gleichzeitig der Zusammenhang von politischer, intellektueller und
kultureller Freiheit auf der einen Seite und materieller Freiheit auf der anderen

Seite zerrissen. Würde man ihn herstellen, würde man sich sofort hineinbege
ben ins Herz der Antagonismen zwischen Kapital und Patriarchat auf der ei
nen Seite und dem, was für die Menschen wirklich gut ist auf der anderen Sei
te, Ich finde es im Übrigen sehr bedauerlich, dass ich im Hinblick auf Nordaf
rika so ausgesprochen skeptisch bleiben muss. Vorhin habe ich gerade die
Meldung gehört, dass Barack Obama seinen Stabschef angewiesen hat, eine
militärische Intervention in Syrien zu prüfen und wenn das so ist, bedeutet das
nichts Gutes für die Entwicklung dort,

Leben und Engagement

CK: Gibt es etwas, auf dass Du persönlich zurzeit mit weniger Skepsis schau
en kannst?

Ja durchaus, es gibt eine Vielzahl von Initiativen und Bewegungen, oft kleine
re Initiativen, die ich für gut und unterstützenswert halte. Da sind wir auch
beim Problem der Intellektuellen, wozu ich gleich noch etwas sagen möchte.
Aber zunächst: Ich denke, es ist unbedingt notwendig, dass die Menschen in
ihrem lebensweltlichen Kontext oder da, wo sie arbeiten, persönlich selbst in
einer Weise handeln, die für größere Zusammenhänge verallgemeinerbar ist.
Wer gegen das kapitalistische Privateigentum ist, kann nach Möglichkeit auch
in seinem eigenen Leben etwas tun, um sich vom Tanz um's goldene Kalb zu
verabschieden. Da gibt es viele Möglichkeiten, Aber es muss in die Richtung
gehen, dass die Subjekte selbst konkret etwas an ihrer Lebensweise und ihrem
bisherigen Selbstverständnis verändem. Gesellschaftliche Zukunftsprojekte,
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die nicht wirklich in der Bedür&isstruktur der Subjekte verankert sind, wer
den schnell labil und sind dann vom Zusammenbruch bedroht. Man kann ver

suchen, in kleineren Gruppen wenigstens in manchen Bereichen gemeinsame
Ökonomien aufeubauen. Ich kenne Menschen, die sich auf der Grundlage ge
meinsamer politischer Auffassungen zu einer Finanzkooperative zusanunen-
getan haben und sich seit Jahren finanziell gegenseitig unterstützen; denn
wenn man mehr Geld hat als man selbst unbedingt benötigt, muss man es
nicht nur für sich verbrauchen. Da gibt es unendlich viele mögliche Varianten,
andere daran partizipieren zu lassen. Man kann selbst ohne asketische Exzesse
versuchen, relativ bescheiden zu leben, und damit zeigen, dass man in gewis
ser Weise frei ist von den Obsessionen des Privateigentums und eines schran
kenlosen Konsums. Natürlich spreche ich hier nicht von Hartz IV-Beziehem
und den working poors, denen das Notwendige fehlt. Und ich verlange auch
nicht, dass jeder ein Asket werden muss, aber wenn nicht irgendwo im eige
nen Leben etwas real wird von den politisch erforderlichen Veränderungen,
dann werden entsprechende politische Projekte schnell fragwürdig. Selbstver
änderung halte ich also für eine wesentliche Voraussetzung für politische
Veränderungen. Auch weil das die Qiance einschließt, dass, wenn es bei poli
tischen Auseinandersetzungen einmal schwierig wird, die Leute nicht sofort
„von der Fahne" gehen, wenn sie mal eine Nacht ohne Heizung oder einen
Morgen ohne Brötchen auskommen müssen. Wer in seinem eigenen Leben
zeigt, dass er etwas ertragen und sich einschränken kann und wem es also ge
lingt, bei der materiellen Gestaltung seines Lebens andere Wege zu gehen,
wird auch eher in der Lage sein, dann, wenn es darauf ankommt, einen länge
ren politischen Atem zu haben als diejenigen, für die das politische Engage
ment nur an der Oberfläche und ohne persönliche Konsequenzen bleibt. Letz
tere würdai sehr schnell erschrecken, wenn in politisch zugespitzten Situatio
nen die Akteure, Eliten und Apparate der Herrschenden massiv Gegendruck
entfalten. Wenn am nächsten Tag die Brötchen nicht da sind, die Straßenbah
nen nicht fahren oder - noch schlimmer - die Bankautomaten gesperrt sind,
kann sich der Unmut der Leute sehr schnell praktisch gegen diejenigen rich
ten, die die Macht der Herrschenden in Frage stellen, anstatt gegen die Herr
schenden. Hier sind gerade auch die Intellektuellen gefordert.

CK: Du hast gerade gesagt, dass wir hier auch auf ein Problem der Intellek
tuellen stoßen?

Ja, Intellektuelle haben in Prozessen gesellschaftlicher Auseinandersetzungen
und Transformationen traditionell immer eine große Rolle gespielt. Sie waren
immer wichtig für die geistige Dimension von sozialen Widersprüchen imd
ihre konfliktuellen Bewältigung oder Nicht-Bewältigung. Diese Rolle hat sich
aber sehr stark geändert. Das zeigt sich auch bei prominenten Soziologen, die
sich über ihre unmittelbare fachliche Tätigkeit hinaus politisch artikulieren,
also als Intellektuelle in Erscheinung treten. Man denke etwa an Anthony
Giddens in Großbritannien mit seinem ,J)er Dritte Weg" oder in Deutschland
an Ulrich Beck mit der ,JRisikogesellschaft" und seinen IndividuaUsierungs-
vorstellungen. Giddens und Beck haben durchaus politisch gestaltend interve-
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niert, zwar in einer Weise, die ich keineswegs gut finde, aber sie haben es ge
tan und sie tun es weiterhin. Die neuere Entwicklung geht sehr stark dahin,
dass das kritische Potential von Intellektuellen zurückgedrängt wird. Das
hängt damit zusammen, dass viele Intellektuelle meinen, dass sie immer mehr
auf die Medien angewiesen sind. Diese üben eine unglaublich intensive sym
bolische Gewalt aus, die auch die Intellektuellen betrifft. Sie werden, gerade
wenn sie prominent sind, mit Haut und Haaren von den Medien vereinnahmt.
Das wiederum fuhrt dazu, dass für Intellektuelle nicht mehr ihre fachliche

Kompetenz als Schriftstellerin, Wissenschaftlerln oder Künstlerin im Vorder
grund steht, sondern dass ihre Fähigkeit zur Performance und medialen
Selbstinszenierung in den Vordergrund rückt und damit kritische intellektuelle
Potentiale stillgelegt werden. Der klassische engagierte Intellektuelle, der ge
wissermaßen als Tribun für subalterne Kollektive gesprochen hat, man denke
an Emile Zola, später Jean-Paul Sartre oder Pierre Bourdieu, der wird immer
stärker durch den Typ des ,J^edienintellektuelIen" ins Abseits gedrängt. Ich
denke aber, wenn man die gesamtgesellschaftliche Entwicklung betrachtet,
dann ergibt sich nichtsdestoweniger die Notwendigkeit für einen neuen Typ
des Intellektuellen. Er wäre ein Typ des Intellektuellen „von unten" - also
nicht mehr der klassische Groß-Intellektuelle, der letztlich von den Massen

abgehoben bleibt, auch wenn er für sie spricht oder beansprucht, für sie zu
sprechen. Sartre zum Beispiel fühlte sich zwar als Repräsentant der Verteidi
gung des Kommunismus, aber mit den realen Bedingungen der französischen
Arbeiterklasse hatte er wenig zu tun. Das ist ihm nicht unbedingt vorzuwer
fen, erklärt aber in gewissem Maße, die Entfremdung linker Intellektueller
von der Lebensrealität „normaler" Menschen. Heute hingegen werden die Ab
stände zvrischen intellektueller Tätigkeit und den Problemen materieller Re
produktion der Gesellschaft und dem konkreten alltäglichen Leben ihrer Men
schen geringer. Das könnte dazu führen, dass sich etwas entwickelt, was be
reits Foucault in einer sehr klugen Vorwegnahme als den „lokalen Intellektu
ellen" bezeichnet hat, also Menschen, die intellektuell gebildet und qualifiziert
sind, aber da politisch aktiv werden, wo sie konkret arbeiten oder in ihrem
Leben unmittelbar stehen, d.h. nicht primär auf der Bühne der öffentlichen
Diskurse, sondern in ihrem Betrieb, ihrem Krankenhaus, ihren Büros, als In
genieure, Ärzte, Informatiker, Rechtsanwälte, als Lehrkräfte an den Hoch
schulen usw.

CK: Läge der intellektuelle Akt dann vor allem darin, sich zu äußern?

Er läge darin, die konkreten Probleme, die da entstehen, wo Intellektuelle le

ben, bzw. arbeiten, wo sie ihre spezifische Kompetenz einbringen, zu politi
sieren. Politisierung ist vrichtig. Sie ist die zentrale Aufgabe von Intellektuel
len. Es geht ja nicht darum, Probleme bloß „technisch" zu lösen. Zum Intel
lektuellen wird ein Chemiker etwa dann, wenn er zum Beispiel eine Umwelt
initiative in seinem Stadtteil aktiv unterstützt. Er wird dann nicht nur seinen

Job als Betriebschemiker machen, sondern das, was er kann und weiß, auch
öffentlich machen und mit einem politischen Anspruch artikulieren. Das wäre
für mich so ein Intellektueller „von unten".
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CK: Was ist denn mit denjenigen, die diese Entwicklung nicht mitmachen wol
len oder können? Was würde Sartre heute machen - wäre er nur noch ein Ori

ginal oder ein Unikum? Abgesehen davon, dass es ja seinem Selbstverständnis
keineswegs entsprechen würde. Aber ich denke auch an Phänomene wie radi
kale konservative Wendungen ehemaliger linker Intellektueller, deren Wen
dung zum Performativen nicht in Deinem Sinne vollzogen wird. Was steckt
dahinter?

Es handelt sich bei solchen ideologischen Mutationen der Versöhnung mit den
bestehenden Herrschaftsverhältnissen meiner Meinung nach immer um Men
schen, die bestimmte moralische Orientierungen nicht so tief verinnerlicht ha
ben, dass sie wirklich resistent sind gegen systemkonforme Demagogie und
sei sie auch der feinen ästhetischen oder kulturellen Art. Das ist das Eine. Das

Zweite hängt mit Enttäuschungen darüber zusammen, dass linke Entwicklun
gen, von denen man sich selbst Vorteile, Karriere und Prestige versprach,
nicht stattgefunden haben bzw. erfolglos waren. Da zeigt sich vor allem bei
manchen Medienintellektuellen; Sie haben auch die Phase, in der sie links wa

ren, als eine Möglichkeit gesehen, durch ihren linken Trip zu Führungspositi
onen zu gelangen, also Karriere zu machen und zur Elite zu gehören, und sei
es in einer maoistischen Organisation. Und weil das auf Dauer nicht funktio
niert hat, weil das linke Projekt oder das, was sie dafür hielten, gescheitert ist,
suchten sich nun wieder erneut einen Ort, wo sie ganz oben stehen können,
wo sie eine privilegierte Position einnehmen können und das trügerische Ge
fühl haben, in der Welt einen relevanten Part zu spielen. So lässt sich meiner
Ansicht nach etwa die erstaunliche Metamorphose eines Andre Glucksmann
erklären, der 68 nicht nur einfach „ultralinks", sondern ein fanatischer militan
ter Maoist gewesen ist, vor ein paar Jahren dann aber für Sarkozy die Wahl
trommeln gerührt hat. In solchen Fällen kommen mehrere Dinge zusammen,
natürlich die politische Situation, aber auch die Persönlichkeitsentwicklung
und, wie Bourdieu sagen würde, der ,JJabitus", also wer man selbst ist und
was einem im Leben wichtig ist. Bei den Medienintellektuellen ist es das hef
tige Bedürfiiis, aufzusteigen und zu denen zu gehören, die „oben" sind. Wenn
sich die politischen Aussichten der Linken verdüsterten imd ihre Projekte
scheiterten, sind Intellektuelle oft sehr schnell „umgestiegen". Ein krasses
Beispiel dafür sind die „nouveaux philosophes" in Frankreich, also Leute wie
Glucksmann und Bemard-Henri L6vy, aber auch ein Daniel Cohn-Bendit oder
in Deutschland Joschka Fischer und andere. Das hat es immer wieder gege

ben, dass linke Leute nach rechts gewandert sind. Das gibt es natürlich auch
umgekehrt. Die Medien üben heute auf Intellektuelle einen ungeheuren Sog
der Charakterlosigkeit aus. Dem muss man - das ist das Mindeste - Wider
stand leisten.



Jörg Zimmer

Hans Heinz Holz und das Problem der dialektisch

materialistischen Philosophie

Das Materialismusproblem der Philosophie

Philosophie ist - unabhängig von dem weltanschaulichen Hintergrund, von
dem aus sie konzipiert wird - die Selbstverpflichtung auf vernünftige Begrün
dung und rationale Überprüfbarkeit des Zusammenhangs ihrer Aussagen über
Wirklichkeit. Darin besteht die Spezifizität ihrer reflexiven Theorieform - im
Unterschied zu wissenschaftlicher Erkenntnis, die sich auf Binzelwissen über
Bereiche der Wirklichkeit bezieht - aus Grundgedanken einen Begriff des
Ganzen der Wirklichkeit zu entwickeln.^ Damit jedoch scheint die Philoso
phie strukturell auf einen idealistischen Ausgangspunkt festgelegt, und jeder
Anspruch auf dialektisch-materialistisches Philosophieren setzt sich damit
dem Problem aus, wie seine von materiellen Verhältnissen ausgehenden Vor
aussetzungen im Denken begründet werden können. Deshalb sprach Emst
Bloch vom ,>laterialismusproblem"^. Im Unterschied zu einem in cartesi-
scher Tradition bewusstseinsimmanenten Begründungsgang hat materialisti
sche Philosophie ein erschwertes Begründungsproblem, das sie nicht einfach
ignorieren kann, will sie dem Anspmch der Philosophie auf Grundlegung ge
nügen: da sie die Wirklichkeit nicht allein aus dem Denken begründen kann -
dies hat in der Tradition der Dialektik Hegel umfassend geleistet - muss dia
lektisch-materialistische Philosophie das Verhältnis von Sein und Denken in
einem materiellen Verhältnis fundieren, das sich im Denken und philoso
phisch nur im Denken manifestiert. Man wird der Widerspiegelungstheorie
von Holz nur gerecht, wenn man sie vor diesem Hintergrund eines Begrün
dungsanspruchs der Philosophie betrachtet, der die Erschwerungen einer ma
terialistischen Grundlegung emst nimmt: „Ursprung und Ort der Philosophie
ist das philosophierende Subjekt, das seine Stellung zur Welt bestimmt. Die
besondere Stellung des Subjekts zur Objektivität ist durch das Denken be
stimmt. Daher wird in der Philosophie das Denken selbst zum Gegenstand des
Denkens und erscheint so als die durch das philosophische Denken reflektierte
Wirklichkeit. (Dies gesehen zu haben, macht die Bedeutung Descartes' für die
neuere Philosophie aus). Vordergründig bedeutet dies, dass die Gedanken die
Wirklichkeit sind, auf die die Philosophie sich bezieht - die Welt als Wille
und Vorstellung. Werden die Gedanken selbst jedoch als Spiegelbilder der
außer ihnen existierenden materiellen Dinge und Verhältnisse verstanden (al-

^ Vgl. Jörg Zimmer, Welt denken. Der spekulative Horizont der Philosophie. In: Topos H. 35
(2011), S. 45 fr.

Vgl. Emst Bloch, Das Materialismusproblem, seine Geschichte und Substanz, Frankfurt am
Main 1972
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so die Spiegelung als ein wirkliches Verhältnis wirklicher Seiender und die
Gedanken als Funktion dieses Verhältnisses), dann wird die Welt wieder in
ihr ontologisches Erstgeburtsrecht eingesetzt und die Umkehrung als ein im
Denken entstehender notwendiger Schein (Spiegel-Schein: das Virtuelle er
scheint als das Primäre und Reelle) entlarvt."^ Die Widerspiegelungstheorie
von Holz ist also der Versuch, die Priorität materieller Verhältnisse vom Pri
mat des Denkens zu begründen.

Der Marxismus entsteht im 19. Jh. und hat in seiner Geschichte den antimeta

physischen Impuls nach Kant in sich aufgenommen. Da mag es besonders
provokativ wirken und auch Anlass zu Missverständnissen sein, wenn ein
marxistischer Philosoph sich explizit auf das Ganze der Metaphysikgeschichte
bezieht und diesen Bezug mit dem Anspruch verbindet, in der Aneignung des
Problemgehalts der Metaphysik eine spekulative Begründung der materialisti
schen Dialektik zu leisten. Seit dem Erscheinen seines systematischen Haupt
werkes „Weltentwurf und Reflexion", das im Untertitel in guter leibniziani-
scher Tradition den Hypothesencharakter philosophischer Modelle und damit
den gerade gegen die landläufige Meinung antidogmatischen Charakter meta
physischen Denkens betont, indem er einen „Versuch einer Grundlegung der
Dialektik" ankündigt, sind noch kurz vor seinem Tod 2011 mehrbändige
Werke erschimen, die etwas über das Philosophieverständnis von Holz aussa
gen. Die Problemgeschichte der Dialektik von der Antike bis zur Gegenwart'*
- wo hat man nach der philosophiegeschichtlichen Gründerzeit des 19. und
fî en 20. Jh. ein solch gewaltiges Unternehmen aus einer Hand noch gese
hen? - rekonstruiert nicht nur die gesamte Geschichte der Dialektik, sondern
tut dies aus einer systematischen Perspektive: Das bedeutet einerseits, dass
philosophiehistorische Forschung nicht Ideengeschichte, sondern Problemge
schichte, d.h. Vorgeschichte einer systematischen Fragestellung ist, und ande
rerseits ist diese Problemgeschichte am spekulativen Gehalt der Dialektik ori
entiert, was bedeutet, dass der gesellschaftstheoretische Aspekt dialektischer
Theorie, wie Holz im Vorwort selbst betont, ausgeblendet Weibt. Für den ei
genen systematischen Entwurf wird also der gesamte historische Problembe
stand mobilisiert. Und die Akzentuierung des philosophiehistorischen Materi
als auf die theoretische Dialektik, in der es in der Aneignung der Metaphysik
geschichte um eine spekulative Grundlegung der Dialektik als Theorie der To
talität geht, ist doch ein Indiz dafür, worum es Holz in der Hauptsache geht:
um eine spekulative Begründung der materialistischen Dialektik, die sich der
genannten Erschwerungen bewusst ist und ihnen nicht in Aufliebungsmeta-
phorik der Philosophie ausweicht. Das zeigt sich auch in der Anlage seines
letzten Werkes, der dreibändigen „Aufhebung und Verwirklichung der Philo-

3

Hans Heinz Holz, Weltentwurf und Reflexion. Versuch einer Grundlegung der Dialektik,
Stuttgart/Weimar 2005, S. 357

Hans Heinz Hol

Darmstadt 2011

Hans Heinz Holz, Dialektik. Problemgeschichte von der Antike bis zur Gegenwart, 5 Bde.,
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Sophie"^: Wer der Rekonstruktion der Entstehung dialektischer Theorie von
Hegel bis Marx im 19. Jh. und des theoretischen Gehalts der Klassiker der
dritten Internationale im 20. Jh. für das 21. Jh. einen dritten Band folgen lässt,
der nichts geringeres als die Anlage einer Kategorienlehre der materialisti
schen Dialektik enthält, wird wohl kaum der Auffessung sein, dass die Philo
sophie sich in einem undialektischen Sinn aufeuheben und denmach aufeulö-
sen habe. Aber er wird wohl auch nicht der Meinung sein, dass die rekonstruier
te Geschichte dialektischer Theorie die Begründung schon hinlänglich geleistet
habe: Im dritten Band fordert Holz diese kategoriale Grundlegung materialisti
scher Dialektik vielmehr als Desiderat ein und stellt die Widerspiegelungstheo
rie als mögliches Modell dieser Begründung der marxistischen Philosophie vor.
Man kann nach der Bedeutung von Holz für den Marxismus sinnvoll nur fragen,
wenn man diesen Anspruch im Blick hat, seine Herkunft aus dem Problembe
stand der Metaphysik zeigen und den Nachweis fuhren kann, dass er ohne
Rückgriff auf spekulative Philosophie nicht einlösbar ist.

Dialektik als Transformation der Metaphysik

Holz liest, wie seine Geschichte der Dialektik eindrucksvoll zeigt, die Meta
physikgeschichte nicht ideengeschichtlich von ihren Antworten her, sondern
als Fundus dialektischer Probleme. Die Metaphysik wird nicht von ihren ab
geschlossenen Systemgestalten her rekonstruiert, sondern diese aufbrechend
als Problemgeschichte der Dialektik. Die Transformation der Metaphysik in
Dialektik ist in der Philosophie Hegels vorgezeichnet. Holz selbst hat nach
drücklich daraufhingewiesen: ,JDie seit Hegel eingeleitete Transformation der
Metaphysik war (...) in ihrer perspektivischen Bedeutung nicht erkannt wor
den. Denn Hegels Intention ging ja gerade dahin, an die Stelle geschlossener
Systeme eine Konstruktionsmethode zu setzen..."® Hegel hat im 'VorbegrifF
der kleinen Logik in der 'Enzyklopädie' die vorkantische Metaphysik als „das
imbefangene Verfahren" gekennzeichnet, das als natürliche Welteinstellung
also „ohne das Bewusstseyn des Gegensatzes des Denkens in und gegen
sich" ist. Es gehört zum differenzierten Blick Hegels auf diese metaphysische
'Stellung des Gedankens zur Objektivität', dass er nicht nur die Grenze, son
dern ebenso die relative Berechtigung dieses Verfahrens feststellt, indem er
den ihm innewohnenden naiven Realismus in die Nähe wissenschaftlicher und

lebensweltlicher Praxis rückt: „Alle anfangliche Philosophie, alle Wissen
schaften, ja selbst das täglich Thun und Treiben des Bewusstseyns lebt in die
sem Glauben."® Nach seiner Grenze hin betrachtet, von der her sie in die Dia
lektik überschritten werden muss, charakterisiert Hegel das metaphysische

Hans Heinz Holz, Aufhebung und Verwirklichung der Philosophie, 3 Bde., Berlin 2011
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Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Enzyklopädie der philosophischen Wissenschaften im
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Denken als „die blasse Verstandes-Ansicht der Vernunft-Gegenstände". Der
Sinn dieser Formel muss genau bestimmt werden: an ihr hängt das ganze Pro
gramm der Aufhebung der Metaphysik in Dialektik, wie es nicht nur für He
gel, sondern mutatis mutandis auch für Holz leitend geworden ist. Der (unge
genständliche) Gegenstand der spekulativen Vemunft ist das Absolute als To
talität. Dieser 'Gegenstand' wird im Verstandesdenken nun tatsächlich auch
wie ein Gegenstand behandelt, über den man urteilen kann: „Jene Metaphysik
setzte überhaupt voraus, dass die Erkenntniss des Absoluten in der Weise ge
schehen könne, dass ihm Prädicate beigelegt werden"^^
Wenn aber, wie Hegel ausdrücklich festhält, die „Form des Satzes oder be
stimmter des Urtheils ungeschickt"*^ ist, den spekulativen Inhalt - das Absolute
oder Ganze - auszudrücken, entsteht das Problem, wie denn überhaupt darüber
gesprochen bzw. wie es denn überhaupt adäquat ausgedrückt werden kann. Eine
Antwort auf diese Frage versucht Holz im Begriff des metaphysischen Modells
zu geben: ,JDialektik, die sich anschickt, das Erbe der Metaphysik anzutreten,
vollzieht einen Perspektivwechsel. Auch sie bedarf der Welt-Modelle, um den
Handlungsrahmen der tätigen Menschen abzustecken, Orientierungen zu ermög
lichen, den Wirklichkeitsgehalt von Bedeutungen auszumalen, Sinnfragen zu
beantworten. Aber sie kann ein Modell nicht annehmen wie einen Gegenstand,
den das Denken sich gegenüber hat. Die Welt ist kein 'Objekt', sondern das
Wirkungsfeld, in das der denkende Mensch als ein Teil und Moment eingelas
sen ist. Er hat die Welt nicht vor sich, sondern um sich. Sie zeigt und gliedert
sich ihm nicht nach Eigenschaften, sondern nach Bedeutungen."*^ Das deutet
auf die Schwierigkeit hin, Welt als Totalität prädizierend in der Form endlicher
Urteile zu fassen: Sie ist nichts gegenständlich uns gegenüber Liegendes, son-
dem begreift uns ein. Und weil der Mensch konstitutiv in einem reflektierten
Verhältnis zur Welt steht, ist sie ihm immer bedeutungshaft gegeben. Der
Mensch ist in der Welt und kann einen Begriff von ihr nur von diesem In-Sein
und folglich von seinem perspektivischen Verhältnis und Horizont her gewin
nen. Metaphysische Modellbildungen sind Versuche, dieses Reflexionsverhält
nis, dieses aus dem In-der-Welt-Sein des Menschen sich ergebende Seinsver
hältnis zu bestimmen.

Widerspiegelungstheoretische Grundstrukturen der Dialektik

Ich habe mich an anderer Stelle zur Widerspiegelungstheorie von Hans Heinz
Holz geäußert und will das hier nicht wiederholen.*^ Man muss jedoch auf eini-
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ge strukturelle Eigentümlichkeiten der Dialektikkonzeption von Holz wenigs
tens hinweisen, um seine Bedeutung für die Begründung materialistischer Dia
lektik verstehen zu können: Einmal ist wichtig, dass Holz die alleinige, sei es
kritische oder afiBrmative, Orientierung an Hegel durchbricht und im Rekurs auf
Leibniz Dialektik eben nicht allein als Methode, sondem als ein ontologisches
Strukturmodell eines wirklichen Gesamtzusammenhangs begreift: hn Leibniz-
schen Monadenmodell erscheint dieser Gesamtzusammenhang als relationale
Pluralität von Einzelsubstanzen, der sich in jeder Monade perspektivisch dar
stellt. Diese im metaphysischen Entwurf modellierte reale Pluralität Einzelner in
ihrem Zusammenhang der Kompossibilität^'* - über deren Konsequenzen für die
politische Theorie der Dialektik heute noch näher nachzudoiken wäre - charakte
risiert auch das Modell der Spiegelung von Holz: Widerspiegelung als Struktur
modell des Ganzen hat nichts mit der auch im Marxismus verbreiteten erkennlnis-

theoretischen Vorstellung einer Abbildung objektiver Wirklichkeit im Erkennen
zu tun, sondem ist im sfrengai ontologischen Sinn ein Strukturmodell eines
Seinsverhältnisses. Die Spiegelung ist ein Modell für das Ganze des spekulativen
Verhältnisses, und es drückt dieses wirkliche Verhältnis als ein solches von end

lichem Seienden und unendüchem Ganzen aus. Aber die Widerspiegelungstheo
rie ist damit nicht nur eine Ontologie universaler Relationalität (und insofem ein
Dialektikmodell, weil Dialektik eben grundlegend eine Theorie von Beziehun
gen ist), sondem gerade aufgrund der Tatsache, dass diese allgemeine Relatio
nalität als bestimmtes und reflektiertes Verhältnis erscheinen und sich manifes

tieren muss, zugleich eine Regionalontologie der Subjektivität. Von der Spiege
lung her gedacht ist nämlich in der Struktur des Hegeischen Begriffe nur eine
Seite des Selbstbewusstseins begriffen, dass es nämlich im Reflexionsverhältnis
sein Anderes übergreift und dergestalt im Wissen dieses Verhältnis fortbe
stimmt. Die andere Seite jedoch, nämlich dass es originär in einem wirklichen
Verhältnis sich befindet, sein Anderes braucht und voraussetzt, um Subjektivität
sein, d.h. spiegeln zu können, also ursprünglich vom Sein übergriffen wird, ent
geht einer Dialektik des Begriffe. Festhalten muss man in jedem Falle, dass die
Widerspiegelungstheorie die Subjektivität als das zu sich kommende Verhältnis
im Sein und als Moment des Seins begreift. Sie ist das ausnehmend besondere,
nämlich asymmetrische, weil das Verhältnis reflektierende Moment materieller

Verhältnisse.

Wesentliche Voraussetzung für ein angemessenes Verständnis des Widerspie-
gelungsbegriflfs von Holz ist, ihn nicht - wie ja auch im Marxismus selbst
vielfach üblich - als erkenntnistheoretisches Schema für die Abbildung objek
tiver Realität im Erkennen zu verstehen, sondem als Strukturmodell eines

Seinsverhältnisses: Ein Spiegel ist, formal gesprochen, ein Ding unter anderen
Dingen, mit der ausnehmenden Besonderheit allerdings, als Spiegel, d. h.
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notwendig ein Bild von seinem Anderen zu enthalten. Indem der Spiegel sei
nen Gegenstand virtuell in sich enthält, drückt er ein Verhältnis aus, das nicht
beliebig gesetzt ist: Spiegelung setzt die Präsenz eines Anderen voraus, das im
Spiegel erscheint und ohne das der Spiegel nicht Spiegel sein kann. Und
schließlich ist im Phänomen der Spiegelung die Perspektivität des virtuellen
Bildes enthalten: Denn es verdoppelt nicht einfach den bespiegelten Gegens
tand, sondern ist als Spiegelbild immer zugleich Ausdruck des Ortes, von dem
aus dieser Gegenstand bespiegelt wird. In diesem genauen Sinn formaler
Strukturmerkmale ist der Spiegel als sinnenfalliges Schema, mithin als not
wendige Metapher für den ontologischen Grundgehalt der Dialektik zu ver
stehen, alles Sein als In-Beziehung-Sein, das Eine als das Eine des Anderen
zu bestimmen. Weiterhin jedoch deutet der Spiegel auf die Möglichkeit eines
Modells materialistischer Dialektik hin, indem er nicht nur das Verhältnis von

Sein imd Denken überhaupt, sondem dieses als materielles Verhältnis auszu
drücken vermag, das in sich einen immanenten Idealismus enthält, weil das
Verhältnis nur im virtuellen Bild erscheinen kann.

Wenn man nun Subjektivität in Analogie zur Struktur der Spiegelung versteht,
ergibt sich ein Begriff der Verschränkung von Subjektivität und Objektivität
im Widerspiegelungsverhältnis. Subjektivität ist dann nicht mehr, wie im
klassischen Idealismus, ein ort- und bedingungsloses Bewusstsein, sondem
ein reflexives Moment materieller Verhältnisse, ein in diesen materiellen Ver

hältnissen situiertes Bewusstsein, das diese Verhältnisse perspektivisch reflek
tiert. Die Struktur der Spiegelung deckt den transzendentalen Schein der Prio
rität des Bewusstseins auf, der dadurch entsteht, dass alle Wirklichkeit uns nur

über die Vermittlung von Bewusstseinsprozessen gegeben ist. Die Spiegel
struktur lässt uns diesen Schein durchschauen, weil sie einsichtig macht, dass
Sein Bedingung für Bewusstsein ist, dieses Bewusstsein jedoch andererseits
Medium der Erscheinung materieller Verhältnisse ist. Diese Struktur ermög
licht es, die Priorität des materiellen Seins zu denken, ohne den Primat des
Bewusstseins, der für die Philosophie als einer Theorie des Denkens unver
zichtbar ist, preisgeben zu müssen. Holz kann diese spiegeltheoretische Auf
fassung von Subjektivität - ein Begriff, der von einer auf Emanzipation des
Menschen zielenden Theorie wie der Dialektik nicht aufgegeben werden darf
- über die Erkenntnisbeziehimg hinaus auf eine Theorie gegenständlicher Tä
tigkeit ausdehnen: Denn wenn die Spiegelimg ein, wenn auch nur in Bewusst-
seinsgehalten zu sich kommendes, materielles Verhältnis darstellt, dann muss
es möglich sein, in ihr als Strukturmodell auch die praktischen Verhältnisse
des Menschen zu modellieren.

Diese Überwindung des rein erkenntnistheoretischen Paradigmas für den Beg
riff der Subjektivität ist in der Feuerbachkritik von Marx vorgezeichnet:
,>Iarx hat, ohne den Boden neuzeitlicher Denkerfahrung zu verlassen, durch
eine strukturell unscheinbare, jedoch sehr wesenthche Verschiebung in der
Bestimmung des Verhältnisses des Menschen zur Welt die Neuorientierung
auf die geschichtliche Begründung der außerphilosophischen Voraussetzung
des Philosophierens vorgenommen. Im Gegensatz zu Feuerbach, der die Sinn-
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lichkeit als seinsgebend dem Denken vorschaltete, setzt Marx an die Stelle der
Apperzeption die 'gegenständliche Tätigkeit'." Mit der Aufiiahme dieses
Begriffs wird Subjektivität über die Erkenntnisbeziehung hinaus als prakti
sche Beziehung zur Wirklichkeit gefasst. Dieses Praxisverhältnis darf aber
nicht als reine, von den Bedingungen, in denen sie steht, unabhängige Tätig
keit missverstanden werden, sondern muss in dem Sinn begriffen werden,
„dass der Mensch sich an der Natur, die Natur sich am Menschen reflektiert.

Wird diese Beziehung in dem Missverständnis, die Arbeit sei nichts als die
Tätigkeit des Menschen und manifestiere dessen Autonomie gegen die Natur,
ausschließlich von der Aktivität des Subjekts her gesehen (also Tätigkeit rein
als solche und nicht als gegenständliche Tätigkeit gefasst), dann restituiert
sich die subjektivistische Fehldeutung der Subjekt-Objekt-Relation, wie sie in
der Transzendentalphilosophie herrscht, in der nur scheinbar materialistischen
Form einer historisch-gesellschafllichen Konstitutionstheorie."^® Gegenständ
liche Tätigkeit ist Tätigkeit am Anderen, die ganz im Sinne der oben rekon
struierten Struktur der Spiegelung dieses Andere voraussetzt und sich als Ver
hältnis am Anderen verwirklicht. Holz spricht im Anschluss an Marx vom
„gegenständlichen Wesen des Menschen" oder „der Gegenseitigkeit der Be
ziehungen, derzufolge das Subjekt ebenso sehr bedingt ist durch die außer ihm
seienden Dinge (...) wie die außer dem Subjekt seienden Dinge zu Objekten
der Tätigkeit des Subjekts werden... Wieder also handelt es sich bei der
gegenständlichen Tätigkeit um die Struktur einer wechselseitigen Beziehung,
die asymmetrisch ist, wenn es sich um Dinge handelt, da die subjektive Seite
das ganze Verhältnis reflektiert, in intersubjektiven Praxisverhältnissen aber
auch symmetrisch sein kann, wenn beide Seiten das Verhältnis reflektieren.
Denn auch das Verhältnis zum anderen Subjekt ist eines am Anderen und in
sofern gegenständlich (wenn ,gegenständlich' wörtlich das in einem Verhält
nis mir Entgegenstehende meint).

Ein weiteres wesentliches Strukturmerkmal einer widerspiegelungstheoretisch
begründeten materialistischen Dialektik ist die logische Figur des übergrei
fenden Allgemeinen, ohne das ein dialektisches Verhältnis von Theorie und
Praxis als Kernstück marxistischer Philosophie sich nicht begründen lässt.
Aus der formalen Struktur der Spiegelung ergibt sich nicht nur ein dialekti
scher Begriff der Totalität als Gesamtzusammenhang von sich im Bewusstsein
reflektierenden materiellen Verhältnissen, sondern auch die logische Grundfi
gur der Dialektik, die Holz mit Hegel und Josef König als das übergreifende
Allgemeine bestimmt. Denn der Spiegel ist Gattung seiner selbst und seines
Gegenteils: Als Spiegelbild übergreift er seinen Gegenstand, und in seiner Ei
genschaft als materielles Ding zeigt er die Materialität als übergreifende Gat
tung ihrer selbst und ihres virtuellen Anderen, des Spiegelbildes. Dieser Ge
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danke eines wechselseitigen Übergreifens des Materiellen und des Ideellen
ermöglicht es Holz, das fiir die marxistische Philosophie grundlegende Theo
rie-Praxis-Verhältnis dialektisch zu begründen. Am Ende des dritten Bandes
von ,Aufliebung und Verwirklichung der Philosophie" heißt es dazu, die elfte
Feuerbachthese kommentierend: „Es ging ihm (Marx, J.Z.) darum, dass die
Philosophie nicht ein Reich der Begriffe, das sie immer ist und als welches sie
fortdauern muss, selbständig gegenüber der Praxis bleiben, sondern ein Mo
ment der Praxis werden solle. Nicht mehr theoria cum praxis, wie Leibniz der
Sozietät der Wissenschaften ins Wappen schrieb, wenn cum die Verschieden
heit der Verbundenen meinte, sondem theoria qua praxis, was ihre Einheit als
Unterschiedene bedeutet. Kein binäres, sondem ein dialektisches Verhält-

IQ

nis." Theorie als Praxis: Ein dialektisches Verhältnis von Theorie und Pra

xis denken bedeutet indes, dass Theorie nicht durch Praxis ersetzt oder ir

gendwie in sie aufgelöst werden kann, und meint femer, dass Theorie auf Pra
xis wirkt und Praxis in ihrer jeweiligen konkreten Bestimmung das Bedürfiiis
theoretischer Aufarbeitung generiert. Mit anderen Worten: In der Aufhebung
der Theorie im Prozess der Vowirklichung erhält sie sich als ein Moment der
Praxis. Es ist ein Verdienst der Philosophie von Holz, das undialektische Aus
einanderfallen von Theorie und Praxis, das Marx ja in der elften Feuerbach
these selbst moniert, philosophisch begründet überwunden zu haben, indem er
beide in ein notwendiges dialektisches Verhältnis setzt, das in der logischen
Figur des Übergreifens strukturell bestimmt werden kann: „Wir sehen die elf
te Feuerbachthese im Kontext des Binoms 'Aufhebung und Verwirklichung
der Philosophie'. 'Dir köimt die Philosophie nicht aufheben, ohne sie zu ver
wirklichen'. Sollen die zwei Vorgänge in einem gedacht werden, so heißt das:
In der Verwirklichung ist die Aufliebung, in der Aufhebung die Verwirkli
chung eingeschlossen. Es wird ein Parallelismus angelegt, bei dem jede der
beiden Seiten die andere übergreift."^' Ohne die dialektische Figur des Über
greifens des Einen über das Andere lässt sich das Verhältnis von Theorie und
Praxis - das insofem ein notwendiges und unauflösbares ist - dialektisch nicht
denken. Philosophie erhält sich im Prozess ihrer Verwirklichung und muss als
dialektisch-materialistische Philosophie, die sich als Moment der Praxis ver
steht, begründet werden.

Materialistische Dialektik und ihre widerspiegelungstheoreti
sche Begründung

In der Einleitung zu ,JEinheit und Widerspmch", in der Holz sein Dialektik
verständnis skizziert, heißt es: ,J)er materielle Gehalt der Kategorien der Dia
lektik liegt (...) nicht auf der Hand. So ist es nicht einfach eine ideologische
Verzerrung, dass die große, gerade dialektische Philosophie auf die eine oder
andere Weise stets idealistisch gewesen ist. Wie die (der natürlichen Weltein-
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Stellung, dem erkenntniskritisch unbe&ngenen Bewusstsein sich aufdrängen
de) Materialität der gegenständlichen Welt als ontologisch fundierend darge
tan werden könne, hat der vordialektische Materialismus nie schlüssig ausge
arbeitet; ihm genügte die (fragwürdige) Evidenz der Sinne. Es gibt ein Defizit
rationaler Begründungsstrategien im traditionellen Materialismus, die hinge
gen die idealistische Dialektik umso reichhaltiger ausgebildet hat."^® Das Ka
tegorienproblem bezeichnet eine Grundlagenfi^ge der Philosophie, und der
Begriff der Kategorie darf nicht, wie auch in der marxistischen Wissen-
schaflssprache heute vielfach üblich geworden, inflationär gebraucht werden,
indem I^tegorien einfach synonym mit Begriffen jeder Art verwendet wer
den. Kategorien sind jedoch seit Aristoteles allgemeinste Aussageformen über
das Sein und bezeichnen damit unabhängig davon, ob man sie je nach philo
sophischem Standpunkt eher logisch vom Denken oder ontologisch vom Sein
her denkt oder, anders gesagt, eher als Theorie der Formbestimmtheit des

Denkens oder als Konstitutionslehre des Seins auffasst, das Vermittlungsprob
lem von Sein und Denken.

Und genau in diesem Sinn hat Holz sie im Schlusskapitel seines systemati
schen Hauptwerkes für die materialistische Philosophie reklamiert und im
dritten Band von ,Aufhebung und Verwirklichung der Philosophie" einzulö
sen versucht Die Besonderheit seines Kategorienkonzepts besteht darin, dass
er im Kategorialen das Entsprechungsverhältnis von Denk- und Seinsform
und also den ,JDoppelcharakter der Kategorien in materialistischem Verständ
nis"^* auszudrücken versucht: „Kategorien sind Reflexionsgestalten. Sie re
flektieren das Reflexionsverhältnis von Sache und Begriff, von Sein und Den
ken. Insofern manifestiert sich in ihrem logisch-ontologischen Doppelaspekt
die Widerspiegelungsform des Begriffs, des Denkens. Die Kategorie ist die
Denkform, die als ihre Bestimmung die Seinsform enthält. (...) Für Katego
rien muss ihr materiales Äquivalent in re aufgesucht werden; das kann aber
nur im Blick auf das Spiegelbild der Sache, den Begriff, geschehen. (...) Dar
um ist die objektivistische Auffassung vom Gehalt der Kategorien, die in den
klassischen marxistischen Philosophiedarstellungen vorherrscht, nicht ausrei
chend, um der in den Kategorien zum Ausdruck kommenden Subjekt-Objekt-
Dialektik gerecht zu werden."^^ Damit ist das Problem bezeichnet, das Holz
in der Anlage einer dialektisch-materialistischen Kategorienlehre in .Aufhe
bung und Verwirklichung der Philosophie" reflektiert. Indem er der Rekon
struktion des marxistischen Denkens im 19. und 20. Jh. den Entwurf einer sol

chen Kategorienlehre folgen lässt, kennzeichnet er ein Begründungsdesiderat
der materialistischen Dialektik und den Anspruch der Widerspiegelungstheo
rie, diese Begründung einer marxistischen Philosophie leisten zu wollen. An
diesem irnd vor allem an diesem Anspruch muss die Diskussion der Wider-
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spiegelungstheorie und ihrer Bedeutung für den Marxismus sich orientieren,
will sie nicht am Grundanliegen von Holz vorbeireden und die alten Missver
ständnisse reproduzieren, die aus der erkenntnistheoretischen Verengung des
Widerspiegelungsbegriffs im klassischen Marxismus herrühren.

Holz schreibt zu einem spiegeltheoretisch fundierten Kategorienbegriff, dass
„eine materialistische Kategorienlehre (...) das Verhältnis von Daseins- und
Aussageformen im Rahmen des Widerspiegelungstheorems ohne Schwierig
keiten bestimmen" kann^^, und das deshalb, weil in der Spiegelmetapher die
Verschränkung von Sein und Denken strukturell schon gedacht ist. Genau die
se Verschränkung indes ist das Kernproblem der Kategorienlehre:, Jene All-
gemeinbegrifife, in denen nicht nur das Anderssein des Begriffs gegenüber der
Sache, sondern zugleich der Ursprung des Auseinandertretens von Sache und
Begriff ausgedrückt ist, sind Kategorien. Sie sind Denl^ormen, die an sich
selbst das Indiz tragen, als solche zugleich Seinsformen zu sein. Während von
Begriffen gesetzt wird, dass sie dem von ihnen gemeinten Gegenstand bezie
hungsweise der von ihnen bezeichneten Gegenstandsklasse entsprechen, ist
den Kategorien die Vermitteltheit ihres begrifflichen Inhalts mit ihrem gegen
ständlichen Gehalt, also der sie generierende Prozess der Subjekt-Objekt-
Verschränkung, inhärent."^'* Im Kategorienbegriff versammeln sich wesentli
che systematische Aspekte der Philosophie von Holz, die im Widerspiege
lungstheorem strukturell gedachte Verschränkung von Sein und Denken eben
so wie der Gedanke, dass Denken eben kein objektives Abbild, sondern die
perspektivische Darstellung von Wirklichkeit ist: ,JDer Begriff ist nicht der
Spiegel der Sache, sondern ihr Spiegelbild, die gespiegelte Sache. Die spie
gelnde Fläche, die Spiegelebene, auf der (bzw. in der) die gespiegelte Sache
als sie selbst erscheint, zeigt diese gemäß der Stellung des Spiegels in einer
bestimmten Perspektive und jedenfalls prinzipiell immer nur in der Vorderan
sicht. Der Spiegel repräsentiert die Sache unter einem Gesichtspunkt, man
kann auch sagen in einer Bedeutung. Genau dies tut die Kategorie. Sie reflek
tiert die Sache als Begriff in einer bestimmten Bedeutung."^®
Und schließlich lässt sich aus der Kategorienkonzeption auch Holzens Begriff
der Philosophie fassen: „Sagen wir nun, dass die logische Struktur des Spie
geins auf genau bestimmbare Weise der logischen Struktur des Verhältnisses
von Sein und Denken entspricht, so dass wir dieses unanschauliche Verhältnis
mit einer notwendigen Metapher als Widerspiegelung kennzeichnen können,
dann haben wir auf dem Boden der Grundfrage der Philosophie die konstituti-
ve Rolle des Widerspiegelungstheorems für den Status der Philosophie ausge
sprochen. Philosophie ist Spiegeldenken - nicht nur Denken als Widerspiege
lung, das ist jedes Denken, sondern Denken der Widerspiegelung, also Den-

23
Holz, Aufhebung und Verwirklichung der Philosophie, a.a.O., Bd. 3, S. 97

^'^Ebd., S. 126
^^Ebd., S. 167
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2Ä
ken des Denkens, Reflexion der Reflexion, der Widerspiegelung. Holz re
formuliert an dieser Stelle in der Widerspiegelungstheorie einen klassischen
und deshalb auch einen emphatischen Begriff der Philosophie - allerdings
vom Kopf auf die Füße gestellt. Aber auch als , Spiegeldenken' bleibt die Wi
derspiegelungstheorie Philosophie im klassischen Sinn: Grundlegung eines
Weltmodells im Denken. Die Bedeutung des ebenso umfang- wie facettenrei
chen Werks von Hans Heinz Holz für den Marxismus zu ermessen ist eine

Aufgabe, die nur von Vielen geleistet werden und - das würde seinem Selbst
verständnis sehr entgegenkonunen - nur in der Pluralität verschiedener Per
spektiven geschehen kann, ein Prozess, in dem sich diese Bedeutung iteriert.
Ein zentrales Verdienst für die marxistische Philosophie kann immerhin fest
gehalten werden: Holz hat auf das Problem der Begründbarkeit materialisti
scher Dialektik hingewiesen, das Desiderat benannt und im Widerspiege
lungstheorem ein Modell vorgelegt, wie diese Begründung geleistet werden
könnte. Diesem Versuch kann man zustimmend oder ablehnend gegenüber
stehen: In jedem Fall zwingt er uns zu einer kritischen Reflexion auf die Be
dingungen der Begründbarkeit marxistischer Philosophie. Man muss schon
einmal zur Kenntnis nehmen, dass das letzte Wort von „Weltentwurf und Re

flexion" die immerwährende Philosophie ist, die sich in jeder philosophischen
Gestalt fortbestimmt, weil »jedes Ziel im Bndlichen nur der Anfang eines
neuen Weges ist. In diesem Wissen bildet sich - nun auch in einem neu ge
wonnenen Sinn - die philosophia perennis."

Ebd., S. 257
27

Holz, Weltentwurf und Reflexion, a.a.O., S. 606



Elke Steven

Occupy Democracy'

Zur Bedeutung des Versammlungsrechts

Von New York ausgehend verbreitete sich die Occupy-Bewegung über die
Weit. Der Slogan „We are the 99%" und der Ruf nach „wirklicher Demokra
tie" kennzeichnen die Bewegung wie auch ihr Zelten auf öffentlichen Plätzen.
Überall wurden sie mehr oder weniger schnell Opfer polizeilicher Gewalt.
Hierzuland sind staatliche Ordnungsbehörden aktuell vor allem dazu überge
gangen, Zelte, Stühle, wärmende Decken und Unterlagen zu verbieten, um es
Protestierenden so unbequem wie möglich zu machen.

Das „Blockupy"-Verbot in Frankfurt am Main

Als ein breites Bündnis von Gruppen und Organisationen unter dem Namen
,31ockupy" im Mai 2012 zu Protesten gegen die europäische Krisenpolitik
und die Verarmung breiter Bevölkerungsgruppen in der EU aujfrief, versuchte
die Stadt Frankfurt, die Innenstadt gänzlich für Versammlungen zu sperren.
Das Ordnungsamt erließ ein Versammlungsverbot für Blockupy, das auch für
alle anderen Versammlungen in der Stadt gelten sollte, und teilte mehr als 400
Bürgem und Bürgerinnen mit, dass sie zugleich ein Aufenthaltsverbot für die
gesamte Innenstadt hätten. Die Stadt Frankfurt befürchtete, von diesen Protes
ten gingen schwerwiegende Gefahren für die Stadt aus. Die Vielzahl der De
monstrierenden und die beabsichtigten Blockaden könnten den „Frankfurter
Einwohnern und den hier Geschäflsansässigen sowie den Reisenden und allen
übrigen Menschen, die sich an diesen Tagen in die Frankfurter Innenstadt be
geben (...) in Abwägung ihrer ebenfalls schützenswerten Grundrechte nach
Artikel 2 (Freiheit der Person), 4 (Gewissensfreiheit), 12 (Berufsfreiheit), 14
(Eigentum; alle Erläuterungen durch d.Verf.) des Grundgesetzes nicht zuge
mutet werden", teilte sie in den Verbotsverfügungen mit. Insbesondere wurde
befürchtet, die Funktionsfähigkeit der Europäischen Zentralbank wie auch an
derer Banken könnte beeinträchtigt werden. Auch wenn verschiedene Klagen
zur Aufhebung der Aufenthaltsverbote und zur Genehmigung zumindest einer
Demonstration an einem Samstag führten, stellt sich die Frage, wie es in den
sogenannten demokratischen Staaten um die Demokratie steht?

„Wehrhafte Demokratie"

Betrachten wir die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, so wird deut
lich, dass schon das Grundgesetz von Anfang an geprägt war vom Misstrauen
gegenüber den Bürgem, von der Abwehr dessen, was nicht zur bürgerlichen

^ Erweiterter Diskussionsbeitrag zum Eröffiiungs-Panel der Blockupy-Veranstaltung „Occupy
Democracy" in Frankfurt/M. am 20. Oktober 2012.
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Mitte gehört. Die Freiheitsrechte als Schutzrechte gegenüber dem Staat sind
zentral, die Beteiligungsrechte der Bürger eingeschränkt und mit Vorbehalten
versehen. Am deutlichsten wird dies an dem das Grundrecht auf Versamm

lungsfreiheit einschränkenden 2weiten Absatz des Art. 8 GG. Ein einschrän
kendes Gesetz für Versammlungen „unter freiem Himmel" wurde schon mit
der Gewährung des Grundrechts legitimiert.

Aus den Erfahrungen der Weimarer Republik sollten Konsequenzen gezogen
werden. Um den neuen „demokratischen" Staat zu schützen, sollten alle Mei
nungen, alle Bestrebungen ausgegrenzt, bekämpft und verboten werden, die
nicht dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundordnung (fdGO) ent
springen. Nach den dreizehn Jahren nationalsozialistischer Herrschaft, nach

von Deutschland ausgehendem Terror und Mord, wurde trotz alledem im Kal
ten Krieg der Kommunismus zum eigentlichen Feindbild der Bundesrepublik
Deutschland. Der Feind steht links, war die Devise. Die Bürger und Bürgerin
nen standen unter Verdacht. Schnell war die Rede von der „streitbaren" und

„wehrhaften" Demokratie. Die auf die Formel „freiheitlich demokratische

Grundordnung" reduzierte Verfassung gelte es zu verteidigen. Von St. Just,
dem Jakobiner der Französischen Revolution, wurde die Floskel „Keine Frei

heit den Feinden der Freiheit" übernommen.

Parteienverbote, Berufeverbote, Versammlungsverbote, Beobachtung (und
Kriminalisierung) von angeblichen Extremisten - das waren die Mittel, um
das potentiell Abweichende auszugrenzen. Und sie bleiben auch aktuell zent
rale Formen da* Bekämpfung Andersdenkender.

Diejenigen, die sich kritisch mit der Vergangenheit der dreizehn Jahre natio
nalsozialistischer Herrschaft auseinandersetzten und die Kontinuitäten veröf

fentlichten, bekamen die „Wehrhaftigkeit" schnell zu spüren. Wer die autori
täre, patemalistische Adenauer-Republik kritisierte oder gar sich positiv auf
die im Grundgesetz vorgesehenen Möglichkeiten der Sozialisierung von Ei
gentum bezog, stand unter dem Verdacht, die Verfassung infi^age zu stellen.
Dies ist jedoch keinesfalls verfassungswidrig, wie die Artikel 14 und 15 des
Grundgesetzes belegen^. Im KPD-Verbot vom 17. August 1956 unterschied
das Gericht immerhin zwischen einer „verfassungsfeindlichen Zielsetzung",
die nicht verfassungswidrig sei, und einer „verfassungsfeindlichen Betäti
gung". Auch diese werde erst verfassungswidrig, wenn sie „grundsätzlich und

Art. 14 GG: (1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken

werden durch die Gesetze bestimmt. (2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich
dem Wohle der Allgemeinheit dienen. (3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemein
heit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und
Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Inte

ressen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädi
gung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. Art. IS GG:

Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesell
schaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigen
tum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung
gilt Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.
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dauernd tendenziell auf die Bekämpfung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung gerichtet" ist (BVerfGE, Bd. 5, S. 85 Das nun angebahnte
Parteienverbotsverfahren gegen die NPD lässt befürchten, dass nun erneut ein
undemokratisches Zeichen gesetzt wird. Meinungen bekämpft man nicht mit
Verboten, gegen Straftaten geht man dagegen mit geeigneten strafrechtlichen
Mitteln vor. Schlimmer noch ist, dass zugleich die Gefahren, die von Antise
mitismus, Fremdenfeindlichkeit und Nationalismus ausgehen und die in der
Mitte der Gesellschaft angesiedelt sind, zugedeckt und nicht bearbeitet wer
den. Das Parteienverbot kann auch als Versuch verstanden werden, sich mit

den tatsächlichen gesellschaftlichen Problemen nicht auseinanderzusetzen.
Die um sich greifende, regierungsamtlich geforderte Gleichsetzung der „Ex
tremismen", die es zu bekämpfen gelte, macht zugleich dieses Staatsverständ
nis von der „wehrhaften Demokratie", die präventiv abweichende Meinungen
kriminalisiert, sehr deutlich.

Die Identifikation mit diesem Staat wird gefordert, grundsätzlicher Wider
spruch soll ausgegrenzt werden. Und auch die Verteidiger von Kritik am Staat
machen oft den Fehler, Staat und Demokratie gleichzusetzen, jeden funda
mentalen Widerspruch auf Konsensfahigkeit und Integration in die bestehen
den Machtverhältnisse zu verpflichten. Miguel Abensour hat in seinem Buch
„Demokratie gegen den Staat"^ dagegen auf gnmdsätzliche Widersprüche
aufrnerksam gemacht. Es gebe keine zwingende Übereinstimmung zwischen
Staat und Demokratie, ja der unvorstellbare Begriff der „staatlichen Demokra
tie" offenbare sogar, wie wenig beides zusammengehe. „So als würde sich in
diesem Widerstand in der Sprache ein tiefgreifender, untergründiger, implizi
ter Gegensatz zwischen Demokratie und Staat offenbaren Seine Gedan
ken, abgeleitet vom fifrhen Marxschen Werk, lassen Demokratie anders ver
stehen, lassen die Rebellion der Vielheit von Bürgern und Bürgerinnen gegen
den Staat als ständigen Widerspruch gegen Herrschaft begreifen. ,J)ie Zivil
gesellschaft zu repolitisieren heißt somit, die Möglichkeit einer politischen
Gemeinschaft außerhalb des Staates und gegen ihn zu entdecken."

Es gilt, das demokratische Potenzial einer Politik der Straßen und Plätze zu
begreifen und gleichzeitig zu erkennen, dass die rebellierende Demokratie
vom „anarchischen Reflex" gegen jede Herrschaft geprägt ist. Die rebellie
rende Demokratie bekämpft den herrschenden Staat und zugleich schon die
neu entstehenden Herrschaftszusammenhänge.

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit als „Luftröhre
der Demokratie"

Demonstrationen werden seit jeher von den Herrschenden gefurchtet. Deshalb
ersinnen sie immer neue Möglichkeiten, dieses Grundrecht einzuschränken.

3
Abensour, Miguel: Demokratie gegen den Staat, Berlin 2012.

4
Abensoiu*, Miguel: Die rebellierende Demokratie. In: Blätter fiir deutsche und internationale
Politik, Mai 2012.
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Wie zentral das Versammlungsrecht ist, wissen diejenigen, die fundamentale
Kritik an den bestehenden Verhältnissen äußern.

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit aus Art. 8 GG, verbunden mit dem
Grundrecht auf Meinungsfreiheit (Art. 5 GG), gehört zu den wenigen im
Grundgesetz garantierten Möglichkeiten der Bürger und Bürgerinnen, sich
unmittelbar direkt öffentlich und politisch zu äußem. Es garantiert ihnen das
Recht, Einfluss auf die politische Diskussion zu nehmen. Ansonsten blieben
sie Stimmvieh für die Wahlen. Dieses Grundrecht schützt vor allem die An

dersdenkenden, denn sie, nicht diejenigen, die mit dem mainstream überein
stimmen, bedürfen diesen Schutzes. Das Demonstrationsrecht gehört so zu
den wenigen radikaldemokratischen Ansätzen und Korrektiven der repräsenta
tiv stark verdünnten Demokratie bundesdeutschen Musters.

Zweifel an der uneingeschränkten Geltung eines Grundrechts, dessen Inan
spruchnahme fast zwangsläufig für Unruhe sorgt, kommen schon im Grund
gesetz zum Ausdruck. Zwar haben „alle Deutschen" „das Recht, sich ohne
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln" (Art.
8, 1 GG), aber Absatz 2 lässt bereits Einschränkungen für „Versammlungen
unter freiem Himmel" zu. Eine solche Beschränkung beschloss das Parlament
schon 1953 mit dem Versammlungsgesetz, das Demonstrationen als staatli
ches Sicherheitsrisiko vorstellt, die es zu kontrollieren und zu beschränken

gelte. Immerhin beschränkt das Versammlungsgesetz das Grundrecht nicht
mehr auf die Staatsangehörigen, wie es das Grundgesetz noch tut. Aber an
sonsten haben dieses Gesetz und seine Fortschreibungen vor allem zur Ein
schränkung des Grundrechts beigetragen. Seit der Föderalismusreform dürfen
nun die Bundesländer eigene Versammlungsgesetze erlassen. Diese föhrten
bisher immer zu weiteren Einschränkungen des Grundrechts.

1985 hat das Bundesverfassungsgericht in seinem so genannten Brokdorf-
Beschluss deutlich gemacht, dass Versammlungen das Lebenselixier der De
mokratie sind. Es stellte fest: „Sie (Versammlungen) bieten ... die Möglich
keit zur öffentlichen Einflussnahme auf den politischen Prozess, zur Entwick
lung pluralistischer Initiativen imd Altemativen oder auch zu IGitik imd Pro
test ...; sie enthalten ein Stück ursprünglich ungebändigter unmittelbarer De
mokratie, das geeignet ist, den öffentlichen Betrieb vor Erstarrung in geschäf
tiger Routine zu bewahren." (BVerfGE 69, 315) Politik und Polizei loben
seitdem das Grundrecht - um es im nächsten Schritt bis zur Unkenntlichkeit

einzuschränken.

Versammlungen haben prinzipiell das Potential - pathetisch formuliert - den
„Umsturz", die Revolte einzuleiten. Sie sind Stachel in dieser sonst recht leb

losen repräsentativen Demokratie. Angesichts des arabischen Frühlings ist
dies emeut sichtbar geworden.

Dieses Potential, das im Versammlungsrecht steckt, die Dynamik, die von ver
sammelten Bürgern und Bürgerinnen ausgeht, ist der Grund, warum das Recht
ständig umstritten ist, warum der Staat immer wieder - auch rechtswidrige -
Verbote erteilt oder mit physischer Gewalt gegen Demonstrierende vorgeht.
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Das Versammlungsverbot für die ganze Stadt Frankfurt über mehrere Tage im
Mai 2012 ist ein Zeichen für diese staatliche Abwehr gegenüber den selbst-
bewussten Bürgern und Bürgerinnen. Es muss als die Außerkraftsetzung von
Demokratie, die Okkupation des öffentlichen politischen Raums durch den
Staat verstanden werden.

Demonstrationen sind keine geordneten »A^ufeüge", auch wenn dieser Begriff
noch immer verwandt wird. Sie leben von der Vielfältigkeit der Ausdrucks
formen, die nicht zuletzt im Kampf um die mediale Wahrnehmung gewählt
werden. So gibt es vielfältige legitime Aktionsformen. Auch Aktionen zivilen
Ungehorsams, Aktionen in der Tradition des gewaltfreien Widerstands, Re
gelverletzungen, Blockaden, Besetzungen stehen unter dem Schutz des
Grundrechts. Die Wahrnehmung dieses Grundrechts hat sich im Verlauf der
Jahrzehnte grundlegend verändert. Erst Ende der 1960er und in den 1970er
Jahren entstand allmählich eine selbstbewusste Form der Wahrnehmung des
Demonstrationsrechts. Und ohne die manchmal aufmüpfig-selbstbewusste In
anspruchnahme des Grundrechts wäre es 1985 wohl kaum zu dem grundle
genden Beschluss des Bundesverfassimgsgerichts (BVerfG) gekommen, mit
dem dieses das Grundrecht gegen politisch-polizeiliche Übergriffe zu schüt
zen versuchte. Seitdem sollte jede Ordnungsbehörde wissen, dass dieses
Grundrecht nicht einfach gegen andere Rechte, Bedürfiiisse und Wünsche
aufgerechnet werden kann. Für Auflagen oder gar Verbote gelten hohe Hür
den. Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit müssen konkret und präzise
nachgewiesen werden, um Verbote auszusprechen. Allgemeine Störungen im
alltäglichen Ablauf müssen hingenommen werden. Tatsächlich aber sind die
Auseinandersetzungen um die Wahrung des Grundrechts und die ordnungspo
litischen Versuche, das Versammlungsrecht auszuhebein, Alltag in der Bun
desrepublik Deutschland geblieben.

Die repolitisierte Zivilgesellschaft

Im Mai 2012 in Frankfurt hat sich auch gezeigt, dass die Versammlungsverbote
nicht alle abgeschreckt haben. Viele Bürger und Bürgerinnen waren trotz allem in
der Stadt unterwegs und kamen sogar mit Bussen. Sie haben ihre Anliegen vorge
bracht. Musik, Verkleidung, kleine Theaterstücke haben die Stadt belebt.

In den Bündnissen der letzten Jahre haben auch viele Organisationen gelernt,
solidarisch zu handeln, die Gemeinsamkeiten in den Vordergrund zu stellen und
mit den Differenzen produktiv umzugehen. Mit dem Protest gegen den G 8-
Gipfel in Heiligendamm wie zuletzt mit ,31ockupy" (http://blockupy-
frankfurt.de/) in Frankfiirt sind die Erfahrungen mit der Kooperation in einem
breiten Bündnis gewachsen. Man bezieht sich aufeinander und ist sich darin
einig, dass Menschen durch den Protest nicht geföhrdet werden dürfen. So
schwer es manchmal ist, die Haltungen und Ansatzpunkte der „anderen" zu
verstehen, man lässt sich nicht auseinanderdividieren. Gelingt dies, wird umso
deutlicher, wie gewalttätig der Staat ist. Gewalt in den Mitteln von Schlag
stock bis Pfefferspray, Gewalt aber erst recht in der Form von Verboten.
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Die größer werdende Verletzung sozialer Rechte, die größer werdende Kluft
zwischen Arm und Reich macht es umso notwendiger, Bündnispartner zu su
chen und sich allen Versuchen der Herrschenden, die Zusammenschlüsse aus-

einanderzudividieren, zu widersetzen. Denn der Staat wird gegen Proteste
immer wieder machtvoll vorgehen.

Robert Katzenstein online

Am 19. Februar 2013 wäre Robert Katzenstein (1928 - 2006) fünfundachtzig Jahre alt
geworden. Seine Lebensleistung bestand in der Analyse der politischen Ökonomie des
konstanten fixen Kapitals, angeleitet von gründlicher Kenntnis des Marxschen „Kapi
tal" und der Weiterentwicklung der dort angewandten Methode unter den Bedingungen
des 20. Jahrhunderts.

In den sechziger Jahren legte er empirische Untersuchungen zur Investitionstätigkeit
und der dadurch sich verändemden organischen und technischen Zusammensetzung
des Kapitals, insbesondere in Deutschland, vor. Den theoretischen Ertrag dieser Stu
dien bilden seine beiden Bücher:

Die Investitionen und ihre Bewegung im staatsmonopolistischen Kapitalismus. Zu ei
nigen Fragen der Reproduktion des fixen Kapitals, der zyklischen Bewegung der Ge
samtproduktion und des technischen Fortschritts in Westdeutschland nach dem Kriege.
Westberlin 1967. (Erstveröffentlichung: Akademie Verlag Berlin - DDR 1967)

und:

Technischer Fortschritt - Kapitalbewegung - Kapitalfixierung. Einige Probleme der
Ökonomie des fixen Kapitals unter den gegenwärtigen Bedingungen der Vergesell
schaftung der Produktion im staatsmonopolistischen Kapitalismus. Berlin 1974. (Erst
veröffentlichung: Akademie- Verlag Berlin - DDR 1970)

In den siebziger Jahren war er einer der Debattanten in der Auseinandersetzung um die
Tragfähigkeit der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus.

Hinzu kamen - bis 1998 - zahlreiche tagespolitische Beiträge unter Anwendxmg seines
ökonomietheoretischen Ansatzes.

Die Schriften Robert Katzensteins - in Buchform vergriffen, als Artikel verstreut und
schwer auffindbar - sind nunmehr wieder zugänglich imter der Internet-Adresse
http://www.robert-katzenstein.de/. Bei ihrer Sammlung haben wir uns um Vollständig
keit bemüht. Sollten weitere Texte gefunden werden, die uns noch unbekannt sind, wä
ren wir für Mitteilung an die auf der Website angegebene Adresse dankbar.

Georg Fülberth, Christa Revermann, Alfred Skambraks, Urte Sperling



Jörg Wollenberg

Basisdemokratie und Arbeiterbewegung

Aus Anlass der Festschrift für Günter Benser (Teil II)*

Historische Vorläufer

,^och ist Deutschland nicht verloren/ Ob auch Willkür drückt/. Und die Frei

heit, kaum geboren,/ Man im Keim erstickt". So wandelte Rudolf Lohbauer
die polnische Hymne um, um die politischen Verhältnisse im Gefolge der Ju
lirevolution von 1830 zu beschreiben. Lohbauer gehörte zu den demokratisch
revolutionären Dichtem Deutschlands, zu den nichtproletarischen Kräften. Ih
nen widmete das Autorenkollektiv um den Jenaer Historiker Dieter Fricke ein

solides Handbuch für die Zeit von 1830 bis 1945, ergänzt um ein mehrbändi
ges Lexikon zur Parteiengeschichte der bürgerlichen Parteien und Verbände.
Hierauf könnte man zurückgreifen, um die aktuelle Diskussion um Bürgerpro
teste und direkte und kämpferische Demokratie mit weiteren Bänden zur his
torischen Dimension basisdemokratischer Prozesse fortzusetzen. Dabei sollten

auch die Anhänger der Graswurzelrevolution ebenso wenig vergessen werden
wie die Arbeiten zur Geschichte von unten, mit den Geschichtswerkstätten

und ihrer Behandlung von sozialen Bewegungen, zu Alltag und Politik in der
Neuzeit. Auch hier übernahm einst das Institut für Wirtschaftsgeschichte an
der Akademie für Wissenschaften der DDR eine Vorreiterrolle. Denn der

Gründungsdirektor des Instituts, Jürgen Kuczynski, publizierte seit den
1940er Jahren im englischen Exil nicht nur eine „Geschichte der Lage der Ar
beiter unter dem Kapitalismus von 1789 bis zur Gegenwart, die er 1972 mit
dem 38. Band in seinem inzwischen abgewickelten Berliner Institut abschloss.
Dieses Opus magnum wurde in den 1980er Jahren in direkter Anlehnung an
die Befunde zur Lage der Arbeiter um eine sechsbändige Ausgabe zur All
tagsgeschichte des deutschen Volkes von 1600 bis 1945 ergänzt, um die Auf
merksamkeit nicht nur der Historiker auf die elementaren materiellen Bedürf

nisse und Gegebenheiten des alltäglichen Volkes zu lenken. Denn ,JCohle war
nicht alles". So betitelt eine Gruppe der von der Zunft als „Barfußhistoriker"
diffamierten Bürger und Kulturarbeiter ihr ,JIochlarmarker Lesebuch" von
1981, um mit den Bergarbeitern und ihren Frauen aus Recklinghausen ihre
Geschichte aufeuschreiben. „Grabe, wo Du stehst" und lasse dich nicht unhin-

terfi^gt von oben berieseln. „So wie die Verhältnisse jetzt sind, dürfen und
können sie nicht bleiben. Wohlan denn, legt Hand ans Werk, auf das es wach
se und gedeihe", forderten die Zigarrenmacher von Mannheim und Heidelberg
schon 1848. Und es ist kein Zufall, dass seit der „Jakobinerfrage" bürgerliche

Rainer Holze/Siegfried Prokop (Hrg.), Basisdemokratie und Arbeiterbewegung. Günter Benser
zum 80. Geburtstag, Karl Dietz Verlag, Berlin 2012, 288 S., 19,90 Euro. Teil I dieses Beitrags
erschien in Z 92, Dezember 2012, S. 145-151.
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Revolutionen und Volksbewegungen eine zunehmende Aktualität gewannen.
Der Aufstand der Bürger verpflichtete deshalb die Vordenker der linken Be
wegung von Marx und Engels bis zu Luxemburg, den Begriff und die Ereig
nisse der bürgerlichen Revolutionen ernst zunehmen Auch die Anarchisten
von Kropotkin bis zu Bakunin oder die Vertreter von „Glasnost" thematisie
ren das ambivalente Verhältnis zur bürgerlichen Revolution. Der alte Mann
aus den Reihen der oppositionellen Kommunisten, Theodor Bergmann, sah
sich deshalb im Sammelband für Günter Benser gezwungen, noch einmal
grundsätzlich über das Verhältnis von bürgerlicher Demokratie zum Stalinis
mus und Faschismus nachzudenken. Dabei wählte er das Postulat von Emst

Bloch zum Aufhänger seiner kritischen Auseinandersetzung mit den Defiziten
des Demokratieverständnisses in der DDR: ,JCeine Demokratie ohne Sozia
lismus, aber auch kein Sozialismus ohne Demokratie". Eine Forderung als
Ausgangspunkt, die den großen Trümmerhaufen des DDR-Sozialismus und
des Stalinismus als Aussichtsturm nutzen könnte, um daraus Lehren zu ziehen

für die noch einzulösenden Voraussetzungen zur Realisierung einer sozialisti
schen Demokratie, die bürgerliche Freiheiten und den Schutz von Minderhei
ten garantiert. Es muss überraschen, dass Theodor Bergmann dabei die Links
sozialisten und Austromarxisten unerwähnt lässt, die sich mit seiner Gruppe

der oppositionellen Kommunisten (KPO) von der Grundüberzeugung leiten
ließen: Eine parlamentarische Demokratie bleibt so lange bedroht, wie die
Demokratisierung der Gesellschaft nicht realisiert worden ist. Unter Demokra
tisierung der Gesellschaft verstanden sie mit Otto Bauer und Max Adler bis zu
Wolfgang Abendroth, Aima Siemsen und Walter Fabian stets die Transforma
tion der kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse in eine sich selbstbestimmen
de sozialistische Gesellschaft.

Brüche, Anknüpfungen und Lehren nach 1945

1933 ging die Erinnerung an diese linksrepublikanische Utopie verloren.
Grund genug, um noch einmal an diese verschütteten Traditionen aus Weimar
zu erinnern, die das in der Paulskirche von 1848 begonnene Werk wiederauf
nahmen und vollenden wollten und die nach 1945 vergeblich für eine basis
orientierte Erneuerung der einheitlichen Arbeiterbewegung plädierten. „1848
aber, 1918 gleichfalls neu beschworen", konstatiert Wolfgang Schivelbusch in
seiner ,dCultur der Niederlage", „wurde nicht, wie von den Vätern der Repu
blik erhofft, die in Sieg verwandelte, sondern die erneuerte und damit eigent
lich verdoppelte Niederlage. Erst nach dem nochmaligen Zusammenbruch
1945 und dem spurlosen Verschwinden jeglichen nationalen Anspruchs er
wies sich das Modell von 1848 als geeignet, wenngleich nach wie vor jeden
Charismas entbehrende Geschäftsordnung des Unternehmens Bundesrepu
blik" (2001, S. 293f). Und vergessen wir nicht mit Günter Benser hinzuzufü
gen: Auch die späteren Gründer der DDR erklärten in dem Berliner KPD-
Aufruf vom 11. Juni 1945 programmatisch, „die bürgerlich- demokratische
Umbildung, die 1848 begonnen wurde, zu Ende zu führen". Dieses Bekennt
nis zur parlamentarischen Republik schloss ausdrücklich die Ablehnung des
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Sowjetsystems als Modell ein. Sie verbanden dieses Ziel mit einer deutlichen
Selbstkritik: „Wir deutschen Kommunisten erklären, dass auch wir uns schul

dig fühlen". Deshalb darf es keine Wiederholung der Fehler von 1918 geben.
Der Wunsch nach einem umfassenden Bündnis für den Neuanfang war nach
den großen Geschichtsbrüchen von 1917/18 imd von 1945 nicht nur in dem
gespaltenen sozialistischen Lager groß. Eine der Lehren aus der Selbstpreis
gabe und Zerschlagung der Weimarer Republik bestand für viele darin, nach
der Befreiung vom deutschen Faschismus nicht nur zu einer antifaschistischen
Einheitsfront zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten aufeurufen, son
dern neben der SAP/KPO und dem ISK die unterschiedlichen gewerkschaftli
chen Gruppierungen und Kirchen wie auch bürgerliche Intellektuelle mit ein-
zubeziehen. Dazu ein wenig bekanntes Beispiel: Der von den katholischen
Sozialisten und Herausgebern der Frankfurter Hefte, Walter Dirks und Eugen
Kogon, am 29. Mai 1945 ausgerufenen Schulterschluss zwischen Katholiken
und Protestanten mit den Linksparteien im Rahmen eines Zwölf-Punkte-
Programm der „Sozialistischen Einheitspartei Deutschland" sollte in Frank
furt/Main an den sich wieder herausbildenden alten Konfessionsgleisen und
überkommenden Parteistrukturen schnell scheitern.* Für viele der Buchen
waldhäftlinge war das die Enttäuschung der Jahre 1946/47. So schrieb Paul
Jagenburg (KPD) am 17. März 1946 aus Bielefeld an den Magdeburger Sozi
aldemokraten Emst Thape, Mitverfasser des ,3uchenwalder Manifestes für
Frieden, Freiheit und Sozialismus" vom April 1945 und Mitgründer der SED,
der später in das Büro Schumacher wechseln sollte und in Hannover das Ost

büro der SPD mit gründen half: „Gegen die dort durchgeführte Einheitspartei
habe ich mancherlei Bedenken. Nicht dass ich gegen die Einheit der Arbeiter
und aller sozialistisch eingestellten Menschen in Deutschland wäre. Aber mir
scheint eine Aktionseinheit aus verschiedenen Gründen richtiger. Außenpoli
tisch bedeutet die dortige Einheitspartei ein Festlegen auf eine äußere Macht.
Darin liegt die Gefahr, dass wir in unserem gegenwärtigen Zustand völliger
Ohnmacht den außenpolitischen Interessen dieser einen Macht völlig ausge
liefert sind ... Innenpolitisch, oder richtiger ausgedrückt, parteilich gesehen,
sehe ich zweierlei Nachteile. Einmal die Möglichkeit, dass sich eine neue So
zialdemokratische Partei auftun wird aus den Angehörigen der jetzigen SPD,
welche mit der befohlenen Einigung nicht einverstanden sind (unser alter La
ger-Kamerad Hermann Brill hat den SED-Ausschuss verlassen!); und zwei
tens, dass ein großer Teil der Volksgenossen, welche sich der SPD ange
schlossen haben würden, die bürgerlichen Parteien verstärken werden. Im
großen und allgemeinen gesehen, besteht nunmehr die Gefahr, dass der deut
sche Raum an der Elbe in zwei Teile geteilt wird, für uns kann es aber nur ei
ne Aufgabe geben, die Einheit des deutschen Raumes zu wahren." (Privatar
chiv Wollenberg) Das Scheitem des linksrepublikanischen Gründungsmythos

Walter Dirks, Die Zweite Republik- Zum Ziel und zum Weg der deutschen Demokratie von

Weimar und Bonn, in: Jörg Wollenberg (Hrg.), Von der Hoflhung aller Deutschen. Wie die
BRD entstand, Köln 1991, S. 326f.
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von 1945 in den vier Besatzungszonen war ein Thema, das die Vertreter aus
den Reihen der SAP früh nach den Konferenzen von Jalta und Potsdam prog

nostizierten. Und dennoch waren sie es, die sich nicht nur im Exil, sondern
auch in allen vier Besatzungszonen daran beteiligten, den ,3ruderkampf'
zwischen Sozialisten und Kommunisten zu begraben und eine allumfassende
Einheitspartei zu gründen, besonders intensiv in den alten SAP-Hochburgen
in Mitteldeutschland. Ihre Sorge, dass sich die gleichen Fehler, Versäumnisse
und Schwächen wiederholen könnten, hat sie immer wieder veranlasst, Fehler

in den eigenen Reihen zu kritisieren. In aller Schärfe gingen sie mit der Sozi
aldemokratie und den Gewerkschaften ins Gericht, als diese sich auf die Tole-
rierungs- und Aufilistungspolitik in Weimar eingelassen hatten; sie brand
markten ihre Unfähigkeit, die Gefahr des Hitler-Faschismus zu erkennen.
Obwohl auf kritische Solidarität eingeschworen, ließen sie sich nichts abkau
fen, wenn es um die Prinripien von Frieden, Freiheit und sozialer Gerechtig
keit ging. Auch nach 1945 zählten für sie nicht politische Richtungen, Partei
en oder die Geographie, wenn es um die Verteidigung der Menschenrechte
ging - ob in der BRD oder in der DDR und der UdSSR, in der Türkei oder in
Afghanistan, in Nicaragua oder in Südafiika, in Polen, der CSSR oder in den
USA, Lateinamerika und in Vietnam. Das erklärt zugleich ihr entschiedenes
Engagement für Frieden und Verständigung auf nationaler und internationaler
Ebene. So beteiligten sich z.B. ihre Repräsentanten in Westdeutschland um
Walter Fabian und Wolfgang Abendroth an den Auseinandersetzungen um die
Remilitarisierung und an der Kampagne „Kampf dem Atomtod" (1958) eben
so wie an den Kämpfen gegen die Notstandsgesetze (1968) und den sogenann
ten „Nachrüstungsbeschluss" (1982), der die Stationierung atomarer Erst
schlagwaffen in der Bundesrepublik vorsah. In seinem Engagement für Frie
den und Menschenrechte wurde z.B. der nach 1945 parteilose Fabian 1971
Vorsitzender der Deutsch-Polnischen Gesellschaft in der BRD und 1965 Mit

begründer und Vorsitzender der „Hilfsaktion Vietnam", weil - wie es in ei
nem Selbstzeugnis heißt - er es nicht ertragen konnte, wie Presse, Rundfunk
und Femsehen über die „barbarische Kriegsführung der amerikanischen Ge
neräle und die unsäglichen Leiden der vietnamesischen Frauen und Kinder"
hinweggingen. Fabian war auch bereit, wichtige Ehrenämter zu übemehmen,
die seinem Anliegen entsprachen - sei es als Ehrenpräsident des PEN (ab
1984), als Bundesvorsitzender der Humanistischen Union (1969-1973), als
Mitglied des Deutschen Presserates (1960-1976) oder als langjähriger Vorsit
zender der Deutschen Joumalisten Union in der IG Dmck und Papier (1958-
1963), der er früh den Weg zur Mediengewerkschaft ebnete. Stets der Aufklä
rung verpflichtet, zählte der Chefredakteur der „Gewerkschaftlichen Monats
hefte" (1957-1970) zu den Förderem des öffentlich-rechtlichen Rundfunksys
tems und eines verfassungskonformen Pressewesens.

Und dennoch behielt der unangepasste und ungebrochene Präsident des
Schutzverbandes Deutscher Schriftsteller bis in die sechziger Jahre seinen
Wohnsitz in der Schweiz. Im Oktober 1946 hatte er es abgelehnt, weder die
Chefredaktion der Leipziger Volkszeitung noch die der Frankfurter Rund-
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schau zu übernehmen. Denn auf den Bajonetten der Besatzungsmächte ließe
sich für ihn keine Demokratie aufbauen. Seine erste Reise nach Deutschland

fand erst im Oktober 1949 statt und selbstverständlich besuchte er immer wie

der seine alten politischen Freunde in der DDR wie Jacob Walcher, Klaus
Zweiling, August Siemsen, Heinrich Deiters oder Ruth und Max Seydewitz.

Man muss sich diesen heute vergessenen „sozialistischen Sokratiker, Sokrates
mit der Trikolore in der Hand" (Walter Jens), auch mit einer roten Fahne vor
stellen können. Denn die Vollendung der bürgerlichen Revolution von 1789
und 1848 und ihre Radikalisierung durch eine sozialistische Umgestaltung
von Wirtschaft und Gesellschaft, das war und blieb stets sein politisches Ziel.
Hier folgte er den Vorstellungen von Rosa Luxemburg. Und das war kein Zu-
fell: Drei ältere und enge politische Freunde Walter Fabians, Paul Levi, der
nach seinem Austritt aus der KPD den linken Flügel der SPD prägte, und Paul
Frölich, der Mitbegründer der KPD, später der KPD und erster Herausgeber
der Werke von Rosa Luxemburg, wie auch Kurt Rosenfeld, der mit Max Sey
dewitz 1931 jüngere Mitstreiter um die ,JGassenkampf-Gruppe" wie Otto
Brenner und Willy Brandt zur SAPD führte, hatten eng mit Rosa Luxemburg
zusammengearbeitet. So gesehen war Fabian ein „Luxemburgist". Immer
wieder hat er sich kritisch mit dem leninistischen Modell des Sozialismus aus

einandergesetzt und den Stalinismus bekämpft. Sozialismus ohne bürgerliche
Freiheiten - so seine Überzeugung - kann nur zu einer Entartungsform des
Sozialismus fuhren. Dabei hat er sich auf Rosa Luxemburgs Schrift ,JDie Rus
sische Revolution" berufen. Es ist für seine politische Biographie zweifelsoh
ne charakteristisch, dass er 1937 - nach seinem ,yAusschluss" aus der SAPD

wegen Differenzen in der Volksfi-ontpolitik in Paris, des Streits um die Stalin-
Prozesse sowie des Dissens in der Beurteilung der POUM in Spanien - die
Leitung der Exil-Gruppe ,JMeuer Weg" übernahm und Paul Frölich veranlass-
te, ,JDie Russische Revolution" mit bis dahin unterdrückten Passagen als Pro
grammschrift für diese neue Gruppe zu edieren. An dieser von Paul Levi
erstmals im November 1921 posthum veröffentlichten Arbeit Rosa Luxem

burgs schieden sich nach wie vor die Geister; derm Rosa Luxemburg hatte
schon 1918 aus der Gefängniszelle heraus Entartungsformen eines von oben
verordneten Sozialismus kritisiert und für eine autonome Gestaltung des De
mokratisierungsprozesses von unten plädiert: „Ohne allgemeine Wahlen, un
gehemmte Presse- und Versammlungsfreiheit, freien Meinungskampf erstirbt
das Leben in jeder öffentlichen Institution, wird zum Scheinleben, in der die
Bürokratie allein das tätige Element bleibt"(siehe dazu den Beitrag von Anne
lies Laschitza).

Unermüdlich traten die in der Tradition von Rosa Luxemburg denkenden und
handelnden Linkssozialisten auch nach 1945 für diese Prinzipien ein und plä
dierten für die Errichtung eines vereinigten, demokratischen, sozialistischen
Deutschland - als Kern der vereinigten sozialistischen Staaten von Europa,
hierbei dem Konzept der Internationalen Gruppe demokratischer Sozialisten
in Stockholm von 1942-45 um Kreisky, Brandt, Myrdal und Szende folgend.
,Auch ich träume manchmal davon", versicherte mir Fabian noch am 15. Ok-
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tober 1985, „dass es Deutschlands Bestimmung sein möge, den Abgrund zwi
schen Ost und West zu überbrücken, indem es die sozialistische Wirtschafts

basis des Ostens mit der politischen Demokratie des Westens verbindet."^

Kultur und Arbeiterbildung

Aber Fabian war nicht nur Journalist, Übersetzer und Literat, sondern auch
Theater- und Musikkritiker, vor allem ein basisorientierter Bildungsarbeiter
und Professor für Weiterbildung in Frankfurt, geprägt mit Rosa Luxemburg
von den Anhängem der Rätebildung und am Lebensende ermutigt - wie Lisa
und Wolfgang Abendroth - durch das Jahrhundertwerk zur Geschichte der
Arbeiterbewegung in Romanform: ,4)ie Ästhetik des Widerstands" von Peter
Weiss. Weil dieser Aspekt der basisorientierten Arbeiterbildung in dem Band
über Basisdemokratie und Arbeiterbewegung lediglich in Andeutungen vor
kommt, folgen hier einige kurze Bemerkungen. Wir verweisen dabei zunächst
auf den Roman von Peter Weiss, ergänzt um zwei Notizbücher mit Belegen
teilweise unbekannter Fundstellen aus den Archiven. Hier wird die Unerbitt

lichkeit des Terrors der Herrschenden eindrucksvoll und bedrückend be

schrieben, die als Hades-Wanderung, als Reise ins Infemo des faschistischen
Deutschland im dritten Band des Romans ihren Höhepunkt erreicht. Aber
schon der angestrengte Blick auf den Pergamonfries in Berlin erschließt am
Anfang des ersten Bandes den davor stehenden Illegalen der „Roten Kapelle"
unter der Oberfläche des schönen Scheins der harmonischen Formen die

Struktur der Geschichte als Klassenformation, als „Schlachtbank" und Bild

„ungeheuerster Opfer". Die Erkenntnis, der Gewalt von oben die gemeinsame,
vereinte Kraft der Unterdrückten entgegenzustellen und den Befreiungskampf
zu wagen, wird symbolisiert in der Figur von Herakles, der nur durch ein Na
menszeichen und die Tatze eines Löwenfells, das er als Umhang getragen hat
te, auf dem Pergamonfries bezeugt ist. Noch im letzten Satz des Romans wird
angesichts der gescheiterten Einheitsfr(mt gegen die terroristische Gewalt des
Faschismus diese Symbolfigur der vereinten Kraft der Unterdrückten angeru
fen: „und Heilmann würde Rimbaud zitieren, und Coppi das Manifest spre
chen, und ein Platz im Gemenge würde frei sein, die Löwenpranke würde dort
hängen, greifbar für jeden"^.
Arthur Rimbaud und Karl Marx stehen gleichzeitig nebeneinander. Sie wer
den zum Aufhänger des Nachdenkens über verschüttete Traditionen eines so
zialistischen Bildungsbegriffs, der nicht abhebt auf eine bloße Anhäufimg von
Wissen, sondem Bildungsarbeit initiiert zur Aufarbeitung und Vergegenwär
tigung der Vergangenheit - als notwendige Voraussetzung einer Politik der

Gespräch mit Walter Fabian am 15. Oktober 1985 in Nürnberg. Siebe dazu Jörg Wollenberg,
Walter Fabian-Brückenbauer der Linken, in: Arno Klönne u.a. (Hrg.), Fluchtpunkte. Das sozi
ale Gedächtnis der Arbeiterbewegung, Hamburg 2003, S. 126-154.

Siebe Jörg Wollenberg, Pergamonaltar und Arbeiterbildung. „Linie Luxemburg-Gramsci"-
Voraussetzung: Aufklärung der historischen Fehler" (Peter Weiss), Supplement der Zeitschrift
Sozialismus 5/2005, S. 1-37.
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»Befreiungsbewegungen in der verwandelten Welt" (Ästhetik, Bd. 3, S. 262),
für die die politischen Richtlinien, die 1917 und 1945 entwickelt wurden,
zweifelhaft oder ungültig geworden sind. Dabei setzt Peter Weiss auf die Ge
schichte „aus der Perspektive derer, die sich ganz unten befinden u[nd] dort,
Entbehrungen u[nd] Leiden auf sich nehmend, ihre Überzeugungen gewin
nen".'* Die Niederlage der organisierten Arbeiterbewegung im Faschismus
wird bei Weiss implizit mit zurückgeführt auf eine der Hauptlinien der mar
xistischen Arbeiterbildung von Wilhelm Liebknecht bis zu Edwin Hoemle -
und damit auf das Scheitem der von oben verkündeten Verflechtung von Bil
dung und Macht als Strategie zur Erlangung politisch-kultureller Hegemonie.
Weiss erkennt „im Scheitem der organisierten Arbeiterbewegung die Ge
schichte eines unausgeschöpften Bildungsvermögens der Unterworfenen. In
den ,J4otizbüchem" hält Weiss für den Schlussabschnitt des Romans fest:

„Linie Luxemburg-Gramsci - Voraussetzung; Aufklärung der historischen
Fehler - die lebendige kritische Wissenschaft, Ablehnung jeder Illusionsbil
dungen, Idealismen, Mystifikationen" (1981, S. 686). Wenn man Peter Weiss
richtig liest, ist diese ,JLinie Luxemburg - Gramsci" zu verlängem um die Kri
tiker einer „atavistischen Bevormundung" (Weiss) wie August Thalheimer,
Walter Benjamin, Emst Bloch, Karl Korsch, Bertolt Brecht oder Paulo Freire,
auf deren AÜ-beiten Weiss ebenfalls zurückgreift. Die eher verschütteten Traditi
onen dieser marxistischen Utopie verstehen Bildungsarbeit als Teil eines Be
freiungsprozesses „sozialistisch denkender Menschen" (Weiss). Sie gehen von
einer historischen, wissenschaftlichen und kulturellen Bildung aus, die Einbli
cke „in die soziale, ökonomische, kulturelle Gesamtheit" (Weiss) gewährt. Und
das nicht mit einem enzyklopädisch-positivistischen Ansatz, sondem als radi
kal-demokratischer Bildungsansatz, in dem sich der Bildungsbegriff mit einem
auf Selbsttätigkeit beruhenden Aneignungs- und Befreiungskonzept verknüpft,
der auf die Kraft der Selbstentfrltungspotentiale der Menschen setzt. Die radika
le Infragestellung und Selbstüberprüfüng der Arbeiterbewegung kann freilich in
der Bildungsarbeit nur dann gelingen, wenn „die Verbindung mit denen (herge
stellt wird), die vor uns am Werk gewesen waren. ... In diesem Siim sind wir
Traditionalisten, sagt Katz. An nichts Kommendes können wir glauben, wenn
wir Vergangenes nicht zu würdigen wissen" (Ästhetik, Bd. 2, S. 237).

Die Aneignung und Überwindung kapitalistisch verfasster Gesellschaftsstruk
turen ist also nur über die begreifende Wiederherstellung der Vergangenheit
zu erreichen. Das Begreifen der geschichtlichen Vollzüge eröffnet erst die
Voraussetzung dafür, dass wir die gesellschaftlichen Probleme der Gegenwart
verstehen. Insider erkennen sofort, dass dieser Hinweis auf eine konsequente,
auf selbständiges Denken, kritische Solidarität und politisches Handeln orien
tierte Bildungsarbeit direkt auf Rosa Luxemburg verweist. Die Aktualität die
ser Perspektiven lässt sich dort eher vermitteln, wo die Bedingungen dieser
Altemativen aufgegriffen und fortgesetzt werden konnten. Und das geschah
weniger in der Bildungsarbeit der KPD oder SPD, eher in der Rätebildung, in

Peter Weiss, Notizbücher 1971-1980,1. Bd., Frankfurt am Main 1981, S. 84.
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Bereichen der Metailgewerkschaft oder in der MASCH. Auch in den Kreisen
des Austromarxismus, der ,^assenkampfgruppe" knüpfte man in der Arbei
terbildung Weimars an historische imd aktuelle Modelle des Sozialismus an,
die dort ebenso emsthaft diskutiert wurden wie die Errungenschaften der sozi
alistischen Revolution in der UdSSR. Neben den der USPD nahestehenden

„Revolutionären Obleuten" der Berliner Metallarbeiter oder den mehrheitlich

zunächst zur USPD oder KPD tendierenden Arbeiterräten in den Hochburgen
der Arbeiterbewegxmg waren es die von Linksintellektuellen wie Anton Pan-
nekoek, Otto Rühle, Karl Schröder oder Alexander Schwab um 1920 gepräg
ten Organisationen, die anstelle zentralistischer Gewerkschaften auf das Rä
temodell setzten und die spontane Bewegung lediglich organisieren, aber
nicht „von oben" führen wollten: die im Februar/März 1920 parallel gegrün
dete anarchosyndikalistische Allgemeine Arbeiter-Union (AAUD) und die
von der KPD abgesplitterten Linkskommunisten der KAPD. Die problembe-
wusste Koordination der Basisorganisationen sollte vor allem durch eine Auf
klärungsarbeit geleistet werden, die auf die „proletarische Selbstbewusstwer-
dung" (Karl Schröder) der Arbeiterschaft setzte und in Zusammenarbeit mit
den Linken aus der SPD-Bildungsarbeit vor 1914 um Kurt Rosenfeld, Her

mann Duncker, Fritz Fricke und Otto Rühle diese Arbeit fortsetzte (siehe dazu
den Beitrag von Ralf Hoffrogge). Anzumerken ist, das fast parallel zur Dis
kussion um die Wiederentdeckung der Räte in Westdeutschland in der DDR
ein Autorenkollektiv unter Leitung von Helmut König und Robert Alt in den
60er Jahren des 20.Jahrhunderts intensive Forschungen zur Schulpolitik und
Pädagogik der deutschen Arbeiterbewegung während der Novemberrevoluti
on und der revolutionären Nachkriegskrise in Deutschland von 1918 bis 1923
vorlegte. Auf jeden Fall gehörten damals auf Grund fehlender Altemativen die
Raubdrucke der Dissertation von Artur Meier über die proletarische Erwach
senenbildung von 1964 ebenso zum Bücherbesitz eines westdeutschen Ge
werkschafters in der Bildungsarbeit wie die Nachdrucke der MASCH-
Grundkurse von Hermann Duncker, Alfons Goldschmidt, K.A. Wittfogel. In
Anlehnung an Rosa Luxemburg blieb auch unter erschwerten Bedingungen
die fundamentale Selbstüberprüfimg der Organisationen der Arbeiterbewe
gung der Ausgangspunkt der Bildungsarbeit. In der systematischen Unterbin
dung der Initiativen von unten, der unterdrückten Eigeninitiativen sahen sie
einen zentralen Grund für die Niederlage im Kampf um eine sozialistische
Umgestaltung der Gesellschaft. Hier gilt es heute mit neuen antikapitalisti
schen Strategien anzuknüpfen und in der Bildungsarbeit eigenverantwortliche
Tätigkeit und Selbstbestimmung wieder einzuüben. Nur so lässt sich eine so
zialistische Demokratie von unten aufbauen. Hat jedoch ein solcher Ansatz
angesichts des „Strukturkonservativismus" in der deutschen Arbeiterbewe
gung eine Chance auf Realisierung? Ist man bereit, in den Führungsetagen
über notwendige Strukturveränderungen nachzudenken und aus Niederlagen
zu lernen, diese nicht in Siege umzumünzen?

60 Jahre nach Rosa Luxemburg, aber noch vor 1989/90 fasste Peter Weiss in
den „Notizbüchern" noch einmal seine Rück-Erinnerungen und Reflexionen
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über die Opfer des Faschismus und Stalinismus, vor allem die Widersprüche
im sowjetkommunistischen Lager im Gefolge des Spanischen Bürgerkrieges,
der Moskauer Prozesse imd des Hitler-Stalin-Paktes zusammen: ,JDie Forde

rung kam auf uns zu: zu unterscheiden zwischen den Morden der Faschisten
und den Morden, die auf unsrer Seite begangen wurden. Hinter den faschisti
schen Morden sahen wir ein für immer mörderisches System, in dem es nur
einen einzigen Änderungsversuch gab, welcher nicht aussichtslos war: der
Angriff mit dem Ziel der völligen Vernichtung. Die Verbrechen im Namen
des Kommunismus, so vmgeheuerlich sie auch waren, ließen sich zurückfuh
ren auf historisch bedingte Deformationen: sie konnten, auf dem Weg der
Vernunft, zu einer Klärung gebracht werden. Während der Faschismus für
immer verdammt werden musste, waren im Kommunismus die Ausartungen
unterm Druck einer kollektiven Paranoia zu verurteilen, doch wir konnten uns

eine Zeit vorstellen, in der die Despotie ausgemerzt, die Bleikammem geöff
net, die Hintergründe der Unmenschlichkeit dargelegt, die Opfer rehabilitiert
sein würden: dafür kämpften wir. Manchmal aber fürchteten wir, dass alles
schon allzu sehr vom Wahnsinn zerfressen u[nd] verwildert war, als dass es
noch ein objektives Denken, ein Eingreifen in die eigne Geschichte geben
könnte. Wir warra schrecklich bedroht. Wir mussten uns noch einmal ent

scheiden. Zwischen zwei Schrecklichkeiten zogen wir die eine vor, die viel
leicht noch einen Ausweg, eine Möglichkeit zur Verbesserung enthielt. Starr
vor Schrecken mussten wir unsre Wahl treffen. - doch ich verstand Hodann,
der sich von dieser Partei abwandte -

Sich wie der Arzt imd Sexualpädagoge Max Hodann im Jahre 1945 von der
KPD abzuwenden, muss auch nach dem „Geschichtsbruch" von 1989/90 nicht
heißen, den Sozialismus insgesamt auf den Müllhaufen der Geschichte zu
werfen. Erinnerungsarbeit als konstruktive Form der politisch bewussten An
eignung von Geschichte für die Gegenwart und Zukunft, die die Frage nach
den Opfern des Faschismus und Stalinismus nicht ausklammert, bedeutet für
Peter Weiss keinesfalls, den Sozialismus aufinigeben. Der „russische Sonder

fall" - die „allmächtige Regierungsmaschine des alle Seiten dieser Gesell
schaft beherrschenden Zwanges", so August Thalheimer, muss aber erst ver
schwinden oder wenigstens auf ein Mindestmaß zurückgeführt werden, „und
stattdessen das freiwillige von der Selbstdisziplin geleitete zur selbstverständ
lichen Gewohnheit gewordene und bewusste kollektive Handeln" sich durch
gesetzt haben. Aus der dialektischen Begriffsfassung „eines Anfanges des So
zialismus", in dem der „Widerspruch des Ausgangspunktes", aber auch des
„noch nicht Erreichthabens des Endpunktes" enthalten ist, ergibt sich die Auf
gabe, „nicht fortzusetzen, wo die Russen aufgehört haben, sondern neu anzu
fangen."®

® Peter Weiss, Notizbücher 1971-1980,2. Bd., a.a.O., S. 723.
August Thalheimer, Über die Kunst der Revolution und die Revolution der Kunst, Bremen
1971, S. 10 f.



Robert Swoboda

Bewegungsforschung in Mexiko - culturalpolitics
der Volksversammlung der Völker Oaxaeas (APPO)

Im mexikanischen Bundesstaat Oaxaca konnte sich die PRI (Partei der institu
tionellen Revolution) 81 Jahre an der Regierung halten - das sind zehn Jahre
mehr als auf Bundesebene. Die Amtszeit des letzten PRI Gouverneurs Ulises

Ruiz war von heftigen Konflikten mit der Zivilgesellschaft gekennzeichnet.
Im Juni 2012 gestand der neu gewählte Gouverneur Gabino Cue die Verant
wortung des Staates für Menschenrechtsverletzungen ein, die zwischen 2006
und 2007 während repressiver Reaktionen der Regierung seines Vorgängers
auf monatelange Massenproteste begangen wurden. Die Erklärung Cues soll
ein Zeichen des Entgegenkommens sein und zur politischen Entspannung und
Versöhnung beitragen. Die Opfer der Staatsgewalt, so Cue, würden rehabili
tiert und entschädigt, außerdem solle juristische Aufklärung für Gerechtigkeit
sorgen. Die Ergebnisse der Ermittlungen durch eine vor mehr als einem Jahr
eingesetzte Sonderstaatsanwaltschaft sind indes noch abzuwarten.

Jahrzehntelang wurde in Mexiko jegliche außerparlamentarische Opposition
kaum wahrgenommen, weder von der Gesellschaft noch von der Regierung.
Der symbolische Gründungsmythos der Revolution und die Verfassung von
1917 waren zugleich Freifahrtschein und Legitimationsbasis für den Zentra
lismus der Staatspartei PRI (vgl. Schütze 2009: 37f.). Zudem gaben politische
Stabilisierungsprozesse und der wirtschaftliche Aufschwung in der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts der PRI einen weit reichenden Rückhalt in der

mexikanischen Bevölkerung. So konnte die PRI einen Staat aufbauen, der seit
den 1940er Jahren die mexikanische Gesellschaft fimktional über Organisati
onen in die Partei einband. Erst mit dem Ende der 1960er Jahre begann die
Kritik an der zentralistischen Organisation von Politik und Gesellschaft zuzu
nehmen. Am lautesten forderte zunächst die mexikanische Studentenbewe

gung Möglichkeiten zur politischen Partizipation außerhalb parteigelenkter
Organisationen. Die Regierung reagierte 1968 mit einem Massaker an den
Studenten während einer Großkundgebung in Mexiko-Stadt. In den folgenden
Jahrzehnten entwickelten sich unterschiedliche soziale Bewegungen, zivilge
sellschaftliche Organisationen und bewaföiete politische Gruppen: die unab
hängige Gewerkschaftsbewegung, die Frauen- und Stadtteilbewegungen, auf
dem Land indigene und Bauembewegungen sowie bewaf&iete Guerillagrup
pen (vgl. ebd: 43). Auch die Ursprünge neuer sozialer Bewegungen in Oaxaca
lassen sich bis in die 1960er Jahre zurückverfolgen.

Das Prädikat „neu" wird im Allgemeinen dazu benutzt, um vergleichbare Diffe
renzen zwischen historischen Formen des Klassenkonflikts und gegenwärtigen
Formen kollektiven Handelns zu bestimmen. Es wird dabei keinesMs geleug
net, dass es Gemeinsamkeiten und Kontinuitäten zwischen alten und neuen so
zialen Bewegungen gibt (vgl. Melucci 1999: 119). An diese Unterscheidung
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knüpft sich eine Theorie neuer sozialer Bewegungen, welche aus der Analyse
westlicher Gesellschaften entstand. Sie formuliert Annahmen über die Entste

hungsgründe neuer sozialer Bewegungen sowie über die Ausrichtung ihrer For
derungen (vgl. Kern 2008).

Wahrnehmungen und Interpretationen von sozialen Bewegungen variieren in
ihrem historisch-geografischen und damit auch kulturellen Kontext. Es lässt
sich idealtypisch zwischen einem europäischen und einem nord
amerikanischen Strang der Bewegungsforschung unterscheiden (vgl. Kem
2008: 95). In den letzten 20 Jahren leistete auch die lateinamerikanische For
schung wichtige Beiträge, durch kritische Rezeption vorhandener Theorien,
eigene Erfahrungen mit sozialen Bewegungen sowie durch die Einführung
und Etablierung einer neuen Analysedimension, der cultural politics. Diese
haben Alvarez, Dagnino und Escobar in ihrem Werk „Culture of Politics - Po
litics of Culture" erarbeitet (Alvarez/Dagnino/Escobar 1998). Deshalb muss
die Gesamtheit theoretischer Ansätze der Bewegungsforschung mittlerweile
im konstitutiven Zusammenspiel intemationaler Diskussionen gesehen wer
den (vgl. Klein/Legrand/Leif 1999: 7). Der Soziologe Kai Uwe Hellmann be
nutzt den Paradigmenbegriff für die Bezeichnung der unterschiedlichen theo
retischen Herangehensweisen in der Bewegungsforschung, um die spezifische
Weltsicht zu verdeutlichen mit der Sozialforscher ihren Gegenstand beschrei
ben (vgl. Hellmann 1999: 91). Das bringt einen wichtigen Aspekt der Bewe
gungsforschung zum Ausdruck, er präsentiert die „multiplen Sichtweisen"
(Schön 2008: 36) nicht als Ergebnis eines deterministischen Erkenntnisprozes
ses, sondern verweist auf die internationale Vielfiilt von sozialen Bewegungen
sowie auf deren kulturabhängige wissenschaftliche Rezeption.

Im folgenden Beitrag wird die Analysedimension der cultural politics auf die
soziale Bewegung der APPO (Asamblea Populär de los Pueblos de Oaxaca)
angewendet. Sie ergänzt die gängigen Paradigmen der Bewegungsforschung,
indem sie das Verständnis von sozialen Bewegungen um die Perspektive der
politisch-kulturellen Einflussnahme auf hegemoniale Strukturen bereichert.
Die Untersuchung von cultural politics der APPO dient hier vor allem der
Einzelfallanalyse und nicht des Theorietests; dennoch ist die Bedeutung und
das Potential dieser Analysedimension für die Bewegungsforschung beträcht
lich. Gerade für die Forschung zu sozialen Bewegungen in Lateinamerika ist
sie deshalb besonders geeignet, weil sie die dortigen genuin sozio-
ökonomischen und politischen Gegebenheiten stärker berücksichtigt als die
etablierten eurozentristischen und nordamerikanischen Theorieansätze.

Kontextbedingungen sozialer Bewegungen in Oaxaca und
der Konflikt von 2006

In Oaxaca sind Auseinandersetzungen zwischen der Bevölkerung und der Re
gierung keine Seltenheit. Die Bürger erreichten durch Mobilisierungen die Ab
setzung von drei Gouverneuren in den Jahren 1947, 1952 und 1976 (vgl. Zires
2009: 167). In den 1960er Jahren konnten indigene Bauembewegungen, Arbei-
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terbewegungen und Gewerkschaften sowie Studentenbewegungen an Mitglie
derstärke und Einfluss hinzugewinnen. In ihnen haben viele der gegenwärtigen
Bewegungen ihre ideellen Wurzeln (vgl. Educa 2009: 9). Die sozialen Konflikte
nahmen in der Folgezeit zu und auch die autoritäre und antidemokratische Hal
tung des PRI-Regimes verschärfte sich. Die politischen Rahmenbedingungen
eröffiieten erst in den 1990er Jahren neuen Handlungsspielraum für die sozialen
Bewegungen Oaxacas. Zwei wichtige Ereignisse des Jahres 1994 nahmen dar
auf Einfluss: Erstens war der erfolgreiche Aufstand der zapatistischen Guerilla
(EZLN) - einer indigenen Bauembewegung mit Autonomiebestrebungen in
dem angrenzenden Bundesstaat Chiapas - ein motivierender Faktor für die In
digenen Oaxacas und gleichzeitig alarmierend für die Regierung. Zweitens akti
vierten die Präsidentschaftswahlen landesweit Bürger dazu, bei Großdemonstra
tionen fiiire und transparente Wahlen zu fordern (vgl. Educa 2010: 13).

Die Völker Oaxacas erwirkten wichtige Reformen, so zunächst in Form eines
Gesetzes zum Schutz der Rechte indigener Völker und Gemeinden. 1995 wurde
ihnen per Gesetz eingeräumt, abseits der Parteienlandschaft nach „Gebräuchen
und Gewohnheiten" (usos y costumbres) eigene Vertreter auf Gemeindeebene
zu wählen. Drei Jahre später erfolgte eine Verfessungsreform, die den indigenen
Völkern das Recht auf Selbstbestimmung, eigene Formen sozialer und politi
scher Organisation sowie Jurisdiktion zugestand. Oberflächlich betrachtet be
scheinigen die Neuregelungen der Verfessung Oaxacas dem politischen System
Pluralismus und eine ,diarmonische Koexistenz der verschiedenen Völker und

Kulturen" (Esteva 2008: 67). Einige Beobachter beschrieben die neuen Gesetze
zu indigenen Rechten als die weitreichendsten auf dem amerikanischen Konti
nent. Dennoch ließ die Verfessungsreform andere wichtige Punkte unberück
sichtigt. Die drei Gewalten des Bundesstaates wurden seit 1929 von einer politi
schen Partei kontrolliert. Außerdem schreibt die Verfessung die Konzentration
der Macht auf den Gouverneur fest, durch weit reichende Kompetenzen bei der
Gesetzgebung und in der Judikative. Es entwickelte sich in Oaxaca daraus ein
autoritäres Regime, das Wahlgänge als kontrollierte Mechanismen zur Legiti
mation erschienen ließ und Gewaltenteilung nicht kannte.

Mit den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2000 - die der PAN-Kandidat Vicen-

te Fox gewann und damit die über sieben Dekaden dauernde Herrschaftsperi
ode der PRI beendete - wandelte sich auch die „politische Landschaft Oaxa
cas" (Gibson 2010: 100), allerdings in lungekehrter Richtung. Der erhöhte
Transformationsdruck auf nationaler Ebene hatte zur Folge, dass er auf subna
tionaler Ebene abnahm. In diesem Zusammenhang ist gegenwärtig zu beo
bachten welche politischen Rahmenbedingungen seit der Wiederwahl der PRI
im Juli 2012 mit dem neuen Präsidenten Pefia Nieto geschaffen werden. Mit
dem Regierungswechsel 2000, der Vicente Fox das Präsidentenamt verschaff
te, lockerte sich die präsidentielle Kontrolle über die Gouverneure und erlaub
te es ihnen, ohne Einschränkungai und politisches Gegengewicht zu regieren.
So konnten Jos6 Murat von 1998 bis 2004 und Ulises Ruiz Ortiz von 2006 bis

2010 als Gouverneure in Oaxaca das durchsetzen, was der mexikanische So

zialwissenschaftler Martinez den „autoritären Gouverneuralismus" (Martinez
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Väsquez 2007: 19) nennt. Unter Murat und Ruiz nahmen die Korruption und
der l^ientelismus beständig zu, während die Opposition mit Bestechungsgel-
dem weitgehend ruhig gestellt werdra konnte. Wer sich nicht unterwerfen
ließ, wurde mit Repression und ,Jiarter Hand" (Juan Martinez 2010: 28) der
Regierung konfrontiert. Laut dem mexikanischen Index für Korruption und
verantwortungsvolle Regierungsführung (INCBG) lag Oaxaca im Jahr 2010
auf Platz 29 von 32 möglichen Platzierungen.

Im selben Jahr vollzog sich durch die lokalen Wahlai im Juli ein Regie
rungswechsel, der nach 81 Jahren die PRI absetzte und dem Kandidaten des
Oppositionsbündnisses, bestehend aus „Convergencia" und drei weiteren Par
teien, Gabino Cuö Monteagudo den Gouvemeursposten verschaffte. Diesem
keineswegs zufälligen, aber unerwarteten Wahlsieg der Opposition gingen
2006 Proteste in ganz Oaxaca voraus. Sie waren keine plötzlichen Manifesta
tionen öffentlichen Unmutes, sondem Folgen von Bedingungen, die das Jahr
zehnte alte PRI-Regime schuf. Der Konflikt zwischen sozialen Bewegungen
und der Regierung im Jahr 2006 war eine Konsequenz einer lang andauernden
politischen Krise des Bundesstaates. Während mehrerer Monate des Jahres
2006 fanden im Bundesstaat Oaxaca Auseinandersetzungen zwischen der Re
gierung und zivilgesellschaftlichen Gruppen statt, die nachhaltig Politik und
Gesellschaft verändern sollten.

Die lange Reaktionskette zwischen den Akteuren über den gesamten Zeitraum
hinweg kann hier nicht vollständig beschrieben werde. Die Schilderung der
wichtigsten Wendepunkte des Konflikts genügt, um die Zusammenhänge zu
veranschaulichen. Die Auseinandersetzungen begannen mit den alljährlichen
Forderungen und anschließenden Demonstrationen einer Lehrergewerkschaft.
Die Lehrer der Sektion 22 der nationalen Lehrergewerkschaft (SNTE) überga
ben am 1. Mai der Regierung ein Papier mit Forderungen rund um das Bil
dungssystem. Um ihren Anliegen Nachdruck zu verleihen, kampierten die Leh
rer im Zentrum der Hauptstadt Oaxaca de Juarez für mehrere Wochen und leg
ten ihre Arbeit ab dem 22. Mai nieder. Begleitet wurden die Forderungen von
Demonstrationen, welche die Lehrergewerkschaft mit zwei weiteren Organisa
tionen realisierte und die bis zu 60.000 Menschen auf die Straßen brachten. Am

2. Juni forderten 350 Kommunalpolitiker von der Sektion 22, in die Klassen
räume zurückzukehren und den Streik zu beenden. Davon wollte die Lehrer

schaft jedoch zunächst nichts wissen. Ab diesem Punkt begannen die Spannun
gen zuzunehmen. Am 14. Juni begann die Verdrängung der streikenden Lehrer
aus der Innenstadt und aus deren Gewerkschaftsgebäude durch mindestens
2.000 Polizisten unterschiedhcher Einheiten des Bundesstaates. Die Vertreibung
wurde mit Schlagstöcken, Tränengas und Hunden durchgeführt, wobei über 100
Personen verletzt wurden. Die Reaktion war eine breite Solidarisierungswelle mit
den Lehran, welche sich am Folgetag mit Unterstützung von Sympathisanten und
ebenßills unter Einsatz von Gewalt auf den Zöcalo (zentrale Platz in der Innen
stadt) zurückkämpften. Bereits für den 17. Juni wurde eine Versammlung einbe
rufen, an der mehr als 250 Organisationen und soziale Bewegungen teilnahmen.
Gegründet wurde dabei die APPO, welche ein Sammelbecken für linke Grup-
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pen, Menschenrechtsorganisationen, indigene Organisationen, Studentengrup
pen, Jugendgruppen, Frauenorganisationen u.a. wurde (vgl. Martinez Väzquez
2007: 66ff.). Die APPO entwickelte sich zu einer starken Bewegung mit breiter
gesellschaftlicher Unterstützung. Das wichtigste verbindende Element wurde
dabei die Forderung nach der Absetzung des Gouverneurs Ulises Ruiz.

Teile der APPO blockierten in den folgenden Tagen unzählige Straßen in der
Innenstadt und den Randgebieten und besetzten öffentliche Gebäude, darunter
die Hauptsitze der drei Staatsgewalten des Bundesstaates. Die in der Stadt er
richteten Straßenbarrikaden blieben Tag und Nacht besetzt und wurden für die
Beteiligten ein Ort des politischen Austausches. Zu den spontanen Aktionen
gehörte u.a. die Besetzung der Femsehstation Kanal 9 durch einen in der AP
PO organisierten Frauenverband; die Aktivistinnen begannen, politische Sen
dungen zu produzieren und auszustrahlen. Ebenso wurden Radiostationen zur
Kommunikation genutzt und einige besetzt. Außerdem drohte die Bewegung
damit, in Oaxaca die Wahlen des 2. Juli (Präsidentschafls- und Senatswahl-
wahl) zu boykottieren.

Zu dieser Zeit blieben der Regierung nur gezielte Aktionen auf einzelne De
monstranten und Medienstationen durch die Polizei und paramilitärische
Gruppen und der Versuch, die Bewegung zu spalten. Die Konfliktbeziehung
der beiden Akteure von Regierung und APPO schwankte in der Folgezeit zwi
schen Verhandlungen, gegenseitiger Gesprächsablehnung und offenen gewalttä
tigen Auseinandersetzungen. Der APPO gelang es für mehrere Monate, die
Hauptstadt Oaxacas für die PRI-Regierung unregierbar zu machen. Allerdings
nahm die Bewegung auf die politischen Verhältnisse solange nur oberflächli
chen Einfluss, wie ihrer Forderung nach der Absetzung des Gouverneurs nicht
nachgegeben wurde. Nach fünf Monaten, Ende Oktober 2006, wurde der Wi
derstand durch den Einsatz von Bundespolizei gebrochen und die alten Macht
verhältnisse zwischen Regierung und Zivilbevölkerung wieder hergestellt.

Die Demonstranten wurden zu hunderten inhaftiert. Während der folgenden
Tage setzte eine starke Repressionswelle ein. Laut Amnesty International
wurden während der gesamten Unruhen mindestens 18 Menschen getötet. Da
zu kamen weitere Menschenrechtsverletzungen wie willkürliche Festnahmen,
Isolationshaft, Misshandlungen, Folter, Drohungen, Drangsalierungen von
Menschenrechtsverteidigem sowie von Journalisten und die Verletzung der
Rechtsstaatlichkeit bzw. des Rechts auf ein faires Verfahren (vgl. Bericht von
Amnesty Intemational). Die APPO organisierte zwar auch im Dezember wei
terhin Demonstrationen und blieb damit eine politische Kraft, allerdings ver
lor sie an Stärke und jegliche Möglichkeit, auf die Transformation der Regie
rung Oaxacas Einfluss zu nehmen.

Zwar gelang es der APPO trotz der Repression, über den Zeitraum des Aus
nahmezustands hinaus, verschiedene Bewegungen zu vereinen, doch gab es
untereinander zunehmend Auseinandersetzungen zwischen der Lehrergewerk
schaft und anderen Teilen der APPO wegen unterschiedlicher Interessen. Ob
wohl die Bewegung den Kampf um einen Regierungswechsel 2006 verlor.
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behielten ihre Forderungen weiterhin Aktualität und Rückhalt in der Bevölke
rung. Die APPO war wie eine ,Antwort auf den Autoritarismus" (Gömez
2009: 59) Oaxacas.

Culturalpolitics am Beispiel der APPO

Die lateinamerikanischen Bewegungsforscher Alvarez, Dagnino und Escobar
erweiterten in den 1990er Jahren die wissenschaftlichen Perspektiven auf so
ziale Bewegungen durch einen Ansatz den sie cultural politics nennen. Sie
machten zunächst darauf aufinerksam, dass soziale Kämpfe auch immer
Kämpfe um Hegemonie und Definitionsmacht sind (vgl. Kaltmei-
er/Kastner/Tuider 2004: 19). In Lateinamerika entzünden sich soziale Kämpfe
nicht nur an Fragen sozialer Verteilungs(un)gerechtigkeit, sondern auch an al
ternativen Entwürfen von Demokratie und Politik: „Grundsätzlich diskutiert

wird, was unter Demokratie zu verstehen ist: Es geht um die genaue Bestim
mung von Begriffen wie „politische Arena" und den am politischen Prozess
Beteiligten, ihren Institutionen, Verfahren, Themen und ihrer Reichweite."
(Alvarez/Dagnino/Escobar 1998: 1)

Soziale Bewegungen, so eine weitere Prämisse, nehmen im sozialen Kampf
eine zentrale Rolle ein. Alle Gesellschaften Lateinamerikas sind mit Debatten

über die Inhalte von Demokratie konfi-ontiert. In ihren Ländern wurden zwar
Demokratien implementiert, doch oft nur als Kombinationen „aus formal frei
en Wahlen, aber weitgehend ohne konstitutionelle Gewaltenteilung und garan
tierte zivile wie politische Freiheitsrechte" (Roth 1999: 48). Soziale Bewe
gungen schaffen es manchmal, ihre Themen in Politik zu übersetzen und so
die institutionellen Grenzen auszudehnen. Entscheidend dabei ist, dass sie
auch darum kämpfen, gängigen Begriffen wie Bürgerrecht und -pflicht, politi
sche Repräsentation und Beteiligung neuen Sinn zu geben. In der Konsequenz
verändern sie die Bedeutung politischer Begriffe, indem sie sie mit neuen In
halten füllen. Beides, die Übersetzung der Programme einer Bewegung in Po
litik, sowie die Neudefinierung von politischen Begriffen bringt die Anwen
dung von cultural politics mit sich (Vgl. Alvarez u.a. 1998: 2).

Die sozialen Bewegungen Lateinamerikas betreiben cultural politics, wenn sie
„alternative Konzepte von Frau-Sein, Natur, race, Wirtschaft, Demokratie
oder citizenship einsetzen, die die dominanten kulturellen Bedeutungen er
schüttern" (Alvarez u.a. 2004: 36). Die Perspektive auf die cultural politics
sozialer Bewegungen zu verlagern, hilft den Blick auf die politisch-kulturellen
Interessen und Forderungen sozialer Bewegungen zu schärfen. Das besondere
Interesse der Autoren gilt der Frage, wie soziale Bewegungen durch cultural
politics auf die dominante politische Kultur Einfluss nehmen. Die politische
Kultur definieren sie als die soziale Konstruktion dessen, was in einer Gesell
schaft als politisch gilt. Sie knüpfen damit an die von Almond und Verba ent
wickelte Theorie an, in der die politische Kultur, das in der Wahrnehmung der
Gesellschaft verinnerlichte politische System darstellt (vgl. AlmondA^erba
1963: 14). Indem soziale Bewegungen die Grenzen kultureller und politischer
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Partizipation und sozialer Praktiken erschüttern, stellen sie die dominante po
litische Kultur in Frage, in der sie sich bewegen und sich als soziale Akteure
mit Ansprüchen bestimmen (vgl. Alvarez u.a. 2004: 37).

Der Ort des ,dlingens um Deutungen und Wahrheiten und um die politischen,
ökonomischen, sozialen und kulturellen Organisationsformen der Gesell
schaft" (Sekler 2009: 178) ist nach Antonio Gramsci die Zivilgesellschaft. Sie
kann als ein „vermachteter und umkämpfter öffentlicher Raum betrachtet
werden, in dem die politischen und ideologischen Dimensionen der Kämpfe
um Hegemonie ausgetragen werden." (Kastner 2004: 266) Alvarez, Dagnino
und Escobar knüpfen an Gramscis Konzept von Zivilgesellschaft an, welches
in ihr die Sphäre im Kampf um kulturelle und politische Hegemonie sieht. Sie
verweisen auf die „Tatsache, dass der Staat selbst Beziehungen innerhalb der
Zivilgesellschaft strukturiert" (Alvarez u.a. 2004: 46) (z. B. durch „Trans
migration" sozialer Aktivisten in den Staat und wieder zurück). Wie für
Gramsci ist für Alvarez, Dagnino und Escobar eine stabile politische Herr
schaft nur durch die Hegemonie in der Zivilgesellschaft möglich. Alvarez u.a.
ergänzen dieses Verständnis von Zivilgesellschaft durch die Aufinerksamkeit
dMf public spheres. Sie verstehen darunter von sozialen Bewegungen kon
struierte oder angeeignete öffentliche Räume, die als Erweiterungen instituti
oneller Politik außerhalb der Grenzen von Regierungskreisen fungieren
(Knschke 1998: 417). Beispiele dafür können private Innenhöfe und lokale
Märkte als auch die Nutzung des Internets (bspw. in effektiver Weise durch
die Zapatistas genutzt) sein, sofem sie wichtige Orte der Bedeutungsprodukti
on und Verknüpfung von Kultur, Politik und Beteiligung darstellen. Der deut
sche Bewegungsforscher Schön knüpft daran an und ergänzt, dass es in vielen
Fällen nicht das Ziel sei „die formale Macht zu übemehmen, sondem in der zi
vilgesellschaftlichen Sphäre die eigene ,populare' Macht zu entfeiten und in
vemetzter Form zu potenzieren, um Parallelsysteme entstehen zu lassen, von
denen aus mit ihrem Bezugssystem in Beziehung getreten werden kann."
(Schön 2008: 42) Insofem Gegenöffentlichkeiten als Antwort auf Ausgrenzung
von dominanten Öffentlichkeiten entstehen, weiten sie diskursive Räume aus,
indem zuvor ausgeschlossene Themen nun öffentlich diskutiert werden und
politisch bisher Unbeteiligte beteiligt werden (vgl. Alvarez u.a. 2004: 46ff.).

Cultural politics sind die Diskursergebnisse von Artikulation und Kommunika
tion, d.h. die politisch-kulturellen Inhalte und Forderungen sozialer Bewegun
gen. Artikuliert werden eigene Identitäten und die politischen Positionen.
Kommunikation findet zwischen den Bewegungen untereinander und mit ihren
Bezugssystemen (Zivilgesellschaft und politisches System) statt. Cultural poli
tics entstehen in selbst geschaffenen oder angeeigneten öffentlichen Räumen
{public spheres) und nehmen Einfluss auf die politische Kultur. Gleichzeitig
kann über die politische Kultur - auch wenn das nicht ihr einziger Wirkungsbe
reich ist - Einfluss auf das politische System ausgeübt werden (z.B. durch Wah
len). Soziale Bewegungen sind durch cultural politics Produzenten von Bedeu
tungen politischer Inhalte, die in alle gesellschaftlichen Bereiche hinein wirken
können.
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Um den politisch-kulturellen Einfluss sozialer Bewegungen zu verstehai und
„ihre Beiträge zur Unterminierung von sozialem Autoritarismus und elitenba
sierter Demokratisierung zu beurteilen", reicht daher nicht allein die Untersu
chung der Interaktionen „von Bewegungen mit offiziellen öffentlichen Um
welten (wie Parlamente und andere nationale imd transnationale Politikschau
plätze)" (Alvarez u.a. 2004; 47). Der Begriff von Politik sollte deshalb auch
Machtkämpfe umfassen, „die in einer großen Zahl von Räumen ausgetragen
werden, die kulturell als privat, sozial, wirtschaftlich usw. definiert werden."
(ebd.: 47) Dabei sollte Macht nicht als ,31öcke institutioneller Strukturen mit
von vornherein feststehenden, festgelegten Aufgaben (dominieren, manipulie
ren) oder als Mechanismen fiir die Herstellung von Ordnung von oben herab,
sondern als eine soziale Beziehung, die sich durch alle Räume zieht" (Cancli-
ni, zit. nach ebd.: 40) verstanden werden. Der Beziehung soziale Bewegun
gen zur verdichteten Macht des politischen Systems muss die angemessene
Aufinerksamkeit geschenkt werden, während gleichzeitig die Erforschung
dieser Beziehung nicht ausreicht, um den gesamten politischen und kulturel
len Einfluss und die Bedeutung sozialer Bewegungen zu begreifen.

In Oaxaca galt nicht nur der autoritär regierende Gouverneur Ulises Ruiz als
Problem, sondern auch das Modell des politischen Systems (vgl. Ramirez
2010: 96). Die lauteste Forderung der APPO war zwar die Absetzung des
Gouverneurs, doch standen dahinter eine Reihe verschiedener Appelle an
Staat und Gesellschaft, mit denen sie die Parameter der vermeintlich demokra
tischen Gesellschaftsform in Frage stellten. Verlagern wir also den Blick auf
die Konstruktionsleistungen der APPO. Sie sind die weniger offensichtlichen
Ergebnisse ihres sozialen und politischen Kampfes, den sie durch die Schaf
fung und Aneignung öffentlicher Räume (public spheres) führte. Die in öf
fentlichen Räumen geformten politischen Forderungen und politischen Alter
nativvorschläge (culiural politics) werden im Folgenden beschrieben und in
ihrer Wirkung auf die politische Kultur Oaxacas untersucht.

Zählen wir zunächst all jene public spheres auf, in denen sich die APPO arti
kulierte oder kommunizierte: Demonstrationen, Versammlungen, landesweite
Protestmärsche, Besetzungen (des Stadtzentrums, des Parlaments und der
Staatsanwaltschaft), Straßenbarrikaden, angeeignete Radiostationen sowie ei
nen Femsehkanal, Streetart (GrafiStis) sowie durch das Intemet und die Aus
richtung eines alternativen Volksfestes (Guelaguetza populär) in Opposition
zu dem von der Regierung ausgerichteten kommerziellen Fest. Im Folgenden
können aufgrund ihres inhaltlichen Umfangs nicht alle public spheres auf ihre
Wirkung untersucht werden. Deswegen werden beispielhaft die Versammlun
gen mf cultural politics hin untersucht, in denen sich die APPO konstituierte
und wesentliche Forderungen formulierte.

Die Versammlungen der APPO

Nachdem die Lehrer am 14. Juni 2006 vom Zöcalo vertrieben wurden, besetz

ten sie diesen am darauf folgenden Morgen wieder, mit der unerwarteten und
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massiven Unterstützung verschiedener kleiner linker Bewegungen und Teilen
der Gesellschaft, die nicht organisiert waren. Zwei Tage darauf berief die Sek
tion 22 der SNTE in den Gebäuden der autonomen Universität Benito Juärez

in Oaxaca (UABJO) die erste Versammlung ein. Mit ihr wurde ein Raum für
den Dialog und die Koordinierung verschiedener unabhängiger sozialer Orga
nisationen geschaffen. Ihre Teilnehmer einigten sich auf eine gemeinsame
Hauptforderung: Die Absetzung des Gouverneurs Ulises Ruiz (vgl. Bolos
2010: 233). Die Ablehnung des Gouverneurs wandelte sich während des Kon
flikts 2006 immer mehr in eine Zurückweisung des gesamten Regimes. Ulises
Ruiz wurde in der öffentlichen Wahrnehmung zur „Inkarnation der schlech
testen Aspekte einer autoritären Regierung und einem imtragbaren Unterdrü
cker" (Esteva 2008: 71). Die Korruption und der Autoritarismus begannen
nicht erst durch ihn, allerdings erreichten sie in seiner Amtszeit eine Intensität,
welche die Mehrheit nicht mehr tolerierte.

In den nächsten Monaten folgten Aktionen und Spaltungsversuche der Regie
rung, die nicht nur Übereinstimmungen zwischen den beiden großen Sektoren
der Bewegung forderten. Denn einerseits gab und gibt es eine Vielzahl von
Organisationen unterschiedlicher politischer Ausrichtung und sozialer Basis,
andererseits gibt es die Sektion 22 der nationalen Lehrergewerkschaft. Letzte
re hat etablierte Führungen, die auf breiter sozialer Basis Unterstützung finden
und diverse Forderungen formulieren. Die Sektion 22 der SNTE folgt typi
scherweise einer gewerkschaftlichen Logik, mit, J'räsenz auf nationaler Ebene
und politischen Interessen, welche ihre gewerkschaftlichen Fordenmgen do
minieren." (Bolos 2010: 233) Aus dieser ersten „Versammlung des Volkes
von Oaxaca", entstand ein provisorisches Komitee aus 30 Personen, welches
bis zum 12. November 2006 agierte.

An jenem Tag, in der letzten Phase der Auseinandersetzungen mit der Regie
rung, wurde der konstituierende Kongress der APPO abgehalten, um eine
neue Etappe der Bewegung einzuleiten. An der Veranstaltung nahmen über
1.000 Delegierte teil, außerdem kamen nahezu 500 nationale sowie internatio
nale Gäste. Sie entwarfen einige programmatische Inhalte der Organisierung
und Strukturierung imd planten unmittelbar bevorstehende Schritte der Bewe
gung. In Arbeitsgruppen wurden Themen diskutiert, welche das neoliberale
Wirtschaftsmcdell und die Armut im Land betrafen sowie die politische Situa
tion des Landes nach den umstrittenen Präsidentschaftswahlen. Sie verwiesen

auf den Autoritarismus in Oaxaca, die Krise der politischen Institutionen und
die Notwendigkeit ihrer Transformation. Um dies zu erreichen wurde eine
neue Verfassung gefordert, die notwendige Reformen möglich machen sollte.
Martinez ordnet die Vielzahl unterschiedlicher Vorschläge und Forderungen
in vier Kategorien nach politischen, Wahlen betreffenden, ökonomischen und
sozialen Aspekten. Die politischen Positionen beinhalteten u.a. die Anerken
nung von Volksversammlungen, die Durchsetzung der Gewaltenteilung, den
Respekt der Autonomie indigener Gemeinden und die politische Partizipation
von Frauen. Bei dem Thema Wahlen ging es vornehmlich um die Diskussion
kürzlich erlassener Gesetze, durch die Mandate automatisch verlängert wer-
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den konnten. Außerdem wurde für neue Formen der Bürgerbeteiligung (Ple
biszite, Möglichkeiten zur Abberufung von Mandatsträgem, Implementierung
eines indigenen Völkerrats) plädiert. Des Weiteren sollte eine zweite Wahl
runde möglich werden und indigene Entscheidungsformen in staatlichen In
stanzen Eingang finden. Ein besonders großer Themenbereich betraf die wirt
schaftlichen Aspekte Oaxacas: Die Erarbeitung von Mechanismen, durch die
Produzenten und Konsumenten in direkten Kontakt miteinander treten kön

nen. Die Schaffung von Kooperativen und von Projekten, die nachhaltige re
gionale Entwicklimg voranbringen sollen. Ein Gesetz für Transparenz imd öf
fentliche Rechnungslegung wurde gefordert. Indigene Territorien imd ihre
Umweltressourcen sollten respektiert und die Megaprojekte im Rahmen des
Puebla-Panama Plans ausgesetzt werden. Der Umfang sozialer Themenberei
che verdeutlichte noch mehr die Vielfalt der Kongressteilnehmer und deren
Probleme. So wurde über Mechanismen der Gesundheitsvorsorge diskutiert,
über Arbeits- und Bildungssicherheit, über emanzipatorische Bildung, die kri
tisch und jB-ei sein müsse und die Interkulturalität durch mehrsprachigen Un
terricht in den Schulen fordem solle. Die Themenpalette reichte weiter von
der monetären Unterstützung für Studenten, über die Förderung altemativer
Medien, bis hin zu Lösungsansätzen und Versöhnungsvorschlägen für territo
riale Konflikte (vgl. Martinez 2007:136f.).

Die drei wesentlichen Ziele des Kongresses im November waren: Erstens die
Konstituierung der Bewegung in einer dauerhaften bundesstaatlichen Organi
sation zu Diensten der Völker Oaxacas - was letztlich nicht erreicht werden

konnte. Zweitens sollte die Revolte des Jahres transformiert werden in eine
friedliche, demokratische und humanistische Revolution. Schließlich wollte
man sich im Kampf gegen den Neoliberalismus und Ungerechtigkeit national
sowie international vernetzen. Drittens ging aus der Versammlung der staatli
che Rat (Consejo Estatal) der APPO hervor, welcher repräsentiert wurde
durch 260 Gemeinderäte, Repräsentanten aus den acht Regionen Oaxacas und
weiteren diversen Sektoren.

Gustavo Esteva, ein angesehener Intellektueller aus Oaxaca, schreibt, dass
man sich im Kongress am ehesten über die antikapitalistische Haltung ihrer
Teilnehmer einig wurde, allerdings nicht darüber was diese genau beinhaltet.
Die Meinungen reichten von gemäßigten reformistischen Positionen bis zu
solchen, die Reformismus als lähmend für die Entwicklung einer Revolution
ablehnten. Diese Beispiele sind nur die „Spitze des Eisberges" (Esteva 2008:
78) der Themen, welche über den Kongress hinaus in Oaxaca diskutiert wur
den. Weder das provisorische Komitee, in dem sich die APPO gründete, noch
der im November 2006 einberufene Kongress repräsentierten die APPO in
Gänze. Außerdem hatten sie zu keiner Zeit die Kapazitäten zu überprüfen und
zu kontrollieren, was die beteiligten Bewegungen und Einzelpersonen bei ge
meinsamen Aktionen und Demonstrationen tatsächlich unternahmen. Esteva

hebt drei demokratische Kräfte hervor, welche in der APPO die meiste Zu
stimmung gefunden hätten. Zunächst die Bemühung um den Ausbau der for
malen Demokratie, welche in Mexiko nicht selten durch Wahlfälschungen un-



^7-/ Z-Nr. 95 März 2013

tergraben wird. Gesetzesreformen und die Umwandlung von Institutionen
sollten erreichen, dass Wahlergebnisse den tatsächlichen Willen des Volkes
wiederspiegeln. Die Forderungen nach partizipativer Demokratie nahmen in
den letzten Jahren in Oaxaca ebenfalls zu. Es sollten u.a. Plebiszite zugelas
sen, Mandate revidierbar und Transparenz in der Haushaltstuhrung durchge
setzt werden. Während sich diese beiden Kämpfe um Demokratie auf Refor
men konzentrierten, die soziale Bewegungen von der Regierung fordern, be
handelte der dritte Aspekt demokratischer Kämpfe das, „was die Menschen
selbst machen können, um ihre Lebensbedingungen und sozialen Beziehungen
zu transformieren." (Ebd.: 73) Man bezog sich dabei auf Praktiken indigener
Gemeinden und Munizipien, welche seit Generationen ihre eigenen Autoritäten
wählen und Regierungsformen ausüben, die im Gegensatz zu den verfassungs
rechtlichen Institutionen stehen. Jene ErMrungen wollte man nutzen, um
selbstorganisiert sozialen Wandel herbeizuführen, da- von unten ein neues poli
tisches System fordern sollte. Fortschritte der formalen Demokratie wurden auf
diesem Weg nur als politischer Schutz für die Transformation angesehen.

All die angesprochenen sozialen und demokratischen Kämpfe, Forderungen
und politischen Meinungen drückten sich 2006 in dem Aufstand der APPO
aus. Dabei war Oaxaca nur eine „sensible Antenne für das was im ganzen
Land" (ebd.: 79) passiert, so Esteva. Wir können mit Hilfe von Alvarez u.a.
ein Fazit zur Bedeutung von cultural politics der APPO für die politische
Transformation Oaxacas ziehen: „Weil das Subalteme in Lateinamerika aus

historischer Sicht auf den Status von de facto Nicht-Bürgerinnen degradiert
worden ist, muss die Vervielföltigung öffentlicher Schauplätze, in denen so-
ziokulturelle, geschlechterspezifische, rassistische sowie wirtschaftliche - und
nicht nur politische - Ausgrenzimg in Frage gestellt und resignifiziert werden
könnten, auch als integraler Bestandteil der Ausdehnung und Vertiefung der
Demokratisierung gesehen werden." (Alvarez u.a. 2004: 47)

In dem Zitat wird nicht die Erweiterung formaler oder partizipativer Demo
kratie angesprochen, aber der Einfluss auf politische Kultur. Die APPO er
möglichte, in öffentlichen Diskussionsräumen über bestehende politische und
gesellschaftliche Verhältnisse zu reflektieren und gebräuchliche politische
Begriffe in Frage zu stellen bzw. alternative Deutungsmuster vorzuschlagen.
Vor allem durch den offen kommunizierten Vergleich von hegemonialem Sta
tus quo und Erwartungen an die politische Organisation des Zusammenlebens
entstanden Neudefinitionen zentraler Begriffe, die in die Selbstorganisation
der Bewegung eingingen (z.B. in die basisdemokratische Entscheidungsfin-
dung) und in Politik übersetzt wurden.

Deutlich wurde, dass das , J'olitische" auch in Organisationsprozessen außetiialb
des Staates beobachtet werden kann. Die Öffentlichkeit ist das umkämpfte Terrain
„und altonative öffentliche Schauplätze entstdien, an denai die Diskurshoheit da-
dominantai Öffentlichkeitsakteurinnen herausgefordert und Bevölkerungsmei
nungen beeinflusst werden." (Schön 2008:159) Darin zeigt sich der Beitrag sozia
ler Bewegungen zur Demokratie in Mexiko wie in anderen Staaten Lateinameri-
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kas, welcher in der „Vermehrung multipler öffentlicher Sphären" gesehen werden
kann „und nicht nur in ihrem Erfolg hinsichtlich der Bearbeitung von Forderun
gen innerhalb offizieller Öffentlichkeiten." (Alvarez u.a. 2004:47)

Darüber hinaus ist anzunehmen, dass der Einfluss der APPO auf die politische
Kultur Oaxacas erheblich dazu beitrug, dass nach den Gouvemeurswahlen
2010 nach 81 Jahren auch in Oaxaca die PRI den Regierungsvorsitz abgeben
musste. Es gibt zwar weitere für den historischen Regierungswechsel verant
wortliche Faktoren, vor allem ist die Allianz verschiedener oppositioneller
Parteien in einem Wahlbündnis zu nennen. Doch ist das veränderte Wahlver

halten der Bevölkerung Oaxacas nicht allein aus dem Koalitionsverhalten der
Parteien zu erklären, sondern beträchtlich durch die erstarkte außerparlamen
tarische Opposition gegen die PRI, in Form der sozialen Bewegung der AP-
PO, und durch den Einfluss ihrer cultural politics auf die politische Kultur.
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Lenin in Wuhan

„Lenins Denken im 21. Jahrhundert. Deutung und Wert",
Tagung der Philosophischen Fakultät der Universität Wuhan,
20. bis 22. Oktober 2012, Wuhan

Lenin wird anders wahrgenommen in China, anders in Europa. Selbst in Russ
land gilt er heute weithin als Symbol einer abgeschlossenen, gescheiterten
Epoche, einer Epoche, die nicht wiederkehren wird. Wozu, so bliebe zu fra
gen, braucht es dann in dem vor wirtschaftlicher Kraft nur so strotzenden Chi
na eigentlich noch dieses Mannes aus Russland? Denn immerhin lud die Phi
losophische Fakultät der Universität Wuhan im Oktober 2012 zu einer inter
nationalen Tagung unter dem Titel,Lenins Denken im 21. Jahrhundert. Deu
tung und Wert". Keine Frage, dass da recht unterschiedliche Sichtweisen auf
einander stießen. Da Lenins Denken in China nach wie vor Teil der Staats

ideologie ist, waren die Beiträge der chinesischen Teilnehmer eher vorsichtig
gehalten, übersprangen nicht Linien, die für die „westlichen" Zuhörer eher als
unsichtbare bezeichnet gehören. Wenn es um Schriften geht, so stand Lenins
„Staat und Revolution" aus dem Jahre 1917 dabei unübertroffen an der Spitze.
Und süffisant wurde in Richtung der ausländischen Teilnehmer nicht nur ein
mal auf Slavoj Zizek verwiesen, der 2002 mit der Lenin-Anthologie „Revolu
tion at the Gates. A Selection of Writings from February to October 1917"
einen Welterfolg erzielte. Stille Aufforderung an die Westler, dort gültige Li
nien zu überschreiten. Doch meinte man tatsächlich eher Lenin, nicht den Inter

preten Zizek, der bei aller Ablehnung der so genannten realsozialistischen Welt
dem Leninismus ja immerhin das Moment welthistorischer Größe zugesteht.

Die Teilnehmer aus Nordamerika, Europa und Australien teilten sich nun wie
der in diejenigen, die Lenins Denken für ein noch immer nicht abgegoltenes Er
be und den Sozialismus für eine dem Kapitalismus grundsätzlich weit überlege
ne Gesellschaftsordnung hielten, und in jene, die Lenin weitgehend mit dem 20.
Jahrhundert verschwinden sahen. Letztere bezogen sich auffallend häufig auf
Rosa Luxemburg, wobei neben dem Geföngnismanuskript über die russische
Revolution von 1918 auch die umfangreiche Schrift ,J^ationalitätenfrage und
Autonomie" (1908/09) eine Rolle spielte. In dieser bis heute unterschätzten Ar
beit legte Rosa Luxemburg ihr Staatsverständnis dar, zeigte Grenzen und Mög
lichkeiten von bürgerlicher Demokratie und überhaupt bürgerlicher Gesell
schaft, Dinge, die bei ihrer Bolschewiki-Kritik eine große Rolle spielten.

Alle drei Sichtweisen trafen sich zumindest an einem Punkt: Mit Lenins Wirken
wurde eine revolutionäre Energie freigesetzt, die Weltbedeutung bekam. Für die
meisten chinesischen Teilnehmer begann damit der Weg, der dann in den 1930er

* Vgl. Slavoj liiek. Die Revolution steht bevor. Dreizehn Versuche über Lenin, Frankfiirt/M.
2002.
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Jahren mit dem langen Marsch in China seine Fortsetzung fend. Lenin als älterer
Bruder von Mao, die Sowjetunion als älterer Bruder der Volksrepublik China -
das wurde nicht nur einmal hervor gestrichen. Ähnlich die westlichen Leninan
hänger, die allerdings mdir auf Allgemeingültigkeit zu zielen suchten, auf einen
universalen, also weltweiten und noch immer vorhandenoi Zug zum Sozialismus,
der durch die Niederlage der Sowjetunion allen&lls aufgehalten, nicht aber ge
stoppt sei. Entsprechend wurde die gegenwärtige Entwicklung Chinas gelobt, wo
bei man häufig sich nicht einig wurde, ob die immer deutlicher werdende Öflfiiung
Chinas im Globalisierungsprozess nun Zeichen von Stärke des Sozialismus oder
aber doch Gefehr der kapitalistischen Aufiveichung bisheriger Errungenschaften
bedeute. Zu bemerken war jedenfells, dass hier ausschließlich von außen und
vorwiegend aus ideologischer Sicht auf das Riesenland geschaut wurde.

Bei den Kritikem Lenins gab es Versuche, Lenins seinerzeit erfolgreichen
Weg als den Beginn eines nationalrevolutionären Prozesses zu verstehen, der
sich ins Kostüm einer sozialistischen Revolution gezwängt habe, weil er im
starken Maße antikapitalistisch ausgerichtet gewesen sei. Dieses Phänomen
sei anschließend vielfach dort aufgetreten, wo Bauemmassen einen Großteil
der Bevölkerung ausmachten und eine auf das städtische Industrieproletariat
gestützte soziale Revolution weniger Aussicht auf Erfolg gehabt habe. Auch
hier bieten sich verlockende Parallelen zwischen den revolutionären Prozes
sen in Russland und China an. Außerdem wäre das eine Möglichkeit, die Dif
ferenz zwischen Marx und Lenin schärfer zu kennzeichnen, ging doch ersterer
fest von Weltrevolution und dem Industrieproletariat als Geschichtssubjekt
aus. Lenins Weg aber mündete in die schicksalhafte Situation, den erklärten
Sozialismus dann in einem Land aufbauen zu müssen.

In diesem Zusammenhang ist interessant, dass Georg Lukäcs mit seinem im-
vollendeten Manuskript ,L)emokratisierung heute und morgen" (1968) Er
wähnung fand, in dem er an seinem Lebensende noch einmal versucht hatte, das
Demokratieproblem als ein Schlüsselproblem des sowjetischen Modells prinzi
piell als lösbar nachzuweisen. Die Fragestellungen in diesem Manuskript brach
ten seinen Autor wieder zurück auf jenen Punkt, an dem er 1921/22 in der De-
mokratiefi^ge Lenin folgte und Luxemburg für überwunden hielt.

Holger Politt

Neofaschismus und Krise

Gemeinsame Tagung der Marx-Engels-Stifhmg mit der WN-
BdA NRW und der WN-BdA Siegerland-Wittgenstein,
3. November 2012, Siegen

Rund 60 Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren am 3. November 2012 der

Einladung der Marx-Engels-Stifhmg und der Landesvereinigung NRW sowie
der Kreisvereinigung Siegerland-Wittgenstein der WN-BdA zur gemeinsa-



Berichte i79

men Diskussion des Themas „Neofaschismus und Krise" in Räumlichkeiten
der Universität Siegen gefolgt. Die Tagung versuchte im Sinne eines Hinwei
ses von Reinhard Opitz, wonach die Korrelation von Neofaschismus und Kri
se nicht einfach zu fassen sei, da „die faschistische Mobilisierung [...] im In
teresse von [Z]ielen [erfolgt], die völlig außerhalb des Interessenhorizonts der
Krisengeschädigten liegen und [...] daher auch keineswegs [...] auf diese Po
tentiale als Zieladressaten beschrä^" ist\ einen Kontrapunkt zu Allgemein
plätzen in der öffentlichen Diskussion, die die Krisengeschädigten selbst als
Gefahr für die Demokratie konstruieren, zu setzen.

Das Einleitungsreferat mit dem Titel ,JDie Weltwirtschaftskrise und ihr fa-
schismusfördemder Widerhall im bürgerlichen Parteienwesen der Weimarer
Republik" hielt Manfred Weißbecker (bis 1992 Professor für Geschichte an
der Friedrich-Schiller-Universität Jena). Er konzentrierte sich auf historische
elitäre Krisenbewältigungsstrategien beim Übergang von Demokratie zu Fa
schismus, die er unter anderem anhand der Denkschrift des Reichsverbandes
der Deutschen Industrie vom 2. Dezember 1929 darstellte. Als zentralen Be

fund hielt er fest, dass die Weltwirtschaftskrise den Weg der deutschen Fa
schisten an die Macht nicht verursacht, aber befördert habe. So forderten und
förderten konservative Eliten schon vor Krisenbeginn einen wirtschaftlichen
Großraum Deutschland, verbunden mit dem Abbau demokratischer Rechte
sowie der Ausweitung der finanziellen Zuwendungen durch Unternehmer und
entsprechende Verbände an reaktionäre Parteien. Den Faschismus charakteri
sierte Weißbecker als sowohl im Hinblick auf 1917 als auch auf 1789 konter

revolutionäre Bewegung, die trotz radikaler Demagogie niemals die Intention
verfolgte die kapitalistischen Verhältnisse zu überwinden, sondern selbst die
aufklärerischen und humanistischen Ideale des Bürgertums aufeuheben ver
suchte. Dabei ging Weißbecker auch auf den Zustand des damaligen Massen-
bewusstseins ein, an welches die NSDAP anknüpfen konnte und das durch ei
ne allgemeine Enttäuschimg über den Ausgang des Ersten Weltkrieges, die
Billigung von Gewalt als Folge von sozialer Not und eine Aversion gegen den
Parlamentarismus geprägt war. Weißbecker gelangen viele Bezüge auf heuti
ge antidemokratische Gefahren, die den bleibenden Wert seiner Ausfuhrungen
über die sich im Parteienwesen widerspiegelnden Rechts- und Konvergenz
tendenzen als Ausdruck von Kapitalinteressen unterstrichen.

Im Anschluss daran befasste sich Phillip Becher (Wissenschaftliche Hilfskraft
an der Universität Siegen) mit „Triebkräften des Rechtspopulismus". Rechts
populismus sei, so Becher, eine Bewegung, die vermittels bestimmter Struktu
ren und Ideologeme Massenbasen für autoritäre, aber noch nicht faschistische
Politik sammelt. Anhand von Beispielen zeigte Becher die Widersprüche zwi
schen dem sozialen Träger und der Massenbasis rechtspopulistischer Formati
onen auf. In der Debatte zu seinem Beitrag wurde vor allem die Verwendung

Reinhard Opitz, Neofaschismus und Krise - Aspekte und Probleme ihres Zusammenhanges
[1984], in: derselbe: Liberalismus - Faschismus - Integration. Edition in drei Bänden. Band II,
Marburg 1999, S. 437-451, hier S. 449.
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des Begriffs „Rechtsextremismus" bemängelt, da dieser als ein Zugeständnis
an extremismustheoretische Deutungen aufgefasst wurde.

Ulla Jelpke (innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag) referierte
zu ,4^echtsterrorismus und Demokratieabbau", wobei sie einen historischen
Längsschnitt da- rechtsterroristischen Angriffspotentiale in der Bundesrepublik in
den 1950er Jahren über die Wehrsportgruppen in den 1970a- und 1980 Jahren bis
hin zu den Morden der NSU-Terror-Zelle lieferte und auf zahlreiche Verbindun

gen von staatlichen Strukturen mit der gewaltbereiten und gewalttätigen extrem
rechten Szene verweisen konnte. Jelpke sprach von einem taktischen Verhältnis,
welches der bürgerliche Staat zum Neo^chismus einnehme. So rekurrierte sie
auf die Funktion, die Neofäschisten als Straßenkampfreserve gegen die politische
Linke erfüllten, aber auch auf die Möglichkeit durch Hinweis auf den (Rechts-
)TeiTorismus eine Ausweitung der Macht der Sicherheitsapparate zu emeichen.

Das Referat von Jürgen Lloyd (Mitglied im Vorstand der Marx-Engels-Stifhmg)
zum Thema „Querfront und Sozialismusdemagogie als Herausforderung für die
antifeschistische Theorie und Praxis" bildete gleichsam den Auftakt zur Ab
schlussdiskussion. Lloyd bediente sowohl eine historische und eher theoretische
als auch eine tagesaktuelle und eher praktische Perspektive. Zunächst rückte er die
Sozialdemagogie des erklärten ,Antibolschewisten" Eduard Stadtler und der von
ihm mitbegründeten Zusammenhänge wie dem „Solidaria-"-Verein und anderer
sich als „Zwischenfront durch alle Klassen und Parteien" positionierenden Orga
nisationen in den Vordergrund. Nach einem Verweis auf ̂ e Beziehungen Stadt
lers zu bestimmten Kapitalkreisen stellte Lloyd drei Ideologiemomente der Stadt-
lerschen Demagogie heraus: 1.) die Umdeutung des „Sozialismus" zur Volksge
meinschaft, 2.) die Kritik an den Parteien als angeblich ärgsten Feinden realer
Demokratie, 3.) die Zinskritik. Mit einem Erfehrungsbericht über die Schwierig
keiten von Bündnisarbeit in Krefeld schloss Jürgen Lloyd seine Ausführungen.
Die sich an das Referat anschließende Diskussion wurde vor allem durch die De

batte um die Frage der wissenschaftlich-theoretischen Bestimmung des Faschis
mus und um die Möglichkeit von breiten Bündnissen gegen rechts bestimmt.

Phillip Becher/Mark Szau

Krieg und Frieden 1912-2012

Internationale wissenschaftliche Konferenz des Departements für
Geschichte und des Seminars für Soziologie der Universität Ba
sel, 22. bis 24, November 2012, Basel

Man hätte es kaum für möglich gehalten, dass im Zeitalter der (noch immer)
massiven Rüstungsausgaben eine Universität eine umfangreiche antimilitaris
tische Konferenz auf die Beine stellt. Dies ist den Professoren Bernhard De

gen, Heiko Haumann, Ueli Mäder und Fritjof Benjamin Schenk von der Uni-
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versität Basel zum 100. Jahrestag des Friedenskongresses der Sozialistischen In
ternationale glänzend gelungen (http://www.basell912-2012.ch/der-kongress-
von-1912.html). Zur Einfuhrung in die Konferenzthematik lag rechtzeitig vor
der Tagung ein Aufsatzband vor: Bernhard Degen [u.a.] (Hrsg.): Gegen den
Krieg. Der Basler Friedenskongress 1912 und seine Aktuahtät, Christoph Meri-
an Verlag Basel 2012.

Der Einladung der Veranstalter waren 57 vortragende Wissenschafllerinnen
unterschiedlicher Fachdisziplinen - hauptsächlich aus dem Gastgeberland
Schweiz und aus Deutschland, aber auch aus England, Polen, Österreich, Süd
afrika, USA - und viele politisch und geschichtlich Interessierte gefolgt. Aus
organisatorischen Gründen mussten die angemeldeten 54 Vorträge an den drei
Konferenztagen in je vier parallel laufende Panels aufgeteilt werden, mit zu
sätzlich je einem Plenarvortrag am Beginn jeden Tages.

Als einer der 54 Vortragenden dieser Tagung (mein Thema: Revolutionäre
Massenaktionen gegen den Krieg in Deutschland 1916 bis 1918) war ich von
der Vielfalt und wissenschaftlichen Qualität der Konferenzbeiträge beein
druckt. Das Spektrum der Themen reichte u. a. von der historischen Betrach
tung der Schweizer und internationalen Ebene, über die Entwicklung der Frie
densbewegung zu verschiedenen Zeiten, die autonomen Friedensaktionen von
Frauenorganisationen, die Friedensbewegung in Südafrika, den „Arabischen
Frühling", den personifizierten Friedensbestrebungen (z.B.: Annelies Laschit-
za, Berlin, über R. Luxemburg und K. Liebknecht; Peter Huber, Basel, über
die französischen Delegierten des Kongresses von 1912), die zivilisatorischen
Aspekte der II. Internationale (Feliks Tych, Warschau) bis zu vielfaltigen ak
tuellen Aspekten {Rebekka Ehret, Luzem, über Krieg, soziale Ungleichheit in
Sierra Leone; Andreas Gross, Zürich, über die friedenspolitischen Fehler und
Möglichkeiten der EU). Bilanziert wurden darüber hinaus die katastrophalen
Folgen des „Krieges gegen den Terror": Zerrüttung des Völkerrechtes, Relati
vierung der Menschenrechte, Abbau der Freiheits- und Bürgerrechte, Ver
schärfung der Fremdenfeindlichkeit, Verlust an menschlichen und materiellen
Ressourcen sowie an politischer Kultur.

Im 1. Plenarvortrag „Von der Antikriegsbewegung zur Friedensbewegung.
Entwicklungsschritte im vergangenen Jahrhundert" wies Egbert Jahn (Mann
heim) auf die Spaltung der Antikriegsbewegung bis 1914, in eine starke proleta
rische und in eine weitaus schwächere bürgerlich-aristokratische Strömung hin.
Während es der Letzteren um einen Frieden unter den bestehenden gesellschaft
lichen Verhältnissen ging, habe sich die Arbeiterbewegung von der Überzeu
gung leiten lassen, dass ein dauerhafter Frieden erst in einer sozialistischen Ge
sellschaft möglich sei. Es müssten aber alle Anstrengungen unternommen wer
den, schon vorher den heraufeiehenden großen Krieg unter allen Umständen zu
verhindern. Der Kongress der Sozialistischen Internationale von 1912 und die
Kundgebungen gegen den Krieg bis zum August 1914 seien die letzten massen
haften, wenngleich ohnmächtigen, Aktionen eines gemeinsamen sozialistischen
Friedensstrebens gewesen, dann nach 1917 habe sich der kommunistische
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Strang der internationalen Arbeiterbewegung in seinem Antikriegskampf der
sowjetischen Außenpolitik untergeordnet, während die sozialdemokratische
Strömung der Arbeiterbewegung sich mit der bürgerlichen Friedensbewegung
verschmolzen und deren Ziele (wie z. B. Schaffung eines Völkerbundes, völker
rechtliche Ächtung des Angriffskrieges, Verhandlungen zur Abrüstung inner
halb der bestehenden kapitalistischen Gesellschaft) übemcmimen habe.

Im 2. Plenarvortrag „Hintergrund für den Kongress: Intemationale Lage, Rüs
tungswettlauf und die steigende Kriegsgefahr" führte Stig Förster (Bern) die
Anwesenden anhand reichhaltigen Quellenmaterials anschaulich in die milita
ristische Denkweise der Elite des Deutschen Kaiserreichs, vor allem der Ge
neralität, ein. Damit verdeutlichte Förster die Dringlichkeit von massiven
Friedensaktionen. Allerdings führte in einem der Panels die Bemerkung von
Wolfgang Kruse (Hagen, Deutschland) wieder in die historische Realität des
Deutschen Kaiserreichs zurück: Die deutsche Generalität habe zu keinem

Zeitpunkt die sozialdemokratischen Friedensbestrebungen als erstzunehmen
den Faktor betrachtet.

Im 3. Plenarvortrag „Kriegsverhüten, damals und heute. Was hat uns der Basler
Friedenskongress heute noch zu sagen?" hob der Freiburger Friedensforschers
Wolfram Wette, durch seine kritische Noske-Biografie vielen Historikem bekannt,
sehr differenziert die Mentalitätsunterschiede zwischen 1912 imd 2012 hervor,
verhdilte jedoch nicht die aktuellen Defizite bei den Möglichkeiten der Kriegs-
verhütung.^ Außeriialb des eigentlichen Programms fiind am Nachmittag des letz
ten Konferenztages im voll besetzten Basler Münster eine wirkungsvolle Kimdge-
bung der Sozialdemokratischen Partei Schweiz statt. Wie schon in vielai Refera
ten der Konferenz wurde von allen Rednern wie auch vom Hauptredner Erhard
Eppler (SPD) die schreiende soziale Ungerechtigkeit sowohl in den reichen In
dustrienationen, in den sog. Schwellenländem wie in den Entwicklungsländem
(sowie auch zwischen diesen Ländern) als eine Hauptursache für die Gefehr und
das Entstehen bewaffiieter Konflikte angeprangert. Am eindrucksvollsten sprach
dies Kirchenratspräsident Lukas Kundert aus, der an prägnanten aktuellen Bei
spielen den Skandal von Unfiieden, Ungerechtigkeit, Verfolgung und Krieg ver-
deutUchte (Links zu den Texten der Referate: httpy/www.sp-bs.ch/?q=content/
lOO-jahre-friedenskongress-der-sozialistischen-intemationale-0).

Die Frage, ob in dem gegenwärtigen Wirtschafls- und Gesellschaftssystem
(man denke nur an die Macht der Rüstungsindustrie und an die Rohstoffkrie
ge) eine weitgehend von bewaffiieten Großkonflikten fi-eie Welt möglich sein
könnte, wurde jedoch weder auf der wissenschaftlichen Konferenz noch auf
der politischen Kundgebung im Münster aufgeworfen.

Ottokar Luban

^ Die Veranstalter haben erfreulicherweise dank guter Öffentlichkeitsarbeit eine starke Außen
wirkung in den Medien erzielt (http://basell912-2012.ch/pressespiegel.html).
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Kybernetik, Informatik, Logik und Semiotik

Konferenz zum 100. Geburtstag von Georg Klaus, HTW Berlin,
7. bis 8. Dezember 2012, Berlin

Diese gemeinsame Tagung^ der Leibniz-Sozietät, der Deutschen Gesellschaft
für Kybemetik und der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, konzi
piert und vorbereitet auf das entschiedene Wirken von Klaus Fuchs-Kittowski
hin, war Leben und Werk von Georg Klaus gewidmet, eines auch intematio-
nal anerkannten ostdeutschen Philosophen, Hochschullehrers und Akademie
mitglieds, der insbesondere das Ringen um kybernetische Ansätze in der Lei
tung und Planung der Volkswirtschaft der DDR in den 1960er Jahren maßgeb
lich mit prägte.

In Michael Eckardt hatte Fuchs-Kittowski einen rührigen und wendigen Koor-
ganisator gefunden, der nicht nur ein breites Spektrum von Klaus-Kennem und
-Weggeföhrten zusammengebracht hatte, sondem auch die Herausgeber der
Zeitschrißßir Semiotik überzeugen konnte, in Band 33, Heft 3-4 eine Reihe von
Tagungsbeiträgen zur fachlichen und historischen Einordnung von Georg Klaus
zu publizieren, die zur Tagung selbst bereits in gedruckter Form vorlagen. Ein
weiterer Protokollband soll 2013 im Trafoverlag erscheinen.

In der Biografie von Georg Klaus^ konzentrieren sich viele für die Anfangs
zeit der DDR typische Momente, ohne deren Berücksichtigung ein ange
messenes Verständnis des ersten staatlichen Sozialismusversuchs auf deut

schem Boden nicht zu haben ist. Aus proletarischen Verhältnissen stam
mend beginnt Klaus Anfang der 1930er Jahre ein Studium der Mathematik,
Physik und Philosophie in Erlangen. Faschismus und Krieg unterbrechen die
Bildungsbiografie dieses talentierten jungen Mannes und aktiven Kommu
nisten auf brutale Weise. Nach „Untersuchungshaft, Geföngnisstrafe, Ein
zelhaft, Konzentrationslager, Studierverbot, Kriegseinsatz an der Ostfront
mit schwerer Verwundung" konnte er „erst 1947 sein Studium wieder auf
nehmen, welches er 1948 an der Universität Jena mit der Promotion ab-
schloss"^. Es griffe zu kurz, derartige „Blitzkarrieren" allein in den Kontext
einer „Sowjetisierung" der ostdeutschen Philosophie zu stellen, denn eine
solche Sicht verkennt die zähe autodidaktische Leistung einer Generation
von Neulehrern, die ihrerseits für die nur wenige Jahre jüngere „Generation
ABF"^ prägend war, und die sich in keiner Weise an irgendwelchen ,3dassi-
schen" Bildungsbiografien messen lassen.

Mehr zum genauen Programm siehe http://leipzig-netz.de/index.php5/HGG.2012-12-07.

Ausführlicher: Michael Eckhardt, Georg Klaus und die Semiotik, in: Zeitschrift für Semiotik,
33, Heft 3A 2011,S. 167-183.

Ebenda, S. 168.

Mehr dazu etwa in Rainer Thiels Autobiografie ,J^eugier - Liebe - Revolution", Berlin 2010.
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Aspekte des intellektuellen, eingreifenden und politischen Wirkens von Georg
Klaus in der DDR prägten die Beiträge des ersten Tags der Konferenz, wobei
neben der Kybernetik vor allem das .J'hilosophische Wörterbuch"^ sowie die
erkenntnistheoretischen Arbeiten von Georg KJaus^ eine zentrale Rolle spiel
ten. Siegfried Wollgast betonte in seinem Eingangs-Beitrag „Georg Klaus und
die Geschichte der Philosophie", dass ,JPhilosophiegeschichte das Epizentrum
der (neueren) Philosophie" sei, wofür es eine Reihe von Gründen geben mag
und etwa Hermann Ley (Berlin)' oder Helmut Seidel (Leipzig)® auch DDR-
philosophisch in diesem Sinne tätig waren. Klaus' Schwerpunkte lagen, wie
die weiteren Redner betonten, an anderer Stelle - den philosophischen Konse
quenzen modemer naturwissenschaftlicher und technischer Entwicklungen.
Dass damit vielfältige Spannungsverhältnisse' gerade auch mit dem Inhaber
des Lehrstuhls ,^Philosophische Fragen der Naturwissenschaften" an der Ber
liner Humboldt-Universität verbunden waren, betonte nicht nur Rainer Thiel
in seinem Beitrag.

Die Beiträge am Vormittag des zweiten Tags konzentrierten sich auf aktuelle
Entwicklungen in Bereichen, die Georg Klaus bis zu seinem Tod im Jahre
1974 beschäftigt haben, und ließ die Visionarität vieler seiner Ansätze erah
nen, die in Honeckers DDR bereits nach 1970 still beerdigt wurden.

Der Nachmittag des zweiten Tages war den Ambivalenzen des politischen
Wirkens von Georg Klaus gewidmet, mit sehr beeindmckenden Beiträgen
insbesondere von Michael Eckardt und Manfred Bierwisch. In der Diskus
sion dazu, vor und mit vielfältig gemischtem Publikum, alters- und her
kunftsmäßig, spielten dann eher die eigenen Sichten auf jene Zeit die prä
gende Rolle. Besonders Manfred Bierwisch gelang es, in vorsichtigen Tö
nen die Lebensleistung von Georg Klaus in einer Gesamtschau zu würdigen,
in der auch die traumatischen Erlebnisse der Nazi- und Kriegszeit angemes
sen Platz fanden.

Hans-Gert Graebe

Georg Klaus, Manfred Buhr (Hrsg.), Philosophisches Wörterbuch. Leipzig 1964. Seit 1970
zweibändig, weitgehend jährlich überarbeitete und erweiterte Neuauflagen bis zum Tod von
Georg Klaus im Jahre 1974, danach weitere Auflagen. Anerkanntes Standardwerk in Ost wie
West. Siehe auch http://de.wikipedia.org/wiki/Philosophisches_Wörterbuch_(Klaus-Buhr).

Dazu sehr kenntnisreich vor allem Hans-Christoph Rauh, Zur logisch-semiotischen Speziali
sierung auf die Erkennmistheorie bei Georg Klaus, in; Zeitschrift für Semiotik, 33, Heft 3-4,
2011,S. 287-307.

Siehe hierzu Wolfgang Förster, Zur „Geschichte der Aufklärung und des Atheismus" von
Hermann Ley, in: Z 81, März 2010, S. 98fr., und Z 82, Juni 2010, S. lOSff.

Siehe hierzu Helmut Seidels mehrbändige „Vorlesungen zur Geschichte der Philosophie", Ber
lin (und Köln) 1980,1984,1990, sowie der posthum herausgegebene vierte Band, Berlin 2010.

Siehe hierzu Thiels Autobiografie, a.a.O., insb. S. 135ff. und S. 154fr.

Beide Beiträge sind ebenfalls im genannten Band der Zeitschrift für Semiotik zu finden.
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Wohnungspolitik

Wohnungspolitische Konferenz der LINKEN,
15. Dezember 2012, Göttingen

Jahre lang blieb die Wohnnngspolitik vor allem dem kleinen Kreis der Fachleu
te aus Wohnungswirtschaft und Mieterverbänden überlassen. Das hat sich mitt
lerweile geändert: Die Wohnungspolitik ist zu einem Top-Thema geworden. Es
vergeht kaum eine Woche ohne Schlagzeile auf einem der auflagenstarken Ma
gazine oder Tageszeitungen. Auch der Bundesvorstand der LINKEN hat die
Bedeutung des Themas erkannt und Anfang 2012 eine mieten- und wohnungs
politische Offensive beschlossen. Teil dieser Offensive war eine wohnungspoli
tische Konferenz ,JDamit Wohnen bezahlbar bleibt - Mieten deckein. Sozialer
Wohnungsbau jetzt!", die am 15. Dezember 2012 in Göttingen stattfand.

Die Bedeutung, die DIE LINKE dem Thema beimisst, wurde durch die Teilnah
me des Bundesvorsitzenden Bernd Riexinger mit&tstnchea. Er wies einleitend auf
die Mietpreisexplosion und den Mangel an bezahlbarem Wohnraum vor allem in
den Wachstumsregionen hin und forderte eine grundlegende Neuausrichtung der
Wohnungspolitik. Wichtige Elemente dieser linken Wohnungspolitik sollen ein
verstärkter sozialer Wohnungsteu, das Verbot von Wohnungsverkäufen an rendi
teorientierte Untemehmai und die Unterbindung horraider Mietsteigerungai bei
Neuvermietung sein. Zudem kündigte er an, dass die Wohnungspolitik ein zaitra-
les Thema des LINKEN Bundestagswahlkampfes sein werde.

Aus niedersächsischer Sicht wurden diese Ausführungen durch Ursula Weis-
ser-Roelle, Spitzenkandidatin der LINKEN bei der niedersächsischen Land
tagswahl am 20. Februar 2013, ergänzt.

DIE LINKE wollte nicht im eigenen Saft zu schmoren und hatte drei Gäste um
Beiträge gebeten. Elke Kühr von der Kommunistischen Partei Österreichs
(KPÖ) berichtete von der erfolgreichen Politik ihrer Partei in Graz, wo sie auch
dank ihres wohnungspolitischen Profils bei den letzten Gemeinderatswahlen
fast 20 Prozent der Stimmen erreicht hat. Markenzeichen der Grazer KPÖ sei
ihr seit 1996 angebotener Mietemotruf. Hier werde ratsuchenden Mieter/innen
bei Mietverträgen und Betriebskostenabrechnungen ebenso geholfen, wie bei
Schikanen durch Vermieter, Kündigungen und Räumungsklagen. Im Mittel
punkt der kommunistischen Wohnungspolitik in Graz stünden die Gemeinde
wohnungen. Ihre Zahl soll nach den Vorstellungen der KPÖ durch ein Sonder-
wohnbauprogramm weiter erhöht und ältere Gemeindehäuser saniert werden.

Lukas Siebenkotten, Bundesdirektor Deutscher Mieterbund (DMB), kritisierte
eingangs das kurz zuvor im Bundestag von CDU/CSU/FDP beschlossene Miet-
rechtsänderungsgesetz, ein Gesetz, das - so Siebenkotten -zu drastischen Miet
rechtsverschlechterungen führe. Zudem greife es die eigentliche Probleme auf
dem Wohnungsmarkt gar nicht auf: Es gebe zu wenig öfientliche Anstregun-
ge, weigstes die aus der Sozialbindung fallede Wohnunge zu ersetze.
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Doch er warnte auch, dass Neubau zwar erforderlich sei, allein aber nicht aus

reiche. Erforderlich sei auch eine Wohnungsbestandspolitik im Interesse der
Mieter/innen. Vor allem die jährlich umziehenden 11 Prozent der Haushalte
müssten vor Mietpreiserhöhungen geschützt werden. Seine Forderung nach ei
ner Begrenzung der Neuvertragsmiete fand auf der Konferenz viel Zustimmung.

Schließlich rief Mike Nagler vom Institut für Bauwirtschafl der Hochschule
für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig das unrühmliche Dresdner Bei
spiel in Eriimerung und kritisierte den 2006 erfolgten Verkauf der kommuna
len Wohnungsbaugesellschaft an den Hedge-Fonds Fortress. Um solche Ver
käufe zukünftig zu verhindem und den kommunalen Wohnungsbestand zu er
höhen, schlug er ein gesetzliches Verbot weiterer Verkäufe von öffentlichen
Wohnungsbeständen an Finanzinvestoren, Frivate-Equity oder Hedge-Fonds
und ein Programm zur (Re-)Kommunalisierung von Wohnungen vor.

Nachmittags schlössen sich Arbeitsgruppen zu den Themen sozialverträgliche
Mieten, sozialer Wohnungsbau und zulamftsfähige Kommunen an.

Die von Katrin Lompscher, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Frak
tion DIE LINKE im Berliner Abgeordnetenhaus und Sprecherin der BAG
Städtebau- und Wohnungspolitik der LINKEN, vorgetragenen Ergebnisse der
Arbeitsgruppe sozialverträgliche Mieten ging an einigen Punkten über die Po
sitionen des DMB hinaus. So wurde eine Abschaffimg der Modemisierungs-
umlage - und nicht nur deren Begrenzung auf 9 Prozent - gefordert. Unter
den Teilnehmern/innen kontrovers diskutiert wurde der richtige Weg zur Be
grenzung der Wohnkosten: Soll die Miete in Relation zum Einkommen fest
gesetzt werden - etwa auf 30 Prozent des Nettoeinkommens - oder durch eine
generelle Mietpreisbegrenzung auf 4 bis 6 € pro m^ Wohnfläche? Einigkeit
bestand hingegen bei der Forderung, dass Mieterhöhungen in Folge einer
energetischen Sanierung nur in Höhe der Energieeinsparung zulässig sein sol
len. Eine solche Warmmiemeutralität wird nur mit massiven staatlichen Zu

schüssen zu verwirklichen sein.

Heidrun Bluhm, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im
Deutschen Bundestag, berichtete über die Ergebnisse der Arbeitsgruppe zum
sozialen Wohnungsbau. Um das Ziel ausreichend großer auf Dauer mietpreis-
und belegungsgebundener Wohnungsbestände zu erreichen, setzt DIE LINKE
auf einen demokratisch regulierten Wohnungsbau in kommunaler Verantwor
tung, der über revolvierende Fonds finanziert wird. DIE LINKE strebt hierzu

den Aufbau eines wiederbelebten Sektors „neuer gemeirmütziger Wohnungs-
untemehmen" an. Zur Finanzierung dieses gemeinnützigen Wohnungsbaus ist
es erforderlich, dass der Bund sich auch über 2013 an der sozialen Wohn-

raumfbrderung beteiligt.

Tomas Grohe, ebenfalls Sprecher der BAG Städtebau- und Wohnungspolitik
der LINKEN, berichtete, dass in der Arbeitsgruppe über zukunftsfähige
Kommunen Verhinderung der Verdrängung von Menschen mit geringen Ein
kommen aus ihren angestammten Quartieren und die Forderung nach einer
wirklich partizipativen Plammgskultur im Mittelpunkt gestanden habe.
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Insgesamt vermittelte diese Konferenz einen interessanten Einblick in die
wohnungspolitische Debatte der LINKEN. Neben thematischen Einzelaspek
ten ist ein wichtiges Kennzeichen dieser Debatte, dass sich DIE LINKE um
eine Wohnungspolitik aus der Sicht der Mieter/innen bemüht und der Mobili
sierung der Mieter/innen große Bedeutung beimisst.

Es war aber auch nicht zu übersehen, dass es der LINKEN noch an einer ge
schlossenen wohnungspolitischen Altemativkonzeption fehlt. Die ausliegen
den Kopien mit Auszügen aus dem erst kürzlich beschlossenen Grundsatzpro
gramms der LINKEN unterstrichen diesen Eindruck noch. Dort sind einige
Ideen aufgeführt und ist allenfalls eine grobe Richtung erkennbar, in die DIE
LINKE wohnungspolitisch gehen will. Diese Lücke wird sich kurzfristig
durch ein Wahlprogramm nicht schließen lassen. Die gewachsene Aufinerk-
samkeit für das Thema Wohnen kann aber Anstoß imd Rückenwind sein, eine

solche wohnungspolitische Altemativkonzeption zu erarbeiten.

Dies wird nicht von der LINKEN allein zu leisten sein. Die Partei sollte des

halb die Chance nutzen, die Kompetenz ihrer parlamentarischen und außer
parlamentarisch Wohnungspolitiker/innen in diesen Frozess einzubringen und
das Gespräch mit den Mieterverbänden, Gewerkschaften, wohnungspoliti
schen Basisinitiativen und altemativen Bauprojekten suchen.

Hans Günter Bell

Leidenschaft der Kritik

Tagung zu »^Perspektiven Kritischer Theorie" an der Universität
Gießen, 18. bis 19. Januar 2013, Gießen

Am 18. und 19. Januar veranstaltete die Uni Gießen in Gemeinschaft mit der

GEW, dem BdWi, der RLS Hessen, der Assoziation für kritische Gesell
schaftsforschung (AkG) und den Asten der Unis Gießen, Marburg und Frank
furt eine Tagung „Leidenschaft der Kritik. Perspektiven Kritischer Theorie".
Laut Tagungsbeschreibung sollten „zentrale Themen zeitgenössischer kriti
scher Gesellschaftstheorie" zur Diskussion gestellt werden. Die „Aktualität
und Notwendigkeit der Konferenz" habe „sich nicht nur aus den dramatischen
Umbrüchen im Zuge der vielfaltigen gesellschaftlichen Krisen der letzten Jah
re" ergeben, „sondern auch aus der Tatsache, dass kritisches, eingreifendes
Denken keinen selbstverständlichen Ort im öffentlichen Diskurs hat."

Sonja Buckel (Frankfurt am Main, Institut für Sozialforschung) referierte über
„Intersektionale Kapitalismusanalyse". Darunter versteht sie eine Analyse
konkreter Politiken und ihrer intersektionalen Auswirkungen „vom Aus
gangspunkt miteinander verwobener gesellschaftlicher Herrschaftsver
hältnisse" (Kapital, Gender, 'Rasse', Neokolonialismus etc.). Das Kapitalver
hältnis stehe im Mittelpunkt der Analyse, weil es alle anderen Herrschaftsver-
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hältnisse überforme und als bürgerliche Produktionsweise jene überhaupt erst
„als Herrschaftsverhältnisse sichtbar mache und einer relationalen Erklärung"
zuführe. Da das Kapital jedoch nicht als „expressive Totalität" gedacht wer
den könne, könnten nicht alle Herrschaftsverhältnisse auf jenes „reduziert
werden", sondern bilden „teils seine historischen Voraussetzungen".

In Rahel Jaeggis (Berlin, Professorin für Praktische Philosophie an der HU)
Vortrag ging es um das komplementäre Defizit von Sozialphilosophie und So
ziologie. Einerseits herrsche der ,J^lormativismus" vor, andererseits die „anti-
normativistische Verkürzung von Normen auf Machtmittel". Die Soziologie
müsse Kritik materialistisch 'im Handgemenge' verorten und Normen nicht
beim Wort nehmen, sondern materialistisch-praxisphilosophisch als funktionale
Elemente und Bedingungen kapitalistischer Vergesellschaftung und der ihr im
manenten (Werte-)Krise begreifen.

Joachim Hirsch (Frankfurt/M., emer. Hochschullehrer) kritisierte die „Staatslei
denschaft der Linken". Er benannte die Haltungen 'der' Linken im Wechsel da*
Zeit und stellte programmatische Forderungen: „Materialistische Staatskritik in
emanzipatorischer Absicht" müsse den Staat als Herrschaftsverhältnis erkennen
und seine historisch-spezifischen ,d^ormzwänge reflektieren". Sich diesen „un
kritisch anzukommodieren" und sich praktisch „auf sie einzulassen, bedeute[t]
das Gegenteil". Damit sei keiner abstrakt-radikalen Staatskritik, „die im Mob
endet", oder einer Abstinenz notwendiger reformistischer Politik das Wort ge
redet. Eine fi-eie Gesellschaft werde auch eine „zentrale politische Gewalt"
brauchen, nur eben keine von der verselbständigten Produktionsweise erzwun
gene (= 'Staat').

Roland Atzmüller (Linz, Assistenzprofessor am Institut für Soziologie der Uni
versität) konstatierte in seiner an Poulantzas orientierten Krisenanalyse eine
soziale und ideologische Krise des Kleinbürgertums. Die kontinuierliche
Durchsetzung des Neoliberalismus führe zur Krise seines hegemonialen Pro
jekts, was sich in der „Erosion der Mittelklasse" ausdrücke. Die Veränderung
der ,JConstitutionsbedingungen des Kleinbürgertums" (z.B. Kommodifizie-
rung staatlicher Leistungen, Transformation zum finanzmarktgetriebenen Ka
pitalismus) äußere sich in verschärfter „Statusangst und Unsicherheit", zu
nehmend „anti-staatlicher und pro-marktwirtschaftlicher Orientierung" und
einer Erschütterung des Glaubens an Leistungsgerechtigkeit, der durch „sozia
le Schließung gegenüber Migranten und Arbeitern" zu retten versucht wird.

Andreas Niederberger (Frankfurt/M., Vertretungsprofessor für Praktische Phi
losophie an der Universität Duisburg-Essen) behandelte das Verhältnis von
'transnationalem Konstitutionalismus' (tnK) und emanzipativer Demokratie.
Der tnK sei „informell", beruhe „funktional auf Interessen" und bestehe aus

„fi-agmentierten und sich überlagernden Rechtsprinzipien". Recht überhaupt
sei Macht gegenüber relational autonom und real ambivalent: einerseits könne
es Gewalt zur Willkür „entformalisieren" (z.B. Patriot Act), andererseits be
wirke es durch Formalisierung ,3nipowerment bisher Rechtsloser". Für das
Recht und den tnK spräche, dass „die Kontingenz der Möglichkeit, an eigener
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und fremder Selbstbestimmung und Herrschaftsfreiheit mitzuwirken", aufge
hoben werde. Es gebe zwar ,jceinen notwendigen Zusammenhang zwischen
Recht und Demokratie", aber „ohne Verrechtlichung" ließe „sich Demokratie
im emanzipativen Sinne gar nicht realisieren." Buckel ergänzte, die 'Ambiva
lenz' liege am ökonomisch formbestimmten Inhalt (Willensverhältnis der Wa
renhüter), der zur Verselbständigung der Rechtsform und deren Konkretisie
rung „in Hegemonieprozessen" führe.

Christine Resch (Frankfurt/M., Privatdozentin am Institut für Gesellschafts
und Politikanalyse) zufolge liegt die Abwesenheit kritischer „Intellektueller in
der Krise" an der Unterrepräsentation kritischer Intellektueller in der medialen
Öffentlichkeit. Das unterscheide die aktuelle Lage vom Fordismus (z.B.
Adornos Rundfunkbeiträge). Aktuell habe die TINA-Formel uneingeschränk
te Autorität und die neoliberale Politik kaum Legitimationsprobleme. Deshalb
könne die Kulturindustrie weniger in die Pflicht genommen werden, kritische
Stimmen zu berücksichtigen. ,JDie Macht der Drohung, Exklusion und Angst"
habe hegemoniale Integration abgelöst. Unter Bedingungen „repressiver Tole
ranz" sei der Kritikinhalt zwar irrelevant gewesen, aber man habe wenigstens
auf zukünftige Relevanz hoffen können. Heute habe ,J^laschenpost aber kei
nen Sinn mehr." Buckel wandte ein, dass es im Fordismus nicht nur Hegemo
nie und Zwang, sondem auch materielle Zugeständnisse gab, was der ent
scheidende Unterschied zum Postfordismus sei. Hegemonie sei nie auf den
Konsens Aller angewiesen.

Uwe Bittlingmayer (Freiburg, Professor am Institut für Soziologie der PH)
ging ebenfalls von einem aktuellen Defizit kritischer Gesellschaftstheorie aus,
jedoch vor dem Hintergrund der sogenannten 'Wissensgesellschaft'. Diese sei
eine ,Anti-Bildungsgesellschaft", in der Bildung einerseits zur Ware ver
komme, andererseits zum Bildungskapital im Bourdieu'sehen Sinne (nützli
ches „Wissen über das zufällige 'So-sein-der-Dinge'„) und Herrschaftsin
strument. In ,JDistinktionspraxen" werde Individuen durch das Bildungsbür
gertum Bildung und Reflexionsfahigkeit zu- oder abgeschrieben. Wer z.B.
Abitur hat, gelte als gebildet. Nach Adornos normativem und zugleich kriti
schem Begriff sei Bildung weder ein Kanon noch Selbstzweck, sondem die
Bildung eines im Ansatz bei jedem vorhandenen kritischen Vermögens, „Mit
tel der Gesellschaftskritik".

Manuela Bojadzijev (Berlin, Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut fiir
Europäische Ethnologie der HU) sprach über ,Jaitische Rassismusforschung".
Der auf dem Rassekonzept beruhende biologische Rassismus sei durch den
modemen Kulturrassismus abgelöst worden. In diesem würde die ,J^ensch-
heit nach Effizienzkriterien unterteilt" und sozial bedingte „Eigenschaften,
wie z.B. Intelligenz", gleichzeitig „individualisiert und naturalisiert", wozu
die Inwertsetzimg des Körpers, z.B. in der Pharmaindustrie, beitrage. In der
Rassismustheorie wiederhole sich dagegen das „alte Problem der Geschlech
terforschung": die Unklarheit darüber, ob man die ,JIierarchisierung oder die
Unterschiede selbst abschaffen will". Als Strategie kritischer Rassismusfor-
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schung schlug sie vor, „rassistische Erzählungen" auf einem vertrauteren Feld,
z.B. der Ökonomie, und in dessen Begriffen zu rekonstruieren, um dann den
'Rest-Rassismus' besser zu erklären und zu kritisieren.

Das Schlusswort hatte Alex Demirovic (Gießen/Basel, derzeit Gastprofessor
an der Universität Gießen), der nach der Kritik nochmal „das Positive, die
Utopie" hervorheben wollte. Er verglich Joachim Hirsch und sich selbst mit
Adorno und Horkheimer, der zu jenem einmal gesagt haben soll; „Teddy, uns
fehlt das Positive." Es gehe ihm dabei jedoch nicht um die abstrakte Utopie
einer konfliktfreien Gesellschaft. Man solle „nur die Aufgaben lösen, die sich

einem geschichtlich stellen."

Ingmar Graf

Einladung zur SALZ - Konferenz Ökologie, (Anti-)
Militarismus, (Anti-)lmperialismus & Weltwirtschaft

13. und 14. April 2013, Cafe'Buch-Oase Kassel

Kapitalismus ohne Ausbeutung, Rohstoffkriege &
Umweltzerstörung... gibt es nicht.

Aber vielleicht fällt uns ja etwas Besseres ein!

...

Kultursaal, Cafe'Buch-Oase, Germaniastraße 14,
34119 Kassel. Einlass: 09:30, Beginn: 10:00

www.bildungsgemeinschaft-salz.de



Neue Edition des „Manifests"

Gareth Stedman Jones, Das Kom

munistische Manifest von Karl Marx
und Friedrich Engels, Einfuhrung,
Text, Kommentar aus dem Engli
schen von Catherine Davies, Verlag
C. H. Beck, München 2012, 319 S.,

14,95 Euro

Noch ein englischer Professor, den

es treibt, sich zu Marx zu äußern. Die

Freude über Terry Eagletons Warum
Marx recht hat (Berlin 2012) war
noch lebendig, Eric Hobsbawms
schönes Buch Wie man die Welt ver

ändert (München 2012) - übrigens
auch mit einem Kapitel über das
Kommunistische Manifest - war eben
aus der Hand gelegt, als vorliegende
Edition ins Haus flatterte.

Wie verschieden sie sind, und wie es

doch einen objektiven Grund für diese
Häufung geben wird. Großbritannien
muss wohl, wie schon zu Marx' und

Engels' Zeiten, ein bevorzugtes Pflas
ter für die Beobachtung von Wider
sprüchen der kapitahstischen Welt
sein? Der katastrophale Niedergang
der Industrie mit hoher Arbeitslosig
keit und Jugendunruhen im Gefolge,
die lang andauernde Auflösung des
Commonwealth, die überdimensio

nierte Rolle des Banken- und Finanz

zentrums London, die unklare Hal

tung zum vereinigten Europa, die un
lösbare Krise in Nordirland und

manch andre trübe Anzeichen lassen

nach Autoritäten für Krisenanalyse
umschauen.

Zunächst ist zu begrüßen, dass wie
der eine Ausgabe mehr des Manifests
vorliegt, mit allen späteren Vorreden
von Marx und Engels und mit vielen
gelehrten Anmerkungen.

Der Hauptteil des Buches, die Einfüh

rung mit ca. 200 S., wurde schon
2002 geschrieben und veröffentlicht,
jedoch ist seitdem erschienene Litera
tur jetzt teilweise berücksichtigt, dar
unter neue Bände der MEGA, deren

Bedeutung J. würdigt. Aber der
Haupttext ist mehr als ein Jahrzehnt
alt, entstand in der nun schon wieder
ein wenig antiquierten Atmosphäre
des (zumindest in dieser Form und
diesem Tempo) unerwarteten Zerfells
der Sowjetunion, der Euphorie des
Berliner Mauerfells, des „Sieges über
den Kommunismus", und man sollte

dem Autor zugutehalten, dass er heute
diese oder jene Formulierung viel
leicht schon wieder etwas anders fas

sen würde.

Gerade in einem Text über das Mani

fest sollte klar und deutlich hervorge
hoben werden, dass seine auf die freie

und allseitige Entfettung des Indivi
duums gerichtete Kemforderung („An
die Stelle der alten bürgerlichen Ge
sellschaft mit ihren Klassen und Klas

sengegensätzen tritt eine Assoziation,
worin die freie Entwicklung eines je
den die Bedingung für die freie Ent
wicklung aller ist") in den Ländem
des ,/ealen Sozialismus" weder er

kannt noch erfüllt wurde. Aus diesem

Grunde - aber bei weitem nicht nur

aus diesem - hat Marx mit dem Fias

ko des ,/ealen Sozialismus" im Prin

zip nichts zu tun. Gerade am ständi
gen aber unverständigen Berufen aufs
Manifest und im Zitieren seines Kem-
satzes in den Parteiprogrammen die
ser Zeit zeigte sich Üieoretische Stag
nation, enthüllte sich das Abweichen

von Marx, der sein Leben lang auf un
voreingenommenes, kritisches Weiter
forschen bestanden hatte. Daher liegt
der Versuch, eine Gesellschaftsord

nung (auch) auf den Erkenntnissen von
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Marx zu gründen, nicht hinter, sondern
vor uns, wenn wohl auch in einer

ziemlich fernen Zukunft.

Wenn J. postuliert (S. 17), vieles, was
im Manifest behauptet wird, sei „eher
dem Reich der Mythologie als dem
der Fakten zuzuordnen", liegt das
zum einen an seiner Hauptthese, der
Marxismus stamme aus „einer religiö
sen Reformbewegung", zum anderen
an der Tatsache, dass im Manifest die
Ökonomie noch wenig begründet ist.
Aber Marx hat - und das sollte man

doch bei dieser Gelegenheit erwähnen
- in den ihm nach dem Manifest noch
verbliebenen drei Jahrzehnten seine

Gesundheit und das Glück seiner Fa

milie dafür geopfert, diesen wissen
schaftlichen Beweis nachzuliefern!

Umfassender als andere Autoren be

zieht J. die junghegelianische Debat
te in die Vorgeschichte des Manifests
ein, aber das war keine religiöse Be
wegung, sondem von Anfang an,
schon bei Strauß, eine religions/7*///-
sche, wenn auch nicht in der provo-
kativen, schädlichen Form wie dann

später bei Bruno Bauer. Theoretisch
führende Junghegelianer wie Heine,
Hagen, Echtermeyer, Köppen spra
chen von einer „neuen Reformation",

in der es nicht um Änderungen der
Kirchenlehre ging, sondem um eine
vom Gedankengut der Aufklärung
inspirierte Vermittlung des antiken
Denkens mit der Weltanschauung
des 16. bzw. 19. Jahrhunderts, um

völlige Überwindung von Mystizis
mus, Scholastik und Lebensfeind

lichkeit. Es ging Hegel imd den
Junghegelianem nicht um Religion,
sondem um Aufklärung, freie Wis
senschaft, Herrschaft der Vemunft,

Befreiung des Individuums.

Die Tendenz der Einführung von J.
geht dahin, den Kem der kommunisti

schen Analyse von 1848 verschwim
men zu lassen. Der Leser wird nicht

genügend auf die einfeche aber ent

scheidende Tatsache hingeführt, dass
das Manifest aus einer jahrelangen
Programmdiskussion hervorging, dass
es als Auftragsarbeit einer sich konsti
tuierenden Partei, des Bundes der
Kommunisten, verfasst wurde, dass

diese Partei und das Manifest in un
trennbarer Einheit entstanden. Die seit

1973 vorliegende Broschüre Wie das
Manifest entstand (in 8 Sprachen ü-
bersetzt) wird nicht erwätot, die 3-
bändige Dokumentenpublikation Der
Bund der Kommunisten ohne Heraus

gebervermerk zitiert und die einzige
Monografie zur Geschichte des Bun
des der Kommunisten (Frankfurt a.M.
2003) - die Eric Hobsbawm noch
kurz vor seinem Tode mit Interesse

zur Kenntnis nahm - mit keinem

Wort erwähnt. Diese imgenügende
Vertrautheit mit der Spezialliteratur
führte (S. 24) zum Reinfallen auf ei
nen irreführenden Artikel; natürlich

erfolgte der Erstdmck des Manifests
nicht in Deutschland, sondem im Feb
ruar 1848 in London.

In einer Fußnote auf S. 24 ist Helen

Mcfrrlane erwähnt, die Autorin der

ersten Übersetzung des Manifests ins
Englische aus dem Jahre 1850. Das ist
Anlass genug zu erwähnen, dass nun
endlich eine Biografie dieser mutigen
und lebensvollen Frau vorliegt, aus
der Feder der schottischen Historiker

David Black und Louise Yeoman^

Martin Hundt

Woman with a Fast Episode 3 Helen

Mc&rlane Presented by Susan Moirison
httpy/www.bbc.co.uk/pix)grammes/bO 1 nxw6g
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Engels' Geschichte Irlands

Marx-Engels Jahrbuch 2011, hrsg.
von der Internationalen Marx-

Engels-Stifiung Amsterdam, Akade
mie Verlag, Berlin 2012, 263 S.,
39,80 Euro

Der Themenschwerpunkt des Jahr
buches lautet:,Friedrich Engels »Ge
schichte Irlands' (1869/70) im Kon

text der deutsch-irischen Beziehun

gen im 19. Jahrhundert." Es handelt
sich also um ein Buch über ein Buch,

das nie zu Ende geschrieben und
dessen zwei tatsächlich vorhandene

Kapitel nicht einmal ins Jahrbuch
aufgenommen wurden.

Faktisch ist es ein Tagungsband. Im
August 2011 führten die Berlin-
Brandenburgische Akademie der
Wissenschaften und das Zentrum für

deutsch-irische Studien in Limerick

mit Unterstützung der irischen Bot
schaft in Berlin eine Konferenz zu

diesem Thema durch. Sie behandelte

neben dem Fragment auch Engels'
umfangreiche Vorarbeiten zu diesem
Buch, seine Exzerpte zur Natur-, So
zial- und Politikgeschichte Irlands,
die noch nicht in der MEGA erschie

nen sind. Ein Blick ins Inhaltsver

zeichnis ruft daher Verwunderung

darüber hervor, dass von den zehn
Autoren zu diesem Themenschwer

punkt sich nur zwei direkt mit En
gels' Texten und weitere zwei mit
seinem praktischen Verhältnis zu Ir
land beschäftigen.

In der Tat hatte Friedrich Engels im
Jahr nach seiner zweiten Irlandreise

von 1868 damit begonnen, eine Ge
schichte Irlands zu schreiben. Er stu

dierte die umfangreiche Literatur,
seine Liste umfasst allein 150 Titel,

und sichtete zahlreiche historische

Quellen. Er vertiefte sich in altirische
Quellen und begann, Irisch zu lernen,
um die englischen Quellenüberset
zungen mit den irischen Originalen
vergleichen zu können. Von den
Darstellungen zog er vor allem eng
lischsprachige und deutschsprachige
heran. 1870 begann er mit der Nie
derschrift: Zwei Kapitel wurden fer
tig, eines über ,J^aturbedingungen",
ein anderes über ,Altirland". Diese

Fragmente sind im MEGA-Band 1/21
publiziert. Für zwei weitere Kapitel,

„Englische Eroberung" und »JDie
englische Herrschaft", existieren

vorbereitende Exzerpte, Notizen und
Bemerkungen. Außerdem liegen um
fangreiche Textauszüge in 16 Heften
von Engels zu Irland vor, deren Edi
tion einen ganzen Band der MEGA
füllen wird. Wegen des deutsch-
fi-anzösischen Krieges 1870 unter
brach Engels die Arbeit - und nahm
sie nicht wieder auf.

Friedrich Engels wollte eine wissen
schaftlich fimdierte Geschichte und

Landeskunde Irlands schreiben, er

berücksichtigte naturhistorische, his
torische, juristische, wirtschaftliche
und soziale Aspekte dieser Geschich
te. Jürgen Herres umreißt im Jahrbuch
Engels' Herangehen und resümiert
dessen Positionen. Er zitiert zustim

mend die Auffassung von Jenny Marx
(Tochter), dass Engels sein Irland-
Buch als eine Art Fortsetzung seiner
,J^age der arbeitenden Klasse in Eng
land" von 1844 plante. (15)

Sein Ausgangspunkt sind die Natur
bedingungen der Insel. „Wofür be
stimmte das Klima die irische Insel?

Für Ackerbau oder für Viehzucht o-

der für beides? Derlei Naturtatsachen

waren für Engels historisch und poli
tisch bedingte Tatsachen." (Herres,
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S. 15) Aus Engels' Sicht ,Jconnte
Englands Eroberung der Nachbarin
sel weder durch geographische Not
wendigkeiten noch durch moralisch
historische Überlegenheitsansprüche
gerechtfertigt werden. Ursache wa
ren vielmehr Machtwille und öko

nomischer Ehrgeiz". (Ebd.)

Einen kursorischen Überblick über

die Fragen, Positionen und Analysen
von Marx und Engels zu Irland in ih
ren Artikeln, Briefen, Manuskripten
und Schriften gibt Herres in seinem
Beitrag. Die meisten anderen Beiträ
ge zum Thema geben bestimmte Fa
cetten der deutschen Rezeption der
irischen Geschichte und Gegenwart
im 19. Jahrhundert wieder, in die

sich Engels' Beschäftigung mit Ir
land einordnet. Die theoretisch und

politisch interessantesten Punkte der
Stellungnahmen von Marx und En
gels zu Irland sind m.E. einmal die
wirtschaftlichen Grundlagen der eng
lischen Herrschaft über Irland in der

zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts

und zum anderen die Hofftiungen
beider auf eine Initialzündung der
englischen Revolution durch die iri
schen Revolutionäre - mit Hilfe der

englischen Arbeiterklasse, versteht
sich.

Marx ging davon aus, dass seit der
wirtschaftlichen, sozialen und huma
nitären Katastrophe der großen Hun
gersnot 1846 der ökonomische Ge
halt und daher auch der politische
Zweck der englischen Herrschaft
sich wandelten. Wie Marx bestimmte

auch Engels die Iren gegenüber den
Engländern als eine eigene Nation.
Er übernahm von Marx die Periodi-

sierung der Kolonialherrschaft und
wollte in dem geplanten Buch die iri
sche Geschichte des 19. Jahrhunderts

untergliedem in die „Zeit der Klein
bauern 1801-1846" und die „Zeit der

Ausrottung 1846-1870". Auch er sah
die große Hungersnot als die ent
scheidende Epochenwende der engli
schen Kolonialherrschaft in Irland.

Was den ökonomischen Inhalt der

englischen Herrschaft nach dieser
Wende angeht, so schrieb Marx in
einem Brief an Engels vom 10. Ok
tober 1868: „Während die Herrn Ö-
konomen es als reinen Dogmenstreit
behandeln, ob die Grundrente Zah

lung für natürliche Bodendifferenzen
oder aber bloßer Zins fiir das im Bo

den angelegte Kapital sei, haben wir
hier (in Irland, WR) einen prakti
schen Kampf auf Leben und Tod
zwischen farmer u. landlord, wieweit

die Rente außer der Zahlung für Bo
dendifferenz auch die Zinsen des

nicht vom Landlord, sondem vom

Pächter im Boden angelegten Kapi
tals einschließen solle. Nur dadurch,

daß man an die Stelle der conflicting
dogmas die conflicting facts und die
realen Gegensätze stellt, die ihren
verborgnen Hintergrund bilden, kann
man die politische Ökonomie in eine
positive Wissenschaft verwandeln."
(MEW, 32, S. 180f.). Bereits 1855
hatte Marx in einem Zeitungsartikel
Irlands Rache geschrieben, eine an
gelsächsische Revolution wälze die
irische Gesellschaft von Grund auf

um: ,JDiese Revolution besteht darin,

daß das irische Agricultursystem
dem englischen Platz macht, das
kleine Pachtsystem dem großen -
ebenso wie die alten Grundei-

genthümer modemen Kapitalisten."
(17),(MEGAI/14, S. 188ff.)

So sehr Marx glaubte, das allgemei
ne Gesetz der kapitalistischen Ak

kumulation durch das Beispiel Ir-
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lands illustrieren zu können, und so

geeignet dieser Wandel in Irland für
Marx war, einige grundsätzliche
Probleme der Grundrente klären zu

helfen - seine Prognose bewahrheite
te sich nicht. Das hing nicht zuletzt
mit dem zweiten zentralen Problem

zusammen, nämlich mit der Rolle,

die Engels und Marx den irischen
Revolutionären zuschrieben bzw.

von ihnen erwarteten.

Der englisch-irische Konflikt hatte
sich seit dem Ende des Amerikani

schen Bürgerkriegs enorm zuge
spitzt, nicht zuletzt unter dem Ein-
fluss von Millionen Iren, die seit

1846 nach Amerika ausgewandert
waren. Für diese Zuspitzung verweist
Jürgen Herres auf die gewaltsamen
Aufstandsversuche der Fenier. ,J^arx

entwickelte nun die Vorstellung, dass
es sich bei der irischen Frage nicht
nur um national oder lokal begrenzte

soziale Gegensätze handele, sondern
um einen Konflikt, der das Signal zu
einer europäischen Revolution geben
könnte. Diese Überlegungen legte er
in Reden, Vortragsentwürfen, Reso
lutionen und Briefen dar. In den

Entwürfen zweier Reden im Novem

ber und Dezember 1867 charakteri

sierte Marx den ,Fenianism' als ,So-

cialist, lower class movement'." (18)

(vgl. MEGA 1/21,8. 20ff.)

Die signifikanten Thesen von Marx
und Engels hinsichtlich der mögli
chen revolutionären Rolle der iri

schen Freiheitskämpfer können wie
folgt bestimmt werden:

Sie nannten die Fenier-Bewegung
eine lower-class-Bewegung, setzten
sie praktisch der proletarischen Klas
senbewegung gleich, obwohl Irland
damals mangels Industrialisierung

eines entwickelten Proletariats er

mangelte.

Sie bezeichneten die Fenier als sozia

listische Bewegung, weil deren
Kampf um nationale Befreiung wirt
schaftlich ein Kampf um Land und
eine darauf gegründete Existenz war.

Marx erklärte die Befreiung Irlands
zu einer Vorbedingung für die sozia
le Revolution in Europa. Da England
damals die Metropole des Weltkapi
tals war, könne es als Hebel für eine

ökonomische Revolution dienen, je
de Revolution in den ökonomischen

Verhältnissen Irlands werde auf die

ganze Welt zurückwirken. Irland sei
der Punkt, von dem aus der Schlag
gegen England beginnen könne. Die
Befreiung Irlands von der Zwangs
union mit England werde dort die
soziale Revolution auslösen, die Rol

le Irlands als Initiator bedürfe aller

dings des Bündnisses mit der (ja kei
neswegs revolutionären) englischen
Arbeiterbewegung.

Bekanntlich ist die erst teilweise vol

lendete nationale Befreiung der Iren
nicht zum Initiator der antikapitalis
tischen Revolution geworden. Die
Ursachen sind hier nicht zu diskutie

ren. Bedauerlich ist für dieses The

menheft allerdings, dass diese beiden
wichtigen Punkte in der irischen Ge
schichte einzig im Überblicksartikel
von Jürgen Herres thematisiert, nicht
aber in weiteren Beiträgen behandelt
worden sind. Daher bleibt nur, auf

den vorbereiteten MEGA-Band mit

den Engels-Texten zu warten.

Wie jeder Jahrbuchband enthält auch
dieser außerhalb des Themas eine

Reihe weiterer Aufsätze, so von

Claudia Reichel zur Arbeitsweise

von Marx als Journalist, über einen
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Quellenfimd sowie Rezensionen, von
denen hier eine ebenso paradoxe wie
faszinierende hervorgehoben sei:
Hanno Strauß rezensiert die Jenny-
Marx-Biographie von Ulrich Tausch
(Zürich 2011) und fuhrt uns vor, wie
eine schwache, vor Klischees strot

zende, sentimentale Biographie so
gekonnt und souverän kritisiert wer
den kann, dass die Freude an seinen
Formulierungen den Erkenntnisge
winn noch übersteigt. Chapeau!

Werner Röhr

Bilanz der kommunistischen

Weltbewegung

Theodor Bergmann, Strukturproble
me der kommunistischen Bewegung.
Irrwege - Kritik - Erneuerung, VSA:
Verlag, Hamburg 2012, 278 S.,
19,80 Euro

Theodor Bergmann will mit diesem
Buch - wie er eingangs feststellt -
„eine positive Bilanz der kommunis
tischen Weltbewegung [...] ziehen,
ohne die Fehler, Irrtümer und Ver
brechen auszusparen" (7). Befürch
tungen, dass die schlimmen Seiten
der kommunistischen Bewegung he
runtergespielt werden könnten, ver
flüchtigen sich schon beim Lesen der
ersten Kapitel. Denn hier werden
wesentliche Deformationen, System
fehler und Schandtaten aufgedeckt -
so am Beispiel der Außenpolitik der
UdSSR, der Bolschewisierung kom
munistischer Parteien, der „Säube

rungen", des ,JIitler-Stalm-Paktes",
der Kominform und ihres Verdiktes

gegen den jugoslawischen Bund der
Kommunisten und schließlich des

Zerfalls des „Ostblocks" wie auch

des „Großen Sprungs" und der „Kul

turevolution" in China. Der Autor

kann das mit dem guten Gewissen
eines Vertreters der kommunisti

schen Opposition tun, die frühzeitig
vor Gefallen gewarnt hat. Aber sein
genereller Ansatz ist eben der kom

munistische Menschheitstraum und

das Engagement opferbereiter Vor
kämpfer für dessen Verwirklichung.
Und das besondere Anliegen besteht
darin, Verständnis für objektive Ge
gebenheiten, subjektives Verhalten,
für die Ursachen strategischer Fehl
entscheidungen und für mögliche, oft
auch versuchte Alternativen zu we

cken.

Ob in seiner kritischen Bestandsauf

nahme auch die Volksfrontpolitik die
vom Autor vorgenommene negative
Bewertung verdient, weil sie im im-
perialen Interesse der UdSSR dem
revolutionären Kampf des Proletari
ats demobilisierend und kompro-

misslerisch entgegengewirkt habe,
wird wohl noch lange eine Streitfra
ge bleiben. Wie mir scheint, ordnet
er der Volksfrontpolitik Deformatio
nen zu, die sich nicht zwingend aus
diesem strategischen Konzept ablei
ten lassen. Die Erfahrungen des Spa
nischen Bürgerkrieges und des ,jjit-
ler-Stalin-Paktes" einerseits und die

Zwänge einer gemeinsamen Abwehr
des rassistischen Völkermordes und

der Weltherrschaflspläne des deut
schen Faschismus und seiner Ver

bündeten andererseits sind zwei his

torische Gegebenheiten, die differen
zierter analysiert werden müssen.

Seine besondere Aufrnerksamkeit

widmet der Autor den Reformpro
zessen in der Volksrepublik China,
die er als Zeitgenosse auch mit meh
reren Aufenthalten in China und

dank enger Kontakte zu chinesischen
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Genossen über die Jahre hinweg ver
folgt hat. Er hebt hier vier große, von
Deng Xiaoping angestoßene, zu rea
len Veränderungen führende Diskus
sionen hervor, und zwar zu Wirt

schaffsfragen, zur Parteigeschichte
und ihren Irrwegen, zum Niedergang
der Staaten des Realsozialismus und

die noch in Gang befindliche Debatte
über Wege der sozialistischen De
mokratie (62), 2011 sei darüber hin
aus die Diskussion zur Weiterent

wicklung des Marxismus und zu den
Problemen der sozialistischen Ge

sellschaft eröffiiet worden. Beim Le

sen des im Anhang abgedruckten In
terviews, das Deng Xiaoping der ita
lienischen Journalistin Oriana Fallaci

im August 1980 gewährt hat, drängt
sich die Frage auf, ob nicht auch eine
Diskussion zur Außenpolitik der
Volksrepublik China jener Zeit
dringlich wäre. Bergmann äußert
sich auch eingehender zu den Ereig
nissen 1989 am Tian An Men, wobei

er das rigorose militärische Vorge
hen gegen die Demonstranten we
sentlich als eine Folge innerer
Machtkämpfe zwischen Konservati
ven und Reformern darstellt. Der

Kampf zwischen zwei Linien der Po
litik der KP Chinas - personifiziert
in Mao Zedong und Liü Shäoqi -
wird von ihm als eine durchgehende,
bereits mit dem Sieg der chinesi
schen Revolution und der Gründung

der Volksrepublik China im Jahre
1949 einsetzende permanente Aus
einandersetzung behandelt.

Bergmann stellt sich der viel erörter
ten Frage, wie sozialistisch oder wie
kapitalistisch ist die chinesische
Wirtschaft. Im Unterschied zu ande

ren Autoren (z.B. W. Adolphi), die
den Ausgang des chinesischen Expe

riments als offen betrachten, sieht er

den staatlichen Sektor der Wirtschaft

und die Wirtschaftsplanung auf dem
Vormarsch. In seinen Darlegungen

zu Planwirtschaft, Autarkie und

Teilnahme am Weltmarkt, Einkom

men und Gleichheit, Wandel der So

zialstruktur, Rolle der Gewerkschaf

ten verschweigt er nicht die in der
chinesischen Gesellschaft wirkenden

Widersprüche, aber er hält diese für
lösbar.

Ausgesprochen oder unausgespro
chen läuft vieles auf die Frage hin

aus, warum die chinesischen Refor

men unter Deng erfolgreich waren,
Gorbatschows Perestroika hingegen
gescheitert ist. Bergmann gibt darauf
vor allem zwei Antworten. Zum ei

nen verweist er darauf, dass die Ende

der 1970er/Anfang der 1980er Jahre
in China erfolgte Selbstkritik und
Bestandsaufiiahme gründlicher war
als die sowjetische Abrechnung mit
dem Stalinismus. Zum anderen er

klärt er vieles damit, dass Gorbat

schow innerhalb und außerhalb der

UdSSR allein gelassen wurde. Seine
vehemente Parteinahme für Gorbat

schow vermag sicher nicht jeden Le
ser zu überzeugen, denn den Wider
spruch zwischen damaligen Verkün
dungen und heutigem Auftreten
Gorbatschows vermag auch er nicht
überzeugend aufeulösen.

Vergleichsweise geht der Autor auch
auf Reformen oder Reformbestre

bungen in Kuba, Vietnam und Nord
korea ein (wobei er einräumt, dass
seine Informationen über die KVDR

spärlich sind), aber das soll hier nicht
thematisiert werden.

Sind die ersten Kapitel vorwiegend
chronologisch angelegt, so tragen die
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letzten einen bilanzierenden Charak

ter, was allerdings unvermeidlich zu
zahlreichen Wiederholungen führt.
Hier äußert er sich zu Stalinismus,
zum „persönlichen Faktor", zu Struk

turproblemen, zur Komintern und zu
Problemen des Internationalismus,

und er zieht eine vorläufige Bilanz
mit Perspektiven. Seine optimisti
schen Erwartungen begründet er zum
einen mit der Existenz der „vier so

zialistischen Inseln" China, Vietnam,

Kuba und Nordkorea und zum ande

ren mit einem Wieder- oder Neuer

wachen der Arbeiterklasse in Europa,
vor allem in Westeuropa. Seine häu
figen Berufungen auf die Arbeiter
klasse und den Klassenkampf hätten
eigentlich eine Klarstellung erfor
dert, was er heute unter Arbeiterklas

se versteht. Denn jene Arbeiterklas
se, auf die sich die „klassische"

konununistische Bewegung gestützt
hatte, existiert heute nicht mehr oder

nur noch rudimentär.

Ihre Zusammenfassung finden die
Auffassungen des Autors in 24 The
sen. Neun Dokumente bzw. Textaus

züge dienen der Untermauerung der
im Text dargelegten Entwicklungen
und Wertungen. Eine ausführliche
Bibliografie verweist auf weiterfüh
rende Literatur. Im Anhang wie im
ganzen Buch kommen auch andere

Leute mit ihren Ansichten zu Wort -

Verfasser, deren Standpunkte er teilt,
wie auch Autoren, die er kritisiert.
Das macht dieses Plädoyer für einen
pluralen, zu steter Selbstkritik fähi
gen Kommunismus zu einer anre

genden Bestandsaufiiahme, die viele

Anstöße für unerlässliche Diskussio

nen enthält.

Günter Benser

Von Dachau nach Spanien

Hans Beimler, Im Mörderlager Da
chau. herausgegeben, kommentiert
und um eine biographische Skizze
ergänzt von Friedbert Muhldotfer,
PapyRossa. Köln 2011. 195 S.,12.90

Euro; Peter Kau. Der Spanienkrieg
1936-39. PapyRossa. Köln 2012. 131
S. 9.90Euro

Das Schicksal Hans Beimlers - geb.
1895 in München als uneheliches

Kind - ist eng verbunden mit seiner
Tätigkeit für die bayerische KPD,
seinen filihen Erfahrungen 1933 im
KZ-Dachau (April und Mai) als na
ziverfolgter KPD-Arbeiterfimktionär
und endet mit seinem firühen Tod mit

41 Jahren als Spanienkämpfer am 1.
Dezember 1936 in Stellungen des
Thälmarm-Bataillons vor Madrid.

Die Grabstätte befindet sich auf dem

,>Iontjuic" (Judenberg) in Barcelo
na, wo auch der populäre Führer der

Amarcho-Syndikalisten Buenaventu-
ra Durruti beerdigt ist, der am 20.
November 1936 bei Kämpfen vor
Madrid seinen Verletzungen erlag
(Beimler, 160).

Dem Bericht Beimlers über seine bru

tale KZ-Behandlung in Dachau (knapp
50 Seiten) sind ein „Vorwort" von

Max Mannheimer und nachfolgend ei
ne „Einführung" und „biographische
Skizze" vom Herausgeber Friedbert
Mühldorfer beigegeben. Mannheimer,
der selbst Auschwitzüberlebender ist,
sieht im KZ-Dachau eine fiühe „Schu

le der Gewalt", die zur „Todesrampe
von Auschwitz" führt (7). Er bewun
dert „den Überlebenswillen Hans
Beimlers, seinen Mut zum Widerste
hen und vor allem zur Flucht", die ihn

1936 zum Kampf in Spanien gegen die
fi-ancistischen Putschisten fiihrt (8).
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Beimlers Erinnerungen erschienen
erstmals 1933 in der Sowjetunion un
ter dem Titel ,Jm Mörderlager Da
chau. Vier Wochen in den Händen der

braunen Banditen" (15). Sie wurden

auch von bürgerlichen Medien in aller
Welt als ein frühes Anti-

Nazidokument rezipiert. Sie sind „die
genaue Beschreibung der 28 Tage von
seiner Verhaftung am 11. April bis zu
seiner Flucht in der Nacht vom 8. auf

den 9. Mai 1933" (17). Mit dem Be
richt würdigt Beimler auch eine Viel
zahl ermordeter bayerischer Kommu
nisten. In einem , Anhang" sind „To
desfälle" in Dachau mit Namen, Her

kunftsort und Beruftangabe dar Opfer
aufgelistet (70-73).

Die bayerische KPD konnte auch un
ter den Bedingungen der Weimarer
Republik nur eine quasi halblegale
Existenz fuhren. Eindrücklich wird

die „Stimmung unter den Aktiven an
der Basis, diese Mischung aus theore
tischer Erkenntnis, Bedrohung durch
die Nazis und gleichzeitiger Lähmung
angesichts eigener Isolierung" (113)
durch einen ,JR.ückblick" des d^als
18-jährigen Alfred Andersch (als
Funktionär des kommunistischen Ju

gendverbandes) verdichtet, wenn der
Herausgeber eine längere Sequenz aus
dem Andersch-Buch ,J)ie Kirschen

der Freiheit" zitiert. Hier die ersten

beiden Sätze: ,J3er Schatten, den die

Flügel der Niederlage warfen, hatte
uns schon erreicht. Oft ergriflf mich in
den Sitzungen der Bezirksleitung tiefe
Melancholie."

Der Herausgeber sieht in dem Beim-
ler-Bericht „ein wichtiges Dokument
für die Frühzeit des Konzentrations

lagers, weil es, wie viele andere
Häfllingsberichte, Details liefert zur
Rekonstruktion des ersten Lagers,

das in einer ehemaligen Munitions
fabrik eingerichtet worden war." (21)
Das Ausmaß der Nazi-Brutalität hat

te auch Beimler nicht vorhergesehen.
Er selbst bekam den Hass und den

Triumph über die ,Alachtergreifung"
in den ersten Wochen nach Eröff

nung des KZ Dachau auf furchtbare
Weise zu spüren. „Einige der be-
karmtesten Funktionäre der südbaye
rischen KPD wie Fritz Dressel, Josef

Götz oder Franz Stenzer fielen die

sem Hass zum Opfer ..."(119)

Friedbert Mühldorfer gibt mit seiner
umfangreichen „biographischen Skiz
ze" (III Seiten) ein dichtes Lebens
bild Hans Beimlers - jaiseits aller
Heroisierung und aller Zerrbilder.
Beimler wird unsentimental mit all

seinen "Ecken und Kanten" beschrie

ben.

Die offizielle BRD ehrt bis heute den

KPD-Funktionär und Reichstagsabge
ordneten Hans Beimler nicht Das

1992 eingeweihte Denkmal vor dem
Deutschen Bundestag in Berlin
(Reichstagsgebäude), das den durch
de Nationalsozialisten ermordeten

Reichstagsabgeordneten gewidmet ist,
erwähnt ihn nicht. „Eine offizielle Be

gründung dafür gibt es nicht" (183).

Der zweite hier zu besprechende
Band soll ,3asis"-Wissen über den

Spanischen Bürgerkrieg vermitteln.
Beimlers Bericht führt über den bio

grafischen Zugang zum „Spanischen
Bürgerkrieg". Der Band ,JDer Spa
nienkrieg 1936-39" vermittelt in zeit
licher Abfolge „aus unvoreinge
nommener marxistischer Sicht"

(Rau, 8) einen Zugang zu den zum
Spanienkrieg führenden Konflikten,
die sich seit 1936 abzeichneten. Der

Autor arbeitet sich zuerst an Begriff-
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lichkeiten ab: „Wahr ist, dass dieser

Krieg zunächst zwar als Bürgerkrieg
begonnen hatte, doch schon nach
wenigen Tagen jene internationale
Dimension erreichte, dass von einem

Bürgerkrieg ... nicht mehr die Rede
sein kann." (7) Veröffentlichungen in
der Sowjetunion imd in der DDR wa
ren „nicht frei von ideologischen
Vorgaben und Beschränkungen" (8).
Rau stellt in Rechnung, dass viele
Arbeiter dem „traditionell in Spanien
verbreiteten Anarchismus" anhingen
(12). Als ihre Sprachrohre fungierten
die CNT („Confederacion National
del Trabajo") und die FAJ (,J^edera-
cion Anarquista Iberica") (12f.)

Rau gibt einen Überblick zu den Kräf
ten des Faschismus einschließlich der

konservativ-reaktionären katholischen

Kirche, bei der mehr Menschen arbei
teten als beim spanischen Staat (16),
zu den Stoßtrupps der Bürgerkriegs
armee und zum historischen Ablauf:

Vorgeschichte, Volksfront-Regierung
von 1936, die von langer Hand ge
plante Revolte von Militär und Oli
garchie, Intervention der faschisti
schen Mächte (Deutschland, Italien).
Die „Legion Condor" hatte im
Kriegsverlauf mit „alles in allem
25.000 Mann (...) nahezu zehnmal
soviel Personal im Einsatz wie die

deutschen Antifaschisten in den In

ternationalen Brigaden" (39).

Ausführlich widmet sich Rau der

Rolle der ,JCommunistischen Inter

nationale", so u.a. als „Spiritus rec-
tor" bei der Besetzung von Füh
rungsposition der Internationalen
Brigaden (50). Er weist mit Blick auf
„Geheimtelegramme der Komintern
im Spanischen Bürgerkrieg" (publi
ziert 1999) die Behauptung zurück,
dass sich „die Komintern als Reprä

sentantin der kommunistischen

Weltbewegung sowie die KPdSU als
deren Hauptkrafl nur höchst halbher
zig zur Verteidigung der spanischen
Republik bekannt hätten." (51)

Zu Diskussionen wird das Kapitel
„VIII. Facetten am Rande: Die

POUM und der Krieg im Krieg"

(74fiO anregen. Die Kontroverse um
die kleine marxistische POUM ist bis

zum heutigen Tage Thema ungezähl
ter Bücher. Deren Eintreten für

Trotzki als Weggefährten Lenins
trug ihr „seitens der kommunisti
schen Propaganda den Stempel des
,Trotzkismus' (ein), mit dem damals

die meisten tatsächlich oder ver

meintlich antisowjetischen Bewe
gungen gebrandmarkt worden sind"
(76). Für die Zeit nach dem Militär

putsch kritisiert Rau das Engagement
der POUM für Sozialrevolutionäre

Ziele als ,Jcontraproduktiv", weil
„potenzielle bzw. tatsächliche klein

bäuerliche und kleinbürgerliche
Bundesgenossen im gemeinsamen
Kampf gegen den Faschismus ver
prellt wurden oder hätten werden
können." (76) Dieser Lesart stelle ich
die Position des „Partisanenprofes
sors" Wolfgang Abendroth gegen
über: „Vor allem aber übertrugen die
sowjetischen Berater und die Vertre
ter ihrer Geheimpolizei die Metho
den sowjetischer Säuberungen auf
Spanien. Sie ließen im Mai 1937 in
Barcelona die ,trotzkistische' POUM

und die mit ihr solidarischen syndi
kalistischen Arbeiter niederwerfen.

(...) Auf diese Weise brach die stali

nistische Politik der KPdSU den

Schwung der im Bürgerkrieg ver
zweifelt kämpfenden spanischen Ar
beiterbewegung: Trotz dem mutigen
Widerstand der spanischen republi-
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kanischen Truppen und der Interna
tionalen Brigaden war von nun an
der weitere Kampf nur noch der Ab
lauf eines Dramas, dessen Ausgang
feststand, seit reguläre Einheiten
Deutschlands und Italiens eingriffen.
Im März 1939 war es beendet."

Auch gegen eine solche Sicht der
Mai-Vorkommnisse 1937 bietet Pe

ter Rau meinungsfreudige Autoren
auf(84f.).

Eine bittere Zeit beginnt für die un
terlegenen Republikaner nach dem
Kriegsende 1939: Ermordungen („ü-
ber 2.000 Massengräber in ganz Spa
nien", 120); ca. 1,5 Millionen in Ge
fangnissen und in Kz's Inhaftierte
(112f.). Franco unterstützt die deut
sche Wehrmacht nach dem Überfall
auf die Sowjetunion 1941 mit mehre
ren lOtausend Soldaten („Blaue Divi
sion", ,J..egion Azul", 116f). Eine
„Zeittafel zum Krieg in Spanien
1936-39" (121 ff.) rundet neben der
Auflistung der verwendeten Literatur
den Band ab.

Die Niederlage der spanischen Re
publik war nicht nur eine Niederlage
der spanischen, sondem auch eine
der internationalen Arbeiterbewe

gung. Die Erinnerungsarbeit, für die
die beiden hier vorgestellten Bände
stehen, sollte zu Lehren aus den Feh
lem führen. Sie ist auch mit Blick

auf die aktuelle Gegenwehr der spa
nischen Arbeiterbewegung gegen die
Austeritätspolitik dringlich geboten.

Thomas Ewald-Wehner

W. Abendroth, Sozialgeschichte der euro
päischen Arbeiterbewegung, Frankfiirt am
Main 1965, S. 140.

Stalingrad revisited

Jochen Hellbeck, Die Stalingrad-
Protokolle: Sowjetische Augenzeu
gen berichten aus der Schlacht, Fi
scher Verlag, Franlrfurt a. M., 608
S., 26,00Euro

Der US-amerikanische Wirtschafts

wissenschaftler J. Bradford DeLong

fragte unlängst in seinem Text „Was
wir Stalingrad schuldig sind": ,Aber
wie viele NATO-Führer oder Präsi

denten und Premierminister der Eu

ropäischen Union haben sich jemals
die Zeit genommen, das Schlachtfeld
zu besuchen und vielleicht für dieje
nigen einen Kranz niederzulegen, de
ren Opfer ihre Zivilisation gerettet
haben?"

Die Frage ist berechtigt. Sie verdeut
licht, dass das europäische Gedenken
an Nazi-Faschismus und Weltkrieg

auch heute noch durch den Kalten

Krieg und Antikommunismus ge
prägt ist. Für die Bundesrepublik gilt
dies insbesondere. Während die jEr-
innerung an die Ermordung der Ju
den längst inoffizielle Staatsdoktrin
geworden ist und das Gedenken an
die Sinti und Roma mit der Einwei

hung eines Mahnmals vor kurzem in
Berlin ähnliche Formen annimmt,

kann davon im Hinblick auf die zah

lenmäßig größte Opfergmppe des
deutschen Faschismus nicht die Rede

sein. 20 bis 25 Millionen Tote hatte

allein die Sowjetunion zu beklagen -
das ist fast die Hälfte aller Toten des

Zweiten Weltkrieges. Wenn man in
Deutschland indes an Stalingrad
denkt, so fallen einem vornehmlich
die leidenden, eingeschlossenen Sol
daten der 6. Armee ein. Weniger be
kannt ist, dass die Opfer auf sowjeti
scher Seite die deutschen bei Weitem
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überstiegen. Rund eine halbe bis eine
Million Rotarmisten fielen bei Sta

lingrad, die Zahl der gestorbenen Zi
vilisten ist bis heute unbekannt. Auf

deutscher Seite betrug die Opferzahl
„nur" 295.000.

In dieses subkutan antikommunisti-

sche Gedenken mischt sich ein wei

terer Faktor: Die Angehörigen der
Roten Armee seien durch den bruta

len sowjetischen Geheimdienst auf
Befehl Stalins ohne Rücksicht auf

Verluste zum Verteidigungskampf
gezwungen worden.

Die Chancen, diese Perspektive an
lässlich der vor 70 Jahren tobenden

Schlacht um Stalingrad etwas zu
modifizieren, stehen nicht schlecht.

Denn das soeben erschienene Buch

,JDie Stalingrad-Protokolle" des in
den USA lehrenden deutschen Histo

rikers Jochen Hellbeck stellt die „zu
tiefst germanozentrische" Perspekti
ve und die insulare Sicht „eines deut

schen Opferganges" infi-age.

Als Quellenmaterial dienen Hellbeck
215 Interviews, die eine Gruppe von
sowjetischen Historikern während
und unmittelbar nach den Stalingra-
der Kampfgeschehnissen mit Kom
mandeuren, einfachen Soldaten, mit
Kommissaren, Scharfschützen und

Sanitäterinnen gefuhrt hatte, die dann
jedoch in den Archiven verschwan
den - und jetzt von Hellbeck erst
mals systematisch ausgewertet wor
den sind.

Vor allem mit einer „schiefen" her

kömmlichen Ansicht räumt er auf:

mit dem Bild der Roten Armee als

einer unterdrückten Armee und ihrer

Angehörigen als terrorisierten Indi
viduen (oder als verführten Opfern) -
eine Perspektive übrigens, die zuletzt

auch Jörg Baberowski in seiner viel
beachteten Studie „Verbrannte Erde.
Stalins Herrschaft der Gewalt"

(2012) einnahm. In dieser charakteri
siert er das Stalinsche Herrschafts

system als im Krieg auf seinem Hö
hepunkt angelangt. Nur weil der Ter
ror der Deutschen noch schlimmer

als jener von Stalin ausgehende ge
wesen sei, habe die Sowjetunion, so
Baberowski, den Angriff der Deut
schen zurückschlagen können. Mit
Hellbeck kann diese Sichtweise fun

diert in Zweifel gezogen werden
(wobei der Hass auf die Deutschen

angesichts ihres Vernichtungskrieges
fi-eilich auch in den Interviews am

häufigsten als Hauptmotivation ge-
naimt wird). Die Angehörigen der
Roten Armee sahen sich als aktive

Teilnehmer des Krieges und identifi
zierten sich mit dem Geschehen.

„Sehr deutlich", so Hellbeck, „zeich
net sich in den Gesprächen die breite
Präsenz und der enorme Einsatz der

Kommunistischen Partei bei der ideo-

logischai Konditionierung der Solda
ten ab. Die Partei war in der Armee

allgegenwärtig - als institutionelles
Netz, in der Gestalt von politischen
Führungsoffizieren und in Form von
inhaltlichen Appellen." Und weiter:
,3is hinunter zur Ebene von Kompa
nien durchdrang der Parteiapparat die
Armee, schickte die Partei ihre Emis

säre - Kommissare, Politruks, Agita
toren, Partei- und Komsomolsekretäre

- in die Schützengräben, wo sie pre
digten, anspornten, nötigten, beruhig
ten, seelsorgten, erklärten, Sinn stifte
ten."

In diesem Zusammenhang weist
Hellbeck die (auch von Baberowski
unkritisch übernommene) Zahl von
13.500 erschossenen sowjetischen
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Soldaten wegen Desertion und Feig
heit allein bei Stalingrad als nicht ge
sichert zurück. Tatsächlich seien

nach neuesten Quellen zwischen dem
1. August und dem 15. Oktober 1942
lediglich 278 sowjetische Soldaten
von Sonderabteilungen des NKWD
erschossen wurden. Die von Hell

beck ausgewerteten Interviews stüt
zen diese viel niedrigeren Angaben.
Natürlich verschweigt der Autor
nicht die berüchtigten Stalinschen
Befehle Nr. 227 und 270, die drako

nische Maßnahmen fiir Soldaten mit

mangelnder Kampfbereitschaft und
ihre Angehörigen vorsahen.

Des Weiteren ist interessant, dass

Hellbeck das Ausmaß der Stalinschen

Säuberungen in der Roten Armee für
überschätzt hält. Zusammengenom

men wurden bis 1939 mehr als 34.000

Offiziere verstoßen, davon wurden

bei Weitem nicht alle exekutiert;

vielmehr 11.000 von ihnen bis 1939

wieder in die Partei aufgenommen.

Hellbecks Buch zeichnet ein beein

druckendes Bild der Schlacht von

Stalingrad aus Sicht der so>\jetischen
Verteidiger (und bisweilen auch aus
der der deutschen Angreifer). Seine
Charakterisierung der Roten Armee

als einer „dezidiert kommunistischen
Armee", deren Angehörige sozialisti
sche Werte verinnerlicht hatten und

sich als bewusste Akteure im Kampf
des Sozialismus gegen den Kapita
lismus/Faschismus sahen, steht somit

in der sogenannten (post-)revisio-
nistischen Tradition der Historiografie
über die Geschichte der Sowjetunion,
die in Abgrenzung zur Totalitarismus-
theorie mit ihrem Fokus auf Terror,

Zwang und Unterdrückung konsen
suelle Motive in den Vordergrund
rückt. Ob Hellbeck dabei das Verhält

nis von Zwang und Konsens ange
messen bestimmt, ist sicher ein dis
kussionswürdiger Aspekt - in einem
vorläufigen Fazit spricht er von einem
Verbund von „mobilisierenden Paro

len" und „Stra^drohungen" (74).
Der Verdienst der „Stalingrad-
Protokolle" ist, dass sie dem deut
schen Publikum die Sicht jener nä
herbringt, die in den Worten von De-
Long die Schlacht von Stalingrad zu
jener machte, „die unter allen
Schlachten der Geschichte die stärkste

positive Auswirkung auf die Mensch
heit hatte."

Guido Speckmann

Poststnikturalistische Ge

sellschaftskritik

Iris Dzudzek/Caren Kunze/Joscha

Wullweber (Hrsg.) Diskurs und He
gemonie. Gesellschqftskritische Per
spektiven, transcript, Bielefeld 2012,
260 S., 28,80Euro

Das 1985 in der englischsprachigen
Welt veröffentlichte und 1991 ins

Deutsche übersetzte Werk Hegemo

nie und radikale Demokratie. Zur

Dekonstruktion des Marxismus von

Chantal Mouffe und Emesto Laclau

gab der Hegemonietheorie Antonio
Gramscis eine poststrukturalistische
Wendung, die in der deutschsprachi
gen Welt eher randständig wahrge
nommen wurde und noch immer zu

rückhaltend diskutiert wird. Diesem

Zustand versucht der vorliegende
Sammelband entgegenzuwirken;
Mouffe und Laclau sind dabei zentra

le Referenzpunkte.

Der Band umfasst neben einer Ein

leitung neun Beiträge. Abgesehen
von Christoph Scherrer, der Profes-
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sor in Kassel ist, stammen die übri

gen Beiträge von Nachwuchswissen
schaftlerinnen und Vertreterinnen

des akademischen Mittelbaus. Sie

sind das Ergebnis der Arbeit und
Diskussionen des seit 2008 beste

henden Netzwerkes Hegemonie- und
Diskurstheorien und verstehen sich

explizit als interdisziplinäre Annähe
rung an das titelgebende Thema. So
finden sich Beiträge aus der Politik
wissenschaft, Philosophie, den Gen-
der Studies und der Humange
ographie sowie der Internationalen
Politischen Ökonomie (18).

Ausgangspunkt ist die Annahme,
dass es zahlreiche Anknüpfungs
punkte zwischen hegemonie- und
diskurstheoretischen Arbeiten gibt
und diese zudem über gesellschafts
kritisches Potential verfugen (9). Die
Verbindung der beiden ermögliche
zu untersuchen, „wie aktuelle gesell
schaftliche Verhältnisse konstituiert"

werden (16). Verworfen wird die
Ansicht, man könne sich mit Theorie

der Realität annähern. Vielmehr gebe
es eine vielfältige Anzahl „von Rea-
litäts- und Wahrheitsvorstellungen",
die in umkämpfter Konkurrenz um
die Deutungshoheit miteinander
stünden (16). Daraus ergibt sich die
Schlussfolgerung, dass ,Jlealität [...]
stets ein partikularer und spezifischer
Wahrheitshorizont [ist], in den sich
verschiedene Machtverhältnisse ein

geschrieben haben" (16). Es gibt
demnach keine „vordiskursive ge
sellschaftliche Realität" (17).

Der erste Beitrag von Joscha Wull-
weber ist zugleich Rekonstruktion
und Einfuhrung in die Theorie von
Laclau und Mouffe entlang der
Kemkonzepte Hegemonie, Diskurs
und Antagonismus. Dabei vertritt der

Autor die Auffassung, dass die bei
den eine „umfassende Gesellschafts

theorie" (29) vorgelegt haben.

Benjamin Opratko nähert sich Laclau
imd Mouffe in kritischer Absicht an.

Er zeigt auf, dass die beiden „das
Hegemoniekonzept von einer kapita
lismustheoretischen zu einer ontolo-

gischen Kategorie" verändert haben,
da ,JIegemonie [...] als ein Grund
prinzip sozialer toteraktion" angese
hen werde, „als Mechanismus der

Konstruktion von Bedeutung und I-
dentität" (70). Ihr Verständnis der
Hegemonie als „artikulatorische
Praxis" beurteilt Opratko als überaus
finchtbare Erweiterung genuin mar
xistischer Ansätze, da so die „spezi
fische [...] Funktionsweise hegemo-
nialer Strategien und Projekte" und
die Frage nach der Qualität von He
gemonie beleuchtet werden können
(75).

Drei Beiträge beschäftigen sich mit
der theoretischen Verknüpfung zwi
schen Hegemonie- und Subjektivie-
rungstheorie. Friedericke Habermann

verknüpft hierbei die Erkenntnisse
von Laclau und Mouffe mit denen

von Stuart Hall und Judith Butler.

Gundula Ludwig unternimmt den
Versuch „queerfeministische Über
legungen in Anschluss an Judith But
ler mit hegemonietheoretischen Ü-
berlegungen in Anschluss an Anto
nio Gramsci" (105) zusammenzu
bringen und Kathrin Ganz befesst
sich mit der Thematik Intersektiona-

lität und kommt zu dem Schluss,
dass „die Hegemonietheorie die in-
tersektionale Mehrebenenanalyse"
(141) sinnvoll ergänzt.

Mit den Beiträgen von Georg Glasze
und Shadia Husseini de Araüjo wird



Buchbesprechungen 205

der Bogen zu raumtheoretischen Fra
gen gespannt. Ersterer ist der Mei
nung, dass mit Rückgriff auf Diskurs-
und Hegemonietheorie die „dezidiert
politische Konzeption von Räumen in
den Sozial- und Kulturwissenschaf

ten" (167) ermöglicht wird, was aller
dings „Übersetzungs- und Kontextua-
lisierungsarbeit" (ebd.) zur Voraus
setzung hat.

Insgesamt bewegt sich der Sammel
band auf einem theoretisch sehr an

spruchsvollen Niveau, ist aber
sprachlich verständlich geschrieben.
Die Beiträge benötigen Vorkenntnis
se insbesondere des Vokabulars und

den theoretischen Überlegungen von
Laclau und Mouffe, um sie umfas

send zu verstehen. Der Leser/die Le

serin gewinnt einen guten Überblick
darüber, in welchen vielföltigen Zu
sammenhängen Hegemonie- und
Diskurstheorie fruchtbar angewendet
werden können und gibt Aufschluss
über bestehende Analyseansätze. Die
Beiträge bilden dabei den aktuellen
Stand der jeweiligen Theoriediskus
sionen ab und müssen zugleich als
Ausgangspunkt für weitergehende
Debatten verstanden werden. Die

Möglichkeit zum Dialog poststruktu-
ralistischer Ansätze mit materialis

tisch ausgerichteten Theorien ist au
genscheinlich gegeben und sollte
weiter vorangetrieben werden, wie es
auch Opratko mit Bezug auf Theo
rien des Politischen richtigerweise
fordert (77).

Sebastian Klauke

Geschichtsmythen und Nation

Henning Fischer. Uwe Fuhrmann.
Jana König. Elisabeth Steffen und
Till Sträter (Hrsg.). Zwischen Igno
ranz und Inszenierung. Die Bedeu
tung von Mythos und Geschichte für
die Gegenwart der Nation. Westfäli
sches Dampfboot. Münster 2012. 205
S.. 19,90 Euro

Zur Kritik nationaler Geschichtspoli
tik und mythologisierender Vergan
genheitsbetrachtung gibt es inzwi
schen eine ganze Reihe Publikatio
nen. Die Auseinandersetzung mit den
Legenden, die um die alliierte Bom
bardierung Dresdens im Zweiten
Weltkrieg gesponnen wurden, gehört
schon seit längerem zum Kanon der
ideologiekritischen Linken und auch
die erinnerungspolitische Bewegung
der Enkelinnen des Spanischen Bür
gerkriegs wird inzwischen breit rezi
piert.

Doch zum Themenkomplex kollekti
ve Erinnerung und Geschichtspolitik
ist noch längst nicht alles gesagt, wie
das Autorinnenkollektiv Loukanikos,

benannt nach dem bei Straßen

schlachten in Griechenland allge

genwärtigen riot dog, eindrücklich
aufeeigt. Die fünf Wissenschafller-
Innen gehen sowohl thematisch als
auch methodisch einen Schritt weiter

als viele Veröffentlichungen in die
sem Bereich. In der Auseinanderset

zung mit der Musealisierung der
Vergangenheit und ihrer legitimato-
rischen Funktion für die gegenwärti
gen Verhältnisse entsteht im gemein
samen Arbeitsprozess der Autorinnen
eine Methodik, die es ernst meint mit

dem Anspruch an einen „emanzipato-
rische[n] Umgang mit Geschichte und
Vergangenheit, der nicht zur Legiti-
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mation, sondern zu einem kritischen

Hinterfragen der Gegenwart beiträgt."
(9) Weil darüber hinaus auch die Kri
tik herrschender Geschichtsdarstel

lungen eine eigene Darstellung her
vorbringt, kann schließlich die Ge
generzählung nicht von der Kritik
ausgenommen sein.

Ausgehend von einer reflektierten
theoretischen Grundlegung beschäf
tigen sich die vier folgenden Einzel
beiträge mit relevanten Aspekten der
Geschichtspolitik in Deutschland
und Spanien. Der Beitrag von Hen
ning Fischer untersucht die Entwick
lung des um die Bombardierung
Dresdens entstandenen Mythos im
Kontext des Wandels der deutschen

Geschichtspolitik. Dabei legt er be
sonderes Gewicht auf die Modernisie

rung des Gedenkens an diese Bom

bardierung, die sich in den letzten
Jahren keineswegs ideologiefrei voll
zog, sondern bei der vor allem eine

Anpassung an das Vergangenheitsbild
unter den Vorzeichen der Berliner

Republik vorgenommen wurde: Die
deutschen Opfer in Dresden werden
nicht mehr als singuläre hervorgeho
ben, sondern eingereiht in die Liste
der Opfer im , Jahrhundert des Leids"
zwischen Auschwitz, Hiroshima und
dem 11. September 2001.

Till Sträter beschäftigt sich mit der
Erinnerungsbewegung in Spanien,
die seit mehr als zehn Jahren die

immer noch dominante Erinnerungs
landschaft der Diktatur untergräbt.
Mit den Exhumierungen von Tau
senden Repressionsopfem werden
der Mythos von der zwischen den

Bürgerkriegsparteien gleich zu ver
teilenden Schuld, der Mythos der
modernisierenden Rolle der Diktatur

für das rückständige Spanien und zu

nehmend auch die Transition zur

Demokratie in Frage gestellt.

Uwe Fuhrmanns Artikel über Protes

te in Westdeutschland gegen die
Preissteigerungen im Kontext der
Währungsreform 1948 nimmt einen
der Gründungsmythen der BRD aufs
Korn: Wer weiß schon, dass erst die

monatelangen Proteste breiter Be
völkerungsschichten gegen das ur
sprünglich marktliberale Programm
Ludwig Erhards zum Modell der So
zialen Marktwirtschaft geführt ha
ben, das heute vom national integ
rierten ,jVlltagsverstand" so stark mit
Erhard identifiziert wird? Fuhrmanns

Fokussierung auf die sozialen Kämp
fe Ende der 1940er Jahre beleuchtet

dankenswerterweise einen Punkt, der
in der ideologiekritischen Linken in
der Regel unbeachtet bleibt.

In der letzten Fallstudie untersuchen

Jana König und Elisabeth Steffen,
vrie die DDR in das gesamtdeutsche
Geschichtsbild integriert wird und
wie dabei die 'andere', sozialistische
DDR-Kritik außen vor bleibt. Sie

kritisieren die Konstruktion der Ge

schichte als angeblich linearer Ent
wicklung, von der die DDR nur eine
vorübergehende Abweichung gewe
sen sei. Ihr ,Jrrweg" endete 1989/90
mit der zum Telos der Entwicklung
verklärten 'Wiedervereinigung' und
wird inzwischen vor allem als Nega
tivfolie zum heutigen Deutschland-
Bild benutzt. Dagegen holen die Au
torinnen auch eine DDR-Kritik ans

Licht, die sich nicht in das Ge

schichtsbild des heutigen Deutsch
lands integrieren lässt.

Anregend wird das Buch noch ein
mal in seinem letzten Kapitel, in dem
das Kollektiv eine Collage aus Dis-
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kussionsfragmenten, Fragen, The
senpapieren und Zitaten präsentiert,
die einen Raum entstehen lassen, in

dem die Leserinnen zu Mitdiskutan-

tlnnen werden. Auch diese explizite
Einladung zur praxisnahen Diskussi
on auf hohem theoretischem Niveau

macht die Veröffentlichung zu etwas
Besonderem.

Moritz Krawinkel

Gier und Kapitalismus

Rudolf Hickel, Zerschlagt die Ban
ken. Zivilisiert die Finanzmärkte. Ei

ne Streitschrift, Econ, Berlin 2012,
224 S., 14,99 Euro

Das Buch ist zunächst eine polemi
sche Abrechnung mit den AJcteuren
der Finanzindustrie, die die Welt seit

mehr als fünf Jahren immer wieder

an den Rand wirtschaftlicher Katast

rophen bringen, die Verarmung gan
zer Länder verursachen und immer

noch fette Profite und Boni einstrei

chen. Akteure, die oft die Grenze zur
Kriminalität überschritten haben und

weiter überschreiten (siehe Geldwä
sche durch die britische Großbank

HSBC; Manipulation der Referenz
zinsen LIBOR und EURIBOR durch

18 Großbanken; Betrug an Bankkun
den durch den Verkauf von Risiko

papieren, deren Platzen sie dann
selbst betreiben; usw.) und sich doch
strafrechtlichen Konsequenzen durch
die Zahlung von Abschlagsgeldem
entziehen können. Dabei sind dies

nur wenige: Hickel zitiert jüngere
Untersuchungen, denen zufolge ma
ximal 140 Finanzgruppen die Welt
ökonomie bedrohen (39). Das gut

lesbare Buch ist eine Streitschrift im

besten Sinne, in der moralische Em

pörung mit Analyse und produktiven
Vorschlägen verbunden wird.

Sicherlich, dem gelernten Marxisten
mögen sich manchmal die Nacken
haare sträuben, wenn er liest, dass

„schaffendes Geld (...) durch fiktives
Geld" überlagert werde (13), dass ei
ne „Spaltung zwischen realem und
fiktivem Geld" die „ökonomische

Wertschöpfung" belaste. Weder
„schafft" Geld noch gibt es einen Un
terschied „zwischen realem und fikti

vem Geld" (26) (wohl aber zwischen
seinen Funktionen). Der manchmal
etwas schlampige Umgang mit Wor
ten (Autor und Verlag hätten wissen
müssen, dass das Wort „schaffend"
im Zusammenhang mit Geld und
Kapital in Deutschland definitiv ver
brannt ist) ist aber m.E, eine ,lässli-
che' Sünde. Der Autor will schließ

lich keinen Kapital-Lesekurs einlei
ten, er bedient sich eben der Um

gangssprache - und da wird durchaus
klar, worum es geht, nämlich um den
Druck hypertropher Finanzmärkte
auf die produzierende Wirtschaft. In
der weiteren Darstellung werden die
Zusammenhänge z.B. zwischen Fi
nanz- und Produktionswirtschaft,

zwischen Gier und Kapitalismus,
durchaus richtig und überzeugend
entwickelt. Die Gier der Finanzak

teure ist nicht die Ursache, sondern

die Folge einer Entwicklung im Ka
pitalismus, deren ökonomische und
politische Ursachen in aller Deut
lichkeit analysiert werden. Aber: Das
entschuldigt die real existierende
Gier der Banker und Spekulanten, ihr
unverantwortliches, durch das Stre

ben nach maximalen Profiten und

Boni angetriebenes Handeln nicht.
Die im Buch in aller Deutlichkeit ge
schilderten, „oftmals an der Grenze
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von Recht und Gesetz" (120) betrie

benen Geschäfte werden von Men

schen abgeschlossen, und ihre Fol
gen sind eben diesen Menschen zu
zuschreiben. Die Tatsache, dass es

kriminelle Strukturen gibt, entschul
digt nicht die Kriminellen.

Im Übrigen beschränkt sich das Buch
keinesfalls darauf, die fi-agwürdige
,Moral' der Finanzakteure zu gei
ßeln. In einem kurzen, gelungenen
ersten Abschnitt analysiert Hickel
die Ursachen der Entwicklung hin
zum „finanzmarktgetriebenen Kapi
talismus" (29), nämlich die Konzent
ration von Einkommen und Vermö

gen und die neoliberale Politik der
Deregulierung und Privatisierung. Für
Deutschland arbeitet er die zentrale

Verantwortung der rot-grünen Schrö
der/Fischer-Regierung heraus - er
hätte vielleicht hinzufügen können, in
welchem Ausmaß es unglaubwürdig
ist, wenn das Duo Steinbrück/Trittin,
die gleichen Personen, die unter rot
grün Umverteilung und Deregulie
rung vorangetrieben haben, heute als

Kämpfer für Mindestlöhne und Ban
kenregulierung auftreten. Und beim
mehrfachen Bezug auf Helmut
Schmidt und dessen Formel vom

„Raubtierkapitalismus" (53) erinnert
sich zumindest der ältere Leser noch

sehr gut daran, dass es eben dieser
Helmut Schmidt war, der die ersten

Schritte auf dem Weg zum Sozialab
bau und TMT Umverteilung zugunsten
der Gewinne gegangen war, der so
dem Raubtierkapitalismus die (sozi
aldemokratische) Käfigtür geöföiet
hat.

In weiteren Abschnitten setzt das

Buch sich mit den Behauptungen der
Verteidiger der Spekulation ausein
ander, diskutiert die einzelnen In

strumente und Akteure des ,Kasinos'

von Derivaten über Hochfi"equenz-
handel bis zu Ratingagenturen. (Ab
schnitte 2 und 3). Im Hauptteil des
Buches (Abschnitte 4 bis 6) geht es
aber um Maßnahmen zur „Zivilisie

rung" der Finanzwirtschaft, also dar
um, wie das Finanzgewerbe auf seine

Rolle als Finanzier der produzieren
den Wirtschaft zurückgestutzt wer
den kann. Hier werden Instrumente

wie die Finanztransaktionssteuer,

Trennbankensysteme, Einlagensiche
rung usw. vorgestellt und diskutiert.
Im letzten Abschnitt (7) entwickelt
Hickel die Konturen eines solchen

Bankensystems, wobei er sich stark
am deutschen „Drei-Säulen-Modell"

(186) orientiert (Privatbanken, Öf-
fentlich-Rechtliche Banken, Genos
senschaftsbanken). Ob die auf dem
Papier stehende Gemeinwohlorien
tierung der Sparkassen und Genos
senschaftsbanken in der Finanzkrise

wirklich einen großen Unterschied
gemacht hat, soll hier nicht unter

sucht werden. Der Rezensent ist kein

Bankfachmann - er kann sich aller

dings nicht des Verdachts erwehren,
dass der Autor hier etwas mit dem

Weichzeichner arbeitet. Auch ist die

Tatsache, dass viele Kommunen den

Banken hochspekulative Papiere ab
kauften, nicht nur der „Verzweiflung
über die Not ihrer Haushalte" (124)
zuzuschreiben: Mancher Kämmerer

wollte einfech auch mit am Kasino

tisch sitzen und aus Nichts Geld ma

chen - auch hier sind gierige Akteure
zu finden. Opfer und Täter sind nicht
immer klar zu unterscheiden.

Trotzdem hat Hickel mit dem Ver

weis auf existierende Ansätze für ein

funktionsgerechtes Geld- und Kredit
system recht: Um ein zukunftsfahi-
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ges Bankensystem aufeubauen
„braucht das Rad nicht komplett neu
erfunden zu werden." (202) Ansätze

hierzu sind in Form des Regionai-
prinzips, dezentraler Eigentumsstruk
turen und Kontrollgremien vorhan
den - die Tatsache, dass diese Prin

zipien unter dem Sog der finanzwirt-
schafllichen Dynamik oft missachtet
wurden, spricht nicht gegen sie. Das
hebt auch Hickel in seinen abschlie

ßenden Bemerkungen hervor: Es
geht um eine Veränderung der
Machtverhältnisse im Kapitalismus -
was impliziert, dass Hickel einen zi
vilisierten, demokratisierten Kapita
lismus für möglich hält. Das setzt al
lerdings die Entmachtung der Fi
nanzmärkte und ihre demokratische

Kontrolle voraus.

Jörg Goldberg

Die Welt der 0,1 Prozent

Hans Jürgen Krysmanski, 0,1 Pro
zent. Das Imperium der Milliardäre,
Westend Verlag, Franl0irt/Main
2012, 240 S., 19,99Euro

Wem gehört die Welt? Schenkt man
den Parolen der Occupy-Bewegung
Glauben, ist der finanzielle Reichtum
eines Prozents der Bevölkerung wirt
schaftlich und gesellschaftlich ton
angebend. Nicht ein Prozent, sondern
lediglich 0,1 Prozent, 0,01 Prozent
oder ein noch geringerer Bruchteil
der Menschheit halte als Klasse der

superreichen Milliardäre die macht
politischen Zügel in der Hand, kon
kretisiert der emeritierte Professor

für Soziologie, Hans Jürgen Krys
manski in seiner im August 2012 er
schienenen Monografie. Auf 240
Seiten unternimmt es Krysmanski im
Sinne seines Credos „Man muss die

0,1 Prozent sehen lemen" (44) über
blicksartig, aktuelle soziologische,
ökonomische und kulturelle Definiti

onsversuche dieser scheinbar unnah

baren Gated Community des riesen
haften Geldes zusammenzufiihren

und zu verknüpfen.

Beachtlich sind nicht zuletzt Krys-

manskis Überlegungen, inwiefern es
sich bei den global aufgestellten Su
perreichen um eine neue Klasse han
deln könnte und inwiefern marxisti

sche Kategorien bei der Analyse de
ren ökonomischer Verortung inner
halb des modernen Finanzkapitalis
mus weiterhelfen. Im Rückgriff auf
den deutschen Politologen Carl
Schmitt kreidet Krysmanski der mo
dernen Soziologie eine frappierende
Leerstelle an: Die Geschichte der

Eliten sei eine ungeschriebene; mit
den üblichen Methoden der soziolo

gischen Empirik sei den Superrei
chen nicht auf die Spur zu kommen,
allen Annäherungsversuchen wie der
US-amerikanischen Power Structure

Research (PSR) zum Trotz. Genau
diese Unsichtbarkeit einer im Prinzip
allumfassenden Finanzmacht, diese

Privatheit des Ultrareichtums als ihr

letztes und größtes Geheimnis (30)
benennt der Autor als wesentliche

Voraussetzung respektive als integra
les Wesensmerkmal des Imperiums
der Milliardäre, eines Imperiums an
sich, nicht für sich (82). Doch ohne
dialektisches Gegenüber kann auch
diese Form der Arkanherrschafl nicht

existieren, sodass Krysmanski folg
lich unter anderem über das Organi
sationsprinzip der Vermögensver
waltung und -mehrung Aussagen
trifft. Wie interagiert der weltent
rückte Superreiche mit seiner Um
welt? Im Ringburg-Modell (38ff.)
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wird eindrucksvoll beschrieben, wie

Superreiche mitteis eines großen Ex
pertenheeres, einer wissenschaftlich
gebildeten Funktionselite, bestehend
aus Managern und Beratern ihre

Firmenimperien verwalten lassen.
Private Think-Tanks erweitem die

wissenschaftliche Basis, arbeiten in

tensiv an der argumentatorischen
Verteidigung der Kapitalstrukturen
und verengen gleichsam mit ihrer
Abhängigkeit vom jeweiligen Spon
sor den Wissenschaftsbegriff auf ei
ne grundlegende Nützlichkeit für den
Superreichen. Das angebrochene
quasi leibeigenschaftliche Manage
ment- und Legitimationssystem ist für
Krysmanski Teil einer umfassenden

,Jcapitalismusbasierten High-Tech Re-
feudalisierung" der Erde (75). Pluto-
kratische Tendenzen von Konzemver-

flechtungen, die im Zuge ihrer globa
len Organisiertheit nationalstaatliche
Reglungsmechanismen aushebeln o-
der ganze Regierungen ungeniert vor
sich hertreiben, münden in einer Form

der rein monetarisierten Macht (39) -
Richistan^ sei überall, Nationalstaaten
würden dabei zu Satelliten dieses

nichteuklidischen Konstrukts.

Kritisch beleuchtet Krysmanski wei
terhin die grassierende Philanthropie
solcher Superreicher wie Jan Philipp
Reemtsma, deren großzügige Spen
den für Kunst, Kultur oder schlicht für

„die Armen" sich in zweiter Instanz

als Fürsorge-Voluntarismus ohne de
mokratische Kontrollmöglichkeit ent
puppen. Auch die US-amerikanische

G/v/wg^P/ef/ge-Bewegung, i.e. die

Krysmanski nimmt an dieser Stelle Bezug
auf Robert Franks, Richistan. Eine Reise

durch die Welt der Megareichen, dt. Aus
gabe Frankfiirt/M. 2009.

freiwillige Verpflichtung diverser
Milliardäre, die Hälfte ihres Vermö

gens zu spenden, entlarvt der Autor
als egoistisches ,J*iratenstück erster
Ordnimg" (140), einzig dem eigenen
Gusto verpflichtet und als öffentliche
Inszenierung sympathisch wirkender
sozialer Verantwortung gedacht. Die
Überwindung des BCapitals von Seiten
seiner höchsten Vertreter schließt

Krysmanski aus, zu stark ist der Trieb
nach Selbsterhaltimg, zu egoistisch
sind selbst scheinbar progressive Pro
jekte, über die Finanzimmg wissen
schaftlich-technologischen Fortschritts
den Menschen und sein Wirtschaften

auf neue Ebenen zu heben. Diejeni
gen, die von den Gipfeln der Geldber
ge aus die Lösung für kapitalistische
Probleme suchen, wollen und können
nicht die am Grunde liegende radikale
Forderung aufiiehmen: „Expropriiert
die Expropriateure! Oder auch: Eignet
euch der Aneigner an!" (247).

Im Gegensatz zur teilweisen Starr
heit des historischen Feudalismus in

sistiert der Autor im Falle des Neo-

feudalismus der Superreichen im be
sonderen Maße auf dessen extreme

Mobilität Das bei Krysmanski wie
derkehrende Symbol der Luxusyacht
vereint in doppelter Hinsicht die
festgestellte Hypervolatalität dieser
Personengruppe: Die Staatenlosig-
keit der Person sowie der weltumwa-

bemde Charakter ihres Kapitals ma
che sie zu Motoren der Globalisie

rung. Als Großkunden von Banken
bestimmten sie maßgeblich die Fi
nanzwirtschaft (und somit auch de
ren Krisenhaftigkeit), sind aber stets
too big to fail und somit die feste
Burg des Finanzkapitalismus.

Insgesamt gelingt es Hans Jürgen
Krysmanski, nicht zuletzt durch ei-
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nen ansprechenden Schreibstil sowie
mittels grafischer Darstellungen
komplexer Strukturen in Anlehnung
an künstlerische Schaubilder Mark

Lombardis, dem Leser einen oftmals

von Mythen und Spekulationen um-
wobenen Teil des modernen kapita
listischen Weltsystems kritisch nahe
zubringen. Querverweise auf nam
hafte Wissenschaftler und deren the

oretische Arbeiten zum Thema Su-

perreichtum ermöglichen einen ver
tiefenden Einstieg in den For
schungskomplex.

Valentin Hemberger

Bürgerliche und soziale De-
molvatie - Theorie und Praxis

David Salomon, Demokratie, Reihe

Basiswissen Politik/Geschichte/Ökono

mie. PapyRossa, Köln 2012, 131 S.,
9,90 Euro

Eine Einfuhrung in den Mammut-
Begriff ,JDemokratie" auf knapp 130
Seiten erscheint auf den ersten Blick

als ein schwieriges Wagnis. Die gän
gigerweise im Wissenschaftsbetrieb
und darüber hinaus eingesetzten und
inzwischen mehrere Auflagen zählen
den demokratietheoretischen „Grund-

lagenwerke" zählen in ihrer aktuel
len Edition im Vergleich 366 respek
tive 574 Seiten und dokiunentieren,

wie im ersteren Falle, umfänglich
Originalquellen, um diese dann von
fachkundigen Autoren interpretieren

Z. B. Peter Massing, Gotthard Breit, Hu-
bertuBuchstein (Hrsg.), Demokratietheo
rien. Von der Antike bis zur Gegenwart.

Texte und Interpretationshilfen. 8. Auflage,
Schwalbach/Taunus 2011; Manfred G.

Schmidt, Demokratietheorien. Eine Einfüh

rung. 5. Auflage, Wiesbaden 2010.

ZU lassen. Um das Fazit dieser Re

zension jedoch deutlich vorwegzu
nehmen: David Salomon, der zur

Zeit die Professur für Politische Bil

dung an der Universität Siegen ver
tritt und das genannte Unterfangen
mit einem Beitrag zur inzwischen
zwölf Bände zählenden ,3asiswis-

sen"-Reihe des Kölner PapyRossa-
Verlags gewagt hat, gelingt sein
Wagnis mit Bravour! Ganz im Ge
genteil sogar rückt sein Buch, wel
ches fireilich über eine gänzlich ande
re Anlage verfügt als die exempla
risch angeführten ,JGassiker" der
deutschsprachigen demokratietheore
tischen Literatur, nicht nur histori

sche wie aktuelle theoretische Dis

kussionen zur Demokratie in den Fo

kus, sondern fi-agt auch nach deren
Konsequenzen für die reale Politik
und trägt damit der „wesenhafte[nl
Einheit von Theorie und Praxis'

Rechnung.

Die Darstellung Salomons entfaltet
sich vor dem Hintergrund zweier
zentraler Begriffe, die im Einlei
tungskapital im Anschluss an einen
kurzen Blick (7-10) auf begriffliche
,J^ebelkerzen", die sich vermittels

der ,JDemokratie" zünden lassen,
entwickelt werden: namentlich die

bürgerliche und die soziale Demo
kratie, die durch ihre Bindung an ge
sellschaftliche Interessen erklärt

werden (10-17) und letztlich den ent
scheidenden sozialen Inhalt der mit

„Volksherrschaft" apostrophieren
politischen Ordnung kennzeichnen.
Entgegen seiner heutigen gängigen
Konnotatioo verweist der Begriff der

Leo Kofler, Die Wissenschaft von der Ge

sellschaft [1944], Frankfiirt/Main 1971, S.
88.
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sozialen Demokratie jedoch nicht auf
eine Formel der kontemporären So
zialdemokratie, sondern auf eine
Konzeption des Marburger Politolo
gen Wolfgang Abendroth. Salomon
führt zwei weitere zentrale Begriffe
ein, die als mögliche Antworten der
Herrschenden auf die Vorstöße der

gesellschaftlichen Träger der sozia
len Demokratie (die Gramscianische
„Subalterne") zu betrachten sind: die
defensive Demokratisierung und der
Bonapartismus als „oftmals in ple-
biszitär-demokratische Rhetorik ge
kleidete offene Entdemokratisie-
ntng" (17-22), Beide Schlüsselworte
tauchen ebenfalls im Buch immer

wieder auf, wodurch sich ihr Inhalt

beispielhaft weiter erhellt.

Nach einem Exkurs zur den ,dDemo-

kratie"-Begriff produzierenden Epo
che der Antike (22-29), in dem über
zeugend dargelegt wird, dass weni
ger die oft rhetorisch bemühte Athe

ner Demokratie, sondern vielmehr

die Römische Republik realiter das
inhaltliche Vorbild für die meisten

heutigen bürgerlichen Demokratien
darstellt, werden in vier Hauptkapi
teln die historischen Entwicklungsli
nien, von der Enghschen Revolution
im 17. Jahrhundert (31-38) bis zur
gegenwärtigen ,JPostdemokratie"-
Diskussion (115-123) nachgezeich
net, die auch ohne detailherte Vor-

keimtnisse der neueren und neuesten

Geschichte mitverfolgt werden kön
nen, da Salomon die zeitgeschichtli
che Einordnung stets anschaulich
mitliefert. Hierbei werden die Aus

einandersetzungen um die Demokra
tie nicht als eine rein theoretische

Angelegenheit, sondern ideologische
Debatten stets als Ausdruck konfli-

gierender sozialer Interessen ver

standen. So liest sich die Schilderung
der Ereignisse in den verschiedenen
Phasen der Französischen Revolution

(43-58) als eine Darstellung steter
Auseinandersetzungen zwischen
Fraktionen des Bürgertums über die
Gestaltung ihrer Herrschaft nach
dem Sturz des Absolutismus, wobei
diese Konfirontationen zunehmend

auch die soziale Frage berührten. Mit
dem Anwachsen der Arbeiterklasse

und der organisatorischen und politi
schen Entwicklung der Arbeiterbe
wegung im 19. Jahrhundert stellt sich
eine Einheit von Sozialismus und

Demokratie (58-73) her, die mit dem
Proletariat als gesellschaftlichem
Träger zum Vorkämpfe von Grund
rechten wird, welche im Zuge defen
siver Demokratisierungen zum Teil
auch tatsächlich implementiert wer
den. Zudem fallt in diese Epoche der
erste Versuch des Aufbaus einer pro
letarischen Gesellschaftsordnung mit
neuen (räte-)demokratischen Verfah

rensweisen in Gestalt der blutig un
terdrückten Pariser Kommune von

1871. Diese unübersehbare Überein

stimmung von demokratischem Fort
schritt und Sozialismus sieht Salo

mon im 20. Jahrhundert durch die

historische Erfahrung des Stalinis
mus (85-90) gebrochen. Allerdings
verweist Salomon ausdrücklich auf

die dennoch existierenden Mit-

bestimmungs- und Kontrollmecha
nismen im real existierenden Sozia

lismus, die insbesondere nach der

Stalin-Periode wieder instand gesetzt
wurden, wie auch auf den antifa

schistischen Impetus bei der Etablie
rung sozialistischer Gesellschaftssys
teme nach dem Zweiten Weltkrieg in
Europa (108f.). Zusätzlich macht Sa
lomon auf den progressiven Impuls
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aufinerksam, den demokratische Be

wegungen trotz alledem weltweit
durch die Existenz des reaisozialisti-

schen Lagers erfehren haben (103f.).
Dass die heutige Diskussion über die
Agonie einer sogenannten ,J*ostdemo-
kratie" nicht dazu führoi dar^ einen

vergangenen Zustand als mustergülti
ges Beispiel real existierender Demo
kratie zu verklären, sondem konkrete
Demokratisienmg von gesellschaftli
chen Kräfteverhältnissen und damit

auch von Akteuren abhängt, steht für
den Autor außer Zweifel, denn: „Ent

scheidend für die Zukunft der Demo

kratie wird sein, ob es gelingt [...] Pro
teste und Aktionen in einer neuen Be

wegung der Unterklassen zu bündeln,
deren Fordeningskatalog nicht vor der
Infi^gestellung bürgerlichen Eigen
tums an den Produktionsmitteln halt

macht" (127)

Der Didaktiker Salomen versteht es

mit bestimmtai Signalwörtem, die
dem Leser als Orientierungsbojen auf
seiner tour de force durch die Ge
schichte der Demokratietheorie und

vor allem -praxis dienen, auch
sprachlich einen stringenten roten
Faden zu ziehen, der jedoch keines
wegs nur in eine Richtung zeigt.
Ganz im Gegenteil lädt dies nach ei
nem ersten Lesen des Buchs dazu

ein, beispielsweise noch einmal alle
Stellen gründlicher zu studieren, an
denen der ,4Demokratie"-BegrifiF als
eine ,jvlebelkerze" gezündet wurde,
um so bestimmte Zusammenhänge
zu erkennen. Die Bibliographie,
welche von den Schriften Wolfgang
Abendroths über die Studien Frank

Deppes zum Politischen Denken im
20. Jahrhundert und historischen Ar

beiten Walter Markovs zur Französi

schen Revolution bis hin zu Ellen

Meiksins Woods reicht, bietet zahlrei

che Hinweise auf Literatur, die es er

möglicht, Einzelaspekte zu vertiefen.
David Salomon hat mit ,JDemokratie"

nicht nur ein ansprechendes wissen
schaftlich-fundiertes, sondem (gerade
wegen dieser Wissenschaftlichkeit bei
gleichzeitiger Zugänglichkeit) auch
politisch-kämpferisches Buch vorge
legt. Es sei daher ausdrücklich nicht
nur als Hilfsmittel für die theoreti

sche Erfassung des ,JDemokratie"-
Begriffs und damit als Ergänzung zu
den eingangs erwähnten „Standard
werken" empfohlen, wofür es mehr
als dienlich ist. Auch als Kompendi
um in praktischen Auseinanderset
zungen demokratischer und sozialer
Bewegungen unserer Tage, dessen
Lektüre nicht nur nützlich ist, son

dem auch Spaß macht, dürfte es sei
nen Nutzen unter Beweis stellen.

Phillip Becher

Medien und Demokratie in

Lateinamerika

Hanno Bruchmann u.a. (Hrsg.), Me
dien und Demokratie in Lateiname

rika, Karl Dietz Verlag, Berlin 2012,
298 S., 16,90 Euro

Die Meldungai über Ereignisse in
der lateinamerikanischen Medien

landschaft, die der interessierte Leser

in den als seriös geltenden Organen
der bundesdeutschen Presse in den

vergangenen zwei bis drei Jahren le
sen konnte, mussten ihn verwundem.

Ob »^frankfurter Allgemeine Zei
tung" oder „Süddeutsche Zeitung":
Gerade die ganz legal durch Wahlen
an die Macht gekommenen linken
Regierungen Lateinamerikas wurden
demokratiefeindlicher Angriffe auf
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die Pressefreiheit angeklagt. Auch
Institutionen wie die Konrad-

Adenauer-Stiftung widmeten sich
ausfuhrlich dem Thema Gängeiung
von Journalisten durch Lateinameri

kas ,J!-inksruck"-Regierungen. Gegen
diese, wie sie es nennen „gezielte Dif
famierung" haben sich linke Latein
amerika-Forscher aus der Bundesre

publik und im Medienbereich tätige
Basisaktivisten Lateinamerikas auf

einer im Januar 2011 von der Latein

amerika-Gruppe an der Universität
Mafburg organisierten Tagung ge
wandt. Der Sammelband enthält

hauptsächlich die auf dieser Konfe
renz gehaltenen Beiträge.

Anlass für die Tagimg und die Ver
öffentlichung des Konferenzbandes
war nicht nur die einseitige Bericht
erstattung, sondern auch die Un
kenntnis des deutschen bzw. europäi
schen Lesers über charakteristische

Züge der lateinamerikanischen Me
dienlandschaft, die das Verständnis
der jüngsten Medien- und Kommu
nikationsgesetzgebung der Linksre
gierungen in Argentinien, Ecuador,
Venezuela und Bolivien ̂ schweren.

Der Sammelband verfolgt somit zwei
Anliegen: die Struktur der Medien
landschaft in Lateinamerika vorzu

stellen und beim Leser Verständnis

für die als Knebelung der freien
Presse charakterisierten gesetzgebe
rischen Maßnahmen der Linksregie-
nmgen zu wecken.

In den letzten Jahrzehnten, verstärkt

in den 1990er Jahren - Lateinameri

kas „neoliberalem Jahrzehnt" - sind

auf dem Kontinent, so Dieter Boris in
seinem grundlegenden Beitrag, mo
nopolistische Medienkonzeme ent
standen, die mit ihrem Interesse an

größtmöglichen Gewinnen aus Wer
bung, Sport und Unterhaltung die
Medienlandschaft in großen Teilen
des Kontinents beherrschen. Die me

xikanische Televisa z.B. deckt allein

85 Prozent des dortigen TV-Marktes
ab. Die führenden Unternehmen in

Brasihen und Venezuela bringen es
auf 53 bzw. 44 Prozent. Die fünf

größten Tageszeitungen beherrschen
im Durchschnitt knapp 50 Prozent des
Marktes dieser lateinamerikanischen

Staaten. Ein öffentlich-rechtlicher

Mediensektor existiert im Unterschied

zu Mittel- und Westeuropa so gut wie
nicht. Angesichts dieser Rahmenbe-
dingungai konnte sich ein objektiv
berichtender und urteilender Journa

lismus in Lateinamerika kaum her

ausbilden. Nicht verwunderlich ist

es, dass die Print- und Telemedien,

die sich in der Hand der vielfech mit

der Privatwirtschaft verflochtenen

Medienmogule befinden, sich über
kurz oder lang auf die linken Regie
rungen einschossen und an Stelle der
an Einfluss verlierenden rechten Par

teien zur wichtigsten Stimme und
zum einflussreichsten Führer da: kon

servativen Opposition wurden.

Anders als die Berichterstattung in der
Mehrzahl der bundesdeutschen Me

dien glauben machen will, versuchen
die Linksregierungen kaum, mit inhalt
lichen Vorgaben direkt die Programme
zu beeinflussen. Über Verändoimgen
der Kommunikationsstruktur sind sie

vielmehr bemüht, indirekt auf die Me

dieninhalte einzuwirkoi. Das geschieht
auf zweierlei Weise: Einerseits lassen

die ,J^inksruck"-Regierungen die Li
zenzen der marktbeherrschenden Sen

der auslaufen, andererseits unterstützen
sie unabhängige Basis-Radiostationen
und lokale TV-Sender, die - eine La-
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teinamerika von Europa unterschei
dende Tradition - bereits bei Machtan

tritt der linksliberalen Regierungen zu
Beginn des neuen Jahrtausends in An
fingen vorhanden waren. Die Anzahl
dieser Sender hat sich im vergangenen
Jahrzehnt vervielficht. Sie werden pri
vat, durch die Kommunen oder auch
durch den Staat geführt. Das Medien
angebot wird auf diese Weise diversi-
fiziert und demokratisiert, wenn auch

die großen Privatsender immer noch
Radio und TV dominieren. Von einem

medialen Gleichgewicht, urteilt Boris,
„oder sogar der Gewinnung einer Ge
genhegemonie" kann in den lateiname
rikanischen ,J^inksruck"-Ländem noch

nicht die Rede sein (42).

Auf diesem Wege sehr hilfreich sein
könnte die 2005 vom venezolani

schen Präsidenten Chavez geschaffe
ne transnationale Nachrichtenagentur
Telesur, die im Unterschied zu den
großen Privatsendem nicht gewinn
orientiert ist und die sich als Sprach
rohr sozialer Bewegungen und der
lateinamerikanischen ,JLinksruck"-

Regierungen begreift.

Speziell dem Verhältnis von Medien,
Politik und Ökonomie in Lateiname

rika vor dem Hintergrund der aktuel
len Medienreformen ist der zweite der

drei grundlegenden Beiträge des
Sammelbandes von Andreas Hetzer

gewidmet. Aram Aharonian, ein uru
guayisch-venezolanischer Journalist
und Begründer von Telesur spitzt im
dritten Beitrag die Forderung nach
Kommunikationsverbesserung für die
Völker Lateinamerikas bewusst zu:

„Eine öffentliche Kontrolle der kom
merziellen ... Medien wird immer

notwendig^:. Sie haben sich in die
Hauptgewalt gewandelt - noch über
den drei klassischen Exekutive, Judi-

kative und Legislative. Es gilt eine
fünfte Macht zu bilden, die der Bür

ger, um die vier vorherigen zu über
wachen." (66)

Den drei Grundsatzbeiträgen folgen
Länderbeispiele: zu Medien und Me
dienpolitik in Venezuela, in Bolivien
und in Ecuador, in Brasilien, Ko

lumbien und Honduras, in El Salva

dor und anderen zentralamerikani

schen Staaten. Mit besonderem Inte

resse wird man den Beitrag von Jo
hannes Schulten lesen, der auf Re

cherchen beruht, die der jetzige Re
dakteur der , jungen Welt" im Früh
jahr 2010 vor Ort, in Buenos Aires,
zu den Reaktionen auf die neue ar

gentinische Mediengesetzgebung un
ternommen hat. Gerade die Ausei

nandersetzungen zwischen der Cla-
ringruppe, dem argentinischen Mul-
timediengiganten, und der Regierung
Femändez de Kirchner um die

Durchsetzung des 2009 verabschie
deten Mediengesetzes sind in
Deutschland immer wieder zum An-

lass genommen worden, den latein
amerikanischen Linksregierungen
Verletzungen der Pressefreiheit vor
zuwerfen. Das Mediengesetz mar
kiert den Bruch zwischen den Kirch

ners und Clarin, nachdem die Gruppe

ihre Unterstützung für die Regierun
gen von Nestor Kirchner und Cristi-
na Femandez Kirchner 2008 mit ten

denziösen Berichten über die Agrar

politik aufgekündigt hatte. Seitdem
bombardiert sie die argentinische Öf
fentlichkeit ständig mit Nachrichten
über eine drohende Rezession, hohe

Verschuldung, schlechte ökonomi
sche Stimmung und die Isolierung
des Landes in der Welt, während Ar
gentinien in Wirklichkeit zu den
Schwellenländem gehört, die kaum
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von der 2008 einsetzenden Weltwirt

schaftskrise betroffen sind. Mit dem

Mediengesetz verfolgt die Regierung
vier Ziele: Eine Pluralisierung, die
einher geht mit der Verstärkung nati
onaler Produktionen und Program
me, eine Entmonopolisierung des
Medienbereichs, eine stärkere Regu
lierung der Inhalte, z.B. zur Siche
rung der Einhaltung von Jugend
schutzbestimmungen, und die Schaf
fung einer Aufsichtsbehörde, die den
Mediensektor erstmals in Argenti
niens Geschichte der parlamentari
schen Kontrolle unterwerfen soll.

In den vier Beiträgen des zweiten
Teils des Sammelbandes, in dem vor

allem Basisaktivisten zu Wort kom

men, geht es einmal um eine kriti
sche Analyse der deutschen Aus

landsberichterstattung über Latein
amerika. Zum anderen werden dem

Leser das Nachrichtenportal „ameri-
ka21.de", die Zeitschrift ,4^teiname-

rika Nachrichten" und der ,J^achrich-

tenpool Lateinamerika" (npla) vorge
stellt, die sich um eine realitätsnahe

Berichterstattung über Entwicklungen
auf dem Kontinent bemühen.

Der Sammelband rückt verzerrte

Darstellungen zurecht und füllt eine
Informationslücke über die jüngste
Geschichte Lateinamerikas im Be

reich der Kommunikation aus. Das

gilt insbesondere für die Staaten der

,J!.inksruck"-Regierungen. Die Publi
kation der Lateinamerikagruppe Mar
burg ist allen an den Geschehnissen
auf diesem zukunftsträchtigen Konti
nent Interessierten unbedingt zu emp
fehlen.

Jörg Roesler

Europäische Union und EU-
Krise

Andreas Wehr, Die Europäische Uni
on, PapyRossa, Köln 2012, 134 S.,

9,90 Euro

Andreas Wehr kann aufgrund seiner
theoretischen als auch praktischen
Arbeit als wissenschaftlicher Mitar

beiter im Europäischen Parlament als
ein profunder Kenner der Europäi
schen Union gelten. Sein Buch ist
eine kritische Geschichte der EU, die
mit einigen langläufigen - teils bis
heute bemühten - Mythen aufräumt.

Er teilt die Geschichte der Europäi
schen Union in drei Phasen ein. Nach

einer Phase von ,Aufstieg und Stag
nation" (1950-1985) folgte eine „Zeit
der schnellen Integration" (1985-
2005), die in eine Phase mündete, die
er mit „Rückschlägen und Krisen"
(2005-2012) umschreibt. In letztem
Kapitel ,JDie Europäische Union:
Entdemokratisierung und Sozialab
bau" - widmet er sich dem Phänomen

EU, er beschreibt seine aktuelle Ver-

fasstheit und wagt einen Ausblick auf
mögüche Entwicklungsperspektiven.

Die „mystische Suche nach der ver
lorenen Einheit Europas" lehnt er ab
und sieht vielmehr die wirklich eini

gende Tat Europas „in der geschicht
lichen Tatsache, dass sich auf diesem

Kontinent - unter Ausbeutung der
restlichen Welt - die kapitalistische
Produktionsweise herausgebildet hat,
die die Existenz der gesamten
Menschheit bis heute prägt" (9). Auch
den Mythos, es wäre bei der Europäi
schen Union primär um die Verwirk-
üchung des Friedens gegangen, wi
derlegt er kenntnisreich. Er sieht da
hinter das politische Kalkül, sich mit
der Gleichsetzung: „Europa bedeutet
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Frieden" gegen ,jede Kritik an der
konkreten Form der europäischen In

tegration" (17) zu immunisieren.

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren
es maßgeblich die USA, die „die Be
dingungen, unter denen (West
deutschland) seine Rückkehr in die
Weltwirtschaft antreten musste" (18),

diktierten. Da auch Frankreich durch

die verheerenden Auswirkungen des

Krieges auf die Marshall-Plan-Hilfe
angewiesen war, musste es ebenfalls
US-amerikanische Bedingungen er
füllen. Wehr erläutert anschließend

den von der Schafiung der Montan
union (dem Begirm der institutionel
len europäischen Integration) ausge
henden Prozess von Aufstieg und
Stagnation (bis 1985). Als große Last
der Entwicklung einer Europäischen
Union sieht er das Scheitern einer

europäischen Verteidigungsgemein-
schaft, denn „die angestrebte politi
sche Union muss [..] ohne einen Zu-
sammenschluss im Kembereich der

Außen- und Sicherheitspolitik eine
Fiktion bleiben." (28)

Im Kapitel über die ,JZeit der schnel
len Integration" beschäftigt der Ver
fasser sich mit den Folgen der Krise
1974/75. Als Antwort auf die Krise

konstatiert er eine „umfassende Re-

vitalisierung des Kapitalismus" (49).
Der ,Eurosklerose' sollte durch mehr
Wettbewerb und mehr Binnenmarkt

begegnet werden. Sehr erhellend ist
an dieser Stelle die von Wehr herge
stellte Kausalität zwischen der

Schafifting des Europäischen Bin
nenmarktes und der heutigen Krise in
einigen europäischen Staaten (etwa
Griechenland); denn der „europaweit
aufgenommene Wettbewerb der Bei
trittsländer ging zu Lasten der
schwachen Peripherieländer der alten

EU, verfügten diese Volkswirtschaf
ten doch über ein vergleichbares
Produktionsniveau wie die neu Hin

zukommenden" (74).

Die ,Jlückschläge und Krisen" von
2005 bis 2012 (faktisch bis heute)
skizzieren die letzte Phase. Nach

dem sich der Autor mit dem geschei
terten Verfassungsvertrag auseinan
dergesetzt hat, wendet er sich der Eu
ro-Krise zu. In diesem Kontext führt

er den diagnostizierten Gegensatz
zwischen Kern und Peripherie an und
erläutert, dass es vor allem „die über

legenen Konzerne Kemeuropas sei
en, insbesondere die Deutschlands"
(104), die durch den fi-eien EU-
Binnenmarkt bevorteilt werden.

Abschließend analysiert Wehr die
EU als neues Phänomen und wendet

sich dann der Entdemokratisierung

und dem Sozialabbau zu. Die Europä
ische Union sei,Ausdruck der objek
tiven Vergesellschafhmg der Ökono
mie im Sinne einer immer arbeitstei

ligeren und immer größere Räume
umfassenden Produktion und Kon

sumtion" (116). Allerdings sind der
beschriebenen Vergesellschafhmg
Grenzen gesetzt, da „die EU als regi
onale Form dieser Intemationalisie-

rung (gemeint ist die Globalisierung
der kapitalistischen Produktion, P. Ö.)
von imperialistischen Staaten getra
gen wird" (117). Für Wehr ist die EU
,dcein neuer Staat", denn es fehle „an
der entscheidenden Grundlage für
eine solch neue Qualität, an einer ü-
bergreifenden transnationalen Klas
se" (117). Für ihn bildet die EU „ei
ne entwickelte Form der Kooperation
von Staaten", ist aber zugleich auch
,Austragungsort des Kampfes zwi
schen ihnen" (118). Im Zusammen

hang dieser Analyse führt er auch das
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grundlegende Defizit an Demokratie
der EU als »JErgebnis der imperialisti
schen Vergesellschafhmg als defor
mierte Vergesellschaftung" (120) an.
Da europäische Mitgliederparteien,
handlungs^ige Gewerkschaften und
Räume für öffentliche Auseinander

setzungen so gut wie nicht existent
sind, könne auf dieser Ebene der

Kampf um Demokratie und soziale
Rechte nicht gefuhrt werden. Daher
sei es „nur konsequent, wenn die Ar
beiterbewegung, die für erfolgreiche
Kämpfe auf den Erhalt und den Aus
bau der Demokratie existentiell an

gewiesen [ist], jeder weiteren Über
tragung von Kompetenzen an die EU

Widerstand" (123) leiste.

Andreas Wehr zeichnet die Geschich

te der Europäischen Union kenntnis
reich nach. Ein analytischer und ar-
gumentativer roter Faden ist vorhan
den imd ermöglicht viele heutige Um
stände aus der historischen Entwick

lung heraus zu verstehen. Sehr über
zeugend ist die Dekonstruktion eini
ger europäischer Mythen, instruktiv
die Einbeziehung von Verträgen, Be
stimmungen und deren Auswirkungen
auf die Europäische Union.

Wehrs Ansatz ist von einem ,Jdassi-
schen" Imperialismusbegriff gqirägt -
,4mperialismus als höchstes Stadium
des Kapitalismus" (Lenin). Entlang
ökonomischer Leitlinien skizziert ct

ein Bild der Union, dass durch impe
rialistisches Machtstreben und vor al

lem das (Konkurrenz-)Verhältnis
Deutschland-Frankreich bestimmt ist.

Nach Wehr ist es das (imperialistische)
Monopolkapital, das die Europäische
Integration bestimmt hat. Dem ist

grundsätzlich zu zustimmen, aller
dings liegt in der rein ökonomischen

Betrachtungsweise auch eine Schwä

che der Analyse. Denn es wird kaum
analysiert, welche spezifische Form
bestimmung der Staat im engeren
Sinne im heutigen intonationalisier-
ten Kapitalismus aufweist. Gemeint
ist hier das Problem der Trennung
verselbständigter staatlicher Appara
te von der Gesellschaft, in denen ge
sellschaftliche Auseinandersetzungen
- wenn auch gebrochen - stattfinden
und sich dort materialisieren und wi

derspiegeln.

Dies ist zweifellos ein aktuelles Dis

kussionsproblem. Wehrs Analyse be
inhaltet ein neorealistisch inspiriertes
Hegemoniekonzept, das Hegemonie
als Dominanz eines ökonomisch und

militärisch mächtigen Nationalstaats
begreift. Im ,J4eo-Gramscianismus"
der „Intemationalen Politischen Ö-
konomie" wird Hegemonie dagegen
anders, „als ein konsensual abge
stützter Modus transnationaler Ver

gesellschaftung" (Deppe), verstan
den. Anhand einer neogramsciani-
schen Perspektive kann aufgezeigt
werden, wie es den Herrschenden

(und vor allem welchen) gelungen
ist, den Kapitalismus zu transformie
ren - gemeint ist der „Strukturwan
del der Europäischen Union" (Zilte-
ner) von der monnetschen hin zur

wettbewerbsstaatlichen Integrati
onsweise. Wehr spricht hier lediglich
von einer „umfassenden Revitalisie-

rung des Kapitalismus" (49). Aber in
welchen Formen ist dies erfolgt? Ge
rade im Hinblick auf mögliche Wi
derstandsperspektiven und deren (eu
ropäische) Vernetzung wäre eine ge
nauere Analyse der zahlreichen kapi
talistischen Akteurinnen im nationa

len wie im europäischen Kontext
hilfi-eich.

Patrick Ölkrug
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Global City Frankfurt -
Wem gehört die Stadt?

AK Kritische Geographie (Hrsg.),

Wem gehört Franf0irt? Dokumenta
tion des aktionistischen Kongresses
vom März 2012, organisiert aus dem
„ Wem gehört die Stadt? "-Netzwerk,
Frankfurt/M. (= Forum Humange
ographie 9, 2012. Online unter:
http://www.neuordnungen.info/2012/
09/17/neuerscheinung-wem-gehort-
Jranifurt/

Die Verschärfimg sozialer Ungleich
heiten, eine zvmehmende Postdemo

kratisierung der lokalen Politik und
eine ökonomisierung der Stadtent
wicklung sind Stränge neoliberaler
Stadtentwicklung, deren Auswirkun
gen sich anhand der Frage erfessen las
sen: „Wem gehört die Stadt?" Um die
sen Entwicklungen in Frankfurt nach
zuspüren und sie in einen übergreifen
den Kontext neoliberaler Stadtentwick

lung einzuordnen, fend im März 2012
der aktionistische Kongress „Wem ge

hört Frankfurt?" statt, dessen Doku
mentation hier zu besprechen ist.

Die Tagung hatte den Anspruch, „ei
ne schlaglichtartige Analyse und Kri
tik Urbanen Lebens in und um Frank

furt" zu geben. Bei thematischer
Gliederung in drei Teile: (I.) „Wem
gehört die Stadt?", (II.) „Wem gehört
Frankfurt?" und (III.) „Wie weiter?",

ist es gelungen, eine große Bandbrei
te zwischen (theoretischer) Analyse
und (praktischer) Kritik auf lokaler
wie überregionaler Ebene abzude
cken. Die Dokumentation fuhrt in

aktuelle Konflikte und Konfliktsitua

tionen in und um die Stadt Frankfurt

ein. Darüber hinaus bietet sie Mate

rial und fundierte Analysen zu eini
gen überregionalen Tendenzen neo

liberaler Stadtentwicklung - und er
möglicht es so, lokale Erfahrungen
auf einer theoretischen wie prakti
schen Ebene mit den Erfahrungen

aus anderen Kontexten zu verglei
chen. Der Band wendet sich an wis

senschaftlich Interessierte zu den

Themen Neoliberalisierung und (sozi

ale) Konflikte in Urbanen Kontexten
sowie an Aktivist innen in „Recht-
auf-Stadt"-Zusammenhängen.

In dem Band finden sich bekannte Au-

tor_innai kritisch-geographischer
Stadtforschung und Aktivist_innen
verschiedener Initiativen. Neben den

„typischen" Recht-auf-Stadt-Themen
Wohnraum und Mieten werden auch

die Situation von Migrant_innen, die
Frage nach den Arbeitsverhältnissen
in der Stadt, die Verbindung von so
zialen und ökologischen Fragen und
der Diskurs um „Kreativität und Viel

falt" in den Blick genommen. Eine
nahezu ironische Anekdote stellen die

Querelen der Stadt Frankfurt mit dem
Standort der Frankfurter Börse dar, die

deutlich machen, dass „städtische Eli

ten (...) es nicht in der Hand haben,
dass und wie sich ihr ,Untemehmen
Stadt' auf dem Weltmarkt schlägt, und
zwar u.a. in dem Maße nicht, wie
scheinbar ortsgebundene Untemehmen
strategisch die Region gegen die Stadt
nutzen, um auf dem Weltmarkt zu re

üssieren (...)". Ein besonders erschre
ckendes Beispiel ist die Auseinander
setzung um Arbeits- und Gewerk
schaftsrechte beim Untemehmen ,>Ia-

redo", bei der die prekäre Lage Lohn
abhängiger deutlich wird, die sich in
der Verschneidung mit Diskriminie
rungsformen wie „Migrationshin
tergrund" noch verschärfen kann.

Anspmch des Readers ist es, neben
der Analyse problematischer und kon-
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flikthafler Entwicklungen auch Mög
lichkeiten des „wie weiter" aufeuzei-

gen. Die in diesem Teil versammelten
Beiträge sind durchaus spannend (lo
kales online-Zeitungsprojekt, gemein
schaftliches Wohnen, Vergleichsmie
ten und der Ansatz des „guten Le
bens"), lassen aber mehr Fragen of
fen, als sie beantworten: Inwiefern

können diese Ansätze die - in den

Analysen zumeist konstatierten -
systemimmanenten Ursachen der
Probleme überwinden? Stellt nicht
z.B. gerade das Vergleichsmietensys
tem eine Form der Legitimierung
marktangepasster Mieter dar? Inwie
weit können gemeinschaftliche
Wohnprojekte über ein (Halb-)Insel-
Dasein im Kapitalismus eine (soziale)
Veräpderung bewirken, wo stoßen sie
an Grenzen? Wären die unter „wie

weiter" aufgeführten Beiträge nicht
auch als Analysen des Bestehenden
im Abschnitt „Wem gehört Frank
furt?" besser aufgehoben? Oder an
ders gefragt: könnten und sollten nicht
auch grundlegendere Utopien (wie-
der-)angeeignet werden, um die neo
liberale Stadt herauszufordern? Eine

interessante Perspektive bietet dabei
der im Beitrag über gemeinschaftli
ches Wohnen genannte ,d!.eerstands-
melder", der vielleicht nicht nur zu

einer „Leerstandsabgabe" zugunsten
kommunaler Haushalte dienen könn

te, sondern auch eine Plattform zur

ganz praktischen Aneignung von (öf
fentlichen) Räumen darstellen kann.

Joscha Metzger
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Der Retchstagsbrai

Alexander Bahar/ Wilfried Kugel

Der Reichstagsbrand
Geschichte einer Provokation

Wer hat 1933 den Reichstag angezündet? Die Autoren wi

derlegen die Legende einer Aileintäterschaft des Holländers

Marinus van der Lübbe und entlarven Hermann Göring als

Anstifter. Und sie zeigen, wozu die Nazis diese Provokation

inszenierten.
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Peter Bathke / Anke Hoffstadt (Hg.)

Die neuen Rechten in Europa
Zwischen Neoliberalismus und Rassismus

Wie erklärt sich der Aufschwung der extremen Rechten in Euro

pa? Ist er nur eine vorübergehende Folge der Finanzkrise?

Oder sind es die neoliberalen Bedingungen, die die Verlierer

in die Arme der Rechten treiben? Wo müssen Gegenstrategien

ansetzen?
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